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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

V o r s i  t z e n d e: Präsident Benya. Zweiter 
Präsident Minkowitsch, Dritter Präsident Probst. 

Präsiden�: Die Sitzung ist e r  ö f f  n e t .  

Das Amtliche Protokoll der 9 .  Sitzung vom 9.  
Dezember 1975 ist in der Parlamentsdirektion 
aufgelegen und unbeanstandet geblieben. 

Zuweisung 

Präsident: Den vom Bundesminister für 
soziale Verwaltung vorgelegten Tätigkeitsbe­
richt der Arbeitsinspektion im Jahre 1974 (III-13 
der Beilagen) weise ich dem Ausschuß für 
soziale Verwaltung zu. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (2 und Zu 2 der 
Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1976 

samt Anlagen (50 der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe IX 

Kapitel 63: Handel, Gewerbe, Industrie 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein. Gegenstand ist der Bericht des Finanz- und 
Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(2 und Zu 2 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz 
für das Jahr 1976 samt Anlagen (SO der 
Beilagen). 

Wir gelangen zur Verhandlung über die 
Beratungsgruppe IX. Diese umfaßt das Kapitel 
63 des Bundesvoranschlages. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abgeord­
nete Köck. Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Köck: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der Finanz- und Budgetausschuß 
hat das in der Beratungsgruppe IX enthaltene 
Kapitel 63 "Handel, Gewerbe, Industrie" des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1 976 in seiner 
Sitzung am 26. November 1 975 in Verhandlung 
gezogen. 

Bei Kapitel 63 "Handel, Gewerbe, Industrie" 
sind für das Jahr 1976 im Grundbudget 
Ausgaben in der Gesamthöhe von 
1 . 007,587.000 S vorgesehen, die zur Gänze der 
ordentlichen Gebarung zuzurechnen sind. 

Der Personalaufwand des Kapitels 63 beträgt 
1 84 ,239.000 S. Er ist gegenüber dem Jahre 1975 
um 17,525.000 S höher veranschlagt. 

Der Sachaufwand beläuft sich auf 
823, 34 8.000 S, das sind um 78 , 188.000 S mehr als 
im Vorjahr. 

Die Einnahmen sind mit 293,707.000 S vorge­
schätzt und damit um 979.000 S geringer 
angenommen worden als für das Rechnungsjahr 
1 975. 

In der Stabilisierungsquote des Konjunktur­
ausgleichs-Voranschlages 1976 sind für das 
Kapitel 63 keine weiteren Kredite enthalten. 

Der Veranschlagung des Personalaufwandes, 
welcher rund 18,3 Prozent des Gesamtbudgets 
des Ressorts ausmacht, sind 943 Dienstposten, 
somit um einen Dienstposten mehr als im 
Vorjahr, zugrunde gelegt, der für einen Heizer 
im Amtsgebäude in Wien I vorgesehen ist. Der 
höhere Personalaufwand ist daher fast zur Gänze 
auf die ab 1. Juli 1 975 in Kraft getretene 
Teuerungsabgeltung und auf die laufenden 
Beförderungen und Vorrückungen zurückzu­
führen. 

Zum Sachaufwand ist folgendes zu bemerken: 

Die Anlagenkredite des Ressorts, welche 
lediglich 0 , 1 3  Prozent des Gesamtressortkredites 
ausmachen, sind gegenüber dem Vorjahr nur 
unwesentlich gestiegen. 

Die für das Jahr 1976 veranschlagten Förde­
rungskredite mit einem Anteil von 74 ,4 Prozent 
am Ressort-Budget sind gegenüber dem Jahre 
1975 um 70,2 Millionen Schilling höher veran­
schlagt. Diese Veränderung ergibt sich einer­
seits durch eine höhere Veranschlagung bei der 
Gewerbestrukturverbesserung infolge eines ver­
mehrten Aufkommens an Bundesgewerbesteuer 
von 29 Millionen Schilling, durch eine Erhöhung 
des Beitrages an den "Verein österreichische 
Fremdenverkehrswerbung" um 15 Millionen 
Schilling sowie eine Erhöhung der Zuschüsse 
gemäß Stärkeförderungsgesetz von 39 Millionen 
Schilling und andererseits durch eine Vermin­
derung bei anderen Förderungsansätzen, so 
etwa beim Preisausgleich in der Mineralölwirt­
schaft von 5 Millionen Schilling. 

Die Kredite für " Aufwendungen " sind im 
Bundesvoranschlag 1976 um 7,9 Millionen 
Schilling oder 1 2 ,3 Prozent höher als im Vorjahr; 
sie stellen zirka 7,2 Prozent des Ressort-Gesamt­
kredites dar. Die Erhöhungen entstanden durch 
erhöhte Aufwendungen für die Herstellung von 
Patentschriften, die Erhöhung der Mitgliedsbei­
träge für EFT A und GATT, durch die geplante 
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Intensivierung von Aufträgen für Studien und 
Untersuchungen und für die Weiterbildung des 
Personals sowie zur Bestreitung der durch die 
allgemeinen Preissteigerungen erhöhten Ver­
waltungskosten. 

Die Einnahmen des Ressorts wurden für das 
Rechnungsjahr 1976 um rund 1 Million Schilling 
oder 0,3 Prozent geringer als für 1975 veran­
schlagt. Diese Mindereinnahmen ergeben sich 
einerseits durch die verminderte Veranschla­
gung von 5 Millionen Schilling beim Preisaus­
gleich in der Mineralölwirtschaft sowie von 1 
Million Schilling bei den Montangebühren und 
andererseits eine Erhöhung bei den Patentge­
bühren von rund 5 Millionen Schilling. 

In der Debatte ergriffen außer dem Spezialbe­
richterstatter die Abgeordneten Dr. Mussil, 
Hofstetter, Dr. Stix, Dr. Fiedler, Mühlbacher, 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Thalhammer, Landgraf, 
Teschl, Suppan, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Wille, 
Westreicher, Maria Metzker, Neumann, Dr. 
Heindl, Lehr und Staudinger das Wort. Bundes­
minister Dr. Staribacher nahm zu den aufgewor­
fenen Fragen ausführlich Stellung. 

Bei der Abstimmung am 28. November 1975 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
Beratungsgruppe IX unverändert angenommen. 

Ein vom Abgeordneten Dr. Stix vorgelegter 
Entschließungsantrag fand nicht die Zustim­
mung der Mehrheit des Ausschusses. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n t r a g ,  der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 63: Handel, Gewerbe, Industrie 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1976 (2 
der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Ich ersuche, in die Debatte einzugehen. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Mussil. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Mussil (ÖVP): Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich möchte mich 
heute im wesentlichen mit einigen grundsätzli­
chen Fragen beschäftigen. Der Herr Bundes­
kanzler hat in seiner Regierungserklärung 
kritisch zur geltenden Wirtschaftsordnung Stel­
lung genommen. Er hat in Richtung auf die 
soziale Marktwirtschaft Professor Schumpeter 
zitiert und daraus, meiner Meinung nach, 
umichtige Schlüsse gezogen. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky zitiert in seiner 
Regierungserklärung - ich darf das hier noch 
einmal bringen - von Schumpeter folgendes: 
"Konjunkturzyklen analysieren heißt nicht 

mehr und nicht weniger, als den Wirtschaftspro­
zeß des kapitalistischen Zeitalters analysieren." 
Und dazu dann Kreisky: "Daraus ergibt sich, daß 
die Wirtschaftsordnung, in der wir leben, eben 
eine solche ist, die einen ausgeglichenen 
Konjunkturverlauf nicht zu geWährleisten 
imstande ist, und daß es daher großer Anstren­
gungen bedarf und noch bedürfen wird, Öster­
reich von den ärgsten Folgen dieser krisenhaften 
Entwicklung in der Weltwirtschaft abzu­
schirmen." 

Meines Erachtens ist der Satz Schumpeters 
eine wertfreie Feststellung, daß es Konjunktur­
zyklen gibt, nicht aber eine negative Wertung, 
daß die Wirtschaftsordnung, in der wir leben, 
Zyklen nicht ausgleichen kann. Die moderne 
Nationalökonomie hat Instrumente entwickelt, 
die die Konjunkturtäler und -berge einebnen 
können. 

Das hat 30 Jahre hindurch funktioniert ohne 
Superbooms, Rezessionen oder Krisen, weil in 
Europa Regierungen Wirtschaftspolitik mach­
ten, die die Instrumente beherrscht haben. Jetzt 
sind in vielen führenden Industrieländern 
Europas Wirtschaftspolitiker in entscheidenden 
Positionen, die von Sozialisten gestellt werden, 
also von "Weltbeglückern", notorischen Vertei­
lern von Geschenken, für die sie das Geld 
ausborgen müssen, ständigen Reformierern ins 
Blaue, Gesellschaftsveränderern und Verunsi­
cherern der Wirtschaft. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Wenn jemand die wirtschaftspolitischen 
Instrumente nicht bedienen kann, sind nicht die 
Instrumente schuld daran, sondern das Team, 
das diese Instrumente eben nicht bedienen 
kann. (Zustimmung bei der OVP. - Rufe: Sehr 
richtig!) Dabei haben gerade Ihre Experten, die 
jetzt im Ministerrang sind, immer von der 
"Machbarkeit" 'der Wirtschaft geredet und 
waren davon überzeugt. Sie waren geradezu von 
einer fanatischen Instrumentargläubigkeit 
durchglüht, wenn ich das so sagen kann. Ich 
erinnere mich, im Superboom 1974 wiederholt 
Äußerungen von Regierungsmitgliedern gehört 
zu haben, das Bremsen ist unendlich schwer. 
Bremsen heißt wehtun, aber wenn einmal die 
Rezession kommt, dann werden wir zeigen, was 
wir können! 

Gas geben ist leicht, meine Herren von der 
Sozialistischen Partei, meine Herren von der 
Regierung. Jetzt haben Sie gezeigt, daß Sie es 
nicht können! Jetzt ist die Rezession, die 
Depression, die Inflation - Krise ist ein böses 
Wort - vor der Tür oder schon da. Die Regierung 
wird damit nicht fertig, sie beherrscht weder das 
Bremsen noch das Gasgeben. 

Die Regierung hat 1974 die Konjunktur 
überborden lassen, ausufern lassen, hat zu spät 
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völlig einseitig gebremst; als die Rezession 
schon von den Spatzen auf den Dächern 
gepfiffen wurde, hat sie zu spät und wieder 
einseitig Gas gegeben. Bei einem Auto, bei dem 
der Lenker falsch Gas gibt und falsch bremst und 
das Auto dann ins Schleudern kommt, ist nicht 
das Auto schuld, sondern der Lenker. Bei 
Kreisky ist das Auto schuld, meine Damen und 
Herren! 

Ich möchte mit aller Deutlichkeit folgendes 
sagen: Die soziale Marktwirtschaft ist nicht 
allein eine Schönwetterordnung. Daß die soziale 
Marktwirtschaft mit den schwierigsten Situatio­
nen fertig geworden ist, beweist der Wiederauf­
bau Österreichs nach 1945. Die soziale Markt­
wirtschaft ist genauso eine Krisenordnung, sie 
ist also eine Wirtschaftsordnung für jede 
wirtschaftliche Situation. 

Meine Damen und Herren! Wenn man den 
Briefwechsel Brandt - Kreisky - Palme durch­
liest, der vor kurzem veröffentlich worden ist, 
sieht man mit aller Deutlichkeit, daß Kreisky ein 
ausgesprochener Planwirtschaftler ist, also Plan­
wirtschaftssozialist und nicht Marktwirtschafts­
sozialist. Er steht damit am linken Flügel seiner 
Partei, und das scheint mir der Grund zu sein, 
warum er verhältnismäßig wenig Schwierigkei­
ten mit seinen Jusos hat. 

Der Bundeskanzler will allerdings die Plan­
wirtschaft nicht nach kommunistischem Muster. 
Welches Muster er will , schreibt er nicht einmal 
seinen Freunden. Ob er es ihnen bei den 
Gesprächen mündlich mitgeteilt hat, weiß ich 
nicht. Vielleicht wird es demnächst veröffent­
licht werden; ich wäre jedenfalls sehr neugierig 
darauf. 

Am 2. Mai 1972, das ist in diesem Buch 
veröffentlicht, schreibt Bruno Kreisky seinen 
Freunden unter anderem: 

"Lieber Willy, lieber Olof! Ich möchte noch 
kurz auf die Idee der Planwirtschaft eingehen, 
die leider eine weithin sichtbare und tiefgrei­
fende Abwertung durch die kommunistische 
Praxis erfahren hat. So manche in unseren 
Reihen haben sie sogar etwas übereilt abge­
schrieben, manche sie sogar in aller Form für 
obsoletr für hinfällig erklärt. Hier ist ein Beispiel 
dafür" - und da muß man genau lesen -, "wie 
eine Idee durch eine unzulängliche politische 
Praxis und nicht durch die ihr innewohnende 
Widersprüchlichkeit ad absurdum geführt wor­
den ist." 

Für die Abwertung der Planwirtschaft in den 
Reihen der Sozialisten ist also nicht der 
Kommunismus schlechthin verantwortlich, son­
dern die Praxis. Wenn sich diese Praxis im 
Kommunismus, im täglichen Leben des Kommu­
nismus, ändern würde, was dann, frage ich, 

meine Herren. Es ist gar nicht auszudenken, was 
dann alles möglich wäre! 

Aber sicher, ich weiß schon jetzt, Kreisky hat 
das alles sicher nicht so, sondern ganz anders 
gemeint, das wird er demnächst erklären. 
Trotzdem ist das,  was er hier schreibt, ein starkes 
Bekenntnis zur Planwirtschaft, ein stärkeres gibt 
es nicht. (Abg. Dr. Ko hl m a i e r : Vielleicht 
kann man da einen Untersuchungsausschuß 
einsetzen!) Das wäre außerordentlich wichtig. 
Ich darf die Anregung aufnehmen und werde 
das weiterverfolgen. 

Bitte, am 2. März 1973 trafen sich die Herren 
Brandt, Kreisky und Palme in Schlangenbad am 
Taunus. Nomen est omen, möchte ich dazu 
sagen. Aus einer Tonbandaufnahme wurde 
folgendes Gespräch veröffentlicht. Bruno 
Kreisky: "Und damit komme ich wieder auf das 
zurück, was ich schon im Briefwechsel angedeu­
tet habe: Wir befinden uns, so glaube ich, in der 
Anfangsphase einer Renaissance des planwirt­
schaftlichen Denkens. Es wird anders aussehen 
als früher und auf die Erfahrungen aufbauen, die 
wir gesammelt haben. Ich halte das für sehr 
wesentlich, und wir müssen den Mut haben, das 
auch offen zu sagen ." 

Der Mut ist allerdings erst nach dem 5. 
Oktober eingetroffen. Erst nach den Wahlen 
wurde dieses Buch in Österreich auf den Markt 
gebracht. Wenn es vorher gekommen wäre,

. 
dann wären die 0,4 Prozent, mit denen Sie 
eigentlich regieren, wahrscheinlich nicht 
zustande gekommen. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Auf die Kernfrage geht Kreisky leider nicht 
ein: Ist oder bis zu welchem Grade ist 
Planwirtschaft, zentrale VerwaItungswirtschaft, 
kollektivistische Wirtschaft, mit dem demokrati­
schen System an sich vereinbar? 

In der kollektivistischen Wirtschaft werden 
alle wichtigen betrieblichen Entscheidungen 
von Politikern oder Technokraten getroffen. In 
diesem System hat das freie Unternehmertum 
keinen Auftrag und daher keinen Platz. 

Sicher hat Bundeskanzler Kreisky vor der 
Veröffentlichung des Buches die Briefe und die 
Gespräche durchgesehen. Die Veröffentlichung 
war also gezielt, daher wäre es dringend 
notwendig, daß der Kanzler einmal dem 
Parlament Auskunft gibt über seinen planwirt­
schaftlichen Mut, wie er zu diesen Dingen steht. 
Der Kanzler soll sagen, was er von der sozialen 
Marktwirtschaft hält oder was er heute anders 
meint, als er damals gesagt hat. (Zustimmung 
b ei der ÖVP.) 

Minister Staribacher hat im Finanzausschuß 
eine sehr halbherzige - so habe ich es 
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empfunden - Erklärung zu der ihm gestellten 
Gretchenfrage über die soziale Marktwirtschaft 
abgegeben. Vielleicht kann er es heute präzisie­
ren, wenn er längere Zeit dazu braucht oder sich 
zuerst mit seinem Herrn und Meister absprechen 
will, wir geben ihm Zeit. Aber es müßte bald 
sein, Herr Minister! 

Die Kritik an der sozialen Marktwirtschaft 
umfaßt im allgemeinen drei Punkte: 

Erstens: Die soziale Marktwirtschaft wird mit 
der Arbeitslosigkeit nicht fertig, der Kollektivis­
mus schon. Dazu darf ich eines sagen: In den 
kollektivistischen Ländern gibt es - wenn ich 
den Kreisky-Ausdruck gebrauchen darf - keine 
transparente Arbeitslosigkeit, sondern nur eine 
verdeckte betriebliche Arbeitslosigkeit, statt 
Arbeitslosigkeit gibt es Leerbeschäftigung - Sie 
können das mit zwei "e" schreiben oder mit 
einem "h", also als Lehrbeschäftigung im Sinne 
von Beschäftigung durch Schulungen, Umschu­
lungen und derlei Dinge. Es soll auch Länder 
geben, die nicht dem kollektivistischen Kreis 
angehören, wo. es aber ähnliche Dinge gibt. 

Ich möchte aber eines sagen: Die Arbeitslo­
sengelder in den westlichen Industrieländern 
sind im allgemeinen höher als die Löhne in den 
kollektivistischen Ländern. Das ist das Maßgeb­
liche. 

Das zweite: Der Kollektivismus wird besser 
fertig mit der Inflation. Dazu eines: In den 
kollektivistischen Ländern herrscht de facto ein 
lückenloses Zwangspreissystem. Auch dort wer­
den trotzdem häufig Verbraucherpreise radikal 
erhöht, wenn nicht, verschwinden die Waren aus 
den Regalen, die Qualität wird verschlechtert 
oder die Menge wird bei gleichem Preis 
manipuliert. Das haben wir über unsere Initia­
tive durch die Warendeklarationen in Österreich 
abgeschafft. 

Meine Damen und Herren! Der dritte Vorwurf 
ist, die soziale Marktwirtschaft werde mit dem 
Umweltschutz nicht fertig. Im Kollektivismus 
klappt das besser. Ich möchte jetzt nichts über 
das Ministerium, über die Frau Minister sagen. 
Darüber wird heute nachmittag zweifellos 
genügend gesagt werden. Nur folgendes Grund­
sätzliches: Umweltverschmutzung ist eine Wohl­
standsfolge. Je geringer der Wohlstand, desto 
reiner die Umwelt. Im Kollektivismus ist der 
Staat Produzent, Verschmutzer und Kontrollor in 
einer Person. Aus dem System heraus muß daher 
im Kollektivismus der Kampf gegen die Umwelt­
verschmutzung schwieriger sein als in den 
marktwirtschaftlich geordneten Ländern. Trotz­
dem haben die kollektivistischen Länder unend­
liche Probleme mit der Umweltverschmutzung. 
Teile des Baikalsees sollen, hört man, ökolo­
gisch fast tot sein. Daran kann sicher nicht die 
soziale Marktwirtschaft schuld sein. 

Meine Damen und Herren! Die soziale 
Marktwirtschaft ist sicher nicht das beste 
Wirtschaftssystem, aber ein besseres gibt es 
nicht. Die soziale Marktwirtschaft muß ständig 
fortentwickelt, verbessert werden, nach dem 
ÖVP-Konzept zu einer sozialen qualitativen 
Marktwirtschaft. Dazu gehört der ständige 
Kampf gegen die Selbstausschaltung des Wett­
bewerbes. Wir stehen auf dem Standpunkt, je 
mehr Wettbewerb, desto weniger staatlicher 
Zwang. 

Zur sozialen qualitativen Marktwirtschaft 
gehört eine ständige Verbesserung des Netzes 
der sozialen Sicherheit. Erst Ihrer Regierung war 
es vergönnt, meine Damen und Herren, eine 
Gefahr des Brüchigwerdens dieses Netzes 
herbeizuführen, weil Sie die wirtschaftliche 
Basis, auf der die soziale Sicherheit ruht, 
systematisch ausgehöhlt haben. In erster linie 
geht es uns in der Frage der sozialen Sicherheit 
um die Arbeitsplätze. Ich betone noch einmal in 
diesem Hause: Vollbeschäftigung hat für die 
Österreichische Volkspartei unbedingten Vor­
rang. (Zustimm u ng bei der DVP.j 

Die qualitative Zielsetzung der Marktwirt­
schaft läßt sich aus dem System ableiten. Die 
soziale Marktwirtschaft orientiert sich umfas­
send an den Bedürfnissen der Menschen, daher 
auch am Bedürfnis an reiner Umwelt, nach 
Freizeit, nach humanen Arbeitsplätzen, nach 
innerer und äußerer Sicherheit, nach einer 
hochentwickelten Kultur und so weiter. 

Die Konsumenten haben in der sozialen 
Marktwirtschaft die Möglichkeit zu verhindern, 
daß am Markt vorbeiproduziert wird. Der 
Konsument, meine Damen und Herren, 
bestimmt über den Markt, darüber, was produ­
ziert und investiert wird. Der Konsument ist in 
der sozialen Marktwirtschaft König, und das will 
der Kanzler anscheinend nicht haben. In der 
Planwirtschaft ist der Konsument nichts anderes 
als eine Ziffer im Plansoll. Das ist das Idol, dem 
der Kanzler nachrennt! (Beifall bei der DVP.) 

In Österreich haben wir zurzeit etwa 33 
Prozent der Arbeitnehmer, die direkt oder 
indirekt vom Staate abhängen, also jeder dritte 
Arbeitnehmer. 66 Prozent des Aktienkapitals 
sind direkt oder indirekt in Staatsbesitz, also im 
Besitz des Bundes oder der Länder. Große 
Bereiche der österreichischen Wirtschaft sind 
schon heute staatsplanwirtschaftlich geregelt, 
die Marktpreisbildung wird durch die amtliche 
Preisregelung und durch die österreichische 
Preismiliz in der Paritätischen Kommission stark 
behindert. 

In Österreich bedarf es nicht viel, daß die 
Quantität in Qualität umschlägt, daß der 
Systemwechsel zu Kreiskys Planwirtschaft in 
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aller Stille vollzogen werden kann. Hauptauf­
gabe der Opposition muß es daher sein, jede 
Maßnahme der Regierung mit einem ordnungs­
politischen Geigerzähler zu kontrollieren, wenn 
nötig, die Alarmglocken zu ziehen. Die Regie­
rung hat kein Recht, mit 50,04 Prozent der 
Stimmen systemändernde Experimente anzu­
stellen. Das kann nicht mit genug Deutlichkeit 
gesagt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe schon gesagt, die Hauptsorge ist die 
stille Aushöhlung der marktwirtschaftlichen 
Ordnung. Sie geschieht laufend mit geradezu 
beängstigender Planmäßigkeit. Zuerst werden 
die Betriebe entkapitalisiert durch Preisadmini­
stration, Lohnpolitik einschließlich der Lohnne­
benkosten und dann durch eine geradezu 
konfiskatorische Steuerpolitik. Der Eigen­
kapitalanteil in den Betrieben geht seit zwanzig 
Jahren unaufhörlich zurück. In diesen zwanzig 
Jahren, meine Da!llen und Herren, wurde die 
Eigenkapitalbasis fast halbiert. 

Eigenkapital ist Risikokapital, ist Haftungska­
pital, also die eigentliche Kreditbasis der 
Betriebe. Bei sinkender Eigenkapitalbasis sinkt 
der Eigenfinanzierungsanteil bei Investitionen, 
die Fremdfinanzierungsquote wird zu hoch und 
damit zu teuer. Das ist der Grund, warum die 
Betriebe bei weiterer Expansion oben anstoßen, 
vereinzelt gehen sie in ausländischem Besitz 
über, vereinzelt bieten sie sich selber der 
verstaatlichten Industrie zum Kaufe an. Die 
anderen, die die Betriebe behalten wollen, rufen 
immer stärker nach Förderung durch den Staat. 
Diese Rufe werden immer lauter. Es geht dabei 
um den Ausbau und die Verbesserung der 
Haftungseinrichtungen, daß der Bund nicht nur 
bei der verstaatlichten Industrie unmittelbar die 
Haftungen übernimmt, nach einem Ausbau des 
EE-Fonds, der Landeshaftungen, der Kreditga­
rantiegemeinschaften, Aufstockung der ERP­
Mittel, Senkung der Selbstbehaltungsquote und 
so weiter. 

Österreich ist zurzeit, man kann es wohl 
sagen, ein Hochzinsland geworden, daher die 
Forderungen nach einer Senkung des Zinsni­
veaus. Ich halte das für dringend notwendig. 

Den Anstoß dazu muß so bald wie möglich 
eine spürbare Senkung der Bankrate geben. Wir 
liegen mit unserer Bankrate jetzt etwa doppelt 
so hoch wie die Bundesrepublik. 

Seit 1972 hat es sechs Stabilisierungsphasen 
gegeben, Schwerpunkt dabei war immer die 
Kreditbremse. Der Bund war davon überhaupt 
ausgenommen, die Großbetriebe davon kaum 
betroffen, die Hauptstabilisierungslast haben 
die Klein- und Mittelbetriebe bis zur finanziel­
len Austrocknung zu tragen gehabt. 

Jetzt, meine Damen und Herren, in der 

Geldfülle, in der überliquidität, hat der Finanz­
minister trotzdem eine Phase 7 des Stabilisie­
rungsplanes verkündet, und zwar eingeschränkt 
auf die Kreditbremse, allerdings ohne Datum, 
für den Stichtag ohne Ziffern. Es erinnert mich 
stark, Herr Handelsminister, an Ihre Aufrechter­
haltung des Energienotstandes ohne Not. 

Aber das, was der Finanzminister macht, ist 
viel gefährlicher. In Wirklichkeit hat der 
Finanzminister Sorgen um die Finanzierungs­
möglichkeiten, um die Finanzierbarkeit seines 
Schuldenbudgets 1976. 

Daher sollen bei Anlaufen der Konjunktur 
Kleifi- und Mittelbetriebe wieder auf finanzielle 
Trockenheit gesetzt werden. Jetzt saufen die 
berühmten Pferde noch nicht, wenn sie begin­
nen, soll ihnen nach den Vorstellungen des 
Ministers das Wasser abgedreht werden. Das 
zarte Pflänzchen einer noch nicht angelaufenen 
Konjunktur soll damit im Keim erstickt werden. 
Daher nach Meinung der ÖVP: Die Stabilisie­
rungsphase 7 soll ausschließlich eine Stabilisie­
rungsphase des Budgets sein. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich habe erwähnt, durch die Entkapitalisie­
rung, die finanzielle Austrocknung der Betriebe, 
sind diese gezwungen, sich um Haftungseinrich­
tungen, Kredite, Subventionen und sonstige 
Förderungen des Staates zu bemühen. 

Dabei darf ich eines sagen: Es ist uns allen 
klar, daß Haftungen des Staates, der öffentlichen 
Fonds nichts anderes sind als Sozialisierung des 
Risikos. Das ist außerordentlich gefährlich; wer 
nach Haftungen und Subventionen ruft, ruft 
nach dem Staat als Investitionslenker. Das darf 
dabei nicht übersehen werden. 

Auf leisen Sohlen hat sich auf diese Art in 
Österreich bereits eine besorgniserregende 
Investitionslenkung breitgemacht. Gelenkt wird 
durch eine personelle Synchronisierung der 
bestehenden Haftungs- und Förderungseinrich­
tungen. Die Betriebe können - vorderhand 
zumindest! - Investitionskonzepte selber ausar­
beiten. Die letzte Investitionsentscheidung in 
oberster Instanz trifft allerdings bei größeren 
Vorhaben die Regierung, sonst treffen es die 
öffentlichen Fonds. Und das ist direkte Investi­
tionslenkung, meine Damen und Herren! 

Das, was der Kanzler in der Regierungserklä­
rung mit dem Wirtschafts- und Sozialfonds, den 
es eigentlich nicht gibt, gemeint hat, scheint mir 
folgendes zu sein: Er meint damit den ERP­
Fonds, den Entwicklungs- und Erneuerungs­
fonds, die Arbeitsmarktförderung, die alle durch 
eine Verschränkung in den Aufgabengebieten 
zentral geführt werden. 

Alle sind nach dieser gegenwärtigen Rege-

11. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 129

www.parlament.gv.at



792 Nationalrat XIV. GP - 11.  Sitzung - 11.  Dezember 1975 

Dr. Mussil 

lung für die Industrieförderung zuständig, Herr 
Handelsminister: der Kanzler, der Finanzmini­
ster, der Sozialminister, nur der Industriemini­
ster nicht. Ihm, dem Minister für Handel, 
Gewerbe und Industrie, ist nur der BüRGES­
Fonds, den wir unendlich schätzen, der aber im 
Vergleich zu Größenordnungen anderer Fonds 
verschwindend klein ist, geblieben. 

Meine Damen und Herren! Sie würden sagen: 
Dem Handelsminister wurden nur kleinkarierte 
Aufgaben übertragen, die große Industriepolitik 
wird von anderen gemacht. Darum ist es 
vollkommen richtig, Herr Minister, daß Sie die 
20 Millionen, die im Budgetkapitel Handel für 
Industrieförderung enthalten gewesen sind und 
die im Vergleich zu den Milliardenbeträgen, die 
sonst eine Rolle spielen, eine Lächerlichkeit 
bedeuten, aus dem Budget herausgestrichen 
haben. Ich hätte das auch gemacht. 

Ich darf eines sagen: Investitionslenkung wird 
in dieser Form von risikofreudigen Experten, 
Ministern, mit dem Geld der anderen durchge­
führt. Die Risikofreude ist allerdings gar nicht so 
berühmt, weder bei den Haftungseinrichtungen 
noch bei diesen Krediteinrichtungen. Wenn der 
Unternehmer so langsam und so übervorsichtig 
arbeiten würde, würden seine Betriebe schon 
lange zugrunde gegangen sein. Die Investitions­
entscheidung ist das Um und Auf des freien 
Unternehmertums, mit ihr steht und fällt der 
freie Unternehmer. 

Aber eines auch - und das zu den Gewerk­
schaftsvertretern in diesem Haus gesprochen -: 
Mit der Investitionslenkung wird indirekt die 
Investitionsquote bestimmt, mit der Investitions­
quote die Gewinnquote, mit der Gewinnquote 
die Lohnquote, und damit ist die Tarifautonomie 
im Eimer. Das muß doch auch endlich im 
Gewerkschaftsbund bedacht werden. 

Abschließend zu diesem Kapitel: Aus dem 
Teufelskreis Entkapitalisierung, Staatshaftung, 
Risikosozialisierung, Investitionslenkung und 
Gefährdung der Tarifautonomie kann man nur 
herauskommen durch verstärkte Eigenkapital­
bildung in den Betrieben, das ist das Gebot der 
Stunde. (Beifa.ll bei der OVP.) 

Der Herr Vizekanzler hätte - trotz seines 
überschlagenden Urlaubseinsatzes in der letzten 
Zeit - die Möglichkeit, berühmt zu werden, er 
könnte, wenn er das System weiterentwickeln 
würde, das Problem der Weltarbeitslosigkeit 
lösen, 17 Millionen Arbeitslose sofort oder sehr 
bald in Beschäftigung bringen. Es ist ausgerech­
net worden, wenn die Million Arbeitslose aus 
der Bundesrepublik in Österreich übernommen 
werden könnten, dann bräuchten die österrei­
chischen Arbeitnehmer nur einige Monate 
arbeiten. Das ist eine sehr, sehr herrliche Idee. 

Aber, meine Damen und Herren, ich darf 
folgendes sagen: Jetzt beginnt der Vizekanzler 
herumzubasteln - und zwar in gefährlicher 
Weise - am Prinzip der freien Arbeitsplatzwahl 
und am Prinzip der freien Auswahl der 
Mitarbeiter. Das ist wirklich außerordentlich 
gefährlich. 

Auch hier, meine Damen und Herren, ist, wie 
bei vielen Initiativen der Regierung, die 
Verfassungstreue der Entwürfe sehr, sehr frag­
lich, dabei sind alle Minister auf die Verfassung 
vereidigt worden. Ich möchte das auch hier 
Ihnen, Herr Handelsminister, sehr, sehr deutlich 
sagen. 

Alle Lenkungsübel beginnen mit Melde­
pflichten. In der Bundesrepublik Deutschland 
versuchen die Sozialdemokraten, Investitions­
meldestellen zu etablieren, um später die 
Investitionen direkt lenken zu können. Man muß 
den übeln im Anfang begegnen und den übeln 
im Anfang wehren, das ist das Um und Auf. 

Kernpunkt des Entwurfes des Arbeitsmarkt­
förderungsgesetzes ist - man muß das genau 
überdenken und genau durchlesen -: Es sollen 
die Betriebe verpflichtet werden, die innerbe­
triebliche Altersstruktur der Beschäftigten der 
Altersstruktur auf dem gesamten Arbeitsmarkt 
anzupassen. Wenn der Betrieb das nicht tut, 
wenn er sich nicht anpaßt, dann kann er vom 
Bezirkshauptmann verpflichtet werden, nur 
solche Arbeitskräfte einzustellen, die über das 
Arbeitsamt vermittelt werden. Das erinnert mich 
sehr stark an die berüchtigte Arbeitsplatzwech­
sel-Verordnung aus der kriegswirtschaftlichen 
Zeit. 

Der größte Lenkungsfetischist mit nahezu 
unstillbarem Hunger nach immer neuen Len­
kungsinstrumenten ist Minister Staribacher. 
Wenn er aber einmal neue Instrumente in die 
Hand bekommen hat - wir haben ihm eine Reihe 
von solchen Instrumenten in die Hand gedrückt 
-, verliert er die Freude damit. Das ist so wie bei 
der Sammelwut. Er ist ein Instrumentensammler, 
und wenn er sie hat, dann will er immer wieder 
neue haben, aber dann giriert er sie an die 
Landeshauptl�ute, wendet sie nicht an und 
verzichtet ohne Not auf diese Instrumente, wie 
im Falle des neuen Preisgesetzes. (Abg. Dr. 
K ei m e1: Die Rute im Schaufenster!) 

In den Erläuternden Bemerkungen zum 
Entwurf zu einem neuen Preisgesetz sagt der 
Minister deutlich, daß er das Gesetz als 
Ersatzlösung für die derzeit geltenden Regelun­
gen braucht. Ich frage mich: Wieso Ersatz? Die 
derzeit geltenden Regelungen hat dem Minister 
niemand streitig gemacht. In der sogenannten 
Ersatzlösung verzichtet der Minister auf die 
Preisregelung in der Landwirtschaft, in der 
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gesamten Industrie, im Großhandel und in der 
Elektrizitätswirtschaft. G etroffen werden soll der 
Einzelhandel, die Dienstleistungsbetriebe, auch 
das ist verfassungswidrig, bei den Dienstleistun­
gen wahrscheinlich doppelt verfassungswidrig. 

Funktionieren soll das Gesetz nach den 
Vorstellungen des Herrn Handelsministers so: 
Die Einzelhandelspreise für Artikel des tägli­
chen Bedarfes werden von ihm festgesetzt. 
Wenn sie festgesetzt werden, werden die 
Einzelhändler versuchen, die Preiseinbußen, die 
sie durch die Preisregelung in Kauf nehmen 
mußten, auf die vorgelagerten Stufen rückzu­
wälzen; das gelingt sicher Einzelhandelsunter­
nehmungen mit großer Marktmacht, den Klein­
und Mittelbetrieben sicher nicht. Die bleiben 
auf der Strecke. Ich habe daher das Gesetz im 
Ausschuß als Einzelhandelsverdrängungsgesetz 
bezeichnet. Ich möchte es heute etwas deutli­
cher sagen, damit es verstanden wird: Ich nenne 
es Einzelhandelsvernichtungsgesetz. 

Das eigentliche taktische Ziel des Obertaktie­
rers Staribacher besteht darin, Spannungen 
innerhalb der gewerblichen Wirtschaft und mit 
der Landwirtschaft hervorzurufen. Statt als 
Minister für Ruhe in der Wirtschaft zu sorgen, 
stiftet er Unruhe, der Unruhestifter Staribacher. 
Er versucht, Spaltkeile zwischen die einzelnen 
Gruppen hineinzutreiben. 

Aber ich darf Ihnen eines sagen, Herr 
Minister, mit aller Ruhe, aber trotzdem mit umso 
mehr Deutlichkeit. Sie haben diese Spaltungs­
versuche oft probiert. Es ist Ihnen niemals 
gelungen, es wird Ihnen auch dieses Mal nicht 
gelingen. (Beifall bei der OVP.) 

Eines ist klar: Die Paritätische Kommission 
wird ohne die berühmten Ruten im Fenster, um 
die der Minister früher gekämpft hat - das sind 
die Instrumente , die er gesammelt hat, um sie 
dann wieder wegzuwerfen -, das sind die §§ 3 a,  
3 b,  nicht funktionieren. 

Darum geht es aber nicht. Der Minister will 
die Österreichische Volkspartei durch dieses 
System des Politpokers, durch die neue Auflage 
des Politpokers 1973/74, zu unzumutbaren Zuge­
ständnissen bewegen. Das wird ihm nicht 
gelingen. 

Dabei funktioniert der Wettbewerb in Öster­
reich zurzeit außerordentlich gut. Der Preisindex 
ist von seinem Höhepunkt im Juni 1974 von 10,2 
Prozent im November 1975 auf, so glaube ich, 7 
Prozent gefallen. Das Institut gibt sonst immer 
am 7. oder 8. des folgenden Monats den 
Preisindex bekannt. Jetzt ist zugewartet worden 
bis zum 1 1 . ,  bis zur heutigen Debatte. Die 
Regierung hat die Ziffern um neun Uhr 
bekommen, das sonstige Volk, ich möchte nicht 
sagen misera plebs, bekommt die Ziffern erst um 

elf, damit der Herr Minister die Möglichkeit hat, 
hier diese Dinge urbi et orbi zu verkünden. 
fHei terkei t.) 

Meine Damen und Herren! In der Bundesre­
publik Deutschland ist die Inflationsrate für das 
nächste Jahr mit 5 Prozent prognostiziert 
worden. Dabei haben wir die relative Stabilität, 
der sich die Regierung immer wieder gerühmt 
hat, seit langem gegenüber unseren Haupthan­
delspartnern verloren. Und wenn das so weiter­
geht, wird das Auswirkungen auf die Wechsel­
kurse haben müssen. Wenn das so weitergeht in 
Österreich, dann wird der Schilling abgewertet 
werden müssen. 

Sie müssen daher dafür sorgen, daß die 
Inflation nicht diese Formen annimmt, Herr 
Minister, sonst wird es zu der inneren Auszeh­
rung des Schillings noch die äußere Auszehrung 
des Schillings geben. 

Wenn der Minister schon einen Preiskampf 
führen will, dann soll er ihn gegen die 
Regierung, gegen sich selbst führen. Er war 
beteiligt am Hinaufnumerieren der Mehrwert­
steuer, der Tarife und Gebühren. Das soll er 
verhindern, dagegen soll er stimmen, der Herr 
Minister, wenn er das verhindern will. (B eifall 
bei der OVP.) Er hat im Ministerrat die 
Möglichkeit, diese Entwicklung von der Wirt­
schaft abzuwehren. Er tut es nicht. 

Die Wirtschaftsgesetze - das muß ich mit 
allem Nachdruck sagen, meine Damen und 
Herren einschließlich Rohstofflenkungs­
gesetz, Lastverteilungsgesetz, Lebensmittelwirt­
schaftsgesetz sind ein Paket, zu dem jetzt auch 
die Investitionslenkung kommt. Und dieses 
Paket werden wir uns nicht aufschnüren lassen, 
das müssen Sie zur Kenntnis nehmen, Herr 
Minister. (Beifall b ei der OVP.) 

Das Marktordnungsgesetz ist für alle Gruppen 
der Bevölkerung da, es ist von außerordentlicher 
Bedeutung. Für die Landwirtschaft ist es ein 
unmittelbares Existenzgesetz. Die ÖVP kann es 
nicht zulassen, daß die Agrarpolitik in vitalen 
Fragen durch eine Änderung der Marktordnung, 
durch diese verfassungswidrige Umkrempelung 
von sozialistischen Gewerkschaftern gemacht 
wird. Dazu sind uns die Bauern viel zu gut, Herr 
Minister, das werden wir nicht zulassen! (Beifall 
bei der OVP.) 

Die Österreichische Volkspartei wird fort­
schrittliche Initiativen vorlegen. Sie hat keinen 
Anlaß, Herr Minister, sich durch taktische 
Winkelzüge unter Zeitdruck setzen zu lassen, 

In der Budgetrede hat der Herr Finanzminister 
auf Seite 1 einen Satz ausgesprochen, der mit 
ganzer Deutlichkeit die Budgetpolitik der 
Regierung beleuchtet. 
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"Der Bundesvoranschlag 1976", sagte der 
Herr Finanzminister - ich zitiere mit Erlaubnis 
des Herrn Präsidenten - "enthält gleichzeitig 
aber auch Vorkehrungen für die Aufrechterhal­
tung" - ich wiederhole das noch einmal: für die 
Aufrechterhaltung! - lIdes staatsfinanziellen 
Gleichgewichtes in den folgenden Jahren." 

Ich darf zur "Aufrechterhaltung des staats­
finanziellen Gleichgewichtes" - man muß es 
dreimal lesen - folgendes sagen: Es war uns 
bisher schon klar: Die Regierung versteht unter 
Budgetpolitik die Kunst, die Budgetwahrheit vor 
dem Parlament und vor den Wählern zu 
verschleiern. Das ist die Budgetwahrheit, die Sie 
meinen, und das ist Ihre Budgetpolitik. (Beifall 
b ei der OVP.) 

Aber das, was im Budget 1976 und in der 
Regierungserklärung enthalten ist, übertrifft 
alles Bisherige. Wo immer man hinschaut: die 
Defizitexplosion ungeahnten Ausmaßes, Finanz­
schulden, Verwaltungsschulden, die Verpflich­
tungen gegenüber den sogenannten Sonderfis­
cis - das sind zum Beispiel die Autobahngesell­
schaften -, die "herrliche" UNO-City, bei der 
wir nicht wissen, was wir mit den 2000 
Unterbringungsmöglichkeiten, die nicht 
gebraucht werden, tun sollen - alle Rezessions­
werte bis in die fünfziger Jahre zurück sind zum 
Teil durch den Budgetentwurf 1976 mehrfach 
übertroffen worden. Das, meine Damen und 
Herren, ist die berühmte Überholspur der 
Regierung. 

Was in der letzten Zeit an Verfassungsslalom 
- ich möchte das so bezeichnen - getan wurde, 
um der Teilung der Ministerverantwortlichkeit 
mit dem Wirtschaftsforschungsinstitut auszuwei­
chen, und dem Finanzminister gleichzeitig die 
Finanzhoheit, die Budgethoheit für einen Teil 
des Budgets zu übertragen, grenzt an die 
Konfusionserträglichkeit. Daß der SPÖ-Parla­
mentsklub dieser Selbstentmachtung des Parla­
mentes zustimmt und sie unterstützt, meine 
Damen und Herren, war eigentlich von diesem 
Klub zu erwarten; das möchte ich auch mit aller 
Deutlichkeit sagen. (B eifall b ei der Ö VP.) 

Das Schlimmste am Budget 1 976 ist das 
Deficit-spending, und zwar nicht das Deficit­
spending an sich, sondern die Tatsache, daß 
dieses Schuldenrnachen nicht für Investitionen, 
nicht für die Wirtschaft verwendet wird, sondern 
lediglich oder hauptsächlich zum Löcherstopfen, 
zum Zurückzahlen alter Schulden. Meine 
Damen und Herren! Dazu ist das Defizitspen­
ding, dazu ist die Schuldenpolitik in einer Zeit 
der Rezession nicht geschaffen worden und auch 
nicht gedacht. Das ist vollkommen verkehrt. 

Die öffentlichen Investitionen gehen real 
zurück. Meine Damen und Herren! Außer 

aufmunternden Worten des Finanzministers gibt 
es im wesentlichen nur zusätzliche Belastungen 
statt Erleichterungen, eine Verschärfung der 
Vermögensteuer, die Investitionssteuer hat 
schon lange ihre innere Berechtigung verloren, 
die Scheingewinnbesteuerung wird immer uner­
träglicher, die Sonderabschreibung 1 976 - der 
Finanzminister hat darüber in seiner Regie­
rungserklärung nichts verlauten lassen - wird 
auslaufen, wenn sich die Regierung nicht sehr 
rasch eines Besseren besinnt. 

Das einzige sind die Investitionsprämien. Sie 
wären eine akzeptable Lösung, allerdings 
zusätzlich zu den Abschreibungen und nicht als 
Lenkungsinstrument. Per Saldo aus dem Budget: 
Statt eines Investitionsstoßes ein Investitions­
rückstoß, aber gekoppelt mit einem sehr, sehr 
starken Inflationsstoß. Das ist die Politik der 
Regierung. 

Und abschließend, meine Damen und Herren! 
Wenn wir vom Sparen in Budget sprechen, dann 
stehen die Vertreter des sozialistischen Klubs 
wie aus der Pistole geschossen auf und 
verlangen Alternativen. Wo und wieviel einge­
spart werden soll, das sollen wir sagen. 

Ich möchte hierzu nur eines bemerken und 
möchte Sie bitten, das als Richtschnur für Ihre 
we itere Politik zu betrachten: Wir werden Ihnen 
Initiativen und Alternativen vorlegen, meine 
Damen und Herren von der Sozialistischen 
Partei, daß Ihnen diese Initiativen und Alternati­
ven noch zuviel werden. Aber eine Arbeitstei-
1ung, wo Sie die Geschenke verteilen und wir 
den Menschen die Gsschenke wieder wegneh­
men sollen, eine solche Arbeitsteilung schlagen 
Sie sich aus dem Kopf. (B eifall b ei der OVP.) 

Die Regierung hat die Verantwortung und den 
politischen Vorteil beim Geschenkeverteilen. 
Daher hat sie die ausschließliche Verantwortung 
auch beim Sparen. Das muß mit allem Nach­
druck gesagt werden! (Neu erlich er Beifall bei 
der OVP.) 

Das Nichtsparen ist nur eine Weiterschiebung 
der Probleme in die Zukunft; es löst diese 
Probleme nicht. Sie werden sich über kurz oder 
lang dazu entschließen müssen, ob Sie es wollen 
oder nicht, sonst werden Sie die Budgetdefizite 
nicht mehr finanzieren können. 

Dem Budgetkapitel Handel, meine Damen 
und Herren. können wir aus diesen Erwägungen 
daher nicht zustimmen. (Anhaltender Beifall b ei 
der OVP.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Mühlbacher. 

Abgeordneter Mühlbacher (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Mir läuft es 

11. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 129

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIV. GP - 11. Sitzung - 11.  Dezember 1975 795 

Mühlbacher 

noch eiskalt über den Rücken nach den 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Mussil. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) Ich habe ein 
Gefühl, als ob ich ein Gruselkabinett durch­
schritten hätte. 

Nach diesen Ausführungen müßte die öster­
reichische Wirtschaft darniederliegen. Die Aus­
drücke wie Rezession, Depression, Kollektivis­
mus, schlechte Autofahrer der Regierung waren 
alle kunterbunt durcheinandergemischt. Aber 
Gott sei Dank sind die Tatsachen anders. (Ruf 
bei der OVP: Wir haben ja den Mü hlbacher! -
Heiterkeit.) 

Der Abgeordnete Mussil mußte glei chzeitig 
sagen, daß sich der Preisindex wesentlich 
gesenkt hat. Es ist eine Tatsache, daß wir die 
geringste Arbeitslosenzahl haben, daß unsere 
Wirtschaftsziffern seit Oktober wesentlich 
ansteigen und daß Indikatoren da sind, daß wir 
aus der Talsohle, die bei uns ganz seicht war, 
herauskommen. (Abg. Dr. Gr u b e r :  Der Bun­
deskanzler hat vor einem Optimismus gewarnt! 
Der Bundeskanzler, Herr Mühlbacher!) 

Aber das macht bedenklich, denn er setzt 
nämlich nur dort fort, wo der Herr Abgeordnete 
Hauser begonnen hat, als er beim Kapitel 
Soziales ein Unternehmerfeindbild gebracht hat 
und der Abgeordnete Kammerhofer auf Dinge 
gar nicht mehr eingegangen ist, weil er gesagt 
hat, er spreche darüber überhaupt nicht, weil er 
sich nicht beschimpfen lasse. 

Eine Richtung herrscht hier, die die Tatsachen 
vollkommen verzerrt. Man hört überhaup t nichts 
von den Begünstigungen, von den Verbesserun­
gen, die die Selbständigen in den letzten fünf 
Jahren bekommen haben. Man hört davon nur 
dann, wie Abgeordneter Mussil gesagt hat, 
wenn sie auslaufen sollen. Er sagt jetzt: Bei der 
Sonderabschreibung weiß man nicht, ob sie im 
Jahr 1916 ausläuft; aber als sie eingeführt 
wurde, wurde davon nichts gesprochen. 

Diese Taktik haben Sie beibehalten. Sie 
sprechen immer nur von Dingen, die noch gar 
nicht gemacht worden sind. Ich darf Sie 
erinnern: Das war bei der Arb eitsverfassung. Sie 
schrieen in die Welt hinaus: Das ist der 
Todesstoß für die Selbständigen! Als wir sie 
beschlossen hatten, war alles in Ordnung. 

Dasselbe war bei der Lohnfortzahlung der 
Fall. Schlagzeilen wie "Das ist das Ende des 
Selbständigen" habe ich gelesen. Als wir es 
beschlossen haben, war Friede im Haus, war 
alles in Ordnung. 

Jetzt fangen Sie wieder an, Herr Abgeordne­
ter Mussil! Jetzt kommt das Arbeitsmarktgesetz. 
Sie zeichnen schon das Ende bei den Preisgeset­
zen. Ich bin überzeugt, es kommt so weit, daß Sie 

alle wieder zustimmen werden. In der ÖVP wird 
alles wieder in Ordnung sein. 

Das ist Ihre Taktik. Sie gehen, wenn irgendein 
Minister etwas sagt, hinaus und bringen das 
lautstark. Davon lebt alles. Aber von dem, was 
wirklich gemacht wird, davon, daß alles wieder 
in Ordnung ist, reden Sie nicht. 

Hier baut der Herr Abgeordnete Hauser ein 
Unternehmerfeindbild. Jetzt kommt der Herr 
Abgeordnete Mussil und baut seinen Kollek­
tivismus aus. Das klingt so nach roter Katze, er 
gibt es  nicht auf. 

Ja glauben Sie denn wirklich, daß Sie 
weiterhin solch schwarze Bilder malen können? 
Mir ist bei Ihren Ausführungen wirklich angst 
und bange geworden, ich habe schon geglaubt, 
es stimmt. Gott sei Dank stimmt es aber nicht, 
und ich werde Ihnen das jetzt anhand von 
Zahlen beweisen. 

Wir brauchen nur wieder bei diesem Budget­
kapitel anzufangen. Es hat mich gewundert, 
Herr Abgeordneter Mussil, daß Sie sagten: Die 
Förderungen und Subventionen brauchen wir 
gar nicht mehr. Das hat mich wirklich gewun­
dert. In Wirklichkeit wissen wir ganz genau, daß 
die Investitionstätigkeit bei unseren Unterneh­
men notwendig ist und daß in gewissen 
Branchen diese Förderungen unbedingt erfor­
derlich sind. 

Bleiben wir gleich bei diesem Kapitel und 
schauen wir uns die Zahlen an. Davon haben Sie 
ja nicht gesprochen. Die Förderungsausgaben 
des Bundes für die Privatwirtschaft nehmen von 
1970 auf 1916 um 342 Millionen zu; das sind 146 

Prozent. 

Auch davon sprechen wir nicht, denn das ist ja 
eine Selbstverständlichkeit. 

Aber wenn irgendein Minister etwas sagt - da 
komme ich jetzt zum Abgeordneten Kammerho­
fer, der gesagt hat, er lasse sich nicht . . .  (Abg. 
S t a u  d i n  g e r :  "Irgendein " Minister! Werten 
Sie Ihre Minister so ab?) Wenn e i n  Minister 
unserer Regierung etwas sagt, dann wird auch 
das sofort in der Form ausgelegt, daß das schon 
wieder etwas Unternehmerfeindliches sei. Da 
komme ich nun zu dem, was schon des öfteren 
hier diskutiert wurde. 

Der Herr Sozialminister hat gesagt, daß ein 
Unterschied zwischen den fatierten Gewinnern 
und dem Gewinn besteht. Das ist richtig, dieser 
Unterschied besteht ja. Aber Sie haben gleich 
darauf gefragt: Bezichtigen Sie uns der Steuer­
hinterziehung? - Das hat er ja nicht gemeint. 
(Abg. Kam m e rh o fe r: Er hat es so gesagt!) 
Aber das ist Ihre Taktik! Das ist immer wieder 
Ihre Taktik. 
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Jetzt werde ich es Ihnen erklären: Da besteht 
wirklich ein Unterschied. Sie kennen die 
Förderungsmöglichkeiten, die wir haben auf 
dem steuerlichen Sektor, ganz genau. Wir haben 
eine Sonderabschreibung in der Höhe von 25 
Prozent. Das wurde gesagt. Wir haben eine 
vorzeitige Abschreibung von 50 Prozent. Es gibt 
die Möglichkeiten des Investitionsfreibetrages, 
das heißt: Wenn ich eine Anschaffung mache, 
kann ich nicht nur 100, sondern 1 20 Prozent 
abschreiben. Ich habe die Möglichkeit einer 
Begünstigung der Ersatzbeschaffung, die Mög­
lichkeit einer Begünstigung für nichtentnom­
mene Gewinne. Das sind durchwegs Begünsti­
gungen, die auch in den letzten fünf Jahren 
gewährt wurden. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 
Sagen Sie nicht: Bei den nichtentnommenen 
Gewinnen nicht! - Wir haben aber den 
Prozentsatz erhöht. Haben wir das nicht 
gemacht? Wir haben also den Prozentsatz bei 
den nichtentnommenen Gewinnen erhöht. 

Das Strukturverbesserungsgesetz wurde von 
uns verlängert. (Abg. Dr. G r u  b e r :  Alles, was 
Sie vorher bekämpften, haben Sie nachher 
gemachtf) Zum Strukturverbesserungsgesetz 
möchte ich sagen: Es gilt ja nicht für die kleinen 
und mittleren Betriebe, davon leben ja nur die 
größeren Unternehmungen. (Abg. S ta u d i n -
g e r :  Strukturverbesserung haben auch wir 
eingeführt!) Das bestreite ich ja nicht, ich sagte 
j a :  Wir haben es verlängert. Haben Sie nicht 
zugehört, Herr Abgeordneter Staudinger? 

Wo ist denn da jetzt die Unternehmerfeind­
lichkeit, und wie ist es mit dem schönen Bild, 
das da gemalt wurde, das - wie hat er so schön 
gesagt? - Unternehmerfeindbild der Regierung. 
Die Farben, die dort drauf sind, stimmen nicht, 
sie verblassen ununterbrochen beziehungsweise 
sie decken nicht das zu, was tatsächlich gemacht 
worden ist. 

Sie fangen an, von der Verdächtigung der 
Steuerhinterziehung zu sprechen, in Wirklich­
keit sind das die Begünstigungen, die dem 
Unternehmer ermöglicht werden, damit er seine 
Gewinne den Erfordernissen anpassen bezie­
hungsweise Förderungen seiner Investitionstä­
tigkeit erhalten kann. 

Verehrte Damen und Herren! Das geht ja noch 
weiter. Herr Abgeordneter Mussil hat gesagt, 
die Eigenkapitalbildung sei die schlechteste. 
Herr Abgeordneter Mussil! Sind Sie si ch dessen 
bewußt, daß in der Steuerbilanz, wenn man all 
diese Abschreibungen anwendet, natürlich das 
Eigenkapital auf der anderen Seite geringer ist? 
Denn wenn ich ein Wirtschaftsgut um 1 Million 
anschaffe und sie mit 25 Prozent, 50 Prozent und 
bei der Normal-Afa mit 20 Prozent abschreibe, 
bin ich mit 95 Prozent herunten, steht die Million 
mit einem geringen Betrag zu Buche, und auf 

der anderen Seite weist sich das im Eigenkapital 
aus. Sie haben nicht gesagt, daß die stillen 
Reserven der Unternehmungen entsprechend 
höher sind. (Abg. Dr. Mu ss i 1 :  Handelsbilanz, 
nicht Steuerbilanz!) Aber Ihre Statistik beruht 
auf den Steuerbilanzen. Zeigen Sie mir doch die 
Unternehmungen, die Handelsbilanzen haben. 
(Abg. Dr. M u s s i l : Dann dürfen Sie nicht alles 
in die Steuer hineinnehmen!) Das stimmt ja 
nicht, Herr Abgeordneter Mussil !  Denn das ist 
aus den Bilanzen herausgenommen. 

Ihre Theorie im Unternehmerfeindbild geht 
doch dorthin: Die Mehrwertsteuer wurde in der 
Zeit der Regierung Kreisky eingeführt. Richtig. 
Das war natürlich wieder etwas gegen die 
Unternehmer. Das haben wir schon des öfteren 
gehört. Aber heute habe ich gehört, daß die 
Erhöhung von 16 auf 18 Prozent die Wirtschaft 
tragen muß. Verehrte Damen und Herren !  
Stimmt das? Sie wissen doch, daß die Umsatz­
steuer . . .  (Abg. S t a u  d i n  g e r :  Die Wirtschaft 
sind wir allel) Ja, aber er hat doch nicht gesagt: 
die Wirtschaft, sondern er sagte, daß das die 
Betriebe, die Selbständigen trifft. Das ist doch 
nicht wahr. Die Umsatzsteuer ist eine Ver­
brauchsteuer. Warum lenkt man da schon 
wieder in diese Richtung und sagt: Das ist schon 
wieder ein Mosaik im Unternehmerfeindbild! ? 

Es muß also ziemlich schlecht um den 
Wirtschaftsbund stehen, muß ich sagen, wenn er 
mit aller Gewalt solches verteidigen und 
verteufeln muß? (Abg. Dkfm. Go r t o n : Kam­
merwahlen!) 

Es gelingt Ihnen zwischendurch recht gut, das 
Unternehmerbild so darzustellen. Sie haben j a  
auch all die Medien, die a n  die Unternehmer 
kommen, in der Hand. Dort geht ja sehr viel 
Geld hinein, um das hinauszuposaunen. Das ist 
ja das, was ich gemeint habe:  das Hinausposau­
nen. Sie haben die Möglichkeit, das wirklich 
immer hinauszuposaunen, aber das Entschei­
dende . . .  (Abg. Dr. G [ u  b e  r : Die Regierung hat 
keine Möglichkeiten?) Weniger als der Wirt­
schaftsbund; das kann ich Ihnen sagen. Wenn 
ich Ihnen aU die Zeitungen und aUe anderen 
Publikationen des Wirtschaftsverlages aufzäh­
len darf, wenn ich daran denke, wie viele 
Zeitungen dort gedruckt werden und was dort 
drinsteht, muß ich sagen: Da ist schon ein 
mächtiger Faktor gegeben. 

Zurück zum Sozialen, zum Herrn Sozialmini -
ster, Herr Abgeordneter Kammerhofer! Wir 
haben nicht davon gesprochen, daß wir in dieser 
Regierungszeit die Frühpension der Selbständi­
gen eingeführt haben. Wir haben nicht davon 
gesprochen . . .  (Abg. A. S c  h 1 a g  e r :  Es war ein 
Irrtum !  Sie haben aber nicht mitgestimmt!) 

Haben wir also die Frühpension eingeführt? 
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(Abg. Dr. G r u  b e r :  Ja, weil Sie irrtümlich 
zugestimmt haben!) Das \ war etwas anderes. 

Die Frühpension für die Selbständigen haben 
wir also eingeführt. 

Auch die Einführung der zweiten Bemes­
sungsgrundlage haben wir in dieser Regierungs­
periode bewerkstelligt. Davon wird nicht 
gesprochen. 

Etwas Wesentliches : Davon, daß die mittäti­
gen Ehefrauen nunmehr nach dem ASVG 
versichert werden können beziehungsweise 
versichert sind, sprechen wir auch nicht. - Doch. 
Negativ! Das ist richtig. Durch die Begünstigung 
ist die Ungerechtigkeit gekommen, daß jene 
Frauen - es sind meistens Frauen -, die das 47. 
Lebensjahr erreicht haben und vorher keine 
Versicherungszeiten gehabt haben, wohl zur 
Pensionsversicherung nach dem ASVG einzah­
len, aber nicht in den Genuß kommen. Jetzt 
wissen Sie aber ganz genau, Herr Abgeordneter 
Kammerhafer, daß wir schon seit einem Jahr mit 
dem Herrn Sozialminister verhandeln und daß 
entsprechende Maßnahmen getroffen werden. 

Es ist nun einmal in der Demokratie, auch in 
Ihrem Klub und in Ihrer Partei so:  Es muß ein 
Interessenausgleich geschaffen werden. (Abg. 
Dr. G r u  b e  r :  Haben wir ja einen Erfolg erzielt 
bei Ihnen!) Es gibt eben nur 240.000 Selbstän­
dige in Österreich. 240 . 000 Selbständige, die der 
gesamten Bevölkerung in Österreich gegen­
überstehen. Also ein Interessenausgleich muß 
ge schaffen werden. 

Sie haben auch nie davon gesprochen, daß 
unter dieser Regierung mit der Steuerreform der 
Wegfall der Haushaltsbesteuerung gekommen 
ist, eine Sache, die nur die Selbständigen 
betrifft. (Abg. Dr. G r u  b e r :  Nicht nur!) Ja, nicht 
nur. Die Nichtselbständigen hatten bis zu einem 
gewissen Betrag ja bereits die Freiheit, nicht 
zusammengerechnet zu werden; erst bei einem 
Einkommen über 150.000 S und dann 200. 000 S 
wurden sie zusammengerechnet. Es kamen also 
lediglich die Selbständigen in diesen Genuß. Ich 
brauche es Ihnen nicht zu erzählen, Sie wissen 
ganz genau, wie viele Jahre darum gekämpft 
wurde, daß man davon wegkam. Das ist ja nicht 
eine Sache aus den letzten Jahren gewesen, 
sondern darüber ist schon seit zwanzig Jahren in 
diesem Haus debattiert worden, und man kam 
nie davon weg. Aber uns, der sozialistischen 
Regierung, ist es gelungen, davon wegzu­
kommen. 

Natürlich, jetzt habe ich einerseits den Vorteil 
der getrennten Veranlagung von Frau und 
Mann, ich habe also den Vorteil ,  meine Ehefrau 
mit im Betrieb zu beschäftigen, sie nach dem 
ASVG versichern zu lassen und ihr Einkommen 
getrennt zu erklären. Die Steuerprogression ist 

dadurch wesentlich gemildert. Es gibt aber noch 
ein paar Ungereimtheiten. Sie betreffen die 
wenigen - es sind ja nur wenige -, die 
ASVG-Pensionsversicherung zahlen und noch 
nicht in den Genuß kommen. Aber Sie können 
versichert sein, daß das gelöst wird. 

Aber so ist es halt immer. Man spricht nur groß 
von den Nachteilen . . . (Abg. S t a  udi n g e r : Sie 
haben gesagt, in der 3 1 .  ASVG-Novelle haben 
Sie es schon gelöst!) Aber Sie sehen ja, daß wir 
daran arbeiten. Das ist ja der Beweis. In der 32. 
wird es drin sein. (Abg. Ka m m  erh o le r :  Wir 
werden Sie beim Wort ne hmen !) Sie werden 
daran im Sozialausschuß mitarbeiten! 

Das sind die Vorteile, von denen Sie nicht 
sprechen wollen. Es wird immer nur alles,  was 
gesagt wird, umgedreht und wird in eine 
Richtung gegangen. 

Und jetzt darf ich zu den Gewerbeförderungs­
maßnahmen, die in diesem Kapitel angeführt 
sind, sprechen. 

Ich möchte von dem ausgehen, was in der 
Regierungser klärung steht: 

"Die Möglichkeiten des Gewerbestrukturver­
besserungsgesetzes und andere Förderungsein­
richtungen sind im Interesse der Klein- und 
Mittelbetriebe, die auf Grund der gegebenen 
Betriebsgrößenstruktur eine wichtige Rolle in 
der österreichischen Wirtschaft spielen, voll 
auszuschöpfen.'  . 

Ich darf Ihnen an Hand der Zahlen der 
BÜRGES sagen, daß auf Grund der Anträge zum 
Gewerbestrukturverbesserungsgesetz weder 
eine Stagnation oder ein Nachlassen der 
Investitionstätigkeit zu erblicken ist, sondern 
das Gegenteil. Es wurden nämlich, wenn man 
die Zahl der Anträge der letzten Jahre ver­
gleicht, im Jahre 1970 6 15 Anträge eingebracht; 
197 1 :  8 12,  197 2 :  645 - da war ein Rückgang -, 
1973 : 823, 1974 : 1 135 und in den ersten zehn 
Monaten des Jahres 1975 fast 1 100. Im Jahre 
1975 wird die Kreditsumme mit Zinsenzuschüs­
sen - Sie kennen ja die Förderung auf Grund des 
Gewerbestrukturverbesserungsgesetzes -, noch 
die letzten Anträge berücksichtigt, die bis zum 
Jahresende hereinkommen - es werden rund 
1500 Anträge sein -, 2 Milliarden Schilling 
betragen. 

Wenn ich das zusammenzähle, so wurde von 
1970 bis 1975 durch das Gewerbestrukturverbes­
serungsgesetz, das - und das möchte ich betonen 
- gemeinsam beschlossen wurde - aber nicht zu 
sagen vergessen möchte ich, daß während der 
vorigen Legislaturperiode die Dotierung von 3 
auf 5 Prozent erhöht wurde -, eine Kreditsumme 
von insgesamt 7 Milliarden Schilling vergeben, 
wurden Investitionen der Klein- und Mittelbe-
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triebe in der Höhe von 7 Milliarden Schilling 
durch einen Kreditkostenzuschuß gefördert. 

Das sind jene Leistungen, die vom Kapitel 
Handel erbracht werden, wobei ich jedoch nicht 
die Förderungsmaßnahmen des Fremdenver­
kehrs ausführen möchte, hiezu werden noch 
andere Kollegen meiner Fraktion sprechen. 

Gestatten Sie mir aber, noch auf ein Kapitel 
einzugehen, das sicherlich heute noch Gegen­
stand der Diskussion sein wird, denn es ist ja in 
letzter Zeit auch außerhalb dieses Hauses 
darüber gesprochen worden: Es handelt sich um 
die Nahversorgung. 

Verehrte Damen und Herren! Ich darf auch 
hier von der Regierungserklärung ausgehen, in 
der angeführt ist: "Moderne Betriebsformen des 
Handels sollen bei gleichzeitiger Bedachtnahme 
auf die Bedürfnisse der Bevölkerung gefördert 
werden. Ziel ist die optimale Versorgung der 
Bevölkerung in Stadt und Land, wobei beson­
ders Bedacht zu nehmen sein wird auf die 
Probleme der berufstätigen Hausfrau und der 
älteren Mitbürger. " 

Es ist richtig, daß im Vorjahr Anträge von der 
Österreichischen Volkspartei und auch von der 
Sozialistischen Partei in den Nationalrat einge­
bracht wurden, die Verbesserungen des Geset­
zes gegen den unlauteren Wettbewerb zur Folge 
haben sollten. Diese Verhandlungen wurden in 
einem Unterausschuß des Handelsausschusses 
durchgeführt und wurden unterbrochen, weil 
die Legislaturperiode ausgelaufen ist. 

Ich möchte aber dazu sagen, daß es sich ja nur 
um eine Teilhilfe für die Nahversorgung 
handeln kann, denn ich kann mir nur vorstellen, 
daß mehrere Maßnahmen zu einer echten Hilfe 
führen könnten. Das wären einerseits die 
legistischen Maßnahmen, andererseits weitere 
Förderungsmaßnahmen beziehungsweise auch 
überlegungen hinsichtlich der Raumordnung. 

Als ich im Vorjahr den Herrn Handelsminister 
darauf angesprochen habe - es war auch zur Zeit 
der Budgetdebatte -, wurde mir versichert, daß 
Untersuchungen in Auftrag gegeben werden, 
die die G rundlagen zu diesen Verhandlungen 
bilden sollten. Ich habe heute erfahren, daß 
diese Gutachten in unmittelbarer Zukunft 
fertiggestellt werden und als Arbeitsgrundlage 
für den beim Handelsminister installierten 
Beirat dienen werden. Es wird daran gearbeitet. 

Ich glaube aber nach den heutigen Zeitungs­
meldungen bezüglich unterschiedlicher Mei­
nungsäußerungen zwischen dem Konsumver­
band und dem Sektionsobmann des Handels, 
daß meine Auffassung, die ich auch am 
Kammertag dargelegt habe, die beste gewesen 
wäre. 

Es wurde nämlich wieder der Antrag der 
Österreichischen Volkspartei hier im Hause 
eingebracht, und es ergibt sich also das Problem, 
obwohl es noch nicht ausgereift ist, und zwar 
nicht ausgereift in dem Sinne, daß der Interes­
senausgleich noch nicht geschaffen wurde, der 
Interessenausgleich zwischen dem Konsum, den 
landwirtschaftlichen Genossenschaften, der 
Industrie, dem Einzelhandel und dem Groß­
handel. 

Ich habe in Vorschlag gebracht, und ich bin 
auch an die Herren des Wirtschafts bundes 
herangetreten, ob man nicht vorerst diesen 
Interessenausgleich schaffen sollte - dazu wären 
ja die Handelskammern der richtige Boden, 
denn sie haben ja diesen Interessenausgleich zu 
schaffen -, um dann erst mit einem womöglich 
gemeinsamen Antrag in das Haus zu kommen. 
Denn solche Maßnahmen sollten aus der 
Tagespolitik ausgeschaltet werden. 

Und was jetzt eingetreten ist, nämlich die 
Auseinandersetzung zwischen Sektionsobmann 
und Konsumverband, das trägt auch nicht dazu 
bei, daß wir rasch zu einer Lösung kommen, 
sondern es wird sicherlich wieder eine Verzöge­
rung geben und - was bestimmt nicht notwendig 
gewesen wäre - eine Verhärtung der Stand­
punkte. 

Meine Damen und Herren! Damit möchte ich 
auch schon zum Schluß kommen und sagen: Wir 
haben während der vergangenen Legislaturpe­
riode ein großes Gesetz geschaffen, nämlich die 
Gewerbeordnung, und das in einer Form und in 
einer Weise, die sicherlich für alle Beteiligten 
ein Erfolg war : die Gemeinsamkeit, die Zusam­
menarbeit, die zwischen allen drei Fraktionen 
des Hauses zutage getreten ist. 

Ich werde besonders auch jetzt darauf 
hinweisen, in bezug auf die weitere Tätigkeit 
sowie auf Nahversorgung und andere Probleme, 
die bei der gewerblichen Wirtschaft anstehen, 
genau denselben Geist zu üben, mehr außerhalb 
der Politik die Vereinbarung, den Interessenaus­
gleich zu suchen, denn nur so kann meines 
Erachtens schnellstens eine Lösung für die 
anstehenden Probleme gefunden werden, und 
das ist nämlich wirklich im Interesse der 
gewerblichen Wirtschaft. (Beifall b ei SPD.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Stix. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die eigentlich brisanten wirt­
schaftspolitischen Fragen in dem großen Zustän­
digkeitsbereich des Herrn Handelsministers 
befinden sich nicht im Budgetkapitel 63, 
sondern sie sind mehr oder weniger außerhalb 
dieses Budgetkapitels. Ich möchte nur die 
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großen Bereiche erwähnen, wie Preisgesetze, 
Marktordnungen, Energiesicherungsgesetz, und 
dazu noch zwei Problemkreise, die wir Freiheit­
lichen als besonders aktuell ansehen: einmal die 
Neuregelung der Ladenverkaufszeiten, also der 
Öffnungszeiten im Einzelhandel, und zum 
zweiten den Bereich der Lehrlingsausbildung 
und der Lehrplätze. Wir Freiheitlichen werden 
uns heute hauptsächlich mit diesen Punkten 
beschäftigen. .. 

Zu den Bereichen Marktordnung und zum 
Preisgesetz wird es ja später noch eine sehr 
eingehende Diskussion geben müssen. Es 
werden uns diese Gesetzesmaterien zweifels­
ohne während der ganzen ersten Hälfte des 
Jahres 1976 vollauf beschäftigen. Daher darf ich 
sie heute aus der Debatte hier für mich 
ausklammern. Zunächst aber doch zurück zum 
Kapitel 63 und einige Anmerkungen dazu. 

Die Gesamtausgaben haben immerhin die 
Milliardengrenze überschritten. Es gibt zum 
Vorjahr eine Steigerung von 10 ,5  Prozent. Auch 
die darin enthaltenen Förderungsmittel sind 
gegenüber 1975 um rund 70 Millionen Schilling 
höher. Trotzdem fällt natürlich auf, daß diese 
gegenüber dem Vorjahr zwar erhöhten Förde­
rungsmittel immer noch unter dem Stand von 
1974 sind. 

Das ist an sich summarisch gesehen bedauer­
lich, ich gebe aber zu, daß es in einigen Teilen 
positive Aspekte gibt, etwa die Tatsache, daß die 
Mittel für die österreichische Fremdenverkehrs­
werbung um 15 Millionen aufgestockt wurden. 

Ich möchte aber hier ausdrücklich darauf 
hinweisen, daß dies lediglich als ein Tropfen auf 
den heißen Stein verstanden werden kann, denn 
gemessen an dem Umsatz, den der Fremdenver­
kehr bringt, ist das Werbevolumen der Fremden­
verkehrswerbung mit 120 Millionen Schilling 
eindeutig zu niedrig. Nehmen wir nur die 
Deviseneingänge aus dem Fremdenverkehr -
zuletzt im Jahr 47 Milliarden Schilling -, und 
daran gemessen machen die 1 20 Millionen 
Schilling Werbebudget ganze 2 , 5  Promille aus . 
Es gibt keinen Wirtschaftszweig, der mit 
derartig niedrigen Werbebudgets auf die Dauer 
das Auslangen findet. 

Es ist also unbedingt notwendig, über diese 
kleineren Aufstockungen hinaus langfristig zu 
einem wesentlich großzügiger konzipierten 
Werbebudget für unsere Fremdenverkehrswirt­
schaft zu kommen. 

Der Fremdenverkehr verdient ganz selbstver­
ständlich jede nur denkbare wirtschaftspoliti­
sche Bemühung, denn gerade jetzt, . in der Zeit 
der nachla.ssenden Industrieproduktion, der 
nachlassenden Konsumfreudigkeit, der rückläu­
figen Exporte, wirkt sich der Fremdenverkehr 

stabilisierend aus, weil er noch gute Ergebnisse 
bringt. Umso wichtiger ist es, Herr Bundesmini­
ster, bei allen Förderungsbemühungen im 
Fremdenverkehrsbereich nicht nachzulassen. 

Da möchte ich an Sie einen Appell richten, 
Herr Bundesminister. Es gibt einen Punkt, der 
der Fremdenverkehrswirtschaft sehr zu schaffen 
macht, und das ist die unerträglich hohe 
Getränkebesteuerung. Nun weiß ich, daß das 
nicht Ihre Kompetenz ist. Aber als j ener 
Bundesminister, der sich um die Sorgen des 
Fremdenverke hrs annehmen muß, fordere ich 
Sie auf, bei Ihrem Ministerkollegen Androsch 
vorstellig zu werden und darauf zu dringen, daß 
diese unhaltbare Situation in der Getränkebe­
steuerung überdacht und verbessert wird. 

Wir haben im internationalen Vergleich, vor 
allem wenn wir jene Nachbarländer verglei­
chen, mit denen unsere Fremdenverkehrswirt­
schaft in direkter Konkurrenz steht, die höchste 
Getränkebesteuerung überhaupt. Und das ist ein 
Punkt, der auf die Dauer nicht hingenommen 
werden kann. 

Im Bereich der Gewerbestrukturverbesserung 
ist es erfreulich, daß sie um 29 Millionen höher 
ist. Es ist das freilich die Folge eines Automatis­
mus, weil eben ein höheres Aufkommen an 
Bundesgewerbesteuer erwartet wird. Ich darf in 
diesem Zusammenhang durchaus auf das Ver­
dienst verweisen, das uns Freiheitlichen bei 
dieser Gewerbestrukturverbesserung zukommt, 
denn wir Freiheitlichen waren es, die anläßlich 
der Verhandlungen um die Einführung der 
Mehrwertsteuer durchgesetzt haben, daß nicht 
nur wie vorher 3 Prozent, sondern ab da eben 5 
Prozent aus dem Gewerbesteueraufkommen -
Bundesgewerbesteuer - für Gewerbestruktur­
verbesserung zweckgewidmet werden. 

. Wir freuen uns also, daß diese Entwicklung 
heute zu Buche schlägt, weil sie gerade in einer 
Zeit wirksam wird, wo das Gewerbe die 
Unterstützungsmöglichkeiten, die das Gewerbe­
strukturverbesserungsgesetz und seine Dotie­
rung bringen, tatsächlich benötigt. Es ist das 
einer der praktischen Beweise dafür, daß auch 
eine kleine Oppositionspartei durch eine 
gezielte politische Einflußnahme praktische 
Erfolge erreichen kann. (Abg. S t a u d i n g e r :  
Besonders wenn sich der Herr Bundeskanzler 
taktische Vorteile davon verspricht!) Das ist im 
Krieg so, daß man taktische Positionen ausnützt, 
um Erfolge zu erzielen, Herr Kollege. (Abg. Dr. 
G r u  b e  r :  Aber die andere Seite hat ja die 
taktischen Erfolge!) 

Ein trauriges Kapitel, Herr Bundesminister, ist 
die wirtschaftliche Landesverteidigung. Es ist da 
wieder nichts vorgesehen, aber zu diesem 
Thema wird mein Fraktionskollege Hanreich 
ausführlich die Dinge auf den Tisch legen. 
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Ich darf aber gleich an dieser Stelle vermer­
ken, daß nicht zuletzt diese Versäumnisse auf 
dem Gebiet der wirtschaftlichen Landesverteidi­
gung uns auch schon in den vergangenen Jahren 
veranlaßt hatten, dem Kap itel 63 unsere Zustim­
mung zu versagen. Soweit es in diesem 
Zusammenhang um die Bevorratung von Ener­
gieträgern geht, werde ich bei der Energiepoli­
tik noch kurz darauf zu sprechen kommen. 

Nun - wie schon einleitend angekündigt - zu 
dem Thema, mit dem ich mich heute ausführlich 
beschäftigen will, zu den Öffnungszeiten im 
Handel. Es gibt zwei Grunde dafür, sich 
eingehend damit auseinanderzusetzen. 

Der erste Grund ist der, daß mich der Herr 
Handelsminister Staribacher im Ausschuß pro­
voziert hat. Er hat wörtlich gesagt - ich habe es 
mir mitgeschrieben -: Die jetzige Regelung -
der Ladenschlußzeiten - ist die beste. - Das ist 
der eine Grund. 

Der zweite Grund, sich mit diesem Thema zu 
beschäftigen, ist ein konjunkturpolitischer. 

Zunächst zu der provokanten Feststellung des 
Herrn Handelsministers : Ich widerspreche ganz 
entschieden dieser Auffassung, daß die gegen­
wärtige Lösung die beste ist. Dafür gibt es 
mehrere Grunde : 

Zunächst das allgemeine Unbehagen über die 
geltenden Ladenschlußzeiten. Es schlägt sich 
dieses ja in ständig da und dort aufflackernden 
Diskussionen nieder. Ich darf als Beweis nur 
eine Pressestimme aus allerjüngster Zeit anfüh­
ren, wo sogar die eher zurückhaltenden steiri­
schen Kaufleute nun den Pferdefuß der gelten­
den Öffnungszeiten entdeckt haben. Der Herr 
Wirtschaftsbundobmann in Graz, Gebell, hat 
eine Enquete durchgeführt. Es heißt hier in der 
"Presse " :  

" Eine s o  ungünstige Regelung der Laden­
schlußzeiten wie in Österreich gäbe es nirgends 
sonst. Er schlug ein Modell vor, das einen 
größeren Spielraum bei der Ladenschließung 
gewährleisten würde . . .  " Im übrigen nähert er 
sich da freiheitlichen Auffassungen. 

Aber mir ging es zunächst nur darum zu 
zeigen, daß hier eine Diskussion im Gange ist, 
weil eben die gegenwärtige Regelung nicht, wie 
der Herr Bundesminister meint, die beste ist. 

Abgesehen von diesem allgemeinen Unbeha­
gen gibt es auch wissenschaftliche Kritik. Ich 
darf hier Professor Dr. GoUfried Theuer zitieren. 
Er ist immerhin Vorstand des Institutes für 
Handelsforschung an der Hochschule für Welt­
handel. (Abg. Dr. B I  e n k :  Wirtschaftsuniversi­
tät, Herr Kollege!) Danke. In der jüngsten 
Nummer der "Handelsforschung" findet sich 
folgende Aussage - ich darf sie wörtlich zitieren 

"Im Bereich der zeitlichen Anpassung sollte 
auf das brisante Erfordernis verwiesen werden, 
Läden vor allem dann zu öffnen, wenn sie die 
größten Umsatz- und Ertragschancen verspre­
chen. Seit Jahren tritt auch der Verfasser für 
selektive Ladenzeiten e in. " 

Das ist eine ganz massive Kritik von 
berufener, wissenschaftlicher Seite an der 
geltenden Ladenzeitenregel ung. 

Nun die dritte Gruppe, die nicht der Meinung 
ist, daß wir gegenwärtig das beste System 
haben, nämlich die Konsumenten. Die Konsu­
menten sind unzufrieden mit dem, was wir heute 
haben. Ich darf in diesem Zusammenhang als 
Beispiel auf die "Kurier"-Umfrage des vergan­
genen Jahres verweisen, bei der sich immerhin 
herausgestellt hat, daß 64 Prozent der Konsu­
menten, also zwei Drittel der Konsumenten, 
unzufrieden s ind mit der gegenwärtigen Lösung. 
Ich zitiere aus dem "Kurier" vom 5. Oktober 
1974:  

Die Frage, ob die geltenden Ladenschlußzei­
ten beibehalten werden sollen, wurde beantwor­
tet: Nein 64 ,5 Prozent. Dafür waren 23,2 Prozent. 

Die Frage nach der Rahmengeschäftszeit, wie 
sie dann in unserem freiheitlichen Initiativan­
trag vorgeschlagen worden ist, wurde beantwor­
tet mit Ja 68 Prozent. 

Herr Bundesminister! Sie sehen sich oft gerne 
in der Rolle des Konsumentenschützers , des 
Konsumenteninteressenvertreters. Einverstan­
den. Aber bitte, wo bleibt dann bei diesem 
eindeutig vorhandenen Konsumentenwunsch 
Ihre diesbezügliche Maßnahme und Ihr diesbe­
zügliches Verhalten? Es ist nämlich falsch, wie 
das in der Diskussion bisher immer getan wurde, 
die Öffnungszeiten nur als ein Problem der 
Kaufleute und der Handelsangestellten zu 
sehen. Richtigerweise muß man es als ein 
g e rn  e i n s a m  e s Problem der Käufer und der 
Verkäufer sowie ihrer Gehilfen sehen. Man muß 
also die Konsumenten in die Diskussion mit 
einbeziehen. 

Für eine wirtschaftspolitische Entscheidung 
beziehungsweise Debatte ist es natürlich not­
wendig, die Leistung für den Markt in den 
Vordergrund zu stellen, gerade in einer Markt­
wirtschaft, wie wir sie heute haben. Daß die 
Konsumenten mit der ihnen gebotenen Markt­
le istung heute in diesem großen Ausmaß 
unzufrieden sind, muß doch zu denken geben. 

Das war zum ersten Grund, warum wir heute 
dieses Thema so groß anschneiden. 

Der zweite Grund ist ein konjunkturpoliti­
scher. Die herrschende Krisensituation ist doch 
nicht zuletzt dadurch gekennzeichnet - zum Teil 
wird sie sogar dadurch verschärft -, daß es eine 
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massive Zurückhaltung der Verbraucher gibt. 
Das Wirtschafts forschungsinstitut hat etwa für 
das zweite Quartal des laufenden Jahres 
errechnet, daß r e  a I der Privatkonsum um. 
lediglich 1 Prozent gewachsen ist. Es swgnieren· 
die Einzelhandelsumsätze. Wir haben seit 
Jahren erstmals in diesem Jahr einen Monat 
gehabt, wo es keine Zuwachsrate mehr gegeben 
hat, sondern einen Minuswert. 

Es ist tatsächlich so, daß die Leute heute ihr 
Geld lieber zur Bank tragen als zum Kaufmann. 
Während also die Einzelhandelsumsätze stag­
nieren, verzeichnen die Kreditinstitute Rekord­
zuwächse bei den Einlagen. 

Jetzt dürfen wir uns bei dieser allgemeinen 
Beurteilung der Situation natürlich nicht durch 
das verhältnismäßig gut laufende Weihnachts­
geschäft täuschen lassen. Das wäre eine zu 
kurzfristige Betrachtung. Das Weihnachts ge­
schäft läuft ja nicht zuletzt deswegen relativ gut, 
weil die ab Jänner ins Haus stehende Erhöhung 
der Mehrwertsteuer um 2 Prozent natürlich sehr 
viele Käufer dazu veranlaßtJ noch vor dieser 
Mehrwertsteuererhöhung beabsichtigte Ein­
käufe unterzubringen. Aber mit großer Wahr­
scheinlichkeit haben wir dann die Kehrseite der 
Medaille in Form eines großen Umsatzloches in 
den ersten Monaten des Jahres 1976 zu 
gewärtigen. 

Daher ist es eine wirtschaftspolitisch eminent 
wichtige Aufgabe , wenn man der Wirtschafts­
flaute begegnen will, den Verbraucher aus 
seiner Reserve zu locken. Statt teurer Bele­
bungsprogramme, über die sich die Finanzex­
perten den Kopf zerbrechen, wie sie in 
Milliardenhöhe finanziert werden sollen, gibt es 
eine wirksame Maßnahme zur Konjunkturbele­
bung, die nichts kostet: Das ist eine moderne 
Regelung der Öffnungszeiten. Warum? 

Sprechen Sie einmal mit Berufstätigen, vor 
allem mit berufstätigen Frauen. Da werden Sie 
überall in mehr oder weniger starker Form die 
Einstellung und die Klage vorfinden und hören: 
Einkäufe zu tätigen, einkaufen zu gehen ist ein 
Kunststück, ist zeitlich schwer unterzubringen. 
Denn wenn heute ein Berufstätiger zum Einkau­
fen Zeit hätte, dann steht er in vielen Fällen 
einfach wegen Zeitablaufes vor geschlossenen 
Rolläden. Es ist eine Tatsache, daß viele 
Einkäufe einfach deswegen unterbleiben, weil 
die G elegenheit fehlt, sie zu tätigen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich mich 
mit einem Argument auseinandersetzen, das aus 
mir wirklich nicht verständlichen Gründen 
besonders von der Gewerkschaftsseite öfter 
kommt. Stellvertretend für andere darf ich hier 
auf die vielen Äußerungen des Altabgeordneten 
Skritek verweisen. Diese Argumentation läuft 

ungefähr auf folgende Formel hinaus: Andere 
Öffnungszeiten im Handel ändern nichts an der 
nun einmal gegebenen Einkommenssituation 
der Konsumenten, längere Einkaufszeiten geben 
dem Konsumenten nicht mehr verfügbares 
Einkommen an die Hand. 

Dieser scheinbar richtige Satz geht am 
wirklichen Problem vollkommen vorbei. Es geht 
nämlich nicht um höhere Einkommen, sondern 
es geht um jene Einkommensteile, die ausgege­
ben werden könnten, die aber heute in 
übertriebener Weise gespart werden. Natürlich 
hat dieses übertriebene Sparen verschiedene 
Motive. Es wird aber erleichtert, wenn nicht 
geradezu herbeigeführt eben durch geschlos­
sene Rolläden. Das ist ein psychologisches 
Problem, welches man vielleicht mit einem 
etwas verfänglichen Sprichwort ganz gut aus­
leuchten kann. Es gibt das Sprichwort: "Gele­
genheit macht Diebe",  und ich wage das jetzt im 
Zusammenhang mit dem Handel nur deswegen 
auszusprechen, Herr Bundesminister, weil ich 
dazu gewissermaßen eine klassische Deckung 
habe. Immerhin war ja bei den Griechen und 
Römern Hermes beziehungsweise Merkur 
zugleich der Gott der Kaufleute und der Gott der 
Diebe. Also bitte mir diese klassische Deckung 
zugute zu halten. Es ist eben eine Marketing­
Wahrheit: Gelegenheit macht auch Käufer! Und 
diese Wahrheit sollte man berücksichtigen, 
wenn man über Ladenschlußzeiten debattiert. 

Um dem Konsumenten zu entsprechen, um vor 
allem der berufstätigen Hausfrau ihre Einkaufs­
sorgen zu erleichtern und um die Konjunktur zu 
beleben sowie die Einzelhandelsumsätze anzu­
kurbeln, bringen wir Freiheitlichen daher heute 
erneut jenen Initiativantrag ein, den wir schon in 
der abgelaufenen Legislaturperiode eingebracht 
haben und der durch deren Ablauf erledigt 
wurde, den Antrag der Abgeordneten Stix, 
Hanreich, Meißl, Josseck betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem die Ladenverkaufsbetriebszei­
ten geregelt werden. Ich lade die Herren sowohl 
der sozialistischen Seite wie der ÖVP-Seite ein, 
mit uns gemeinsam dieses Problem zu beraten 
und zu bearbeiten. 

Ich darf nur einige wesentliche Punkte aus 
diesem freiheitlichen Initiativantrag herausar­
beiten, um zu zeigen, in welcher Richtung wir 
uns eine moderne Lösung der Öffnungszeiten 
vorstellen. 

Die Vorlage ziehlt darauf ab, die Interessen 
sowohl der Konsumenten als auch der Handels­
unternehmungen und der Handelsangestellten 
auf zweckmäßige Weise auszugleichen, und 
zwar so, daß der Konsument dann einkaufen 
kann, wenn er dafür Zeit hat. Daher muß ein Teil 
der Einkaufszeit parallel zur Freizeit des 
Konsumenten verlaufen. Dem trägt der Antrag 
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Rechnung, indem er die Möglichkeit vorsieht, 
die Läden bis 20 Uhr geöffnet zu halten. Wir 
bleiben damit immer noch unter Öffnungszeiten, 
wie sie in einigen anderen europäischen 
Ländern gang und gäbe sind. 

Um aber das notwendige Maß an Wettbe­
werbsgleichheit herzustellen und insbesondere 
den kleinen Kaufmann vor einer überbeanspru­
chung seiner eigenen Arbeitskraft zu schützen, 
wird im Antrag in zweierlei Hinsicht ein 
zeitlicher Rahmen eingeführt: Erstens dürfen die 
betriebsindividuellen Öffnungszeiten nur zwi­
sehen ' 7 und 20 Uhr gewählt werden, und 
zweitens gibt es eine Rahmenzeit für die 
gesamte Woche, welche die Offenhaltezeit mit 
50 Stunden begrenzt. Damit wird ausgeschlos­
sen, daß beispielsweise personalstarke Super­
märkte j eden Tag von früh bis spät geöffnet 
halten können. Unbeschadet der Öffnungszeiten 
gilt für die Dienstnehmer im Handel ganz 
selbstverständlich pie Vierzigstundenwoche. 
Außerdem sieht der freiheitliche Gesetzentwurf 
ausdrücklich vor, den an Samstagen in den 
Verkaufs stellen Beschäftigten an einem Halbtag 
in der Woche frei zu geben. Das soll jedoch 
durch Betriebsvereinbarung individuell geregelt 
werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, diese Stellen zeigen schon, daß der 
freiheitliche Antrag genau auf jene selektiven 
Ladenzeiten abzielt, die zu ermöglichen Herr 
Professor Theuer - den ich schon zitiert habe -
als unbedingt notwendig ansieht. 

Lassen Sie mich jetzt ein Detailproblem 
aufgreifen, nämlich das Problem, welche Aus-

. wirkungen eine derartige Regelung für den 
kleinen Kaufmann hätte. Ist sie ein Vorteil für 
den Supermarkt? Würde sie den kleinen 
Kaufmann im Wettbewerb hemmen? Darauf 
antworte ich klipp und klar: Nein! Die vorge­
schlagene Regelung wäre ganz im Gegenteil 
eine Hilfe für den kleinen Kaufmann, sich im 
Wettbewerb besser als bisher zu behaupten. 

Ich möchte mich noch einmal mit dem 
Argument auseinandersetzen, daß bei einer 
vorgeschlagenen Öffnungszeit zwischen 7 und 
20 Uhr ein personalstarker Supermarkt eben 
ständig offenhalten kann. Es ist dies ein 
Argument, das auch von Gewerkschaftsseite 
gebracht wurde und das in Tirol der Herr 
Abgeordnete Egg in einem Leserbrief in 
folgende Worte gefaßt hat : Für den Kaufmann 
ergäbe sich aus Gründen der Erhaltung des 
Unternehmens die Notwendigkeit, sich an die 
Verkaufszeiten der großen Handelsunterneh­
men anzupassen. 

Unsere Regelung zwingt den kleinen Kauf­
mann dazu nicht! Beispiel : Würde ein Super-

markt tatsächlich von 7 bis 20 Uhr offenhalten 
dann käme in der gesamten Woche eine Zeit vo� 
69 Stunden heraus. Der Initiativantrag schreibt 
aber als zweiten Zeitrahmen für die gesamte 
Woche 50 Stunden vor. Daher ist auch ein 
Supermarkt nicht in der Lage, ganz abgesehen 
v.on der Kostenseite und von der Kalkulation 
seine Personalstärke hier voll auszuspielen: 
Ganz im Gegenteil: Es ergeben sich zeitliche 
Nischen, und diese kann der kleine Kaufmann 
nützen. Er hat dann sogar die Gelegenheit, 
teilweise zu Zeiten offenzuhalten, in denen der 
Supermarkt geschlossen halten muß , weil er 
seine Zeit schon ausgeschöpft hat. Der kleine 
Kaufmann ist dann in der Lage, die einzige 
Stärke, die er besitzt, voll auszuspielen und zur 
Geltung zu bringen, nämlich die Flexibilität, die 
Anpassungsfähigkeit. Er kann dann für sich 
betriebsindividuell jene Öffnungszeiten wählen, 
die im Hinblick auf die örtlichen Verhältnisse, 
im Hinblick auf seinen speziellen Kundenkreis 
und natürlich auch im Hinblick auf die 
Branchenbesonderheiten optimal sind. 

Jetzt, bei der gleichzeitigen schematischen 
Ladenschlußregelung, wie wir sie haben, kann 
der kleine Kaufmann diese seine einzige Stärke, 
nämlich die Anpassungsfähigkeit, nicht zur 
Geltung bringen. Und das ist der wahre Grund, 
warum wir überall erleben, daß die kleinen 
Geschäfte zugrunde gehen. Sie sind nicht zuletzt 
ein Opfer des untauglichen Ladenschlußzeiten­
gesetzes, das wir derzeit haben. 

Also ist unser freiheitlicher Antrag zugleich 
auch ein Beitrag für das überleben des 
kleineren Kaufmannes und damit ein Beitrag zur 
Aufrechterhaltung einer gesunden Nahversor­
gung, wie das der Herr Abgeordnete Mühlba­
cher angeschnitten hat, die wir ja ganz 
selbstverständlich wollen, die wir vor allem 
dann nicht aufgeben dürfen, weil wir aus der 
Statistik wissen, daß etwa 51 Prozent aller 
Einkäufe heute noch zu Fuß getätigt werden; 
und das geht eben nur, wenn im Nahbereich 
Geschäfte sind. 

Ich habe in diesem Zusammenhang noch eine 
Frage an den Herrn Bundesminister: Es gibt in 
der Regierungserklärung einen sehr merkwürdi­
gen Satz, er heißt: "Moderne Betriebsformen des 
Handels sollen bei gleichzeitiger Bedachtnahme 
auf die Bedürfnisse der Bevölkerung gefördert 
werden. " Das ist ein bisserl orakelhaft, man 
versteht nicht, was das heißen soll. Normaler­
weise werden unter modernen Betriebsformen 
eben Supermärkte, Diskontgeschäfte und so 
weiter verstanden. Ich glaube aber, den Herrn 
Bundesminister im Ausschuß richtig verstanden 
zu haben, daß er das nicht damit meint. Bitte was 
meint er dann damit? Oder hat er diesen Satz aus 
der Regierungserklärung vielleicht gar nicht zu 
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verantworten? Wenn er aber unter "modernen 
Betriebsformen" auch modernere Ladenöff­
nungszeiten versteht, dann bitte ich ihn herzlich, 
von seiner bisherigen Meinung, wir hätten 
derzeit schon die bestmögliche Regelung, eben 
abzugehen, auf unsere freiheitlichen Argumente 
einzugehen und vielleicht gemeinsam dieses 
reformbedürftige Problem zu lösen. 

Ich möchte noch einmal zur Arbeitnehmer­
seite sagen: An der Vierzigstundenwoche im 
Handel wird durch den freiheitlichen Initiativ­
antrag nicht gerüttelt, es ergeben sich umge­
kehrt neue Möglichkeiten für einen Samstag­
ausgleich, es ergeben sich weiters neue Mög­
lichkeiten für Teilzeitbeschäftigung und auch 
für Gleitzeitbeschäftigung. Also auch auf dem 
arbeitsrechtlichen Sektor würde eine solche 
liberalisierte Ladenzeitregelung durchaus zu 
einem Fortschritt führen, und ich sehe daher 
keinen Grund dafür, daß die gewerkschaftliche 
Seite bei dieser Frage immer wieder zu 
brummen anfängt. 

Vielleicht eine ganz interessante Anmerkung: 
Dieser freiheitliche Vorschlag ist in echt 
sozialpartnerschaftlicher Weise zustande 
gekommen. Er kommt nämlich nicht nur von den 
Wirtschaftstreibenden, sondern er wurde 
gemeinsam erarbeitet vom Ring freiheitlicher 

\ Wirtschaftstreibender und der Arbeitsgemein­
schaft freiheitlicher Arbeitnehmer. Es ist also 
wirklich ein Gesetzentwurf, der so von der 
Wirtschaft kommt, wie wir Freiheitlichen diese 
Wirtschaft verstehen, nämlich nicht in dem Sinn, 
daß die Wirtschaft nur die Unternehmer oder die 
Arbeitgeber seien, sondern in dem Sinn, daß für 
uns die Wirtschaft getragen wird von beiden: 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusammen sind 
in unseren Augen d i e  Wirtschaft. 

Und von der Konsumentenseite aus glauben 
wir eben, daß es, nachdem die großen Fraktio­
nen hier die Interessen der Konsumenten in 
einer unverständlichen Weise vernachlässigt 
haben, die Aufgabe von uns Freiheitlichen ist, in 
dieser Frage auch den Standpunkt der Millionen 
von Konsumenten zu vertreten, und unter diesen 
vor allem die Interessen der berufstätigen 
Frauen. 

Ich lade also abschließend zu diesem Thema 
noch einmal die Herren von bei den Seiten des 
Hauses ein, die freiheitliche Initiative ernsthaft 
zu debattieren, und vielleicht gelingt es uns 
dann gemeinsam, im Laufe des nächsten Jahres 
ein modernes Ladenverkaufszeitengesetz zu 
beschließen. 

Das zweite Kapitel, das uns Freiheitlichen 
ebenfalls besonders aktuell erscheint, ist die 
Frage der Lehrlingsausbildung, die Frage auch 
der Lehrstellen. Aber dazu wird ebenfalls mein 
Kollege Hanreich ausführlich sprechen. 

Man kann die Stellungnahme zum Ressort des 
Herrn Handelsministers nicht abschließen, ohne 
zur Energiepolitik wenigstens einige Anmer­
kungen zu machen. Es befindet sich bekanntlich 
das Energiesicherungsgesetz bereits im Unter­
ausschuß. Dort - und vor allem in der daran 
anknüpfenden Debatte im offenen Haus - wird 
noch Zeit genug sein, eine eingehende Beurtei­
lung aus freiheitlicher Sicht abzugeben. Aber 
einige Klarstellungen möchte ich gleich heute 
und hier treffen. 

Zunächst einmal ein unmißverständliches Ja 
von uns Freiheitlichen zum Beitritt Österreichs 
zur Internationalen Energieagentur. Wer aber A 
sagt, muß auch B sagen, und B heißt hier 
Bevorratung oder, noch anders ausgedrückt, 
Bildung von Pflichtreserven. Auch das freiheitli­
che Energiekonzept verlangt die Bildung von 
Vorräten für Energieträger, und insoweit billi­
gen wir das darauf gerichtete Anliegen des 
Energiesicherungsgesetzes . 

Ich gehe sogar noch weiter: Wir billigen in 
diesem Entwurf, in dieser Regierungsvorlage, 
zwei Prinzipien, nämlich daß es firmeneigene 
Lager geben soll an Stelle von Staatslagern und 
zweitens, daß die Finanzierung dieser Pflicht­
vorräte über einen richtig kalkulierten Preis 
erfolgen soll. Es ist die wiederholt auch hier vom 
Rednerpult aus erklärte Auffassung der Freiheit­
lichen, daß die Energie zu echten Preisen 
ausgewiesen und angeboten werden muß, um 
Fehldispositionen zu vermeiden. Ich erinnere 
daran, daß die amerikanische Energiekrise vor 
eineinhalb bis zwei Jahren in der Analyse als 
die Folge einer falschen Preispolitik erkannt 
wurde. 

Zu einem echten Energiepreis gehört aber 
ganz selbstverständlich auch j ener Teil des 
Preises, der die Sicherheit der Energieversor­
gung abzugelten hat. Aus diesem Grund 
bekennen wir uns zu dem Prinzip, die Finanzie­
rung über den Preis durchzuführen. 

Damit, Herr Bundesminister, hört aber die 
Übereinstimmung mit Ihrer Regierungsvorlage 
bereits auf. Vor allem die Abschnitte über die 
Lenkungsmaßnahmen sind so beschaffen, daß 
sie in der Fassung der Regierungsvorlage, die 
jetzt vorliegt, nicht für eine freiheitliche Zustim­
mung geeignet sind. Aber wir Freiheitlichen 
sind bereit, konstruktiv mitzuarbeiten, wir 
werden unsere konkreten Gegenvorschläge im 
Ausschuß auf den Tisch legen, und wir sind 
grundsätzlich bereit, für den Fall, daß unseren 
Überlegungen ebenfalls Rechnung getragen 
wird, an einem Zustandekommen dieses Geset­
zes positiv mitzuwirken. 

Noch ein letztes Wort zum Energieplan, Herr 
Bundesminister. Sie haben eine j ährliche Revi-
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sion versprochen. Sie haben sich dafür entschie­
den, praktisch ein rollendes System eines 
Energieplans zu praktizieren. Es heißt da in 
Ihrer eigenen Einführung zum Energieplan 
wörtlich: 

"Es wurde deshalb die Technik gewählt, die 
Planung gewissermaßen als Momentaufnahme 
auf Grund des jeweiligen Standes der Unterla­
gen zu publizieren und alljährlich zu revi­
dieren. "  

Diese Revision Ihres ersten Energieplanes ist 
nach unserer Einschätzung nun dringend erfor­
derlich. Die gesamte Basis der Energieplanung, 
vor allem die Wachstumsprognosen, sind durch 
die Entwicklung seit Veröffentlichung dieses 
Energieplanes völlig überholt. Aus diesem 
Grund möchte ich sie fragen, Herr Bundesmini­
ster, wann wir mit der versprochenen Revision 
dieses Energieplanes rechnen dürfen. 

Wie gravierend sich alle Voraussetzungen für 
diesen Energieplan verändert haben, lassen Sie 
mich mit einigen wenigen Zahlen veranschauli­
chen. Die Prognose sieht vor - und ich wähle 
fairerweise gleich die Variante 11, also die 
nidrigere Variante Wirtschaftswachstum 
jährlich 4 Prozent. Tatsächlich haben wir in 
diesem Jahr laut Wirtschaftsforschungsinstitut 
ein Minus von 2,5 Prozent zu erwarten, im 
zweiten Quartal dieses Jahres waren es 3 , 5  

Prozent. 

Industrieproduktion in der Prognose des 
Energieplanes 5,5 Prozent Wachstum, tatsäch­
lich liegen wir dieses Jahr derzeit bei etwa 9 
Prozent minus. 

Energieverbrauch total : laut Energieplan 4,2 
Prozent Wachstum jährlich, derzeit minus 3 

Prozent. 

Ganz arg ist es beim Stromverbrauch, der in 
der Prognose hartnäckig bei 6 , 9  bis 7 Prozent 
gehalten wurde, obwohl wir damals schon 
gesagt haben, das stimmt sicher nicht. Unsere 
Voraussagen sind eingetroffen. Wir haben heuer 
keinen Stromverbrauch von 6 oder 7 Prozent, 
sondern derzeit ein Minus von 0,5 Prozent. Diese 
Entwicklung bestätigt die von uns seit mehr als 
einern Jahr ausgesprochenen Warnungen, man 
möge doch um Gottes Willen der EnergiE�pla­
nung nicht ständig übertriebene Wachsturnspro­
gnosen zugrunde legen. 

Die schwachen Stromzuwachsraten zeigen 
natürlich jetzt auch das ganze Dilemma der 
Planung auf dem Atomsektor auf. Das zweite 
Kernkraftwerk, St. Pantaleon, wird jetzt schon 
ganz anders, als man es früher gehört hat, 
kleinlaut auf die Mitte der achtziger Jahre 
verschoben. Auch das bestätigt die von freiheit­
licher Seite geäußerte Auffassung, daß es 

Österreich aus seiner gesamtenergiepolitischen 
Situation heute einfach noch nicht notwendig 
hat, beim gegenwärtigen Stand der Atomtechnik 
in ihre breite Energienutzung einzutreten. Nur 
darum geht es. Auch hier bestätigt die Entwick­
lung die Richtigkeit unserer Analyse. 

Umso merkwürdiger, Herr Bundesminister, 
fand ich Ihren Satz, den Sie auch als persönliche 
Ansicht im Ausschuß geäußert haben. "Energie­
versorgung ohne Atomenergie ist nicht mög­
lich."  Dazu hätte ich gerne eine Präzisierung, 
nicht zuletzt auch deswegen, weil ja der Herr 
Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung 
die Atomenergiefrage letztlich zu einer Gewis­
sensfrage erklärt hat. Wenn es eine Gewissens­
frage ist, wie der Herr Bundeskanzler sagt, dann 
ist an Sie, Herr Bundesminister Dr. Staribacher, 
die berühmte Gretchenfrage in abgewandelter 
Form zu richten: Sagt, wie haltet Ihr es mit dem 
Atom? 

Die bisherige Entwicklung jedenfalls bestä­
tigt die reservierte Haltung, die wir Freiheitli­
chen eingenommen haben. Wir glauben, daß 
Österreich gut beraten wäre, die Weiterentwick­
lung auf dem Gebiet der Atomtechnologie in 
Ruhe abzuwarten und beim gegenwärtigen 
Stand nicht in eine breite Nutzung einzusteigen. 
Im übrigen wage ich vorauszusagen, daß wir, 
wenn Zwentendorf in eineinhalb oder zwei 
Jahren voll in den Betrieb geht, zunächst nicht 
wissen werden, wohin wir mit dem Strom sollen. 
Sie werden das erleben. 

In diesem Zusammenhang keimt ein Verdacht 
in mir, nämlich der Verdacht, daß man, um 
davonschwimmende Atomenergiepläne zu ret­
ten, das neue Kohlenkraftwerk bei Voitsberg 
opfern will. Es gibt solche Stimmen in diese 
Richtung. Während ich mir den Gedanken 
gestern notiert habe, finde ich heute im "Kurier" 
bereits eine Bemerkung, die genau auf dieses 
Problem zielt, nämlich auf den Versuch, zugun­
sten anderer Energieträger den Bau oder die 
frühere Inbetriebnahme dieses neuen Kohlen­
kraftwerkes bei Voitsberg zu Fall zu bringen. 

Herr Bundesminister! Ich warne vor einer 
solchen Entwicklung. Wir Freiheitlichen werden 
gewiß darauf achten, ob es dazu kommt. Mein 
subjektiver Eindruck - das möchte ich fairer­
weise gestehen - ist der, Herr Bundesminister, 
daß Sie selber eher dieses Kohlenkraftwerk 
wollen, und ich halte das für richtig. Aber wenn 
es so ist, Herr Bundesminister, dann kann ich 
Ihnen in der Frage Kohlenkraftwerk Voitsberg 
nur zurufen: "Landgraf, bleibet hart ! "  

Weil wir gerade beim Hartbleiben sind, muß 
ich leider eine Aufweichung feststellen, eine 
Aufweichung auf einem anderen wichtigen 
Gebiet der Energiepolitik - und damit komme 
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ich schon zum Schluß -, eine Aufweichung beim 
Energiesparen. Der anfängliche Eifer, Herr 
Bundesminister, den Sie an den Tag gelegt 
haben, läßt nach. Ich verweise in diesem 
Zusammenhang auf den kritischen Kommentar 
von Karl Graber in der "Presse " ,  der ganz richtig 
schreibt - ich zitiere noch nicht wörtlich, 
sondern sinngemäß -: Eile für Fernwärmestu­
dien und so weiter. 

"Wie dem Zwischenbericht des Energiespar­
Beirates zu entnehmen ist, werden etwa drei 
Viertel der in Österreich verbrachten Energie für 
die Deckung von Wärmebedürfnissen aufge­
wendet. "  

Ich überspringe; es  geht dann um das Problem 
Rationalisierung der Wärmewirtschaft, es geht 
dann darum, daß dazu umfangreiche Studien 
nötig sind. Jetzt heißt es wörtlich in diesem 
Kommentar von Karl Graber: 

"Kaum zu glauben, daß just für die notwendi­
gen Vorstudien kein Geld vorhanden und in 
dem ganzen Riesenhaufen Ausgabenluxus, den 
sich die Regierung leistet, auch keines aufzutrei­
ben sein sollte . "  

Dieser Bereich des Energiesparens ist deswe­
gen so ernst zu nehmen, Herr Bundesminister, 
weil neuere Studien nachweisen, daß weit über 
das bloße Sparen hinaus aus dem gegenwärti­
gen Primärenergieaufwand einfach durch 
geschicktere Nutzung bis zu 30 Prozent mehr 
Dienstleistungsnutzen herauszuholen wäre, das 
heißt, Wachstum in enormem Ausmaß im 
Energienutzenverbrauch, ohne daß der Ver­
brauch an Primärenergieträgern dadurch zu 
steigen braucht. Das ist zweifellos ein richtiger 
Weg, den zu beschreiten auch ein kleines Land 
wie Österreich in der Lage ist und wo man sich 
nur etwas einfallen lassen muß, wo man 
rechtzeitig koordinieren muß. Da, Herr Bundes­
minister, sind Sie aufgefordert, auch in Zukunft 
jenen Eifer walten zu lassen, den Sie am Anfang 
auf dem Gebiet des Energiesparens gezeigt 
haben und der jetzt offenbar etwas erlahmt ist. 
(Präsident Mi n k o wi ts ch übernimmt den Vor­
sitz.) 

Ich komme zum Schluß. Die Entscheidung, ein 
Budgetkapitel anzunehmen oder es abzulehnen, 
folgt immer aus dem Abwägen von Plus- und 
Minuspunkten. Beim Kapitel Handel gibt es 
zweifelsohne Pluspunkte, aber die Minuspunkte 
überwiegen. Daher zwingt uns der Saldo aus 
diesem Soll und Haben, das Budgetkapitel 
Handel abzulehnen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Wille. 
Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Wille (SPÖ) : Herr Präsident! 
Hohes Hausl Als ich heute die Gelegenheit 
hatte, dem ÖVP-Abgeordneten Mussil über die 
Entwicklung unserer Wirtschaftsprobleme zuzu­
hören (Abg. Dr. Mu s s i l :  Ich hoffe, Sie haben 
gut zugehört!), habe ich den Eindruck gewon­
nen, es handelt sich hier um eine Hemingway­
sche Darstellung von "Der alte Mann und das 
Meer" .  

Im Roman "Der alte Mann und das Meer" 
zieht der alte Mann einen riesigen Fisch hinter 
sich her, den er aber nicht in der Lage ist ins 
Boot zu heben. (Abg. Dr. B u s  e k :  Der Fisch 
zieht den Mann! - Abg. Dr. G r u  b e r :  Das ist 
eben Ihr Pech, das Sie alles verkehrt sagen!) Das 
Ergebnis ist, daß andere Fische den gefangenen 
Fisch auffressen. 

So ähnlich kommt es mir vor, wenn ein 
konservativer Politiker bei systemkritischen 
Ansätzen immer wieder zu einer Hymne auf die 
sogenannte soziale qualitative Marktwirtschaft 
hinkommt, sich sehnsuchtsvoll zurückerinnert, 
wie es denn sein könnte, wenn nicht so viele 
Einflüsse da wären. Aber er ist nicht in der Lage, 
die Entwicklung zu stoppen oder zu retten. 

Im Grunde genommen - das ist ein Kompli­
ment, Herr Kollege Mussil - erinnern Sie mich 
auch an Schumpeter, der - ähnlich wie Sie -
zwar gesagt hat, diese freie Wirtschaft ist zwar 
gut, aber alle Wege führen in den Sozialismus. 

Ähnlich erging es Ihnen. Sie haben zwar viele 
positive Seiten der freien Wirtschaft, auf die ich 
auch eingehen werde, hervorgehoben, haben 
aber selbst die starke Tendenz nicht nur in der 
Gesellschaft und im Kreise der Unternehmer 
nach mehr Sicherheit, nach mehr staatlichem 
Einfluß beschrieben. 

Wenn Sie schließlich beklagen, daß das 
Eigenkapital zurückgegangen sei, daß die 
Forderung dieses Tages lauten müßte: Mehr 
Eigenkapital für die Betriebe l ,  dann müssen wir 
schon dazu sagen: Die stärksten Unternehmun­
gen und die dynamischesten Betriebe haben am 
wenigsten Eigenkapital, weil sie eben am 
stärksten gewachsen sind. Es ist völlig falsch zu 
sagen, das Fremdkapital sei so teuer, das 
Eigenkapital koste nichts. 

Das Eigenkapital ist im Grunde genommen 
teurer, denn das Eigenkapital hat auch die 
ganze Last des Risikos zu tragen. Man sollte das 
Eigenkapital gar nicht leichtfertig herunterma­
ehen. (Abg. Dr. M u s  s i 1 :  Sie reden wie der 
Blinde von der Farbe, Herr Kollege!) 

Wenn es weiter darum geht, die sogenannte 
westliche Wirtschaftsordnung, die der Bundes­
kanzler in Frage gestellt hat, wieder zu 
korrigieren und zu sagen, wir sollten uns zur 
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sozialen Marktwirtschaft bekennen, ist wieder 
Schumpeter zu zitieren. Ja, Schumpeter hatte 
gesagt, Zyklen müssen in der Marktwirtschaft 
entstehen, und das wäre eine wertfreie Feststel­
lung. Ich möchte sagen, auch für uns ist sie 
wertfrei.  (Abg. Dr. M u s  s i  1 :  Für den Bundes­
kanzler nicht!) 

Völlig wertfrei ist die Feststellung, daß Zyklen 
und Krisen in der Marktwirtschaft nicht zu 
verhindern sind. Deswegen erfolgen ja die 
staatlichen Eingriffe gegen die reine Marktwirt­
schaft, und deswegen weichen Sie aus in den 
Begriff der sogenannten sozialen Marktwirt­
schaft, ohne dazuzusagen, daß diese soziale 
Marktwirtschaft in diesem Winter in der 
westlichen Welt 20 Millionen Arbeitslose regi­
strieren wird. 

Neben dieser krisenhaften Entwicklung 
möchte ich auf ein Problem eingehen, das schon 
in der Debatte zur Regierungserklärung und in 
der Debatte zum Budget und heute neuerlich 
aufgerollt worden ist. Als Kreisky und Androsch 
die Forderung vertreten haben, wir müßten auch 
international zu einer höheren Form der Zusam­
menarbeit kommen, wenn es in der wirtschaftli­
chen Entwicklung sinnvoll vorangehen soll,  
dann wurde von Ihnen eingewendet, wortwört­
lich vom Abgeordneten Taus: Das heißt doch, 
die Wirtschaftsprobleme auf den Sankt-Nimmer­
leins-Tag zu verschieben, weil keine Lösung in 
Sicht wäre! Oder wie es der Abgeordnete Koren 
formuliert hat: Die Lösung ist in unserer Zeit 
undenkbar! 

Ich habe schon einmal darauf hingewiesen, 
was es heißen muß, wenn ein Politiker gerade 
bei zunehmendem Welthandel ,  bei internationa­
ler Verflechtung und Integration zur Erkenntnis 
kommt: Die Probleme sind weltweit nicht lösbar. 
Die Probleme sind in unserer Zeit nicht lösbar. 
Deswegen ziehen wir uns zurück in unser 
Schneckenhaus! Es gibt eine ganze Reihe von 
derartigen Initiativen und Maßnahmen. (Abg. 
Dr. B 1 e n k :  Das haben Sie falsch verstanden!) 
Ich habe das nicht nur richtig verstanden, ich 
habe das auch nachträglich sehr eingehend noch 
studiert. Nämlich zu sagen - bei einer Außen­
handelsverflechtung von rund einem Drittel, 
jeder dritte Österreicher arbeitet für den 
Weltmarkt -, in so einer Situation zu sagen, die 
Weltprobleme sind unlösbar, Bundesregierung, 
lös du alle Probleme, Bundesregierung, werde 
mit der Weltinflation fertig! ,  das ist doch ein 
Unsinn, wie er im Grunde genommen nicht zu 
überbieten ist. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. 
B I  e n k :  Wir sind gegen die Ausrede auf die 
Weltwirtschaft! - Abg. Dr. G r u  b e r :  Wie beim 
alten Mann und dem Meer! Vorhin haben Sie es 
verdreht, und jetzt verdrehen Sie es wieder!) 

Schauen Sie, es stimmt doch, daß Ihr 

Bundesparteivorsitzender die Forderung aufge­
stellt hat, die Bundesregierung sollte mit den 
Weltproblemen fertig werden. (Abg. Dr. Gru ­
b e  r : Nein, das hat er nie aufgestellt!) Ja, er hat 
es natürlich indirekt gesagt, wenn er sagt, die 
Weltinflation . . . (Abg. Dr. G r u b e r :  Er hat 
gesagt, die Regierung darf sich nicht immer 
darauf ausreden!) 

Aber ich kimn doch nicht sagen, wir sollten 
. mit den Problemen, mit denen wir konfrontiert 

sind, fertig werden, die Bundesregierung sollte 
bei einer Außennandelsverflechtung von 33 
Prozent fertig werden. 

Wir können Ihnen sagen, daß wir in der 
Inflation 1974 3,5 Prozentpunkte unter dem 
OECD-Durchs�hnitt liegen. Dann können Sie 
gar nicht mit Recht und ernstlich fordern: Die 
Regierung soll es besser machen als die ganze 
Welt! Dann sind Sie noch nicht zufrieden, weil 
Ihnen dazu nichts einfällt. (Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang - weil 
diese Tendenz "Ziehen wir uns zurück! "  nicht 
nur bei e i n  e m Politiker, nicht nur bei alten 
Männern, sondern auch bei jungen Abgeordne­
ten Ihrer Partei vorhanden ist - darauf hinwei­
sen, daß sich auch die "Presse " am 1 .  Dezember 
in dem Artikel "Keine Schönwetterverträge" mit 
dieser Frage auseinandersetzt und zur Erkennt­
nis kommt: Ja, der freie Warenaustausch der 
letzten Jahre hat dazu geführt, daß der 
Wohlstand in der westlichen Welt in so großem 
Maße angehoben werden konnte. Wenn es nun 
so viele Tendenzen gibt, wegen kurzsichtiger 
Argumente gegen die starken Warenimporte 
aufzutreten, dann ist das als sinnlos zu 
bezeichnen. Die Verträge gelten auch in 
schlechten Tagen, sie sind keine Schönwetter­
verträge. 

Mit demselben Problem beschäftigt sich das 
internationale Wirtschaftsmagazin "Vision" ,  in 
dem der Chefredakteur Heymann sehr einge­
hend diese Frage behandelt und unter anderem 
die Tendenzen aufzeigt, wieder die Mauern zu 
errichten, wieder den Handel einzuschränken, 
wieder die freie Marktwirtschaft, wo sie da ist, 
zu beeinflussen. Unter anderem heißt es hier in 
diesem Artikel :  

" In der Bundesrepublik, sonst Vorkämpfer des 
marktwirtschaftlichen Prinzips, bedrängen Che­
mie-, Textil- und Keramikindustrie sowie die 
Hersteller von Tafelbesteck Bonn, sie gegen die 
Konkurrenz aus Osteuropa und der Dritten Welt 
in Schutz zu nehmen. Sogar die friedfertigen 
Schweizer Schuhfabrikanten wurden kampfes­
lustig und starteten im September ihre Aktion 
Vortritt dem Schweizer Schuh".  

Ähnliche Maßnahmen sind in sehr, sehr 
vielen Ländern bereits gang und gäbe. 
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Schließlich untersucht Heymann die Gründe, 
warum es dazu kommt. Er sagt sogar: "Der 
Freihandel ist tot ."  Ferner ist einer der Grunde 
darin zu sehen, daß die einzelnen Länder 
abweichende Wachstumsziele haben; ein Land 
will stärkeres Wachstum, die anderen wollen 
weniger starkes Wachstum. Andere wieder 
leiden unter den Wettbewerbsverzerrungen, 
weil beispielsweise Lebensqualität und 
Umweltschutz in den einzelnen Ländern ganz 
verschieden verstanden werden. 

Er weist unter anderem auf die zunehmende 
Politisierung hin und meint, daß die ganze 
OPEC-Problematik uns ja sehr gut gezeigt habe, 
was freie Marktwirtschaft sei und was Abhän­
gigkeit bedeuten kann gegenüber politischen 
Strömen und nicht gegenüber einer freien 
Wirtschaft. 

Ein weiterer Punkt in diesem Zusammenhang 
sind neue internationale Vorschriften, die den 
Kapitalexport entweder verhindern, erschweren 
und kontrollieren, und zu dem der Einfluß der 
Staatshandelsländer. Wir exportieren in den 
Ostblock 15 Prozent unserer Waren, auch das hat 
berücksichtigt zu werden, wenn man von freier 
Marktwirtschaft redet. Aber in diesem Zusam­
menhang muß sogar respektvoll angeführt 
werden, daß gerade diese Exportquote, 15 

Prozent in den Ostblock, in dieser Situation ein 
sehr stabilisierender Faktor war und kein Faktor 
der Unruhe. 

Wenn es zudem noch darauf hinzuweisen gilt, 
daß die, sogenannten Multis bereits einen 
Weltumsatz von 10 Prozent erzielen, dann wird 
man eben schlechthin auch nicht sagen können, 
daß es sich hier einfach um freie Marktwirt­
schaft, sondern um vermachtete Wirtschaft 
handelt. 

Dabei bin ich gerne bereit, den Herren der 
Bundeswirtschaftskammer entgegenzukommen, 
wie in so vielen Fällen übrigens. 

Was ich mir aber dennoch erlaube zu zitieren, 
ist wieder Ihr Bundesparteivorsitzender Taus, 
der entsprechend der " Presse " vom 22. und 23. 
November 1975 die Auffassung vertritt, daß die 
multinationalen Firmen eine Gefahr für die 
westlichen Demokratien seien. Er sagt aller­
dings dazu, "er werde nicht müde werden, 
darauf hinzuweisen". Das wird die Multinatio­
nalen nicht sehr ängstigen, wenn er darauf 
hinweist. Ich glaube, man muß bei allem 
Respekt, den man gegenüber den Multis hat, 
und bei aller Notwendigkeit einer Kontrolle 
wirtschaftlicher Macht doch einsehen, daß das 
multinationale Unternehmen heute einfach eine 
wirtschaftliche Notwendigkeit und Selbstver­
ständlichkeit ist, einfach eine Entsprechung,. 
eine betriebswirtschaftliche Entsprechung 

volkswirtschaftlicher Vorgänge in bezug auf die 
Integration. 

Nun noch einmal zur Inflation. Es ist bereits 
von uns darauf hingewiesen worden, daß wir im 
internationalen Inflationsvergleich hervorra­
gend abschneiden. Ich habe schon darauf 
hingewiesen, daß wir 1974 3,5 Prozentpunkte , 
das heißt mit rund einem Drittel unserer 
Inflationsrate, unter dem OECD-Durchschnitt 
gelegen sind. Gerade aus diesem Grunde ist es 
unverständlich, daß Sie auch in so einer Frage, 
die doch völlig sachlich erörtert werden könnte, 
immer wieder in polemische Töne einstimmen. 
(Abg. Dr. M u s s i l ; Von ihnen!) 

Ich habe sogar - Sie waren nicht hier, Herr 
Abgeordneter Mussil - die Meinung vertreten, 
es wäre doch nützlich und schön, wenn Sie diese 
großen Erfolge auch für die österreichischen 
Unternehmungen in Anspruch nehmen würden. 
Aber Sie haben nicht einmal den Mut, die 
Erfolge zu verantworten. Sie haben nicht einmal 
den Mut, hier, wo wir ganz klar die Erfolge 
aufzeigen können, zu sagen: Das ist auch ein 
Erfolg der österreichischen Unternehmer, son­
dern Sie rufen alle Tage nach mehr Staat, der die 
Inflation in Ihren Augen verschuldet hat, weil Sie 
einfach die Inflation abschieben wollen. 

Ich weise in diesem Zusammenhang aber 
auch auf die Untersuchung von Professor Kausei 
hin, weil man natürlich nicht nur die Meinung 
vertreten kann, daß sich die Lebenshaltungsko­
sten in Österreich sehr günstig entwickelt 
haben, sich aber ungünstig die Konkurrenzsitua­
tion zum Ausland entwickelt hat. Professor 
Kausei hält eindeutig fest, daß sich die 
Konkurrenzsituation gegenüber den härtesten 
Konkurrenten verbessert hat. 

Kausei schreibt in seiner Untersuchung: "Für 
Wettbewerb, Zahlungsbilanz oder währungspo­
litische überlegungen" sind "letztlich nur die 
Entwicklungen der Sachgüterpreise relevant. 

In dieser Beziehung schneidet Österreich 
hervorragend ab . Bezüglich der relativen Stabi­
lität der Sachgüterpreise läßt Österreich ganz 
Europa, insbesondere aber die Hartwährungs­
länder BRD und Schweiz, hinter sich. " 

Kann man über diese Fragen nicht in Ruhe 
reden? Wenn man das nämlich könnte und täte, 
dann würden wir uns auch bei der administrati­
ven Preispolitik sehr rasch einigen können. 

Es ist schon darauf hingewiesen worden, daß 
es gegen die Initiative, das Preisgesetz in 
Ordnung zu bringen oder neu zu regeln, eine 
Reihe von Einwänden gibt. Lassen Sie mich 
vielleicht einleitend etwas Grundsätzliches 
sagen. 

Von Diokletian bis Morgenthau, also 1500 
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Jahre lang, gibt es härteste Preis vorschriften. Im 
alten Rom gab es härteste Strafen für Preissün­
der. Henry Morgenthau, der amerikanische 
Finanzminister, hat aber noch 1950 die vollstän­
dige Kontrolle der Nahrungsmittel- und der 
Textilienpreise und der Mieten verlangt. Das 
war keine sozialistische Wirtschaftspolitik, das 
waren keine sozialistischen Eingriffe in die 
Preispolitik. Morgenthau verlangte zudem die 
Bewirtschaftung des gesamten Rohmaterials. 
Also gar so absurd können die Ideen ja nicht 
sein, selbst wenn diese unser liberaler Handels­
minister, aber auch ich ablehnen. Was wir 
wollen, ist eine vernünftige und sehr 
beschränkte Regelung dieses umfassenden Pro­
blems. 

Der Bundesminister hat schon darauf hinge­
wiesen, es sei notwendig, die Wirtschaftsgesetze 
zu entflechten. Das heißt, wir können nicht 
sagen, sieben Gesetze gehören zusammen, denn 
sonst könnte man e i n  Wirtschaftsgesetz 
machen. 

Sie haben natürlich darin schon wieder 
Spaltungsversuche gewittert. Wir wollen die 
ÖVP in den Bauernbund, in den Wirtschaftsbund 
und so weiter aufspalten. 

Wenn es nicht möglich ist, den gesamten 
Fragenkomplex mit Ihnen einvernehmlich zu 
regeln, ist doch nichts naheliegender, als daß 
der zuständige Minister, der nicht zuständig ist 
zum Beispiel für den agrarischen Bereich, 
zumindest seinen Bereich in Ordnung bringen 
will . Das ist doch legitim, das erwarten wir von 
ihm. Und aus diesem Grunde bin ich der 
Meinung, er hat alle Möglichkeiten auszuschöp­
fen, um zu einern sinnvollen Gesetz zu 
gelangen. Wenn Sie rechtzeitig mittun wollen, 
dann werden Sie dabei sein, dann wird es ein 
einvernehmliches Gesetz werden. (Beifa.ll bei 
der SPO.) 

Welche Einwände gibt es denn? Es gab 
einmal bei einer der letzten Debatten den 
Einwand des Kollegen Mussil, daß wir ja bereits 
ein fast lückenloses System hätten und daß die 
Beschlüsse der Paritätischen Kommission para­
polizeiliche Maßnahmen darstellen. 

Herr Kollege Mussil, Sie selbst sitzen mit 
unseren Freunden in der Paritätischen Kommis­
sion, einer freiwillig errichteten Institution. Und 
dann in der Öffentlichkeit zu sagen, das sind 
parapolizeiliche Bestimmungen, die da heraus­
kommen, das kann doch nur zu dem Rückschluß 
führen, daß Sie sich selbst als einer der 
Polizisten in der österreichischen G esellschaft 
betrachten. (Abg. Dr. M u s  s i 1 :  Sie waren noch 
nicht in der Paritätischen Kommission! Ich 
erkläre immer, welche Gangart dort eingeschla­
gen wird! Kommen Sie dort einmal hin, bevor 
Sie etwas reden!) 

Sie sagen, Sie laden mich ein, dort hinzukom­
men und mir das anzuschauen. Unter ander-em 
sitzen doch viele meiner Freunde in dieser 
Pq:ritätischen Kpmmission. Aber, lieber Herr 
Kollege Mussil, wenn Ihnen die Paritätische 
Komnlission nicht gefällt, so möchte ich Ihnen 
einmal mit aller Deutlichkeit sagen: Niemand 
verpflichtet Sie, dort hinzugehen. In die Paritäti­
sche Kommission gehen wir freiwillig und 
einvernehmlich. (Beifall bei der SP(j,) Aber sidl 
hineinzusetzen und dann so zu tun, als würde 
man gar nicht hingehen wollen, das ist eine sehr, 
sehr billige Vorgangsweise , die Sie in der 
Öfferttlichkeit anwenden. (Neuerlicher Beifall 
bei der SPO.) 

Nun gibt es natürlich nicht nur diese 
politischen Einwände, es gibt auch rechtliche 
Einwände. Einer der rechtlichen Einwände ist 
allen Ernstes - Professor Rill weist darauf hin -, 
daß die Bundesländer die Preiskompetenz 
hätten, die Kompetenz vor allem für Wirtschafts­
lenkung. Nun frage ich mich, ist denn allein ein 
Preisgesetz schon die Wirtschaftslenkung? Unter 
Wirtschaftslenkung, schreibt RiH selbst, wäre 
die Gesamtheit der wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen .zu verstehen. 

Weil es aber auch die "Gebietseinheit" gibt, 
wären die Länder nur befugt, ein Preisgesetz zu 
beschließen, wenn sie sich koordinieren, aber es 
gibt gar kein Koordinierungsinstrument oder 
kein Koordinierungsorgan. Zu warten, bis alle 
Länder ein Preisgesetz im Sinne der Wirtschafts­
lenkung beschließen, das wäre doch reine 
Illusion. 

Gleichzeitig aber zu behaupten und zu 
unterstellen, auch der Bund hätte nicht die 
Legitimation, die Möglichkeiten zu suchen und 
auszuschöpfen, heißt einfach das Problem nicht 
lösen zu wollen, am Problem vorbeizugehen. 
Und das können wir nicht akzeptieren. 

Und da komme ich dann noch auf ein 
Problem, auf das Kollege Hauser und auch schon 
mein Freund Mühlbacher eingegangen sind: Sie 
reden ja Ihrer Seite nicht nur ein, daß die 
Preispolitik nicht in Ordnung wäre oder daß die 
Inflation in Österreich so atemberaubend hoch 
wäre, Sie tun vor Ihren Unternehmern auch so, 
als würden die Sozialisten, wie es wortwörtlich 
hieß, ein Feindbild pflegen vom Unternehmen 
und den Unternehmern, als würden wir ein 
Feindbild pflegen vom Gewinn und von der 
freien Wirtschaft. 

So ist es eben gerade nicht. Wenn man in 
einem Lande wie in Österreich seit 30 Jahren 
einvernehmlich die größten Konfrontationen, 
die ja nur darin bestehen können, daß auf der 
einen Seite Unternehmungen und auf der 
anderen Seite Gewerkschaften stehen, wenn 
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man seit 30 Jahren diese Konfrontationen, diese 
natürlichen Auseinandersetzungen einvernehm­
lieh meistert, zu einem stürmischen Wirtschafts- • 
aufschwung kommt ohne soziale Auseinander­
setzung, dann sollte man nicht so unfair sein und 
so tun, als würden wir einfach Feindbilder 
aufbauen wollen. Wir haben 30 Jahre lang 
bewiesen, daß wir alles im Geiste der Partner­
schaft für unser Land Österreich gemeistert 
haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. 
Fiedler. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Fiedler (ÖVP) : Hohes Haus ! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mich heute im Rahmen meines Debat­
tenbeitrages mit einer Frage des Außenhandels 
beschäftigen und mich dann dem Problem der 
Nahversorgung zuwenden. Vorerst aber sehe ich 
mich veranlaßt, ganz kurz zu der Replik der 
beiden Sprecher der Sozialistischen Partei auf 
die Ausführungen des Hauptsprechers meiner 
Fraktion, des Abgeordneten Dr. Mussil, einzu­
gehen. 

Dr. Mussil hat aus diesem Buch - Briefe und 
Gespräche zwischen Brandt, Kreisky und Palme 
- einige wirtschaftspolitische Passagen zitiert. 
Er hat die berechtigte Forderung angeschlossen, 
daß hier einer der Autoren, nämlich der 
österreichische Bundeskanzler, auch Gelegen­
heit nimmt, einmal klar in diesem Hause 
auszusagen, wie er zur sozialen Marktwirtschaft 
steht. 

Im Ausschuß hat der Herr Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie auf die Frage 
des Herrn Dr. Mussil die Kurve gekratzt und sehr 
ausweichend geantwortet. Ich glaube, es wäre 
berechtigt - und hier könnten sich auch die 
Sprecher der Sozialistischen Partei, die heute 
hier für die Wirtschaft eingetreten sind, sowohl 
Abgeordneter Mühlbacher als auch Abgeordne­
ter Wille, bei ihrem Parteivorsitzenden, dem 
Verantwortlichen dieser Bundesregierung ein­
setzen -, daß er diesem Hause einmal klar und 
deutlich in dieser Frage eine Erklärung abgibt. 
(Beifall bei der ÖVP). 

Meine Damen und Herren! Die Handelspoli­
tik ist auf das Prinzip der Gegenseitigkeit 
begründet. Nur auf dieser Basis konnte die 
weitgehende Befreiung des Handels von Ein­
fuhrschranken im Laufe der Jahre nach dem 
Zweiten Weltkrieg durchgesetzt werden. Es ist 
daher nicht nur recht und billig, an dieses 
Prinzip auch zu einem Zeitpunkt zu erinnern, zu 
dem in vielen Ländern der Erde bedauerlicher­
weise wieder Handelsschranken errichtet wer­
den. Ich darf hier einige davon zitieren: 
Großbritannien, Belgien, die Niederlande, 

Frankreich, Norwegen und Schweden haben 
den gesamten Textil- und Bekleidungsbereich 
einer sogenannten automatischen Lizenzierung 
unterworfen, Italien über diesen Bereich hinaus 
noch andere Waren. Die Einfuhrlizenzen sollen 
automatisch erteilt werden. Dennoch kommt es 
immer wieder zu Verzögerungen bei der 
Erledigung von Einfuhranträgen. 

Und es ist wenige Tage her, daß ich mich in 
Rom davon überzeugen konnte, daß es dort 
derzeit ganz wesentliche administrative 
Erschwerungen gibt, die hier die österreichi­
schen Exporte verzögern. 

überhaupt läßt sich die Gefahr nicht aus­
schließen, daß aus einer automatischen über 
Nacht eine Einzellizenzierung wird, das heißt, 
meine Damen und Herren, die Wiedereinfüh­
rung einer mengenmäßigen Einfuhrbeschrän­
kung. Niemand kann es uns deshalb verdenk�n, 
daß wir hier besonders Gefahren sehen, und ich 
kann hier die Äußerung meiner Befürchtung 
auch nicht unterlassen, daß wir insbesondere in 
Großbritannien eine solche Gefahr sehen. 

Die EWG-Länder, die ich aufzählte, haben 
diese automatische Lizenzierung allerdings 
nicht gegenüber ihren EWG-Partnern einge­
führt. Es ist nun zu bedauern, daß es der 
österreichischen Bundesregierung nicht gelun­
gen ist, auch die EFTA-Länder, die mit der E�G 
ja durch Freihandelsabkommen verbunden smd, 
aus dieser Einfuhrlizenzpflicht auszunehmen. Es 
wäre dies ein konkreter Schritt im Sinne der vom 
Bundeskanzler geforderten Verdichtung unseres 
Verhältnisses zur EWG gewesen. 

Demgegenüber nehmen sich die Maßnahmen, 
die Österreich importseitig getroffen hat, äußerst 
bescheiden aus . Nach wie vor ist der gesamte 
gewerblich -industrielle Einfuhrsektor weltweit 
liberalisiert. Nur für einige Fernostländer - und 
da hat natürlich Hongkong eine besondere 
Bedeutung - bestehen bei der Hemdenausfuhr 
nach Österreich Selbstbeschränkungen, übri­
gens auf einem sehr, sehr hohen Nivea� und im 
Einklang mit dem sogenannten Mulhfaserab­
kommen im Rahmen des GATT. 

Die österreichische Wirtschaft bekennt sich zu 
einem freien Wettbewerb, solange sich hier 
nicht marktstörende kommerziell nicht vertret­
bare Preise auswirken. Ein Beispiel letzterer Art 
sind die sehr beträchtlich angestiegenen 
Importe von Strumpfhosen aus den verschieden­
sten Ländern, Importe, die nicht nur uns, 
sondern auch eine Reihe von EWG-Ländern 
beunruhigen und beachtlich stören. 

Leider hat der Herr Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie Wochen und 
Monate gezögert, bevor er sich dazu entschloß, 
eine Verordnung zu erlassen, durch die nicht 
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etwa die Einfuhr mengenmäßig beschränkt 
wurde, sondern nur einem Mindestpreis unter­
worfen wurde. Dieses Zögern ist umso unver­
ständlicher, als sich die beiden Interessenvertre­
tungen - Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft und Österreichischer Gewerkschafts­
bund - in dieser Sache bereits geeinigt hatten. 

Zusammenfassend darf ich zu dieser Frage 
festhalten: Die österreichische Wirtschaft bejaht 
eine liberale Handelspolitik im Interesse der auf 
freie Auslandsmärkte angewiesenen österreichi­
schen Exportwirtschaft. Dieses grundsätzliche 
Bekenntnis gibt uns aber auch das Recht, gegen 
ganze Sektoren erfassende Importbeschränkun­
gen unserer Handelspartner entschieden Stel­
lung zu nehmen. Auf die diesbezüglichen 
Bemühungen um Importschutz einiger Branchen 
in den Vereinigten Staaten und in Europa sei 
besonders hingewiesen. 

D ieses Bekenntnis zu einer liberalen Handels­
politik darf aber die Bundesregierung nicht 
hindern, auf der Importseite, dort, wo wirklich 
Gefahren drohen, zeitlich und warenmäßig 
begrenzte Abwehrhilfsmaßnahmen zu ergreifen, 
und es wäre zu wünschen, daß es nicht wie bei 
den Strumpfhosen Monate dauert, bis sich der 
Herr Handelsminister dazu bringen läßt. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! Der 
Hauptsprecher der Sozialistischen Partei hat 
sich auf die Regierungserklärung des Bundes­
kanzlers vom 5. November bezogen, in welcher 
ein sehr kurzer, ich möchte fast sagen nebuloser 
Passus über die Frage der Förderung moderner 
Betriebsformen des Handels enthalten war. 
Dieser Passus ist eine Kautschukbestimmung, 
nach der man alles machen oder auch nicht 
machen kann. 

Ich möchte deshalb im Anschluß an diese 
Feststellungen der Regierungserklärung heute 
einige grundsätzliche Worte zur Frage der 
Nahversorgung, zu einem brennenden Problem, 
meine Damen und Herren, hier in diesem Hause 
sagen. 

Seit geraumer Zeit mehren sich die Nachrich­
ten über eine immer größer werdende Zahl von 
Orten, die vor allem auf dem Lebensmittelsektor 
ohne Geschäft und damit ohne Versorgung sind. 
Aber auch in den größeren Städten sinkt die 
Zahl der Läden um die Ecke bereits in 
beängstigender Weise. 

Das Gespenst der "Entsorgung" , wie das 
häßliche, aber treffliche neue Fachvokabular 
heißt, geht allgemein um, das heißt, dieser 
Umstand hat zu einer Ernüchterung breitester 
'Bevölkerungskreise geführt. 

Die einstige Euphorie und Begeisterung für 

Großmärkte, die in den letzten Jahren weit über 
den Bedarf hinaus aus dem Boden schossen, 
beginnt sich nun in das Gegenteil zu kehren. 
Geschlossene Rollbalken kleiner Geschäftsleute 
werden nicht mehr gleichgültig als Zeichen 
eines unabweislichen Prozesses der Strukturbe­
reinigung registriert, sondern mit großer, ich 
möchte sagen, größter Sorge beobachtet. 

Allgemein steigt nun der Wunsch, daß gegen 
die Zusperrwelle im Interesse der Konsumenten 
Maßnahmen zu ergreifen sind. 

Von Jahr zu Jahr, meine Damen und Herren, 
geht die Zahl der Betriebe jener Handelssparten, 
die vornehmlich der Versorgung mit Gütern des 
täglichen Bedarfes dienen, zurück. Insbesondere 
hat sich die Zahl der Betriebe im Lebensmittel­
einzelhandel von 1964 bis 1 973 um 22,3 Prozent 
vermindert, und diese Zahl sank auch weiterhin 
von 1973 auf 1974 weiter. 

Obwohl die Zahl der Betriebe rückläufig war, 
mußte auf der anderen Seite eine wesentliche 
Vergrößerung der Verkaufsflächen verzeichnet 
werden. Auch im Parfumeriewarenhandel und 
Schuhhandel ging die Zahl der Betriebe 
bedauerlicherweise zurück. 

Hauptursache dieser bedauerlichen Entwick­
lung sind der aggressive Wettbewerb durch 
neue Handelsformen und die ungleichen Start­
bedingungen für die kleinen Unternehmen des 
Handels. 

Die Menschen in diesem Lande sind einfach 
nicht mehr bereit, das Sterben der kleinen Läden 
als ein bedauerliches, aber unvermeidliches 
Schicksal der davon unmittelbar betroffenen 
Wirtschaftstreibenden anzusehen, die eben eine 
rücksichtslose Konkurrenz aus dem Markt wirft, 
sondern sie erkennen immer mehr und deutlich 
den ihnen selbst drohenden Verlust an Lebens­
qualität zufolge des Rückganges an Geschäften 
und der damit verbundenen Minderung an 
Einkaufsmöglichkeiten. 

Meine Damen und Herren! Es ist auch höchste 
Zeit zur Umkehr und zur Beseitigung von 
Auswüchsen, die im Zuge der Großmarkt­
schwemme immer deutlicher sichtbar wurden. 
Längst steht nicht mehr das zweifelhafte Bild des 
billigen Einkaufes in den Massenumschlagplät­
zen der Güter des täglichen Bedarfes im 
Vordergrund. Allgemein wird der Preis, der 
dafür in Form des Verlustes der Läden um die 
Ecke, in der Minderung der Vergleichsmöglich­
keit von Preis und Qualität, der Einkaufsbe­
quemlichkeit und der Einbuße an echter 
Beratung im Laden zu zahlen ist, als viel, viel zu 
hoch angesehen. 

Sollen unsere Dörfer hinsichtlich der Ein­
kaufsmöglichkeit nicht zur Bedeutungslosigkeit 
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absinken, sollen die Stadtkerne nicht veröden, 
dann brauchen wir klare Wettbewerbsverhält­
nisse ,  die auch dem Laden an der Ecke weiterhin 
eine echte Chance geben. Das ist notwendig, 
weil es schließlich auch ältere Menschen gibt, 
Menschen ohne Auto und viele, viele Frauen, 
die alle auf den Nachbarschaftsladen, auf den 
Laden um die Ecke, angewiesen sind. 

Es sind gerade die kleinen Läden, die schon in 
den frühen Morgenstunden aufgesperrt haben 
und in denen Zehntausende von Menschen auf 
dem Wege zur Arbeit ihre ersten Einkäufe 
tätigen, zu einer Zeit, in der die großen Läden 
noch geschlossen haben, weil sie in der Regel 
eine ähnliche Arbeitszeitregelung wie Industrie­
und große Gewerbebetriebe haben. 

Trotzdem, Herr Abgeordneter Stix, der Sie 
sich vorher mit einem neuen Antrag bezüglich 
der Ladenschlußfrage befaßt haben, sage ich 
Ihnen: Nicht mit dem Ladenschluß, sondern mit 
der Regelung der Wettbewerbsverhältnisse kön­
nen wir den kleinen Laden, den Laden um die 
Ecke , noch erhalten. (Beifall bei der OVP.) 

Ihr Antrag, über den sicherlich noch viel zu 
reden sein wird, hilft nur den Großen, denn Sie 
haben sich lediglich von einer sicherlich sehr, 
sehr kleinen Gruppe von Handelstreibenden 
beraten lassen. Wenn Sie jene Erhebungsunter­
lagen, die seit Jahren erstellt wurden und die 
alle Handelsbetriebe umfaßt haben, kennen 
würden, wüßten Sie, daß sich die Masse der 
Kleinen gegen solch eine Regelung ganz 
eindeutig stellt. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich nun 
gesagt habe ,  wir sehen in der Regelung der 
Wettbewerbsverhältnisse eine Chance, hier zu 
helfen, so darf ich noch einmal auf den Antrag, 
den meine Fraktion am 20. Februar dieses 
Jahres eingebracht hat, verweisen, einen Antrag 
zur Verbesserung der Wettbewerbsverhältnisse.  
Herr Abgeordneter Mühlbacher hat ihn kurz 
zitiert. Er hat dann am 19.  März einen ähnlichen 
Antrag, in dem er auch den Kontrahierungs­
zwang eingebaut hat, eingebracht. Wir haben 
uns veranlaßt gesehen, am 18. November, nach 
Beginn der XIV. Gesetzgebungsperiode, diesen 
Antrag neuerdings einzubringen. 

Sinn dieses Gesetzesantrages und dieser 
Initiative ist es, ein Verbot des Verkaufs unter 
dem Einstandspreis, ein Verbot des Beliefe­
rungsboykotts, ein Verbot der Erzwingung von 
Sonderrabatten und ähnliches mehr zu errei­
chen, also Maßnahmen, die für gleiche Wettbe­
werbsbedingungen sorgen. 

Wir haben im Mai durch den Handelsaus­
schuß einen Unterausschuß eingesetzt, in die­
sem Unterausschuß vorerst zügig verhandelt und 
sind dann, da im Juni mit Rücksicht auf das 

Auslaufen der Gesetzgebungsperiode keine Zeit 
mehr zur Verfügung war, in übereinstimmung 
darüber, nach Beginn der neuen Gesetzge­
bungsperiode wieder zu verhandeln, auseinan­
dergegangen. 

Ich freue mich, daß heute der Herr Abgeord­
nete Mühlbacher von einer "Unterbrechung" 
der Verhandlungen von damals gesprochen hat. 
Ich möchte deshalb auf keine Details über die 
Verhandlungen, über den Fragenkomplex selbst 
unter Hinweis auf ausländische Beispiele - der 
amerikanische Robinson-Patmann Act, die bel­
gische Regelung, die französische diesbezügli­
che gesetzliche Regelung - eingehen. Ich 
möchte heute hier der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß wir im Handelsausschuß zu Beginn 
des nächsten Jahres wieder einen Unteraus­
schuß einsetzen und in diesem Unterausschuß 
bemüht sind, zügig zu verhandeln. 

Herr Abgeordneter Mühlbacher! Der von mir 
eingebrachte Antrag ist ein Antrag meiner 
Fraktion, und hier gibt es durch verschiedene 
Sparten keine Abweichungen, sondern der wird 
von uns in diesen Verhandlungen vertreten 
werden. Wir werden auf alle jene Details 
eingehen, über die wir auch bereits im Juni 
gesprochen haben. 

Ich hielte es nur für außerordentlich zweck­
mäßig, wenn auch der große Boß des Konsum­
verbandes, der Abgeordnete Haberl, mit in diese 
Verhandlungen in den Unterausschuß käme. 
Denn wir haben in der Vergangenheit feststellen 
können, meine Damen und Herren, und wenn 
man mehr als ein Jahrzehnt diesem Haus 
angehört, konnte man wiederholt feststellen und 
sehen: In einem Unterausschuß ist es wirklich 
möglich, unter Heranziehung der notwendigen 
Experten und unter entsprechendem zeitlichem 
Einsatz, wenn man ein Problem lösen will, auch 
zu einer gemeinsamen Lösung des Problems zu 
kommen. Hier bitte ich Sie alle : Helfen Sie mit, 
daß wir im Jänner zu zügigen Verhandlungen 
kommen. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Mühlbacher! Ich habe 
diesen Antrag im November eingebracht, weil 
Sie seinerzeit in Ihren Aussagen einen Zusam­
menhang mit den Kammerwahlen behauptet 
haben und gemeint haben, es wäre uns gar nicht 
so ernst. Jetzt vor den Kamme:r,:wahlen - im 
Feber wurde der Antrag eingebracht, im April 
waren die Kammerwahlen - hat der ÖVP-Wirt­
schaftsbund, wie Sie hier laut "Arbeiter-Zei­
tung" vom 20. Feber sagen, diesbezüglich seine 
Aktivität entwickelt. Sie selber haben davon 
ausgesprochen: "Aufhören mit dem Unfug" -
eine Headline, die ich durchaus unterstreiche -, 
nämlich mit dem Unfug der Wettbewerbsverzer­
rungen, der ungerechtfertigten Startbedingun­
gen für die kleinen Unternehmungen. 
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Wir wollten also unter Beweis stellen, daß wir 
jetzt am Beginn der Gesetzgebungsperiode,  wo 
wir eben im Juni die Verhandlungen - wie Sie 
selbst sagen - nur aus Zeitmangel unterbrochen 
haben, fortsetzen und, wie ich hoffe, auch zu 
einem Erfolg kommen. 

Die langjährigen Bemühungen und Anstren­
gungen um die Wiederherstellung eines unver­
fälschten Wettbewerbs müssen jetzt endlich zu 
einem Erfolg führen. Es muß uns nunmehr 
gelingen, einen ersten Schritt - ich unterstrei­
che: einen ersten Schritt, es sind weitere dann 
sicherlich notwendig - zur Schaffung gleicher 
und gerechter Startbedingungen im Wettbewerb 
zu schaffen. Die Wiederherstellung der Wettbe­
werbsfähigkeit der kleinen Betriebe des Han­
dels ist eine unbedingte Voraussetzung für 
deren Existenzsicherung. 

Der Fortbestand dieser Betriebe, die einem 
enormen Konkurrenzdruck der Diskonter und 
Verbrauchermärkte ausgesetzt sind, muß allein 
schon zur Erhaltung der Nahversorgung der 
Kosumenten mit Nahrungsmitteln unbedingt 
erhalten bleiben. Eine einseitige Förderung 
moderner Betriebsformen des Handels, wie sie 
in der von mir schon zitierten Regierungserklä­
rung lakonisch angedeutet wird, kann uns der 
Lösung der Nahversorgungsprobleme sicherlich 
um keinen Schritt näherbringen. 

Wiederholend darf ich deshalb feststellen: Die 
Schwierigkeiten, denen sich diese kleinen 
Unternehmen des Handels gegenübersehen, 
resultieren einerseits aus ihrer Benachteiligung . 
in den Einkaufskonditionen gegenüber den 
Großvertriebsformen und andererseits im über­
handnehmen des Verkaufs unter dem Einstands­
preis , der vor allem von Großbetrieben prakti­
ziert wird. Wegen ihres überaus breitgefächer­
ten Sortiments können diese Großbetriebe die 
dabei entstehenden Verluste bei vielen anderen 
Warengruppen leicht wieder hereinbringen. 

Daneben sind auch die Bemühungen einzel­
ner Bundesländer außerordentlich zu begrüßen, 
die in ihre

' 
Raumordnungskonzepte und Gesetze 

Bestimmungen aufnehmen wollen, mit deren 
Hilfe es nur mehr dort zur Errichtung von 
Großmärkten kommen darf, wo noch tatsächlich 
ein echter und wirklicher Bedarf besteht. 

Hohes Haus! Wir betreiben mit unserer 
Initiative eine sinnvolle Mittelstandspolitik 
zugunsten der kleinen Wirtschaftstreibenden 
und der in diesen Betrieben beschäftigten 
Menschen. Wir betreiben damit aber auch eine 
konstruktive Konsumentenpolitik, wollen wir 
doch dem Konsumenten eine möglichst große 
Auswahlmöglichkeit und ein möglichst sorgfäl­
tiges Angebot und damit ein Mehr an Lebens­
qualität bieten. (Beifall bei der DVP.j 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. 
Heindl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Heindl (SPÖ) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Herr Dr. Fiedler, ich darf Ihnen gleich vorweg 
antworten. Wir sind sehr dar an interessiert, das 
Problem der Nahversorgung zu lösen. Wir 
glauben auch, daß wir gemeinsame Wege finden 
werden, wenn die Bereitschaft zum Komprorniß 
da ist. Ich werde im Laufe meiner Ausführungen 
noch darauf zu sprechen kommen, daß man 
manchmal - nicht jetzt beim Problem Nahver­
sorgung - unsererseits Zweifel haben muß, daß 
Sie überhaupt bei manchen Dingen die Kompro­
mißbereitschaft haben. Ich betone nochmals: 
nicht beim Problem der Nahversorgung. Ich 
komme noch zu sprechen . . .  (Abg. S ta u d i n -
g e r : Der Entwurf ist ja nur ein Kompromiß!) 

Der Entwurf, bitte, ist kein Kompromiß, Herr 
Kollege Staudinger, der Entwurf ist für uns kein 
Komprorniß, denn das Problem der Nahversor­
gung, das Problem des Wettbewerbs, kann man 
nicht nur mit Verboten regeln. Wir müssen, und 
das werden wir tun, den Konsumenten sehen. 
Denn tür uns, meine Damen und Herren, ist der 
Konsument kein Schlagwort. 

Seit 1970 war es ein sozialistischer Minister, 
der erstmals wirklich Konsumentenpolitik 
betrieben hat. Das wird auch von Ihrer Seite 
heute anerkannt. Sie können daher von uns 
nicht erwarten, daß wir hier Problemlösungen 
anstreben und Fragen nur im Sinne des 
Unternehmers beantworten werden - auch des 
Unternehmers, selbstverständlich -, aber natür­
lich auch im Sinne des Konsumenten. Bitte, 
nehmen Sie das vorweg zum Thema zur 
Kenntnis. 

Herr Dr. Mussil hat gesagt, daß er nicht als 
"lieber Herr Kollege" angesprochen werden 
will, und hat dem Handelsminister und der 
Regierung eine schlechte Preis- und Tarifpolitik 
vorgeworfen. Ich darf Ihnen versichern, meine 
Damen und Herren von der Österreichischen 
Volkspartei: Es wird in den nächsten Wochen 
schon Gelegenheit sein zu zeigen, daß man gar 
wohl eine sehr harte Preispolitik machen wird, 
daß man sehr gewissenhaft Preis anträge , die 
nicht vom Konsumentenverband und nicht vom 
ÖGB gestellt werden, sondern Preisanträge, die 
von der Bundeskammer gestellt werden (Zwi­
schenruf bei der OVP) - ich meine die 
Benzinpreisanträge, jawohl -, sehr gewissenhaft 
prüfen wird. Darauf können Sie sich verlassen. 

Wir sind daher dankbar, daß der Herr Dr. 
Mussil sagt: der zuständige Minister soll das tun. 
Man soll nur eines dabei nicht gleichzeitig 
machen: Gewissenhaftigkeit verlangen und 
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schon eine Regelung innerhalb von 14 Tagen 
erwarten. Das zu diesem Thema. 

Zu Marktordnungsfragen hat der Kollege 
Wille schon gesprochen. Nur eines, meine 
Damen und Herren: Es ist in diesem Zusammen­
hang von Ihrer Seite das Wort gefallen, man 
werde ein Junktim auch mit der Energiesiche­
rung und dem Energiesicherungsgesetz machen. 
Für uns erhebt sich die Frage: Soll das 
Energiesicherungsgesetz gleichzeitig ins Paket 
hineinkommen? Aber wir werden ja in den 
Verhandlungen sehen, wie hier Ihr Verhalten 
ist. 

Herrn Dr. Stix, der erklärt hat, die 1 20 
Millionen Schilling, die im Budget für die 
Fremdenverkehrswerbung enthalten sind, seien 
zuwenig, darf ich folgendes sagen: Erstens sind 
die Ausgaben . . . (Abg. Dr. B l e n k :  Sie sind 
doch nicht die Regierung! Sie sind hier ein 
Parlamentssprecher!) - Darf ich eine Meinung 
haben, Herr Dr. Blenk? Sie können sie mir nicht 
vorschreiben, denn ich nehme mir diese Mei­
nung, und ich habe sie. (Beifall bei der SPG.) 

Es sind nicht 120 Millionen, die für die 
österreichische Fremdenverkehrswerbung aus­
gegeben werden, sondern es sind 200 Millionen. 
Im Budget sind 1 20 drinnen, jawohl, es sind aber 
die Beiträge der Bundesländer dabei und auch 
die Beiträge der Bundeskammer, das ist ja ein 
gemeinsamer Verein. Sicherlich könnte man 
mehr Mittel für die Fremdenverkehrswerbung 
aufwenden, man sollte sie sogar aufwenden. Ich 
glaube, daß sie tatsächlich aufgewendet werden, 
nur leider Gottes zerstreut. Man sollte vielleicht 
noch mehr Koordination zwischen den Fremden­
verkehrswerbemaßnahmen der einzelnen Län­
der, der einzelnen Institutionen und des Vereins 
der österreichischen Fremdenverkehrswerbung 
anstreben. Im Gange ist eine solche Koordina­
tion, und es ist ja unser aller Interesse, hier 
weiter voranzukommen. 

Ich wollte mich eigentlich zu einem Thema 
äußern, das uns sehr am Herzen liegt, aber nicht 
nur uns, sondern wir glauben auch oder haben 
Grund zur Annahme, daß das auch die 
Oppositionsparteien interessiert. Ich meine das 
Energiesicherungsgesetz. 

Ich möchte vorweg kurz im Telegrammstil 
erklären, wieso es dazu gekommen ist. 

Erinnern wir uns zurück: im Jahre 1973, im 
Herbst, die internationale Energiekrise, in der 
Folge davon eine Entwicklung bei den Ölprei­
sen, und in der Folge davon auch eine 
Entwicklung am Wirtschaftssektor, an deren 
Konsequenzen wir heute und nicht nur wir, 
sondern überhaupt die Weltwirtschaft noch 
leiden. 

Im Frühjahr kam es dann im Feber in 
Washington zur Energiekonferenz, und damals 
wurde beschlossen, daß sich die westlichen 
Industriestaaten auf ein Übereinkommen zur 
Energiesicherung einigen, und daraus hervorge­
hend dann die Internationale Energie-Agentur. 

Österreich ist am 1 8 .  November mit 1 5  

anderen Staaten diesem internationalen Ener­
gieübereinkommen beigetreten, und damit 
haben wir Verpflichtungen übernommen, meine 
Damen und Herren. Wir haben es begrüßt, daß 
seinerzeit die Österreichische Volkspartei 
ebenso wie die Freiheitliche Partei diesen 
Schritt der Regierung unterstützt hat, daß die 
Österreichische Volkspartei von Anbeginn an 
diesem Weg in die Energie-Agentur ihre 
Unterstützung zugesagt hat, und wir waren 
daher eigentlich frohen Mutes und haben 
geglaubt, wir könnten innerhalb kürzester Zeit 
die übernommenen Verpflichtungen einlösen, 
die wir durch diesen Schritt eingegangen sind. 

Was sind die zwei Hauptpunkte, die wir mit 
diesem Beitritt zum Energieübereinkommen 
eingegangen sind? 

Es wird geregelt ein Notstandsprogramm zur 
gemeinsamen Sicherung der Energieversorgung 
im Falle einer etwaigen neuerlichen Krisensi­
tuation, und der zweite Hauptteil beschäftigt 
sich mit einer längerfristigen internationalen 
Zusammenarbeit, insbesondere im Hinblick auf 
die Aktivitäten der OPEC, also der erdölprodu­
zierenden Staaten. 

Wie ich gesagt habe: Wir haben ja gesagt zu 
dieser Energie-Agentur, und die Regierung hat 
entsprechend dieses ihren Schrittes auch die 
notwendigen innerstaatlichen Schritte gesetzt 
und ein entsprechendes Gesetz vorbereitet. 

Ich darf aber vorweg, meine Damen und 
Herren, zwei Artikel zitieren, die vielleicht bei 
der ganzen Behandlung der Materie des 
Energiesicherungsgesetzes sehr wesentlich sind 
und die zu beachten sind. 

Was will ich sagen? - Wir stehen unter 
Zeitdruck. Es ist nicht so , daß wir Zeit haben, 
monatelang, vielleicht jahrelang zu verhandeln, 
sondern wir stehen unter dem Druck, raschest 
hier innerstaatliche Regelungen zu schaffen, die 
uns die Erfüllung dieser übernommenen Ver­
pflichtungen ermöglichen. 

Im Artikel 60 des übereinkommens über ein 
internationales Energieprogramm heißt es wört­
lich: Jeder Teilnehmerstaat trifft die erforderli­
chen Maßnahmen einschließlich der erforderli­
chen gesetzlichen Maßnahmen zur Durchfüh­
rung dieses Übereinkommens und der vorn 
Verwaltungs rat gefaßten Beschlüsse. - Und der 
vorn Verwaltungsrat gefaßten Beschlüsse! Ich 
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betone das deswegen, denn das wird in den 
Verhandlungen noch sicherlich eine entschei­
dende Rolle spielen. 

Im Artikel 67 heißt es : Jeder Unterzeichner­
staat notifiziert, daß er, nachdem er seinen 
verfassungsrechtlichen Verfahren entsprochen 
hat, zustimmt, durch dieses übereinkommen 
gebunden zu sein. 

Nun, meine Damen und Herren !  Das sind die 
nüchternen Fakten. Was ist bei uns passiert? 

Wie ich schon gesagt habe: Die Regierung hat 
das Energiesicherungsgesetz eingebracht. Wir 
haben im Handelsausschuß einen Unteraus­
schuß gebildet, im Unterausschuß haben wir uns 
fürs erste einmal schon auf keinen Termin 
geeinigt. Es war nach den Ausführungen einiger 
ÖVP-Redner klar erkennbar, daß man gar nicht 
den Willen hat, über das Energiesicherungsge­
setz vor den Wahlen zu reden. 

Da meinte ich, Herr Dr. Fiedler, die Kompro­
mißbereitschaft. Wir haben im Unterausschuß 
erklärt: Wir sind zu jedem Komprorniß bereit, 
der gangbar ist, der gangbar ist im Sinne der 
Erfüllung der Verpflichtungen, die wir über­
nommen haben. 

Was wurde uns von Ihren Vertretern gesagt? 
In etwa wurde uns erklärt: So, meine Damen und 
Herren, ist das für uns nicht machbar. Wir sagen 
ja zum Beitritt, aber das brauchen wir nicht, wir 
sollen mit verschiedenen Novellen, mit Einzel­
gesetzen, mit einem Wort gesagt, mit Zersplitte­
rungen vorgehen. 

Herausgekommen ist nichts. Wir haben 
Briefwechsel geführt mit dem Vorsitzenden des 
Unterausschusses,  er möge sich bemühen um 
einen Termin - ohne Erfolg. Der Handelsmini­
ster hat an die Klubobmänner geschrieben, man 
möge den Handelsausschuß permanent erklären 
- ohne Erfolg. 

Unmittelbar nach der Wahl wurde das 
Energiesicherungsgesetz von der Regierung 
neuerlich beschlossen. Wieder eingebracht. Wir 
haben einen Unterausschuß sehr rasch konstitu­
iert. Wir haben im Unterausschuß zu diskutieren 
begonnen, und wir hatten den Eindruck - ich 
hoffe, es ist ein falscher Eindruck, meine Damen 
und Herren, ich sage das wirklich: ich hoffe, es 
ist ein falscher Eindruck -, wir hatten das 
Gefühl, daß man Zeit haben will seitens der 
Österreichischen Volkspartei, und wir haUen 
das Gefühl, daß man an einer Regelung des 
gesamten Fragenkomplexes Energiesicherung 
in der Form, wie es vorgelegt war, nicht 
interessiert ist. 

Ich sage nochmals, meine Damen und Herren: 
Wir haben vorgeschlagen: Gehen wir punkte­
weise durch, stellen wir außer Streit, wo wir 

einig sind, diskutieren wir aus, wo wir divergie­
rende Auffassungen haben. - Das war nicht 
machbar. 

Wir haben uns um einen raschen Unteraus­
schußtermin bemüht. Wir haben ihn nicht 
bekommen. Der nächste Termin ist Ende Jänner, 
wo wir das erstem al ein hearing haben werden. 
Das heißt, es geht nichts weiter. (Zwischenruf 
des Abg. S t a  u d i  n g e r . ) Herr Staudinger, so ist 
es. Das sind Fakten. (Abg. S t a u d i n g e r :  Wir 
haben konstituiert, und bei der Konstituierung 
war so eine Generaldebatte abgeführt, und 
sagen Sie, welcher Termin für eine Unteraus­
schußsitzung in Frage gekommen w�re!) 

Ich habe Ihnen gesagt, Herr Staudinger: 
Vereinbart wurde im Unterausschuß, daß wir 
uns die nächste Woche über einen Termin 
einigen werden, wir haben vorige Woche 
einen Termin für Ende Jänner festgesetzt. 
Geben Sie auch zu, wir haben gebeten: Setzen 
wir uns doch jetzt zusammen! Das ist doch 
möglich. Die Hinweise auf die Geschäftsord­
nung stimmen doch. Aber man kann doch einen 
Tag finden, wenn man den Willen hat. Ich sage 
das nochmals:  Wir haben den Willen nicht 
gefunden. 

Aber meine Damen und Herren! Ich will ja die 
Redezeit nicht überschreiten. Darf ich sagen, 
worum es uns geht. Um die Unterschiede kurz 
aufzuzeigen: 

Was verlangt das Energieübereinkommen? -
Wir sind verpflichtet zur Errichtung von Not­
standsreserven. Wir haben keine gesetzliche 
Grundlage hiefür. Und bitte, das ist der harte 
Kern! Denn wäre einer Ihrer Vertreter nur zum 
Generaldirektor Lansky zu einem Gespräch im 
kleinen Kreis - wir hatten eingeladen -
gekommen, hätte er gehört: über alles kann man 
reden mit der Energie-Agentur, nur über diesen 
Punkt, meine Damen und Herren, da gibt es 
keine Diskussion, da gibt es auch keinen 
Kompromiß, das müssen wir einhalten! Wir 
können diese Dinge . . .  (Zwischenruf bei der 
GVP.) Aber wir merken nur nichts. Wir haben 
mittlerweile gehört, Herr Dr. Zittmayr - da hören 
Sie zuwenig auf den Generalsekretär, da hören 
Sie zuwenig, denn wir haben schon gehört, wir 
haben Zeit bis Juni, bis wir über die Wirtschafts­
gesetze reden. Nehmen Sie zur Kenntnis: Wir, 
Dr. Zittmayr, werden nicht zulassen, wir werden 
nicht zulassen, daß die Erfüllung eines interna­
tionalen Übereinkommens zu einem innenpoliti­
schen Handel gemacht wird. Das nehmen wir 
bitte nicht zur Kenntnis. (Zwischenruf bei der 
GVP.) Nein, das lehnen wir ab. Wir werden auch 
Regelungen finden. 

Was steht noch drinnen? Die Drosselung der 
Nachfrage im Falle von Notständen und damit 
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natürlich in Verbindung die gegenseitige Aus­
hilfe mit Erdölprodukten. 

Wir haben nicht, wie es von Ihrer Seite 
behauptet wird, mit dem Rohstofflenkungsge­
setz und mit dem Lastverteilungsgesetz das 
Auslangen, denn diese Gesetze sprechen von 
dem nationalen Notstand; in der Energie-Agen­
tur, das heißt, im übereinkommen wird von 
einem internationalen Notstand gesprochen. 
Das heißt: Wenn in irgendeinem Teiln�mer­
staat ein Notstand ausbricht und bei uns 
durchaus alles in Ordnung ist, müssen wir in 
Österreich ebenfalls diese Notstandssituation 
und die von der IEA beschlossenen Verfügungen 
durchsetzen und durchführen. 

Wir können es mit den derzeitigen gesetzli­
chen Instrumentarien nicht. Das wissen Sie, 
meine Damen und Herren, daß das nicht 
machbar ist. Wir brauchen das. Für die 
Information ist die Regierung ja jetzt schon im 
Verzug, und bitte sehr, das ist ja nicht dort die 
sozialistische Regierung, das ist ja dann die 
österreichische Regierung, die ist genauso im 
Verzug mit dem Nachkommen ihrer Informa­
tionsverpflichtungen und damit im Zusammen­
hang mit Gesprächen zu längerfristigen Verein­
barungen. 

Ich darf Ihnen sagen, meine Damen und 
Herren: Im einzelnen will ich mich gar nicht 
auseinandersetzen mit Ihren Vorwürfen, das sei 
ein Lenkungsgesetz, nur als ob bitte das 
Rohstofflenkungsgesetz und das Lastvertei­
lungsgesetz kein Lenkungsgesetz wäre. Der 
Vorwurf Ihrerseits, der Handelsminister wolle 
mit diesem Gesetz wirtschaftslenkend eingrei­
fen: Es steht genau drinnen in diesem Energiesi­
cherungsgesetz, daß er nur Maßnahmen setzen 
darf, wenn sie auf Beschlüsse in Notfällen, auf 
Beschlüsse der Energie-Agentur, zurückgehen. 
Es stimmt ja nicht, daß er aus Eigeninitiativen 
hier tätig werden kann. Das haben wir immer 
wieder gesagt, daß es uns nur um die 
Verpflichtung mit diesem internationalen über­
einkommen geht. 

Wir können nicht glauben - ich darf das noch 
einmal zusammenfassend sagen -, daß es Ihr 
Interesse sein kann, eine tatsächliche Ja- und 
Nein-Politik hier zu machen, wie es angekün­
digt worden ist: Ja zu sagen zum Beitritt, 
hinausposaunen, das ist notwendig für die 
österreichische Energie und Wirtschaftssitua­
tion, nein zu sagen, daß man die nötigen 
Maßnahmen setzt. 

Für unseren Teil, für die Sozialistische Partei, 
darf ich Ihnen sagen: Wir haben uns natürlich 
bereits den Kopf zerbrochen, was geschieht, 
wenn das Energiesicherungsgesetz nicht die 
notwendige Mehrheit erhält. Denn wir lassen es 

nicht zu - nicht nur, weil wir vertragstreu sein 
wollen als österreichischer Staat, sondern weil 
wir um die Bedeutung der Energiepolitik für 
dieses Land wissen -, daß wir hier in 
Problemsituationen hineinkommen. Wir begrü­
ßen es, daß heute oder morgen der Handelsmini­
ster eine Verordnung versenden wird, in der 
zumindest der Aufbau der Vorratslager bereits 
ermöglicht wird. Das wird geschehen. 

Wir zerbrechen uns auch bereits den Kopf -
das soll durchaus keine Drohung (Abg. S t a u -
d in g e r :  Anstelle von Verhandlungen!) sein, 
meine Herren von der ÖVP -, wie man auch 
einfachgesetzlich eine Minimallösung erreichen 
kann, um hier die Verpflichtungen aus dem 
internationalen übereinkommen zu sichern. Wir 
werden verhandeln. Wir hoffen auf die Kompro­
mißbereitschaft. Aber sie muß vorhanden sein! 
Wir glauben noch immer, weil es für Österreich 
notwendig ist, daß wir zu einer einvernehmli­
chen Lösung kommen. 

Das Energiesicherungsgesetz in der Form, wie 
es von der Regierung vorgelegt worden ist, ist 
ein optimales Gesetz. Wenn Sie da und dort 
Einwendungen haben: Wir sind bereit, über die 
harten Kerne zu reden. Das ist ja nicht ein 
Wollen und ein Verlangen der sozialistischen 
Regierung oder der Sozialistischen Partei. Es 
handelt sich um die Erfüllung eines internatio­
nalen übereinkommens. Diesbezüglich kann es 
bitte keinen Kompromiß geben. Dies muß ja 
auch in Ihrem Interesse sein. 

Abschließend möchte ich feststellen :  Wir 
werden es nicht zulassen, daß die Regierung 
säumig wird und damit der österreichischen 
Bevölkerung, der österreichischen Wirtschaft ein 
Schaden entstehen könnte. (Beifall bei der SPO. 
- Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. 
Zittmayr. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (ÖVP) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich möchte gleich 
zu den Ausführungen meines Vorredners, des 
Herrn Abgeordneten Dr. Heindl, kommen und in 
diesem Zusammenhang gleich einige Fragen 
behandeln. 

Herr Abgeordneter! Die Österreichische 
Volkspartei ist sich dessen vollkommen bewußt, 
daß Österreich der Internationalen Energieagen­
tur durch ein internationales übereinkommen 
beigetreten ist. Die Österreichische Volkspartei 
hat damals vor dem Sommer dem Beitritt zu 
dieser Internationalen Energieagentur zuge­
stimmt. Wir sind grundsätzlich auch bereit, über 
die Energiesicherung zu verhandeln. Es wurde 
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ja diesbezüglich ein Unterausschuß eingesetzt. 
Ich glaube, es erübrigt sich, hier eine Spezialde­
batte über dieses Kapitel abzuführen (Abg. 
S t a u d i n g e r :  Eine Generaldebatte!) - eine 
Generaldebatte -, uns hier alles Mögliche 
vorzuwerfen und zu drohen. Das sehen wir in 
diesem Falle nicht ein. Sie haben am Schluß 
wiederum gedroht (Abg. Dr. He i n  d 1 :  Nein!): 
Wenn die Österreichische Volkspartei nicht will, 
dann machen wir - selbst auf die Gefahr hin, daß 
es verfassungsrechtlich bedenklich ist - eine 
einfachgesetzliche Regelung, und ihr müßt 
zustimmen, weil wir sonst international blamiert 
sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von 
der sozialistischen Seite ! Ich möchte hier 
ausdrücklich sagen: Wir erkennen die Notwen­
digkeit dieses Übereinkommens und des Ener­
giesicherungsgesetzes im Inland an. Über die 
Vorlage, über die endgültigen Bestimmungen 
wird noch zu reden sein. Aber eines müssen Sie 
sich auch merken: Wenn die Regierung interna­
tionale Verpflichtungen eingeht, muß sie auch 
dafür Sorge tragen, daß im Inland - inneröster­
reichisch - diese Dinge verwirklicht werden. 
(Beifall bei der (JVP.) 

Bei der Methode, ein einfaches Gesetz 
auszusenden bei der Marktordnung, ein einfa­
ches Gesetz auszusenden bei Preisregelung und 
ein einfaches Gesetz anzudrohen bei Energiesi­
cherung, obwohl man genau weiß, daß es sich 
hier um verfassungsrechtliche Tatbestände han­
delt, die eine Zweidrittelmehrheit erfordern, zu 
glauben, die Österreichische Volkspartei werde 
das alles, was man ihr von der Regierung 
serviert, auch tun, täuschen Sie sich ganz 
gewaltig. Das sage ich Ihnen ausdrücklich! 
(Beifall bei der (JVP.) 

Wir stehen auf folgendem Standpunkt: Inter­
national und national ist die Ernährungssiche­
rung ebenso hoch einzuschätzen wie die 
Energiesicherung. Wenn es nichts mehr zum 
Essen gibt, brauchen wir auch keine Energie 
mehr. Das ist unser Standpunkt in dieser Frage. 
(Beifall bei der (JVP.) 

Wie schaut denn dieser Entwurf aus, den Sie 
betreffend die Marktordnung ausgesendet 
haben? Wie schaut diese einfachgesetzliche 
Regelung in der Ernährungssicherung aus? -
Wir haben damals, 1 972,  ein Ja gesagt zum 
Vertrag Österreichs mit den Europäischen 
Gemeinschaften. Wir haben damals gesagt: Die 
Europäischen Gemeinschaften haben eine 
Marktordnung, die funktioniert; wir haben nur 
eine Marktordnung auf zwei Jahre. Wir haben 
damals zugestimmt bei diesem Zweidrittel-Ge­
setz . Aber wenn wir gewußt hätten, wie politisch 
die sozialistische Seite die Frage der Marktord­
nung alle Jahre aufzieht, hätten wir damals ein 

Nein sagen müssen. Das ist nämlich eine 
unzumutbare Einstellung gegenüber der öster­
reichischen Bevölkerung und gegenüber den 
österreichischen Bauern! 

Herr Abgeordneter Heindl! Ich weiß nicht, ob 
Sie den ausgesendeten Entwurf schon gelesen 
haben, ob Sie diesen Marktordnungsentwurf 
schon studiert haben. Wissen Sie, was da 
drinnensteht und was da vorgesehen ist? - Ich 
weiß nicht, ob Ihnen das bekannt ist. Aber 
jedenfalls möchte ich den Inhalt ganz kurz in 
Erinnerung rufen. 

Sie senden einen Entwurf aus, der eine 
einfachgesetzliche Regelung vorsieht, der vor­
sieht, daß der Herr Handelsminister die Ver­
braucherpreise regelt. Aus! Schluß! Weiters 
sieht der Entwurf vor, daß die Erzeugerpreise 
der landwirtschaftlichen Produkte auf dem 
Umweg über Verträge - zum Beispiel zwischen 
den Molkereien oder den Mühlen mit dem 
Landwirtschaftsministerium - geregelt werden 
sollen, und zwar auf dem Wege der Erpressung 
und nicht auf dem der rechtlichen Zuständig­
keit. Das ist eine glatte Erpressung, was Sie da 
mit Verträgen den Verarbeitungsbetrieben auf­
erlegen wollen. (Rufe bei der SP(J: Nein!) Ja, das 
ist so, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Vielleicht haben Sie den Entwurf noch nicht 
studiert. 

Was steht in dem Entwurf? - Es werden die 
Fonds aufgelöst, es wird die Zusammenarbeit 
der Sozialpartner - der Arbeiterkammer, Han­
delskammer und Landwirtschaftskammer - in 
den Fonds und die Entscheidungsfindung in 
wichtigen Fragen aufgelöst. Es wird nur ein 
bedeutungsloser Beirat beim Landwirtschaftsmi­
nisterium gegründet, der lediglich für einige 
Fragen zuständig ist. 

Nun geht meine Frage an Sie, Herr Handels­
minister - Sie sind ein langjähriger Funktionär 
der Fonds gewesen; im Milchwirtschaftsfonds ; 
und Sie sind der Obmann der Nahrungs- und 
GenußmiUelarbeiter-Gewerkschaft -: Halten 
Sie also diese Einstellung, dieses Ausschalten 
der Sozialpartner bei der Entscheidungsfindung 
über so wichtige Bereiche, die die Ernährung 
betreffen, für richtig? - Ich möchte gern von 
Ihnen diesbezüglich eine Antwort. 

Die größte Zumutung ist es, meine sehr 
geehrten Damen und Herren von der Linken -
ich weiß nicht, warum der Abgeordnete Pfeifer 
überhaupt ein Ja sagen kann -, daß die Bauern 
in ihren eigensten Bereichen nichts mehr 
mitzubestimmen haben. Es bestimmt der Land­
wirtschaftsminister, ohne daß er jemand zu 
fragen braucht, allein, was in Österreich auf dem 
Sektor der Ernährung und der Produktion und 
der Vermarktung und so weiter geschieht. 
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Es kommt ja noch etwas dazu: Es wird die 
unternehmerische Entscheidung ausgeschaltet 
und in die staatliche Verwaltung verlegt. Es 
wird daher der staatlichen Verwaltung alle 
Macht übertragen, ärger, als es bei der verstaat­
lichten Wirtschaft der Fall ist. Bei der verstaat­
lichten Wirtschaft hat nämlich der Vorstand 
seine freie Entscheidung im Rahmen des 
Aktiengesetzes . 

Und hier trifft der Minister allein die 
Entscheidung. Kein Mensch hat ein Einspruchs­
recht dagegen, kein Mensch kriegt einen 
Bescheid, es kann niemand gegen diesen 
Bescheid ein Rechtsmittel ergreifen. Das ist 
ärger als in Rußland, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! (Beifall bei der Dvp. -
Widerspruch bei der SPÖ.) Ja, das ist so ! 

Meine Herren! Schauen Sie sich den Entwurf 
an. Wenn Sie das nicht wollen, dann dürfen Sie 
keinen solchen Entwurf aussenden. (Anhalten­
der Widerspruch bei der SPÖ.) Dann dürfen Sie 
keine solchen Entwürfe aussenden, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Ich kann Ihnen in diesem Zusammenhang nur 
eines sagen: Wir halten die Energiesicherung 
für notwendig und richtig; wir werden auch ein 
Ja sagen dazu. Wir verlangen aber, daß man 
auch der Ernährungssicherung genau den 
gleichen Stellenwert einräumt, sie genauso in 
die Regelung einbezieht, daß man fundierte 
Beschlüsse faßt, daß man verfassungsrechtlich 
gesicherte Gesetze beschließt und daß man dann 
die Lösungen trifft, die für die Bevölkerung 
notwendig sind. 

Wir wehren uns dagegen, daß man gerade in 
der Frage Marktordnung einen Berufsstand, der 
so schwer um seine Existenz kämpft, vollkom­
men entmündigen will, vollkommen der staatli­
chen Willkür ausliefern will. Man denkt nicht an 
die Österreicher, sondern hat die Macht der 
Sozialistischen Partei im Auge. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Abgeordneter Heindl, Sie haben mit Ihrer 
Feststellung zur Energiesicherung diese Debatte 
ausgelöst, ich wollte an und für sich nicht 
darüber im größeren Umfang reden. Sie finden 
uns verhandlungsbereit, wenn auch Sie von sich 
aus bereit sind - wie man eben unter �lOrmalen 
Partnern bereit ist, die Ansichten des anderen 
anzuerkennen. 

Aber die Art, immer wieder zu sagen: Wenn 
ihr nicht wollt, dann kommen wir mit einer 
einfachen Regelung ! ,  das ist die ungeeignetste 
Methode, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, die Sie überhaupt anwenden können. 
Sie tragen die Verantwortung, Sie müssen sich 
um die Zustimmung der Partner, um die 

Zustimmung der anderen Parteien zu diesen 
Gesetzen bemühen. Nicht wir, sondern Sie 
müssen sich bemühen! Dementsprechend müs­
sen Sie sich aber auch verhalten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Nun einige Fragen zur EWG-Politik. Ich 
möchte zur Frage der Außenhandelsbeziehun­
gen Österreichs mit der EWG ganz kurz 
sprechen, da ich mich mit diesem Fragenkom­
plex schon einige Male beschäftigt habe. Es geht 
um fOlgende Fragen: Wie hat sich der österrei­
chische Außenhandel mit der EWG in den 
letzten Jahren entwickelt? Wie hat sich vor 
allem der agrarische Außenhandel mit der EWG 
entwickelt? Warum sind solche Verschlechte­
rungen im Außenhandel - wie wir ja wissen -
mit der EWG eingetreten? Was ist dagegen zu 
tun? Welche Versäumnisse liegen vor? 

Nun zur Frage, wie sich der Handel mit der 
EWG entwickelt hat. Auch nur ganz kurz. Der 
Gesamtaußenhandel Österreichs mit der EWG in 
den letzten Jahren ist deutlich dadurch gekenn­
zeichnet, daß die Einfuhren aus der EWG immer 
mehr gestiegen sind, während die Ausfuhren in 
die EWG rückläufig waren. Es ist so, daß 
Österreich aus der EWG 1972 um rund 78 

Milliarden Schilling, 1973 um zirka 88 Milliar­
den Schilling und 1974 um etwa 103 Milliarden 
Schilling eingeführt hatte. Die Ausfuhr in die 
EWG-Länder betrug 1972 rund 43 Milliarden, 
1973 etwa 50 Milliarden und 1 974 zirka 59 

Milliarden Schilling. 

Das Außenhandelsdefizit Österreichs gegen­
über den EWG- Ländern hat sich daher wie folgt 
entwickelt: 1 972 rund 35 Milliarden Schilling, 
1973 zirka 38 Milliarden Schilling und 1 974 
etwa 44 Milliarden Schilling. Das heißt, Öster­
reich hat also ein zunehmendes Außenhandels­
defizit mit den EWG-Ländern. 

Im Jahre 1974 sind von der EWG nach 
Österreich ungefähr 6 1,5 Prozent unserer 
Gesamteinfuhren gekommen, während wir von 
unseren Produkten ungefähr 44 Prozent in die 
EWG ausgeführt haben. Österreich hatte im Jahr 
1974 ein Außenhandelsdefizit von insgesamt 
34 , 9  Milliarden Schilling. Allein gegenüber der 
EWG hatten wir ein Außenhandelsdefizit von 
zirka 44 Milliarden Schilling, also mehr als das 
gesamtösterreichische Außenhandels bilanzdefi­
zit. So ist die Situation! Das heißt, der Vorteil aus 
dem EWG-Vertrag kommt in erster Linie den 
Unternehmungen der EWG-Länder zugute und 
nicht Österreich. 

Und nun zum landwirtschaftlichen Außenhan­
del. Hier ist die Entwicklung noch krasser. Es ist 
so, daß wir aus den EWG-Ländern im Jahre 1 972 

um rund 4 Milliarden Schilling, im Jahre 1 973 
um 5,6 Milliarden Schilling, im Jahre 1974 um 

57 
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6,2 Milliarden Schilling und im ersten Halbjahr 
1975 um 3,3 Milliarden - auf das ganze Jahr 
gerechnet würden das zirka 6,6 Milliarden 
Schilling sein - eingeführt haben. 

Die Ausfuhr in die EWG hat sich anders 
entwickelt. Im Jahre 1972 betrug sie 3,5 
Milliarden, 1973 3 , 3  Milliarden, 1 974 3 , 1  
Milliarden und heuer i m  ersten Halbjahr 1 ,4 
Milliarden, das heißt, 2 , 8  Milliarden auf das Jahr 
gerechnet. 

So schaut also die tatsächliche Entwicklung 
aus. Mit anderen Worten: Das Defizit gegenüber 
der EWG hat sich im Außenhandel mit 
landwirtschaftlichen Produkten so entwickelt, 
daß wir 1972 um 522 Millionen mehr eingeführt 
als ausgeführt haben, 1973 um 2,3 Milliarden, 
1974 um 3 , 1  Milliarden und heuer im ersten 
Halbjahr bereits um etwa 1 ,9 Milliarden 
Schilling. Das heißt, auf das ganze Jahr 1975 
gerechnet kommen wir fast auf 4 Milliarden 
Schilling für Agrarprodukte, die wir aus der 
EWG nach Österreich mehr hereinbekommen 
haben, als es uns gelungen ist, in die EWG 
auszuführen. 

Das ist eine ganz bedrohliche Entwicklung, 
Herr Handelsminister , die uns zu ganz großen 
Sorgen Anlaß gibt, weil sie für die österreichi­
sche Landwirtschaft auf die Dauer unerträglich 
ist. Wir kommen in immer größere Schwierigkei­
ten in dieser Richtung. 

Welche Ursachen sind dafür maßgebend? Es 
gibt mehrere Ursachen. Es ist so, daß hier 
Ursachen zum Teil im EWG-Bereich, aber auch 
einige Ursachen in unserem Bereich, also im 
Einflußbereich Österreichs und der österreichi­
schen Regierung liegen. Die Hauptursachen 
sind, daß die EWG-Marktordnung für die 
Mitgliedsländer durch eine wirksame Abschöp­
fungsregelung bei den Einfuhren in die EWG 
und durch eine sehr flexible und an die 
Weltmarktpreise angepaßte Ausfuhrregelung in 
Drittländer für die EWG-Bauern eine große 
Sicherheit und einen Schutz vor Niedrigpreisim­
porten bei verschiedenen Produkten bedeutet. 
Die EWG-Marktordnung ist eine Tatsache, die 
wir zur Kenntnis nehmen müssen. Sie bereitet 
uns allerdings sehr, sehr große Sorgen, weil wir 
- wie wir wissen - die Landwirtschaft nicht im 
EWG-Vertrag drinnen haben, sie also ausge­
klammert ist. 

Weiter haben sich die Mitgliedsländer der 
EWG gegenseitig einen Zollvorteil beziehungs­
weise einen Vorrang eingeräumt, und zwar eine 
Präferenzregelung, die uns auch trifft. Dann ist 
es natürlich auch durch die Einführung der 
EWG-Milchmarktordnung am 1 .  Jänner 1973 
dazu gekommen, daß Österreich die Absatz­
märkte für Butter und Vollmilchpulver in 

England vollkommen verloren hat. Das ist eine 
Tatsache. 

Dazu kommt noch, daß die EWG laufend 
Verträge abschließt mit anderen Ländern oder 
Gruppen von Ländern - wie wir das aus der 
letzten Mitteilung des "Agrar-Europ" in bezug 
auf das Lome-Abkommen entnommen haben -, 
wie mit den afrikanischen Ländern oder mit den 
Mittelmeerländern. Es werden also Abkommen 
getroffen, die diesen Staaten eine Vorzugsrege­
lung bei Agrarprodukten einräumen, die aber 
selbstverständlich zu Lasten anderer Länder, 
auch Österreichs, gehen, denn kauft die EWG von 
diesen Ländern mehr Agrarprodukte, nimmt sie 
selbstverständlich von uns weniger ab. Das ist 
eine Regelung, die uns sehr schwer trifft, und 
man müßte dagegen auch sehr vehement 
auftreten. Ich komme darauf noch ganz kurz zu 
sprechen. 

Dann noch ein Punkt, Herr Minister: das ist 
der zu geringe Schutz Österreichs bei Agrarim­
porten gewisser Produkte. Wir haben in Öster­
reich eine starre Ausgleichsbeitragsberechnung, 
und die Beträge sind über Jahre schon unverän­
dert geblieben, während die EWG ihre Ausfuhr­
erstattungen flexibel gestaltet und entsprechend 
erhöht, sodaß unsere Regelungen nicht der 
EWG-Regelung entsprechen und daher nicht 
wettbewerbsneutral sind, also keine gleichen 
Chancen für den österreichischen Außenhandel 
mit sich bringen. 

Schließlich gibt es noch einen Punkt, der uns 
sehr weh tut. Das ist die Tatsache, daß die EWG, 
obwohl wir einen Vertrag mit ihr haben, uns auf 
dem Agrarsektor behandelt, als wären wir 
irgendein Dritlland, und überhaupt keine Rück­
sicht genommen wird auf die traditionellen 
jahrhundertealten Handelsbeziehungen zwi­
schen Österreich und den wichtigsten EWG­
Ländern; auf diesem Sektor Italien und Deutsch­
land. Es wird überhaupt keine Rücksicht 
genommen, und uns treffen alle Maßnahmen der 
EWG wie jedes andere Drittland. 

Sie müssen verstehen, daß das für uns gerade 
bei diesen Dingen sehr schwer ist, weil ja die 
Konzessionen, die in Brüssel der EWG zum 
Beispiel auf dem Sektor Wein, auf dem Sektor 
Blumen, Gemüse, Obst und so weiter einge­
räumt wurden, von der EWG voll ausgenützt 
werden und sie gleichzeitig über eine Einfuhr­
sperre für Schlachtrinder aus Österreich verfügt. 
Wir werden ausgesperrt. Auf der anderen Seite 
können die EWG-Länder die Konzessionen, die 
ihnen Österreich eingeräumt hat, voll nützen. 
Das ist ja der Grund, warum sich die Handelsbi­
lanz gerade auf dem Agrarsektor ständig 
verschlechtert. 

Welche Versäumnisse unsererseits liegen vor? 
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Herr Minister! Ich kann es Ihnen nicht ersparen; 
ich habe das schon ein paarmal gesagt. Die 
österreichische Regierung hat im Jahre 1972 bei 
ihren Verhandlungen mit der EWG mit zuwenig 
Nachdruck die landwirtschaftlichen Fragen 
behandelt. Das ist ganz klipp und klar zu sagen. 
(Bundesminister Dr. S ta r i b a c h e r :  Da waren 
Sie doch selber dabeif) 

Herr Minister! Es wird in Brüsseler Kreisen 
gesprochen; die Verhandler der EWG haben 
gemerkt, daß es der österreichischen Regierung 
bei der Durchsetzung der Agrarforderungen 
nicht so ernst war, und haben daher keine 
wesentlichen Konzessionen gemacht. Es war so, 
daß es der Regierung in erster Linie darum 
gegangen ist, den EWG-Vertrag unter Dach und 
Fach zu bekommen, selbst auf Kosten einer 
unzureichenden Regelung für den landwirt­
schaftlichen Sektor. (Beifall bei der (jVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie 
ich schon gesagt habe, ist es trotz jahrhunderte­
langer Handelsbeziehungen nicht gelungen, 
daß unsere Regierung bei den Verhandlungen 
mit der EWG eine bevorzugte Behandlung von 
österreichischen Agrarprodukten bei der Aus­
fuhr in die EWG erreicht hätte oder, wie zum 
Beispiel, abschöpfungsfreie Kontingente, Liefer­
kontingente für die wichtigsten Produkte Vieh 
und Molkereiprodukte oder Abschöpfungser­
leichterungen zumindest bei den Exporten, daß 
nur zwischen dem Preis der EWG und unserem 
Preis abgeschöpft wird und nicht unter Berück­
sichtigung des Weltmarktpreises, daß man eine 
Erstattungsbeschränkung mit der EWG verein­
bart hätte, daß sie Lieferungen nach Österreich 
nicht mit zu hohen Erstattungen belegt 
und damit die Konkurrenzfähigkeit der Produkte 
in Österreich sichert. Das wäre eine Möglichkeit 
gewesen. 

Die anderen Länder verhandeln genau auf 
dieser Basis, und jedem anderen Land gelingt 
es,  mit der EWG Vereinbarungen zu treffen. Wir 
haben jahrhundertelange Handelsbeziehungen. 
Bei uns geht nichts. Bei uns wird einfach nichts 
möglich. Das ist ein Zustand, der auf die Dauer 
unerträglich ist. 

Noch etwas dazu. Der innerösterreichische 
Schutz bei Agrarimporten aus der EWG hat sich 
sehr verschlechtert, wie ich schon gesagt habe, 
und zwar deshalb, weil man die Importabgabe­
regelungen nicht an die erhöhten Erstattungen 
der EWG anpaßt. Sie wissen, Herr Minister, daß 
zum Beispiel auf dem Schmelzkäsesektor Öster­
reich durch die EWG total unterfahren wird, weil 
die EWG wesentlich mehr erstattet, als Öster­
reich abschöpfen kann. Wir brauchen Lösungen, 
die gleichwertig sind. Wenn die EWG sich 
gegen uns schützt, müssen wir uns genauso 
schützen, und umgekehrt. Das ist klar. Wir 

möchten wirklich bitten, daß das von der 
Regierung aus mit einem ganz anderen Nach­
druck vertreten wird. 

Und noch etwas, Herr Minister. Wenn die 
Regierung nichts erreicht, wenn man bei der 
EWG keine Erleichterungen zustande bringt, 
dann muß man zumindest bereit sein, daß wir 
die gleichen Erschwernisse anwenden und daß 
wir bei der Einfuhr von Gütern aus der EWG 
auch bremsen, daß wir auch sagen: wir beziehen 
von dort, wo wir hinliefern können. Man muß 
also eine deutlichere Sprache sprechen und klar 
machen: Entweder - oder! Sie, Herr Minister, 
müssen praktisch für die gesamtösterreichische 
Bevölkerung, aber natürlich auch für den 
Agrarsektor entsprechend auftreten und diesen 
Bereich nicht immer als drittrangig bezeichnen. 

Wir haben heuer einen Entschließungsantrag 
Nr. 148 A eingebracht, durch den die Regierung 
aufgefordert wurde, dafür Sorge zu tragen, daß 
ehestens Vorschläge für gesetzliche Maßnah­
men zur Herstellung gleicher Wettbewerbsbe­
dingungen im Außenhandel mit Agrar- und 
Agrarfolgeprodukten ausgearbeitet und dem 
Parlament zugeleitet werden. 

Herr Minister! Dieser Entschließungsantrag 
wurde nicht mehr behandelt. Was ist geschehen? 
Wir müssen feststellen, daß in diesem Zeitraum 
von Ihrer Seite nichts geschehen ist. 

Die Auswirkungen dieser Tatsachen, die ich 
geschildert habe , sind, daß das Einkommen der 
Bauern - besonders auf dem Viehsektor -
schwer gelitten hat und schwer gekürzt wurde, 
daß eine Unsicherheit in Produktion und Absatz 
eingetreten ist und daß außerdem - das trifft alle 
Österreicher - hohe Steuermittel zur Exportstüt­
zung notwendig waren, die nicht notwendig 
gewesen wären, wenn man 1972 in BfÜssel 
besser verhandelt hätte. Das müssen wir klar 
und deutlich sagen. (Bundesminister Dr. S t a  r i -
b a ch e r :  Sie waren doch dabei!) 

Ich war nicht dabei, Herr Minister. Geben Sie 
nicht immer anderen die Schuld. Sie haben, 
bevor Sie nach BfÜssel gefahren sind, schon hier 
in Österreich erklärt: Ich werde das und das für 
die Landwirtschaft verlangen, aber ich weiß 
genau, daß ich es nicht erreichen werde ! Wenn 
man so verhandelt, ist es klar, daß man nichts 
erreichen kann. (Beifall bei der (jvp.) 

Herr Minister! Es wäre dringend notwendig, 
daß in Brüssel über eine Adaptierung und 
Verbesserung des Agrarbriefwechsels verhan­
delt wird, über eine bevorzugte Behandlung der 
wichtigsten österreichischen Agrarprodukte 
durch die EWG und eine Absicherung, daß 
Österreich von Importrestriktionsmaßnahmen 
der Gemeinschaft ausgenommen wird, die 
traditionelle Exporte in diese Länder zum 
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Erliegen bringen. Das wäre ein ganz wichtiger 
Punkt, der mit einer entsprechenden Härte von 
dieser Regierung verhandelt werden müßte. 

Ich habe schon die Sanktionsmaßnahmen 
genannt, die man setzen müßte, wenn überhaupt 
nichts erreicht werden kann. Man müßte die 
österreichischen Märkte dann entsprechend 
gegen dieses überhandnehmen der Einfuhr aus 
der EWG absichern. 

Dann wäre noch ein wichtiger Punkt, daß man 
die österreichische Außenhandelsregelung in 
ihrer Wirkung an die EWG so anpaßt, daß die 
österreichische Landwirtschaft keinen Schaden 
nimmt. Es nützen uns keine schönen Worte in 
der Regierungserklärung, die der Herr Bundes­
kanzler zu der Frage Landwirtschaft gebracht 
hat, es nützen uns keine optimistischen Reden, 
Herr Minister. Wir brauchen endlich Taten und 
Erfolge gerade in dieser so wichtigen Angele­
genheit. 

Nun vielleicht noch ganz kurz zu einem 
anderen Problem, das ist die Preisfestsetzung für 
Agrarprodukte durch die amtliche Preiskommis­
sion. Nach dem neuen Marktordnungsgesetz 
sind Sie ab Mitte des kommenden Jahres dafür 
nicht mehr zuständig; das weiß ich, weil es dann 
nach Ihrer Vorstellung keine Erzeugerpreisfest­
setzung mehr geben soll ; aber bis dorthin sind 
Sie es noch. Ich verweise auf die Schwierigkei­
ten, die immer wieder gerade bei dieser 
Festsetzung der Preise für Agrarprodukte aufge­
taucht sind. 

Ich erlaube mir daher, folgenden Entschlie­
ßungsantrag einzubringen: 

E n  t s  c h l i  e ß  u n g  s a n  t r a g  

der Abgeordneten Dipl . -Ing. Dr. Zittmayr, Dr. 
Haider, Dipl. -Ing. Dr. Leitner, Deutschmann, 
Ing. Schmitzer, Dkfm. Gorton und Genossen 
zum Kapitel 63 Handel, Gewerbe und 
Industrie des Bundesfinanzgesetzes 1 976, 2 d.  
B . ,  in der Fassung des Ausschußberichtes 50 d.  
B.  betreffend jährliche überprüfung der 
Agrarpreise . 

Wie alle anderen Berufsgruppen hat auch 
die Landwirtschaft Anspruch auf einen 
gerechten Anteil am allgemeinen Wohlstand. 
Wesentliche Voraussetzung dafür ist, ' daß 
einwandfrei nachgewiesene Kostensteigerun­
gen bei der Neufestsetzung der Erzeuger­
preise berücksichtigt werden. Bisher wurden 
bei der Behandlung von Preisanträgen nach­
gewiesene Kostensteigerungen, selbst wenn 
die amtliche Preiskommission zu einem 
einvernehmlichen Ergebnis kam, unter Beru­
fung auf eine . ,volkswirtschaftliche Rechtferti­
gung" nur zum Teil anerkannt. Eine Begrün­
dung für die Höhe der Abstriche wurde nicht 

gegeben, muß aber wohl in tagespolitischen 
Einflüssen vermutet werden. Zeitliche Verzö­
gerungen bei der Behandlung der Preisan­
träge verschärften die Situation zusätzlich. 

Durch eine Versachlichung der Preisgestal­
tung für Grundnahrungsmittel und eine 
jährliche überprüfung der Agrarpreise könnte 
wirksame Abhilfe geschaffen werden. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher den 

A n t r a g : 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie wird aufgefordert, die Agrar­
preise einer jährlichen Überprüfung auf 
Grund von objektivierten Kalkulationsmodel­
len, die vom Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft zu erstellen sind und von 
den Produktionskosten eines fortschrittlich 
geführten durchschnittlichen Betriebes ausge­
hen. zu unterziehen und bei der Preisfestset­
zung zu berücksichtigen. 

Ich möchte diesen Antrag nicht näher erläu­
tern. Ich glaube, es ist allen klar, daß man 
endlich durch die Herauslösung dieser Fragen 
aus dem politischen Tagesstreit. durch eine 
rasche und verantwortungsbewußte Prüfung und 
eine objektive Entscheidung sehr viel für eine 
nachhaltige Ernährungssicherung in Österreich 
tun könnte. und das liegt ja im Gesamtinteresse. 
Herr Minister. und nicht nur im Interesse der 
österreichischen Land- und Forstwirtschaft. Das 
wäre mein Wunsch. 

Zum Abschluß nochmals die Feststellung: Wir 
sind zu Gesprächen auf den wichtigen Sektoren 
der Industrie beziehungsweise der Energie. der 
Ernährung und so weiter bereit. wenn man 
unsere Interessen bei diesen Fragen auch 
entsprechend berücksichtigt. 

Zum Schluß noch eine Stellungnahme zu der 
Meinung des Staatssekretärs Dipl. -Ing. Haiden, 
der heute wieder in der "Arbeiter-Zeitung" 
einen Schuß gegen die Landmaschinenhändler 
und gegen die Genossenschaften startet. Ich 
möchte dazu folgendes sagen: Diese bewußten 
Angriffe, die auf die Organisationen der 
Landwirtschaft gestartet werden. sind politisch 
motiviert und in keiner Weise gerechtfertigt. Wir 
lassen es uns nicht bieten. daß man einfach mit 
unqualifizierten Behauptungen und unbewie­
senen Feststellungen diese Organisationen in 
Mißkredit bringt. 

Sie wissen alle genau. daß die Anliegen des 
Landmaschinenhandels und der Landmaschi­
nen-Reparaturwerkstätten sicherlich ein großes 
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Problem für alle beteiligten Kreise sind; auch für 
das gesamte Altmaschinengeschäft und so 
weiter. 

Aber eines aus dieser Feststellung des Herrn 
Staatssekretärs war besonders interessant. Er hat 
dort festgestellt, daß österreichische Firmen die 
Landmaschinen und Traktoren im Ausland 
billiger verkaufen als in Österreich. Ich bin sehr 
interessiert daran. Wir werden dieser Sache 
nachgehen, denn offensichtlich müssen wir als 
österreichische Landwirtschaft beim Einkauf der 
Maschinen die Zeche dafür bezahlen, daß im 
Ausland billiger verkauft wird ! Das ist sehr 
interessant; die Steyrer-Werke werden sich 
sicherlich sehr über diese Feststellung des 
Staatssekretärs freuen. 

Das möchte ich zum Abschluß feststellen und 
noch einmal sagen: Es geht bei diesen großen 
Fragen nicht um die Machtpolitik der Soziali­
sten, sondern es geht um die österreichische 
Bevölkerung! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Minkowitsch: Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Zittmayr und Genos­
sen ist genügend unterstützt und steht somit in 
Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Teschl. Ich erteile es ihm . (Abg. A. 
Sc h l a g  e r :  Wie ist das mit dem Stickstoff? Ist 
da nicht auch einmal einer ins Ausland billiger 
verkauft worden?) 

Abgeordneter Teschl (SPÖ) : Wenn man nur 
Schweine züchtet, soll man nicht über den 
Stickstoff reden! (Heiterkeit und Beifall bei der 
SPO.) 

Herr Präsident! Hohes Haus ! Wir erlebten 
gerade einen Herrn Abgeordneten Dr. Zittmayr 
in doppelter Ausführung. (Abg. A. S ch l a g e r :  
Warum ist der Stickstoff früher billiger ins 
Ausland verkauft worden als er in Osterreich 
verkauft wurde?) Das stimmt wohl nicht! 

Ich möchte nur schnell daran erinnern, lieber 
Herr Abgeordneter Schlager, daß die österrei­
chische Landwirtschaft 21 Jahre hindurch den 
österreichischen Stickstoff, der in Österreich 
produziert wurde, billiger bekam, als er ins 
Ausland verkauft wurde, Das, Hohes Haus, 
möchte ich klarstellen. (Abg. A. S c h I  a g  e r :  Sie 
haben doch keine Ahnung!) 2 1  Jahre lang! (Abg. 
A. S c  h l a g e r :  Der Stickstoff wurde um 50 g 
nach Ungarn verkauft! - Ruf bei der OVP: 
Gerade das Gegenteil!) Mir erlaubt es die Zeit 
leider nicht, näher darauf einzugehen, und ich 
habe die Zahlen momentan nicht zur Hand, aber 
ich stelle Sie Ihnen gerne zur Verfügung. 2 1  
Jahre hindurch hat die österreichische Landwirt­
schaft österreichischen Stickstoff vom verstaat­
lichten Unternehmen der Linz-Chemie-AG billi-

ger bezogen als er im Ausland zu kaufen war. 
Das also nur nebenbei. (Weitere anhaltende 
Zwischenrufe.) Ja, Sie hören die Wahrheit nicht 
gerne, aber die Realität ist nun einmal so. (Abg. 
Kin z I :  Das stimmt überhaupt nicht, was er 
sagt!) 

Meine Damen und Herren! Ich darf doch auf 
die Ausführungen des Herrn Dr. Zittmayr 
eingehen, der sich hier in doppelter Person 
präsentierte. Einmal als der bullige, energiege­
ladene Abgeordnete, der mit Gewalt die "Rote 
Katze" drückte und ein klägliches Miauen 
hervorbrachte, als er meinte: "ärger als in 
Rußland" oder "Erpressung" und ähnliche 
Tiraden, die wir da vernommen haben. Aber 
bitte sehr, er hat dabei ein bißchen gelächelt, 
daher nehme ich ihm persönlich das nicht so 
übel. Aber wie gesagt, die "Rote Katze" ist dann, . 
wenn man keine anderen Argumente mehr zur 
Verfügung hat, natürlich ein willkommenes 
Objekt. (Abg. A. S ch l a g e r :  Die "Rote Katze " 
ist im Entwurf drinnen!) Ich habe nur festge­
stellt, daß, wenn die "Rote Katze" hervorgezo­
gen wird, halt nur mehr der Balg da ist und gar 
kein Fleisch. (Abg. Helga Wi e s e  r :  Da ist schon 
mehr dahinter!) 

Die zweite Hälfte des Herrn Dr. Zittmayr war 
der Schallplattenspieler, der alljährlich hier die 
Schallplatte herunterspielt, den Minister 
beschuldigt und meint: Hätte die Regierung, 
hätte der Minister in Brüssel besser verhandelt, 
dann gäbe es bessere Verträge; vor allem für die 
Landwirtschaft. Hier sei zum wiederholten Male 
festgestellt, Herr Dr. Zittmayr, was Sie besser als 
alle anderen wissen müßten, daß die EWG bei 
den Vertragsverhandlungen eifersüchtig darauf 
bedacht war, daß die landwirtschaftlichen 
Probleme gesondert behandelt werden, damit 
die EWG intern von Landwirtschaftsfragen nicht 
berührt werde . 

Vielleicht noch eine Bemerkung. Sie stellen 
hier die Landwirtschaftsprobleme mit der EWG 
so dar, als ob wir in einer heilen Welt leben 
würden, und vor allem, als ob die EWG in alten 
geordneten Zuständen leben würde, falls es die 
je gab. Sie vergessen ganz, daß im vorigen Jahr 
in Frankreich starke Bauernumuhen waren. 

Ich denke an die Probleme, die zwischen 
Frankreich und Italien auf dem Landwirtschafts­
sektor bestehen oder zwischen der Bundesrepu­
blik und Frankreich infolge der überproduktion 
der Agrarwirtschaft in der EWG . Das heißt, die 
EWG versucht, sich enorm gegen Drittländer 
abzukapseln, damit sie ihre eigenen Produkte 
verarbeiten und dem Verbraucher zuführen 
kann, und Sie möchten es hier so darstellen, als 
ob es nur des persönlichen Einsatzes des 
Handelsministers bedurft hätte, dann hätte 
unabhängig von allen Problemen, die sich 
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gerade auf dem Landwirtschaftssektor darbie­
ten, Österreich - ich weiß nicht aus welchen 
Gründen - einen besseren Vertrag bekommen, 
nur weil die österreichische Landwirtschaft 
beziehungsweise ihre Funktionäre einem 
Wunschdenken nachhängen. Das, Herr Dr. 
Zittmayr, ist eine falsche Interpretation vor der 
Öffentlichkeit, die Sie wissentlich geben, denn 
Sie stellen hier Behauptungen auf, die gar nicht 
stimmen. 

Aber neben dem, wie gesagt, etwas erzürnten 
und später schallplattenspielenden Dr. Zittmayr 
hatten wir auch eine morgendliche Belustigung, 
als Herr Dr. Mussil heute als Hauptredner der 
ÖVP auftrat. Es war recht heiter zu vermerken, 
als er mit grollender Stimme, allerdings mit 
halber Kraft ein "schröckliches Bild" über 
Sozialdemokratie im allgemeinen und über die 
sozialistische Bundesregierung im besonderen 
darzulegen versuchte. Und als er sich dann in 
die Sphären der Philosophie verstieg, naja,  da 
hörte man Ausdrücke wie : "notorische Ver­
schenker" ,  "dauernde Reformierer" ,  "Instru­
mentargläubigkeit" , dann kam ein mißglückter 
Versuch mit dem "Autolenker " ,  dann kam gar 
ein besonderer Ausdruck: "ordnungspolitischer 
Geigerzähler" , und als er dann endlich einmal 
zu sachlichen Problemen Stellung nahm, gab er 
einige Hinweise auf die Stabilisierungsphase 
des Budgets. 

Ich möchte mir gestatten, zu diesen Ausfüh­
rungen ein paar Bemerkungen zu machen. 

Nehmen wir einmal den Begriff "notorische 
Verschenker" her. Ich muß jetzt fragen: Ist es ein 
notorisches Verschenken, wenn man auf dem 
wirtschaftlichen Sektor Förderungsmaßnahmen 
gewährt, gesetzlich fundiert, über allzu dringen­
des Verlangen der Wirtschaft, interpretiert von 
der ÖVP? Das ist notorisches Verschenken? 

Ist es etwa ein notorisches Verschenken, wenn 
man auf dem Sektor Soziales, Bildung oder 
Kultur diverse Förderungsmaßnahmen oder 
andere Leistungen erbringt? - Ich möchte nicht 
ins Detail gehen, nur an die Familienpolitik oder 
andere Bereiche der Sozialpolitik erinnern. Das 
ist notorisches Verschenken? 

Oder zum nächsten Begriff: "dauernde 
Reformierer" , Wir leben in einer sogenannten 
raschle bigen Zeit, wie mehrfach immer wieder 
bemerkt wird. Sollten wir daher mit alten 
wirtschaftlichen, versteinerten Strukturen alle 
Probleme, die in dieser Zeit auf uns zukommen, 
bewältigen können? Ich gebe gerne zu, daß es 
bis zum Jahre 1 969 nicht möglich war, Reformen 
zu tätigen, um j enes Instrumentarium zu haben, 
das erforderlich ist, die Zeit, in der wir leben, zu 
bewältigen, und zwar in allen Bereichen - von 
der Wirtschaft über Soziales bis zu Bildung und 
Kultur. 

Das heißt, Herr Dr. Mussil, wir lassen uns 
gerne als "dauernde Reformierer" qualifizieren, 
wir sind der Meinung, daß das keinesfalls eine 
Abqualifizierung sein kann, 

Zur Instrumentargläubigkeit. Ich glaube, man 
kann doch behaupten, daß, wenn aus öffentli­
chen Geldern in welchen Bereichen des gesell­
schaftlichen Lebens immer Mittel zufließen, 
natürlich entsprechende Instrumentarien der 
Verteilung und auch der Kontrolle geschaffen 
werden müssen. Es ist letzten Endes jede 
gesellschaftliche Gruppierung in der jeweiligen 
Körperschaft vertreten. Daß bei Instrumentarien, 
die sich die Gesellschaft über den Gesetzgeber 
schafft, natürlich ein Interessensausgleich 
gesucht werden muß , ist verständlich. 

Nun zu dem etwas verunglückten Begriff Auto 
und Lenker. Im ersten Moment klingt es sehr 
p lausibel, wenn man sagt, das Auto kann nicht 
selber fahren, es muß vom Lenker nun einmal 
richtig gelenkt werden. Nun hat Herr Dr. Mussil 
im Sinne dieses Vergleiches aber nicht ver­
merkt, daß eben nicht j eder Lenker auch das 
Auto konstruiert, sondern daß in einer Gesell­
schaft verschiedene Konstrukteure am Werke 
sind und daß es durchaus möglich ist, daß ein 
Auto mehrere Motoren und viele Räder hat und, 
wenn man es dann in Gang setzen will, in 
verschiedene Richtungen auseinanderstrebt. Ja 
und daß die jeweilige Bundesregierung und an 
der Spitze der Bundeskanzler dann versuchen 
muß, Lenker zu sein in eine bestimmte Richtung, 
das , glaube ich, ist erforderlich. Ich habe den 
Eindruck, daß die Richtung, die diese Bundesre­
gierung eingeschlagen hat, und daß der Lenker 
Dr. Bruno Kreisky den Beweis erbracht haben, 
daß die Richtung stimmt, denn der 5. Oktober 
hat es bewiesen. Was wollen Sie meine Damen 
und Herren der ÖVP? 

Nun einmal zum "ordnungspolitischen Gei­
gerzähler" . Das hat mich besonders belustigt, 
weil ich versucht habe, mir das technisch 
vorzustellen. Was glauben Sie, was sich einem 
da so aufdrängt, wenn man sich diesen 
Geigerzähler vorstellt? - Ein eingebautes Ton­
band, wo eben die rote Katze mit ihrem Miauen 
verewigt ist. Das ist der ordnungspolitische 
Geigerzähler, den uns die ÖVP täglich bei 
diesen Diskussionen im Hohen Hause vorführt, 
Also bitte sehr, die rote Katze, wohin man sieht, 
wohin man hört, wenn es an entsprechenden 
Alternativen fehlt. 

Wenn auch nicht so direkt, aber so indirekt 
kommt die rote Katze ja auch bei den 
Marktordnungsgesetzen zum Ausdruck, die zur 
Diskussion stehen, wir hörten es auch beim 
Energiesicherungsgesetz, und dazu möchte ich 
mir in bezug auf die Bevorratung einige Worte 
noch gestatten. 
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Die Bevorratung im Sinne des Energiesiche­
rungsgesetzes sollte natürlich Vorrang haben. 
Wenn mein Kollege Dr. Heindl vorhin erwähnte, 
daß es sinnvoll und notwendig wäre, so rasch als 
möglich die Beratungen im zuständigen Gre­
mium aufzunehmen, daß aber vorsorglich, falls 
sich diese Beratungen verzögern, der Bundesmi­
nister andere Maßnahmen im Auge hat, um die 
Bevorratung auf dem Sektor des Rohöls zu 
ermöglichen, dann wird von Erpressung gespro­
chen. 

Man hörte heute auch von Herrn Dr. Mussil, 
daß die Lenkung zum Exzeß ausgewachsen sei. 
Wenn ich mir da die Vorschläge der Mineralöl­
wirtschaft betreffend Bevorratung anschaue, da 
ist sehr stark von der Lenkung die Rede, etwa 
auf die Vorschläge der multinationalen Erdölge­
sellschaften eingehend. Sie möchten eine 
eigene staatliche Gesellschaft, die diese Bevor­
ratung durchführt, die durch staatliche Mittel 
beziehungsweise durch eine Umlage, die auf 
alle Mineralölprodukte aufgeschlagen werden 
soll, finanziert werden soll. 

Wenn ich mich recht erinnere, sehen die 
Bestimmungen der Internationalen Energie­
agentur vor, daß für die Bevorratungen lediglich 
die Importmengen Berücksichtigung finden 
sollen. Daher vertreten wir von der sozialisti­
sehen Fraktion die Auffassung, wenn es zu einer 
gesetzlichen Regelung in Bälde kommen soll, 
dann können nur jene Mengen berücksichtigt 
werden, die die Importquote betreffen, und das 
sind derzeit etwa rund 9 Millionen Jahres­
tonnen. 

Wenn schon von einer staatlichen Gesell­
schaft für die Bevorratung die Rede ist, frage ich, 
ja warum soll man eine neue gründen? Warum 
greift man nicht auf jene Gesellschaft zurück, 
die wir schon haben, nämlich auf die verstaat­
lichte ÖMV-AG , die derzeit bereits sehr große 
Lager ausgebaut hat, die dabei ist, weitere 
Bevorratungslager entstehen zu lassen - ich 
denke nur etwa an St. Valentin -, und die 
natürlich durch Erfahrungen in der Lage ist, 
weitere Bevorratungslager besser zu gestalten 
als eine neugegründete Gesellschaft. 

Wir sind der Meinung, daß, um eben nicht das 
Inlandsaufkommen, das heißt, die österreich­
eigene Förderung an Rohöl direkt belasten zu 
müssen, eben die Kosten für die Bevorratung 
jene Firmen zu tragen haben, die die Importe 
durchführen beziehungsweise daß dann ein 
adäquater Kostenausgleich gesucht werden 
kann, der wesentlich kleiner sein kann, als wenn 
eine staatliche Gesellschaft die Bevorratung 
übernimmt, die schon durch die Administration, 
durch den Ankauf von Grundstücken, Bau von 
Anlagen, über Behälter, Abfüllanlagen et cetera, 
Schienenanschlüsse und so weiter schon viel 

schwierigere Voraussetzungen vorfindet und 
kostenverteuernd wirken würde. 

Ich möchte daher meinen, daß wir bei unseren 
kommenden Beratungen auch wirtschaftliche 
Aspekte im Auge haben müssen und nicht 
Gruppeninteressen einiger Erdölgesellschaften 
im Vordergrund stehenlassen können. Ich 
glaube auch, daß alle drei Parteien dieses 
Hauses Sorge tragen müßten, daß die Belastung 
des Konsumenten, die durch die Bevorratung 
sicherlich unvermeidlich ist, so niedrig als 
möglich gehalten wird. 

Vielleicht noch ein paar Hinweise darauf, wie 
hoch sich die Kosten einer Bevorratung stellen 
können. Wir importieren derzeit 9 Millionen 
Tonnen pro Jahr. Wenn etwa für 90 Tage aus der 
Importmenge ein Vorrat geschaffen werden soll, 
sind das immerhin 2,25 Millionen Tonnen, und 

. diese 2 , 25 Millionen Tonnen würden, wenn man 
eine staatliche Gesellschaft gründet, die alle 
Einrichtungen erst schaffen müßte, die Tonne, 
die Lagertonne ungefähr mit 2000 S belasten. Im 
Vergleich dazu: der derzeitige Importpreis für 
die Tonne Rohöl beträgt 1 800 S. Das multipli­
ziert mit der Lagermenge von 2,5 Millionen 
Tonnen ergibt 8,5 Milliarden Schilling. Ich 
glaube, man muß sich die Größenordnung der 
Kosten einmal vor Augen führen, um dann 
verstehen zu können, daß meine Fraktion 
Gruppeninteressen keinesfalls den Vorrang 
einräumen kann, sondern Konsumenteninteres­
sen und Versorgungsinteressen den Vorrang 
geben wird. 

Ich bin aber überzeugt, daß es in den 
kommenden Beratungen gelingen wird, auch in 
dieser Frage zu einem Konsens zu kommen, 
wenn die eine Seite, nämlich die Seite der ÖVP, 
in der Lage ist, Gruppeninteressen zurückzustel­
len. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Hanreich. Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich (FPÖ) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Kollege Wille hat in 
seinen Ausführungen darauf hingewiesen, daß 
die internationale Verflechtung Österreich vor 
schwierige Probleme stellt und daher der 
Ausbau der internationalen Instrumente und 
Regulierungsmechanismen notwendig ist, wie 
das ja auch der Bundeskanzler in seiner 
Regierungserklärung festgestellt hat. Er hat 
gesagt, daß die nationalstaatlichen Instrumente 
und Regulierungsmechanismen allein nicht 
mehr ausreichen, um mit den internationalen 
Wirtschaftsproblemen fertig zu werden. 

Das ist durchaus richtig. Man sollte jedoch -
das Schlagwort von den "Schönwetterverträ-
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gen" ist gefallen - bei den internationalen 
Verflechtungen auch stets darauf Rücksicht 
nehmen, inwieweit es der Eigenständigkeit und 
Unabhängigkeit eines Staates, insbesondere 
eines neutralen Staates wie Österreich guttut, 
wenn solche Abhängigkeiten geschaffen wer­
den. Es ist daher bei der allzu dichten 
Verflechtung mit ausländischen Staaten, die uns 
im Falle einer Krisensituation große Schwierig­
keiten bereiten könnten, größte Vorsicht gebo­
ten. (Präsident Pro b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Kollege Wille hat darauf hingewiesen, daß in 
der Unternehmerschaft eine Tendenz zu mehr 
Sicherheit bestünde und daß man von seiten der 
Unternehmer versuche, die freie Marktwirt­
schaft sozusagen freiwillig einzuengen. 

Hier muß ihm doch widersprochen werden, 
vor allem dann, wenn er im weiteren Verlauf 
angeführt hat, daß selbst in dem so unterneh­
merfreundlichen Amerika Morgentau mit seinen 
Plänen eine Fülle von Einschränkungen und 
Regelungen verlangt hätte. Dazu muß man doch 
ganz klar feststellen, daß mit dem New deal 
Morgentaus auch in der USA der Sozialprotek­
tionismus in einzelnen Bereichen seinen Einzug 
gehalten hat, in den Bereichen, deren letzte 
Konsequenz dann ein Versagen der Verwaltung 
ist, wie das am Beispiel New Vorks in den 
letzten Monaten ganz deutlich geworden ist. 

Was mich nicht ganz befriedigt hat an den 
Ausführungen des Kollegen Wille - neben 
zahlreichen Details -, war seine allzu verein­
fachte Antwort auf die herausfordernde Feststel­
lung, daß die Sozialistische Partei ein Feindbild 
des Unternehmers zeichne. 

Darauf möchte ich doch näher eingehen: 
Denn ich habe den Eindruck, daß die Sozialisten 
tatsächlich ein Feindbild des Unternehmers 
zeichnen. Nicht in den Ausführungen, die hier 
im Parlament gehalten werden, auch nicht offen 
in einer Form, die den Unternehmer direkt als 
Ausbeuter darstellen würde i über diese Phase 
erster sozialistischer Anfänge ist man heute 
längst hinaus. 

Aber im Effekt kommen dann plötzlich 
Formulierungen durch, wie zum Beispiel die 
Empfehlung Häusers, es mögen doch Unterneh­
mer , die sich nicht in der Wirtschaft halten 
können und daher Hilfe fordern, Hilfsarbeiter 
werden, es wäre klüger. Auch im fehlenden 
Verständnis Häusers für die Problematik des 
selbständigen Unternehmers, des Einzelunter­
nehmers, im besonderen des Kleinunterneh­
mers , kommt dieses Feindbild ganz deutlich 
zum Ausdruck. 

Es wird einfach nicht auf die Problematik 
eingegangen, in der sich der kleine Selbstän­
dige in der wirtschaftlichen Wirklichkeit sieht, 

er wird vernachlässigt, er hat in dem Weltbild 
der Sozialisten keinen Platz. 

Aber diese Feindbildsituation geht noch viel 
weiter. Sie findet meiner Meinung nach ihre 
logische Fortsetzung von der marxistischen 
Ausgangsbasis der ideologischen überlegungen 
dort, wo der Klassenkampf sozusagen institutio­
nalisiert und verewigt worden ist. Denn wie 
anders könnte man die Regelungen der mit 
"Sozialpartnerschaft" umschriebenen Einrich­
tungen bezeichnen, die wir hier in Österreich 
vorfinden. Wenn sie nicht einerseits Relikte des 
Ständestaates sind, so sind sie sicher, zumindest 
aus freiheitlicher Sicht, formalisierte und rituali­
sierte Formen des Klassenkampfes. 

Da wird nicht davon ausgegangen, daß in 
unserer wirtschaftlichen Situation Arbeitnehmer 
und Unternehmer gemeinsam Servicefunktio­
nen zu erbringen, gemeinsam Probleme zu lösen 
haben und daß bestehende Diskrepanzen, die 
sich aus der geschichtlichen Entwicklung heraus 
ergeben, überwunden werden müssen, um die 
gemeinsamen Aufgaben zu lösen, sondern da 
wird eine Form geschaffen, die als Grundlage 
eben das Modell des Klassenkampfes hat. 

Es muß ein Widerspruch zwischen Arbeitneh­
mer und Unternehmer da sein, der muß als 
gegeben und für ewig fortbestehend angenom­
men werden, er muß Ausdruck finden in der 
Form dieser "sozialp artnerschaftlichen Einrich­
tungen", wie sie beschönigend genannt werden. 
Dabei übersieht man, daß so eine Institution 
bestenfalls ein Projektteam sein dürfte, um 
erkannte Interessengegensätze aus der histori­
schen Entwicklung zwischen Arbeitnehmern 
und Unternehmern zu überwinden, zu bewälti­
gen im Interesse der gemeinsamen Aufgabe, im 
Interesse des gemeinsamen Ganzen. 

Aber es ist halt nicht so, daß man diese innere 
Beweglichkeit wünscht und akzeptiert. Die 
Gewerkschaften sind ja heute längst zu einer im 
negativen Sinne starren, konservativen Einrich­
tung geworden, die nach wie vor die Funktionen 
erfüllt, die sie vor 60 oder 100 Jahren mit Recht 
als Grundlage ihrer Aktivitäten angesehen 
haben und die heute in sehr vielen Fällen eben 
nicht mehr der wirklichen Situation, den 
wirklichen Gegenpositionen innerhalb der 
Gesellschaft entsprechen. 

Hier wäre es an der Zeit, doch einmal über die 
notwendigen Änderungen nachzudenken und 
sich auch die Konsequenzen zu überlegen, die 
Kollege Wille ja auch angeführt hat, die sich 
gerade aus dieser Situation hinsichtlich der 
Vermachtung der Wirtschaft ergeben. 

Es ist eben so, daß nicht die Zielsetzung für 
die Wirtschaft und ihre soziale Reglementierung 
allein der politischen Willensbildung offensteht. 
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Dort ist ja die politische Willensbildung legitim. 
Politische Willensbildung zur Zielsetzung für 
gemeinsame Aufgaben ist sehr sinnvoll, notwen­
dig und der einzig gangbare Weg. 

Aber heute dringt in die Wirtschaft in 
zunehmendem Maß die Politik eben auch dort 
ein, wo die inneren Mechanismen der Markt­
wirtschaft besser in der Lage wären, die 
Probleme zu lösen. Dort werden Entscheidungen 
eben nicht im Sinne von vorher gemeinsam 
erarbeiteten Zielsetzungen getroffen, sondern es 
wird zur Durchsetzung von Machtpolitik in den 
wirtschaftlichen Ablauf eingegriffen, es werden 
die marktwirtschaftlichen Kräfte außer Kraft 
gesetzt, zum Nachteil der gesamten wirtschaftli­
chen Entwicklung. 

Herr Kollege Dr. Fiedler hat zum Antrag 
meines Fraktionskollegen Dr. Stix gemeint, 
dieser Antrag zum Ladenschlußzeitengesetz 
helfe nur den Großen und sei nicht in der Lage, 
die schwierige Situation der Kleinbetriebe zu 
lösen. 

Meine Damen und Herren! Wir sind durchaus 
der Auffassung, daß unser Ladenschlußgesetz­
entwurf allein nicht in der Lage ist, die 
schwierige Situation der kleinen Handelsbe­
triebe zu lösen. Er ist aber durch das Anbieten 
besserer Möglichkeiten, sich flexibel zu verhal­
ten, ein Beitrag dazu, die überlebenschancen zu 
verbessern. 

Ich meinerseits kann zu den dann angeführten 
Erklärungen des Kollegen Fiedler hinsichtlich 
der Regelung der Wettbewerbsbedingungen nur 
sagen, daß der vorliegende Gesetzentwurf, der 
schon im Februar eingebracht wurde und nun im 
November neuerlich als Initiativantrag der 
Volkspartei gekommen ist, mir auch nicht 
zielführend erscheint, und in vielen Fällen der 
wirklichen Problemstellung gar nicht gerecht 
wird. 

Es beginnt damit, daß der erste Teil, soweit 
ich ihn aus den Verhandlungen noch in 
Erinnerung habe, an sich nichts anderes darstellt 
als die Neuformulierung geltenden Rechts, das 
in anderen Paragraphen und anderen Gesetzen 
schon zusammengefaßt ist. Die Lösungen, die 
getroffen und vorgeschlagen werden, werden 
den wirklichen Schwierigkeiten nicht gerecht 
werden. 

Wir sind gerne bereit und bemüht, an der 
Schaffung solcher Regelungen zur Sicherung 
der Kleinbetriebe mitzuwirken, und wir werden 
uns auch an der Diskussion gerade dieses 
Gesetzeswerkes sehr eingehend beteiligen. 
Aber wir glauben auch nicht, daß damit der 
Stein der Weisen gefunden ist, der nun die 
Kleinbetriebe sichern wird. Hier muß - und das 
ist erwähnt worden - zum Beispiel auch die 

Raumgesetzgebung der Länder Hilfsmaßnah­
men setzen, hier muß eine gezielte Steuerpolitik 

J-lilfsmaßnahmen setzen, hier wäre es eine große 
Hilfe, wenn die Möglichkeit gegeben würde, 
gerade die Nahrungsmittel etwas freizügiger zu 
kalkulieren, weil man das Modell unserer 
Meinung nach eben verkehrt aufgezäumt hat. 

Ich darf das näher erläutern; es reicht dies 
auch hinüber zu den Darlegungen des Kollegen 
Zittmayr. Wenn ich die Preise fixiere und 
staatlich festsetze, dann bildet sich ganz 
zwangsläufig die optimale Verteilungsorganisa­
tion in der Form aus, daß der billigstmögliche 
Verteilungsweg gesucht wird. Das ist sehr 
praktisch, es nimmt aber auf die strukturellen 
Gegebenheiten keine Rücksicht. Das ist eine 
echte Förderung von Großbetrieben, eine echte 
Förderung von Großorganisationen. Wenn ich 
eine individuelle Kalkulation zulasse, dann 
habe ich die Möglichkeit, die Bedürfnisse, die 
sich lokal ergeben, auch in der Kalkulation mit 
zu berücksichtigen. Und es ist dann eben auch 
möglich, daß der Kleinere überlebt, selbst wenn 
er zu einem geringfügig höheren Preis anbietet. 

Die Konsequenz daraus ist, daß man dann 
eben die sozial Schwächeren ad personam 
stützen muß, also zum Beispiel die Pensionisten 
und Rentner, wenn man ihnen niedrige Lebens­
mittelpreise garantieren will. Dann fördert man 
nämlich den, der tatsächlich gefördert werden 
muß und sichert damit automatisch eine ver­
nünftige Struktur des Verteilungsapparates, die 
den Bedürfnissen der Leute angepaßt ist. 

Aber so hat man den Weg gewählt zu sagen, 
die Nahrungsmittel müssen billig sein, die 
müssen von Staats wegen geregelt werden. Man 
bemüht sich, das in verschiedensten Bereichen 
auch weiterhin systematisch zu pflegen und in 
die Preisgestaltung mit einzugreifen. Die Konse­
quenz ist, daß die inneren Strukturen der 
Vertriebsapp arate zum Nachteil der Bevölke­
rung verfälscht werden. Es bringt dem einzelnen 
nichts, wenn er einen niedrigen, staatlich 
geregelten Lebensmittelpreis hat und dafür in 
der Nachbarschaft keine Lebensmittel mehr: 
kaufen kann, weil die Struktur sich auf Grund 
der gewählten Form der Regelung als nicht mehr 
haltbar erweist und die Supermärkte die 
Kleinbetriebe ruinieren, die die Aufgabe der 
Nahversorgung hätten. 

Hier, glaube ich, liegt das wirkliche Problem : 
In den Preisregelungen und in der Art, wie man 
versucht hat, "soziale " Preise zu schaffen, die 
meiner Meinung nach eine widersinnige Kon­
struktion sind. Nach unseren freiheitlichen 
Vorstellungen ist der, der die Hilfe der 
Gemeinschaft notwendig hat, persönlich, aber 
ausreichend zu unterstützen. Pauschalregelun­
gen über den Preis sind eben unzweckmäßig. 
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Nun noch ein paar Bemerkungen zu den 
Ausführungen des Kollegen Heindl. Er hat sich 
mit dem Energiesicherungsgesetz befaßt und hat 
in seinen Ausführungen ganz klar herausge­
stellt, wie widersprüchlich die Argumentation 
der Sozialisten im Ausschuß gewesen ist. Wir 
Freiheitlichen haben damals im Ausschuß 
gesagt: Der Beitritt zur Energieagentur erfordert 
eine Reihe von korrigierenden Maßnahmen, die 
auch einfach gesetzlich durchgeführt werden 
können. Wir ersuchen die Beamtenschaft um 
präzise Vorschläge, wie man durch den Einbau 
der einzelnen Passagen in die jeweiligen 
Gesetze eine Minimallösung schaffen kann, die 
die Voraussetzungen für den Beitritt zur Ener­
gieagentur und der Vollziehung ihrer 
Beschlüsse sicherstellt. Die jeweilige gesetzli­
che Regelung neuer Beschlüsse des Verwal­
tungsrates kann ja sehr leicht durch neue 
gesetzliche Regelungen oder den Einbau in 
schon bestehende Gesetze vollzogen werden. 

Die Konsequenz war, daß man uns gesagt hat : 
Nein, wir wollen hier eine pauschale gesetzliche 
Regelung, die, wie wir ganz richtig festgestellt 
haben, weit über das unbedingt Notwendige 
hinausgeht. Daran ist die Diskussion hängenge­
blieben und letztlich unterbrochen worden. Jetzt 
sagt man: Nun ja ,  wir würden natürlich gern die 
große Lösung durchziehen, aber es gibt eine 
ganze Menge einfachgesetzlicher Regelungen, 
und auf die werden wir eben dann zurückgrei­
fen, wenn die Volkspartei nicht bereit ist, ihre 
Meinung zu ändern. - Bitte schön, wenn das 
nicht ein innerer Widerspruch ist und ein Beweis 
dafür, daß im Unterausschuß eben keine 
Kooperationsbereitschaft gezeigt wurde, was, 
bitte, ist das dann? 

Was die Lagerproblematik anlangt, die in 
diesem Zusammenhang angeschnitten wurde 
und auch vom Kollegen Teschl weiter behandelt 
worden ist, glaube ich, daß man doch unter­
schiedliche Aspekte noch mit in diese Lagerpro­
blematik einbringen muß, nämlich einmal die 
Tatsache der Verteilung von Treibstoffen, Heiz­
stoffen in Krisensituationen, die dem Bereich der 
mili tärischen Landesverteidigung zuzuschrei­
ben sind. Die dafür erforderlichen Lager sind 
Lager, die möglichst dezentral angelegt werden 
müssen, die am zweckmäßigsten - nach freiheit­
licher Auffassung - Vertragslager sind, die 
möglichst direkt an der sonst üblichen Tank­
stelle geschaffen werden. 

Die Großlager andererseits, die erforderlich 
sind, um dem Beitritt zur Energieagentur und 
ihren Anforderungen gerecht zu werden, die 
zusätzlich auch die wechselseitige Hilfe unter 
den Staaten vorsehen, können natürlich zum 
Teil den Charakter von Zentrallagern haben, die 
nicht so verteilt und nicht so dezentralisiert sein 
müssen. 

Eine billige Lösung aber, wie sie der Kollege 
Teschl wünscht, kann sicher auch gefunden 
werden, ohne daß die ÖMV allein eine solche 
Bevorratung übernimmt. Man könnte durchaus 
auch eine Form finden, bei der man, wie von den 
internationalen Ölhandelsgesellschaften 
gewünscht, eine eigene staatliche Gesellschaft 
gründet. Ich glaube, es sollte auch überlegt 
werden, inwieweit die Mineralölhandelseinrich­
tungen benützt werden könnten, um dort 
ergänzend solche Lager anzulegen. Daß die 
Großkonzerne sich zu beteiligen haben, ist klar, 
denn eine Regelung über den Preis entspricht an 
sich auch unseren Vorstellungen. 

Nun weg von diesem Thema der Energiesi­
cherung, die ja in dieser Form nur ein ganz 
kleiner Teilbereich der wirtschaftlichen Landes­
verteidigung und damit der Bevorratungspolitik 
ist. Es hat sich aber in der Regierungsvorlage 
darüber hinaus praktisch kein wirklicher Hin­
weis zur Sicherung und Versorgung unserer 
Wirtschaft mit den nötigen Vorräten gefunden, 
um Krisenentwicklungen Rechnung zu tragen. 

Das einzige , was ich über die Problematik der 
Energieagentur hinaus registriert habe, ist: Die 
Bemühungen um die Sicherung der Versorgung 
mit mineralischen Roh- und Grundstoffen, die 
nicht zugleich Energieträger sind, werden durch 
Weiterführung der Arbeiten an einem Roh- und 
Grundstoffkonzept energisch fortgesetzt 
werden. 

Auch das ist zwar ein Beitrag dazu, unsere 
Abhängigkeit von außen etwas zu reduzieren. 
Ich glaube aber, daß man darüber hinaus auf 
dem Sektor Bevorratung dringend Maßnahmen 
setzen sollte, die über das hinausgehen, was seit 
Jahren mit 1000 S im Budget dotiert ist und in 
Wirklichkeit ein völliges Versagen in der 
Bevorratungsfrage bedeutet. Die Regierung hat 
sich noch immer nicht dazu aufgerafft, diesen 
Komplex ernsthaft in die Hand zu nehmen. Sie 
hat sich noch immer nicht dazu entschlossen, 
wirklich systematisch vorzugehen, um eine 
Absicherung zu treffen. 

Wenn mir der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft erklärt hat, die Fettlücke, die 
eines der größeren Probleme im Ernährungsbe­
reich hinsichtlich der Bevorratung ist, würde 
dadurch geschlossen, daß man nun Versuche 
gemacht hat und zur Erkenntnis gekommen ist, 
daß Raps und Sonnenblumen die Möglichkeit 
bieten, unsere Fettlücke zu decken oder wenig­
stens teilweise zu schließen, dann frage ich, 
warum man nicht schon intensive Maßnahmen 
gesetzt hat, um einen verstärkten Anbau und 
eine verstärkte Verarbeitung dieser Produkte 
sicherzustellen; denn Raps und Sonnenblumen 
sind als pflanzliche Fettträger bei uns schon seit 
Jahrhunderten bekannt. Es bedurfte also wirk-
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lieh keiner neuen Untersuchungen, um das 
festzustellen. 

Daß man daneben
" 

Überprüfungen hinsicht­
lich der Sojabohnen fortsetzt, finde ich durchaus 
sinnvoll. Wenn man aber schon keine Aus­
gleichsaktivitäten setzt, um unsere Abhängig­
keit vom Ausland, was das pflanzliche Fett 
anlangt, zu vermindern, müßte man meiner 
Ansicht nach wenigstens echte Bevorratungs­
maßnahmen setzen. Man müßte dafür vorüber­
gehend Mittel aufwenden, um eine gewisse 
Lagerhaltung sicherzustellen. Das geschieht 
aber nicht. Das ist nur ein Beispiel aus der 
Vielzahl der notwendigen Bevorratungsmaß­
nahmen, die nicht geschehen. 

Nun möchte ich noch auf den Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Zittmayr, Dr. 
Haider, Dr. Leitner, Deutschrnann, Ing. Schmit­
zer und Dkfm. Gorton zu sprechen kommen, ein 
Antrag, der die Überprüfung der Agrarpreise 
betrifft, und dazu kurz unsere Stellungnahme 
abgeben. Wir haben beim Kapitel Landwirt­
schaft einern praktisch gleichlautenden Antrag, 
der dieselbe Zielsetzung hatte, unsere Zustim­
mung gegeben. Auch dieser Antrag kann unsere 
Zustimmung finden, wobei ich noch einmal 
darauf hinweisen möchte, daß uns Freiheitlichen 
an einer erhöhten Kalkulationsfreiheit auch bei 
den landwirtschaftlichen Produkten und auch im 
gesamten Lebensmittelbereich gelegen wäre, 
weil wir glauben, daß dadurch den Strukturen 
besser Rechnung getragen werden kann. Man 
müßte das Modell ändern, weil sich die 
Ergebnisse, die bisher zu verzeichnen sind, als 
nicht zureichend herausgestellt haben. 

In diesem Zusammenhang auch eine Bemer­
kung zu den Lagerhausgenossenschaften und 
der Problematik, die sich für den selbständigen 
Handel mit Landmaschinen einerseits und für 
die Service einrichtungen des Landmaschinen­
handels andererseits ergibt. Diese Zusammen­
schlüsse liegen genau im Gegensatz zur 
freiheitlichen Zielsetzung, möglichst viele selb­
ständige und zusammenarbeitende Handelstrei­
bende zu haben. 

Es ist ein Widerspruch und geht nach unserer 
Meinung gesellschaftspolitisch in die falsche 
Richtung, wenn sich die an sich sinnvolle 
Einrichtung der Genossenschaften letztlich in 
eine Dimension entwickelt, die den kleinen 
Gewerbetreibenden auf dem Land ruiniert und 
zerstört. Das kann nicht die gesellschaftspoliti­
sche Aufgabe der landwirtschaftlichen G enos­
senschaften sein, und nicht umsonst wird das 
böse Wort vom "Agrarkommunismus" immer 
wieder unter die Leute gebracht i ich weiß, es  
geht zuweit. Es ist  jedoch einfach absurd, daß 
die Genossenschaften gegen die selbständigen 
G ewerbetreibenden im ländlichen Bereich agie­
ren. (Beifall bei der FPD.) 

Ehe ich nun zum letzten Punkt meiner 
Ausführungen, nämlich zum Kapitel Lehrlinge, 
übergehe, muß ich doch auf eine Aktivität des 
Herrn Handelsministers hinweisen, die eine für 
mich etwas verblüffende Ausdrucksform gefun­
den hat. 

Ich fand in der "Arbeiter-Zeitung" vom 28. 10.  
1975 und dann in knapper Folge auch in der 
"Kronen-Zeitung" einen Bericht über die enor­
men Preisverhandlungsergebnisse des Herrn 
Bundesministers mit folgendem Text: 

"Staribacher verbilligt Farbfernsehgeräte ! 

Nach langen Verhandlungen des Handelsmi­
nisters Dr. Staribacher mit Herrn H. ,  Inhaber des 
größten Elektrohauses Österreichs, ist es zu 
einem für alle Farbfernsehinteressenten wichti­
gen Entscheid gekommen: ,Herr H . .  .' ver­
pflichtete sich, im Namen seiner Firma H . . .  ab 
sofort 500 Farbfernsehgeräte aller Größen und 
Typen zum Selbstkostenpreis abzugeben. 

Volle Garantie wird gewährleistet. Diese 
Sonderaktion ist im Rahmen der Aktion Preis­
senkung als Inflationsbremsung" . . .  "gedacht" .  

"Für Sparsame, die ihr Farbgerät erst zu 
Weihnachten haben wollen, können Geräte 
reserviert werden. " (Bundesminister Dr. S ta Ti ­
b a  eh e r :  Eine bezahlte Anzeige!) 

Das hat sich als bezahlte Anzeige dargeboten, 
doch ich frage : Herr Minister! Was tun Sie, um 
eine solche Publizierung ihrer Erfolge, die ich 
als Mißbrauch Ihrer öffentlichen Funktion 
betrachten möchte, zu verhindern? 

Ich finde das eine etwas seltsame Form, in der 
hier geworben wird. Da ich weiß , daß Sie so wie 
auch ich in solchen Fällen nichts von gesetzli­
chen Maßnahmen, nichts von Erlässen, Verbo­
ten, Drohungen und ähnlichem halten, würde 
ich Ihnen doch vorschlagen, vielleicht mit 
diesem Herrn einmal ein Gespräch zu führen, in 
dem sie ihm sagen, er solle solche für Sie als 
Handelsminister meiner Meinung nach nicht 
gerade sehr positive Aktionen unterlassen. 

Ich glaube, daß das das eleganteste Vorgehen 
gegen eine Darstellung ist, die ich mit großem 
Mißfallen registriert hab e .  

Nun zu der Lehrlingsfrage. E s  ist eine 
Tatsache, daß der Lehrling in Österreich einen 
nicht ausreichend hohen Stellenwert hat, um der 
Bedeutung, die gerade die handwerkliche 
Ausbildung für die Zukunft auch weiter haben 
wird, Rechnung zu tragen. Es ist daher 
notwendig, daß die Stellung des Lehrlings in der 
Gesellschaft bewußter gesehen wird, daß man 
sich intensiver damit auseinandersetzt. Das ist 
an sich nicht neUi  ich habe über dieses Thema 
schon mehrmals gesprochen. 
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In der Zwischenzeit haben sich die Diskussio­
nen verdichtet. Ich möchte nun zu diesem 
Thema einen E n t s c h l i  e ß u n g s a n  t r a g , 
einen Antrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Hanreich, Dr. Stix, einbringen und ihn verlesen : 

Bereits in einem freiheitlichen Entschlie­
ßungsantrag zum Budget 1 974 wurde der Herr 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie ersucht, eine Lehrlingsenquete zu 
veranstalten, und zwar mit dem Ziel, konkrete 
Ergebnisse für eine Neuregelung der Lehr­
lingsausbildung zu erarbeiten. Dieser Ent­
schließungsantrag fand im November 1 97 3  
nicht die erforderliche Unterstützung, und es 
muß heute festgestellt werden, daß die in 
diesem wichtigen Bereich längst fälligen 
Reformen noch immer nicht realisiert wurden. 

In der Zwischenzeit haben zwei österreichi­
sche Jugendorganisationen, nämlich der Ring 
freiheitlicher Jugend und in der Folge auch 
die ÖGB-Jugend, eigenständige Konzepte für 
eine Reform der Lehrlingsausbildung erarbei­
tet, welche eine Reihe sehr beachtlicher 
Vorschläge enthalten und insgesamt eine 
vielversprechende Diskussionsgrundlage dar­
stellen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher den Antrag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Der Herr Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie wird ersucht, ehest 
eine Lehrlingsenquete zu veranstalten, in 
deren Beratungen neben anderen verfügbaren 
Unterlagen auch das vom Ring freiheitlicher 
Jugend präsentierte Konzept betreffend die 
Reform der Lehrlingsausbildung und die 
Neugestaltung der sozialen Stellung von 
Lehrlingen in Schule und Betrieb sowie der 
Entwurf der ÖGB-Jugend einzubeziehen sind. 

Zu dieser Enquete, die alle wesentlichen 
Fragen der Ausbildung des Lehrlings in 
Betrieb und Schule zum Gegenstand haben 
soll, mögen Vertreter der beteiligten Ministe­
rien, der drei im Nationalrat vertretenen 
Parteien, der beruflichen Interessenvertretun­
gen, der Jugendorganisationen sowie Pädago­
gen und Fachleute der Berufsberatung gela­
den werden. 

Bei der Auswahl der Enquete-Teilnehmer 
soll im Interesse einer möglichst praxisnahen 
Erörterung aller Probleme auch auf eine 
angemessene Vertretung der Lehrlinge durch 
eigene Sprecher Bedacht genommen 
werden."  

Dieser Antrag, meine Damen und Herren, 
erscheint mir besonders wichtig deswegen, weil 
das Lehrlingsproblem für die Betroffenen selbst 

eine sehr große Bedeutung hat. Die Situation des 
Lehrlings, über dessen Notwendigkeit und 
große Bedeutung für die weitere Entwicklung 
der Wirtschaft kein Zweifel besteht, ist unbefrie­
digend. Der Lehrling ist teilweise diskriminiert, 
seine bildungsmäßige Entwicklung ist durch die 
derzeitige Art der Lehrlingsausbildung in vielen 
Fällen eine Sackgasse, und es gilt, hier 
Verbesserungen zu schaffen. 

Ich möchte Sie daher namens meiner Fraktion 
ersuchen, diesen unseren freiheitlichen Antrag 
zu unterstützen. Wir glauben, daß die Abhaltung 
einer Enquete über Lehrlingsfragen im Interesse 
aller drei im Hohen Haus vertretenen Parteien 
ist, erhoffen uns davon einen Anstoß zur 
Verbesserung der Lehrlingssituation und der 
Lehrlingsausbildung in der Wirtschaft und 
ersuchen um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Präsident Probst: Der soeben vorgelegte 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Dipl .­
Ing. Hanreich und Genossen ist genügend 
unterstützt und steht auch in Verhandlung, 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeordnete 
Zingler. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Zingler (SPÖ) : Herr Präsident! 
Meine D amen und Herren! Der Kollege Dr. 
Zittmayr ist nicht hier, aber ich möchte noch 
einmal als Obmann-Stellvertreter des Unteraus­
schusses folgendes feststellen: Der Herr Dr. 
Heindl hat keine Drohung ausgesprochen mit 
dem einfachen Gesetz, sondern er hat an den 
Gipfel seiner Ausführungen gestellt, daß wir 
j ederzeit verhandlungsbereit sind . Nur auf die 
von Dr. Zittmayr angezogene Frage, die Regie­
rung soll schauen, wie sie zu Rande kommt, hat 
er repliziert. 

Sie müssen bedenken, daß wir in der 
Zwischenzeit registrieren, daß acht Monate ins 
Land gezogen sind, der Herr Bundesminister vor 
Monaten schon den Herren Klubobmännern 
Briefe geschrieben hat, in denen er auf die 
Dringlichkeit hingewiesen hat. Und wir haben 
wenig Reaktionen verspürt. Ich muß aber jetzt 
sagen: Der Unterausschuß ist konstituiert, in den 
nächsten Tagen werden die Experten genannt 
werden. 

Und bitte noch einmal zusammengefaßt: Die 
Wortmeldung des Kollegen Dr. Heindl bezog 
sich nicht, wie sie Zittmayr auf eine Drohung 
reduziert hat, sondern nur darauf, daß wir die 
Sache mit größter Dringlichkeit behandelt 
wissen wollen. 

Nun darf ich auf zwei mir wesentlich 
scheinende Fragen, die österreichische Elektri­
zitätswirtschaft betreffend, kurz eingehen. 
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Es ist dies vor allem die Frage der von der 
Elektrizitätswirtschaft beantragten Strompreis­
erhöhung sowie die Frage der weiteren Konzen­
tration der österreichischen Elektrizitätswirt­
schaft. 

Die große Publizität, die diesen Fragen seit 
jeher zuteil wurde, läßt es geboten erscheinen zu 
untersuchen, welche Rolle überhaupt der E­
Wirtschaft im Rahmen der gesamten Energie­
wirtschaft zukommt. 

Ein Blick auf die Energiebilanzen der letzten 
Jahre zeigt, daß der Anteil der Elektrizitätswirt­
schaft zwar laufend steigt, aber immer noch erst 
rund 15 Prozent am gesamten Energieendver­
brauch ausmacht. 

Nicht zuletzt die Tatsache der universellen 
Anwendbarkeit dieser Energieform in allen 
Bereichen des täglichen Lebens dürfte dazu 
beitragen, daß Diskussionen über Probleme der 
Elektrizitätswirtschaft meist einen höheren Stel­
lenwert einnehmen als über die übrigen 
Energiesparten wie Öl, Gas, Kohle oder Holz. 

In der gegenwärtig wohl etwas emotionsgela­
denen Atmosphäre betreffend die Strompreisan­
träge der E-Wirtschaft erscheint es geboten, eine 
nüchterne Betrachtung der vorliegenden Fakten 
vorzunehmen. 

Dies erscheint umso notwendiger, als nicht 
nur die Höhe der beantragten Tarifsteigerungen 
einer Kritik unterzogen wurde, sondern die 
Frage gestellt wurde - heute neuerlich vom 
Kolle'gen Dr. Stix -, ob angesichts des Stagnie­
rens der Zuwachsraten des Stromverbrauches 
eine Strompreiserhöhung überhaupt dem 
Grunde nach gerechtfertigt sei. Eine seriöse 
Äußerung zu den geforderten Erhöhungspro­
zentsätzen kann man zum gegenwärtigen Zeit­
punkt wohl kaum abgeben, da eine Aussage 
hierüber dem Preisprüfungsverfahren im Han­
deisministerium vorbehalten sein soll. 

Wohl aber lassen sich schon jetzt eInIge 
grundsätzliche Feststellungen zur künftigen 
Strompreispolitik treffen. Ohne mich über die 
Rolle der E-Wirtschaft in der gesamten österrei­
chischen Volkswirtschaft allzusehr verbreiten zu 
wollen, darf ich feststellen, daß in der Vergan­
genheit stets ein sehr interessanter Zusammen­
hang zwischen dem Wachstum des Bruttonatio­
nalprodukts und jenem des Energieverbrauches 
feststellbar war. Die nahezu parallele Entwick­
lung der Zunahme dieser bei den Größen zeigt 
eindeutig auf, daß ohne entsprechendes Ener­
giedargebot auch kein Wachstum unserer Volks­
wirtschaft möglich ist. 

Ich darf in diesem Zusammenhang darauf 
verweisen, daß das österreichische Institut für 
Wirtschaftsforschung ein geschlossenes Progno-

semodell erarbeitet hat, gemäß welchem, ausge­
hend von den Daten des Jahres 1 974, eine 
durchschnittliche Wachstumsrate von 3,5 Pro­
zent bis zum Jahre 1 990 angenommen wurde. 
Analog dürfte sich wohl auch künftig der 
Energieverbrauch entwickeln, wobei die Steige­
rungsraten nach elektrischer Energie noch über 
diesen Werten liegen werden, man rechnet in 
etwa mit rund 5 Prozent. 

Dies hängt unter anderem auch damit 
zusammen, daß die ele ktrische Energie auch 
weiterhin andere Energieformen beim Verbrau­
cher ers�tzen wird. Wenngleich diese Prognose­
daten gegenüber früheren Werten erheblich 
reduziert wurden, steht doch eindeutig fest, daß 
man auch für die künftigen Überlegungen der 
Elektrizitätswirtschaft mit gewissen, wenn auch 
bescheideneren durchschnittlichen Verbrauchs­
zuwachsraten zu rechnen haben wird. Wenn 
auch in letzter Zeit abnehmende Zuwachsraten 
verzeichnet wurden, kann daraus nicht auf ein 
künftiges Nullwachstum im Energieverbrauch 
geschlossen werden. 

Wir dürfen dabei auch nicht übersehen, daß 
Österreichs gesamter Energieverbrauch pro 
Einwohner rund ein Drittel jenes der Vereinig­
ten Staaten und zwei Drittel jenes der Bundesre­
publik Deutschland ausmacht. Wir können 
daher sicherlich noch nicht als energiever­
brauchsintensives Land angesprochen werden. 

Daraus folgt aber auch, daß die E-Wirtschaft 
weiterhin umfangreiche Investitionsprogramme 
abzuwickeln haben wird, die zwangsläufig 
einen entsprechenden Kapitalbedarf nach sich 
ziehen. 

Ein unbedach�es Einbremsen der Ausbauvor­
haben aus rein konjunkturpolitischen Überle­
gungen könnte sich in den Folgejahren als 
äußerst nachteilig herausstellen, wie wir es ja 
erst kürzlich in Österreich erlebt haben. 

Richtigerweise muß sich die österreichische 
Elektrizitätswirtschaft an einern langfristigen 
Verbrauchstrend orientieren, was aber auch 
bedeutet, daß in Zeiten einer Nachfrageab­
schwächung gewisse überkapazitäten einfach 
hingenommen werden müssen. Sie muß aber 
jedenfalls dafür gerüstet sein, daß ein Konjunk­
turaufschwung nicht an einem Strommangel 
seine Grenze findet. 

Durch ein derartiges Verhalten der Elektrizi­
tätswirtschaft werden auch die Folgen eines 
Konjunkturrückganges abgeschwächt, da sie in 
diesen Zeiten durch die Vergabe von Aufträgen 
an die heimische Wirtschaft Beschäftigung und 
Arbeitsplätze zu sichern hilft und auf diese 
Weise durch antizyklische Investitionspolitik 
auch als Fallschirm der Konjunktur wirkt. 
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Werden diese grundsätzlichen Überlegungen 
akzeptiert, so muß man sie auch als festen 
Bestandteil der Strompreispolitik anerkennen. 
Das Problem der Bedeckung des Kapitalbedarfes 
der Elektrizitätswirtschaft läßt sich nämlich 
nicht allein dadurch lösen, daß man diesen 
Wirtschaftszweig ausschließlich auf den in- und 
ausländischen Kapitalmarkt verweist. 

Gerade die Entwicklung der Kapitalmärkte in 
der jüngsten Vergangenheit hat klargemacht, 
daß die Finanzierungswünsche der Elektrizitäts­
wirtschaft nur mit Abstrichen befriedigt werden 
konnten. Auch wenn in jüngster Zeit von seiten 
der Bundesregierung der Elektrizitätswirtschaft 
eine Priorität auf dem inländischen Kapital­
markt eingeräumt wurde, werden die Kredit­
wünsche über die realen Möglichkeiten hinaus­
gehen. 

Damit komme ich aber zu einem der 
Grundprobleme der österreichischen Elektrizi­
tätswirtschaft, nämlich zu der Frage, inwieweit 
eine Anpassung der Strompreise an die Kosten­
entwicklung und die Anerkennung einer gewis­
sen Eigenkapitalverzinsung als Selbstfinanzie­
rungsinstrument akzeptiert werden kann. Wenn 
auch heute weitgehend aus betriebswirtschaftli­
chen Überlegungen die Notwendigkeit einer 
verstärkten Selbstfinanzierung anerkannt wird, 
so wird es andererseits nie vollauf gelingen, in 
der Öffentlichkeit das volle Verständnis für eine 
auf den vorgenannten Grundsätzen aufbauende 
Strompreisfestsetzung zu finden. 

Die jederzeitige und sichere Bereitstellung 
elektrischer Energie zählt heute zu den Selbst­
verständlichkeiten des täglichen Lebens. Zwei­
felsohne ist diese Selbstverständlichkeit das 
Ergebnis großer technischer Leistungen und des 
unermüdlichen Einsatzes Tausender E-Werks­
bediensteter, die jahrein, jahraus rund um die 
Uhr für die klaglose Energieversorgung tätig 
sind und zu sorgen haben. 

Natürlich müssen aber auch die Strompreiser­
höhungsanträge der Elektrizitätswirtschaft mit 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 
Stromkonsumenten im Einklang stehen. Wich­
tigste Aufgabe der staatlichen Strompreispolitik 
muß es daher sein, in einem überlegten 
Abwägen aller betriebs- und volkswirtschaftli­
chen Argumente einen Preis festzusetzen, der 
von den Vertretern beider Teile noch als 
akzeptabel angesehen werden kann. 

Nun lassen Sie mich kurz auf die Frage der 
weiteren Konzentration in der österreichischen 
Elektrizitätswirtschaft eingehen. 

Ich glaube, daß die in letzter Zeit sehr 
lautstark erhobene Forderung nach einer weiter­
gehenden Konzentration der österreichischen 
Elektrizitätswirtschaft nur vor dem verfassungs-

rechtlichen Hintergrund beleuchtet werden 
dürfte. Angesichts der gegebenen Länderkom­
petenz, der auch das Zweite Verstaatlichungsge­
setz Rechnung trägt, kann eine Änderung der 
gegenwärtigen Organisationsform der österrei­
chischen Elektrizitätswirtschaft nur im Wege 
einer Verfassungsänderung erfolgen. 

Unbeschadet dieser Feststellung sollte man 
auch nicht verkennen, daß die immer wieder 
erhobene Forderung nach verstärkter Zusam­
menarbeit innerhalb der österreichischen Elek­
trizitätswirtschaft gerade in letzter Zeit Früchte 
getragen hat. 

Ich darf an Hand einiger Beispiele meine 
Behauptung untermauern. 

Die Festlegung eines koordinierten Ausbau­
programms der österreichischen Elektrizitäts­
wirtschaft brachte eine weitgehende Abstim­
mung der Investitionsabsichten der einzelnen 
Gesellschaften. 

Durch den Abschluß von Abnahmeverträgen 
zwischen der Verbundgesellschaft und den 
Landesgesellschaften wurden der Verbund­
gruppe eine entscheidende Absicherung bezüg­
lich ihrer Strom produktion gegeben und ande­
rerseits den Landesgesellschaften unter Wah­
rung ihrer Eigenerzeugungsquote wesentliche 
energiewirtschaftliche Vorteile, wie Reservehal­
tung, Störaushilfen, Frequenzhaltung und der­
gleichen eingeräumt. 

Nicht übersehen werden darf auch das 
koordinierte Vorgehen der Verbundgesellschaft 
und der Landesgesellschaften bei der gemeinsa­
men Planung, Finanzierung und Ausführung des 
ersten österreichischen Kernkraftwerkes. 

Weitere Koordinierungsmöglichkeiten erga­
ben sich aus der Beteiligung der Landesgesell­
schaften an großen Kraftwerksbauten der Son­
dergesellschaften. 

Einen weiteren Prüfstein für den Koordinie­
rungswillen der österreichischen Elektrizitäts­
wirtschaft wird sicher auch das gemeinsame 
Vorgehen bei der Errichtung des Dampfkraft­
werkes Voitsberg III bilden. 

Nicht außer acht gelassen werden sollten auch 
jene Koordinierungsmöglichkeiten, die den 
zuständigen Ministerien auf Grund ihrer erfor­
derlichen Zustimmung zu Anleiheoperationen 
der Elektrizitätswirtschaft im In- und Ausland 
gegeben sind. 

Ich glaube, daß ich bei abschließender 
Beurteilung der von mir aufgezeigten Fakten 
den Schluß ziehen darf, daß für die Elektrizitäts­
wirtschaft die Parole nach weiterhin verstärkter 
Koordinierung und Kooperation zu gelten hat. 

Meine Damen und Herren! Ich habe versucht, 
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in meinen Ausführungen auf zwei aktuelle 
Fragen im Rahmen der österreichischen Elektri­
zitätswirtschaft einzugehen. 

Ohne im Bereich der gestellten Strompreisan­
träge den Untersuchungen des Preisprüfungs­
ausschusses vorgreifen zu wollen, glaube ich 
doch festhalten zu können, daß eine gesicherte 
finanzielle Basis für die österreichische Elektri -
zitätswirtschaft der Garant für die weitere 
Fortführung des Ausbauprogramms und damit 
auch für die Beschäftigung der einschlägigen 
heimischen Industrie ist. 

Für die weitere Zusammenarbeit aller Träger 
der österreichischen Elektrizitätswirtschaft sehe 
ich den Lösungsansatz in einer noch engeren 
Koordinierung und Kooperation aller EVUs. 

Berücksichtigt man die zu diesen Problemen 
geäußerten Gedanken, so glaube ich mit Recht 
sagen zu können, daß wir dann auch in Zukunft 
die Gewißheit haben werden, daß die reibungs­
lose Versorgung der östem�ichischen Bevölke­
rung und ihrer Wirtschaft mit elektrischer 
Energie eine Selbstverständlichkeit darstellt. 

Weil dies strikt eingehalten wurde und weil 
diesem Gedanken auch laufend Rechnung 
getragen wird, stimmen wir für dieses Budgetka­
pitel. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zu Wort gelangt der Herr 
Abgeordnete Ing. Gassner. 

Abgeordneter Ing. Gassner (ÖVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren! Die j ährlichen Beratungen zum Budget 
geben Gelegenheit, über die Politik an sich, vor 
allem aber über die wirtschaftlichen Möglich­
keiten zu diskutieren, über die wir aber auch 
permanent reden sollten. 

Die heutige Diskussion zum Kapitel Handel, 
Gewerbe und Industrie gibt natürlich auch die 
Möglichkeit, sich konkret mit den Zahlen der 
österreichischen Wirtschaft, mit den Chancen 
und den Problemen auseinanderzusetzen. 

Wenn man die Budgetrede des Finanzmini­
sters und alle Diskussionsbeiträge dazu, die 
Diskussionsbeiträge zur ersten Lesung, aber 
auch jene zu Kapiteln, in denen wir uns mit der 
Wirtschaft auseinandergesetzt haben, betrach­
tet, dann zieht sich durch alle ein roter Faden, 
der davon zeugt, daß wir Sorge haben. Manche 
formulieren es etwas stärker, manche formulie­
ren es etwas schwächer. Es bestreitet aber 
niemand, daß wir über die derzeitige Entwick­
lung der Wirtschaft - nicht nur in Österreich, ich 
gebe das ohne weiteres zu - Sorge haben. 

Wenn dann der Abgeordnete Teschl im 
Zusammenhang mit den Ausführungen des 
Kollegen Zittmayr meint, dieser habe Tiraden 

verwendet, dann möchte ich das zurückweisen. 
Ich glaube, daß es die Aufgabe eines j eden von 
uns und daß es natürlich auch j ene des Kollegen 
Zittrnayr ist, auf die Probleme und Sorgen seines 
Berufsstandes einzugehen. Diese Aufgabe, 
meine Damen und Herren, haben wir letztlich 
alle , die wir hierher entsandt worden sind. 
(Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren von der linken 
Seite ! Der Kollege Wille hat eine Erklärung des 
Bundesparteiobmannes Dr. Taus aus der 
"Presse" vom 22.123. November betreffend die 
multinationalen Firmen zitiert. Ich habe mir die 
"Presse" besorgt, ich finde dieses Zitat nicht 
darin. Vielleicht kann er es mir zeigen. Ich 
vertrete die Ansicht, daß wir hier die Dinge echt 
bringen und die Probleme so darstellen und 
auch zitieren sollen, wie sie auch sind. 

Ich habe bereits gesagt, daß wir uns über die 
wirtschaftliche Situation auseinandersetzen und 
Sorge haben. Es ist meine Ansicht, daß wir 
nunmehr nach der Wahl vom 5. Oktober alle 
miteinander bereit sind, echter über die vorhan­
denen Probleme zu sprechen, daß wir überall die 
Dinge so nennen, wie sie sind. 

Dazu möchte ich aus der Gewerkschaftszei­
tung der Privatangestellten eine Passage zitie­
ren, wo es heißt: 

"Dieser Wirtschaftsrückschlag ist ohne Zwei­
fel der tiefste und längstdauernde seit dem 
Zweiten Weltkrieg. Zum ersten Mal in der 
Nachkriegszeit kommt es in praktisch allen 
Industriestaaten zu mehr oder weniger starken 
Rückgängen des Brutto-Nationalproduktes - ein 
Phänomen, das in unserer wachstumsgewohnten 
Zeit mit dem Ausdruck ,negative Wachstums­
rate' bezeichnet wird. In den Industriestaaten gibt 
es heute mehr als 15 Millionen Arbeitslose und 
in den meisten von ihnen nehmen die Arbeitslo­
senziffern weiterhin von Monat zu Monat zu. "  

Wenn der Abgeordnete Mühlbacher sagt, wir 
würden die Tatsachen verdrehen oder sie anders 
darstellen, dann, Herr Abgeordneter Mühlba­
cher, bin ich gerne bereit, mit Ihrem Sitznach­
barn, Vizepräsident Dallinger, zu reden, daß er 
Ihnen künftighin monatlich die Zeitung der 
Gewerkschaft der Privatangestellten zusendet. 
Ich glaube, daß auch Zentralsekretär Hofstetter 
nichts dagegen hat, wenn wir dem Kollegen 
Mühlbacher laufend auch die " Solidarität" 
schicken. Vielleicht kann er dort nachlesen, wie 
die Dinge von der Gewerkschaftsseite darge­
stellt werden, wenn die innerparteiliche Infor­
mation der Sozialpartner bei der SPÖ nicht 
funktioniert. Ich bin gerne bereit, sie Ihnen zu 
senden. (Beifall bei der bvp. - Abg. M ü h 1 b a  -
eh e r :  Die funktioniert! Keine Angst!) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Wir 
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haben die Hoffnung, daß die Maßnahmen, die 
von der Regierung gesetzt werden, doch 
anlaufen, daß echte Maßnahmen gesetzt wer­
den. Wir haben echte Sorge um die derzeitige 
Entwicklung deshalb, weil die Auftragsdecke in 
manchen Branchen bis auf ein Drittel gesunken 
ist. Ich nehme an, daß Sie ebenfalls über die 
Zahlen verfügen. Das zeigt natürlich, daß die 
Sorge begründet ist. 

Wir wissen, daß auch die Investitionsrate 
zurückgegangen ist. Es ist vollkommen ver­
ständlich, daß alle Betriebe, daß die Chefs, die 
Firmenleitungen, die Manager in einer heute so 
schwierigen Zeit nicht bereit sind, ins Blaue 
hinein zu investieren, und natürlich sehr 
sorgsam abwägen, wo sie heute Investitionen 
tätigen, ob die Bauwirtschaft, ob das Unterneh­
men einen Bagger ankaufen, ob der Industriebe­
trieb ein neues Fließband anschaffen soll . 

Die letzten Zahlen zeigen, daß im Jahr 1 975 
die Bruttoanlageninvestitionen real um 8 Pro­
zent gesunken sind und daß wir unbestritten 
damit rechnen müssen, daß auch im Jahr 1976 
ein weiteres Sinken von 1 Prozent real auf uns 
zukommen wird. 

Auf der anderen Seite haben wir das 
Phänomen - an sich ein paradoxes Phänomen -, 
daß immer mehr Leute immer mehr sparen. Wir 
müßten alle versuchen, alles zu tun, um den 
Konsum anzuheizen. Die Leute sparen aber, weil 
sie um die Entwicklung Sorge haben. Obwohl 
sie für ihr Geld auf der Sparkassa weniger 
Zinsen bekommen als die Inflation ausmacht, 
wird gespart, weil eben Sorgen vorhanden sind. 

Und deshalb, glaube ich, meine Damen und 
Herren, sollten wir dringend initiativ werden. 
Wir müssen versuchen, ganz einfach wieder das 
Vertrauen in die künftige Entwicklung herzu­
stellen. 

Ich wäre jetzt versucht, dem Herrn Minister 
Staribacher, der auch Delegierter zum ÖGB­
Kongreß war, aus " Wirtschaft und Wachstum" 
vorzulesenj aber ich kann mir das ersparen, Herr 
Minister. Ich glaube, daß Sie dies bereits 
gelesen haben oder, wenn Sie es noch nicht getan 
haben, es eventuell noch tun können. 

Ich glaube, daß es notwendig ist, und auch das 
ist unbestritten, den Konsum zu heben. Aber der 
Konsum kann nur dann gesteigert werden, wenn 
auf der anderen Seite das Einkommen gesteigert 
wird. Ohne Steigerung des Einkommens gibt es 
keine Steigerung des Konsums. Dort haben wir 
natürlich die Probleme : Entfall von Überstun­
den, Entfall von Prämien, Kurzarbeit, Kündigun­
gen. Das alles verringert natürlich das Einkom­
men nicht nur der Arbeitnehmer, sondern 
überhaupt des gesamten Volkes, aller in diesem 
Staate Lebenden. Man kann nicht erwarten, daß, 

wenn das Einkommen reduziert wird, der 
Konsum angeheizt werden könne. 

Dabei muß etwas zu den Arbeitslosen gesagt 
werden. Ich glaube, wir sollten über diese Dinge 
nicht so leicht hinweggehen. (Abg. D a  1 1  i n -
g e r :  Wer tut das?) Kollege Dallinger! In der 
Diskussion zum Sozialen wurde nur mit Zahlen 
manipuliert und Ungleiches verglichen. 1 4 1 . 000, 
20.000, 30.000 wurden genannt. 

Ich glaube, Herr Vizepräsident, daß nicht die 
Zahlen entscheidend sind, sondern daß 100.000 
Arbeitslose eine Viertelmillion Menschen 
bedeuten, die davon betroffen sind. Und hier 
sollten wir uns echte Sorgen angelegen sein 
lassen. (Beifall bei der OVP. - Zwischenrufe bei 
der SPO.) 

Ich bin nicht überzeugt, daß man das überall 
bei der SPÖ weiß. Ich werde Ihnen das 
beweisen. Ich bin davon nicht überzeugt! Wir 
haben in den Arbeiterkammern Anträge für 
Hilfsmaßnahmen für die Arbeitslosen einge­
bracht. Sie wissen genau so gut wie ich, daß 
diese Anträge in zwei Arbeiterkammern abge­
lehnt wurden. Ich habe fast genau das Gefühl, 
nur deshalb , weil diese Anträge die ÖVP-Frak­
ti on eingebracht hat. (Ruf bei der OVP: Genau!) 

Da muß ich sagen : Gott sei dank ist man auch 
im Bereich Ihrer Kolleginnen und Kollegen zur 
Besinnung gekommen. Wir haben in der 
Hauptversammlung des Österreichischen Arbei­
terkammertages die vom ÖAAB gestellten 
Anträge dann einstimmig beschlossen. Aber in 
den Länderkammern war man ein bißchen 
anderer Meinung. Wahrscheinlich war man 
nicht zeitgerecht informiert darüber, welche 
Politik gemeinsam zu machen man bereit ist. 

Wir sollten uns gemeinsam um die Arbeitslo­
sen mehr kümmern. Wenn auch der Präsident 
des Gewerkschaftsbundes, unser Präsident, 
gesagt hat, im Winter könnten die Arbeitslosen­
zahlen auf 70.000 bis 1 00 . 000 steigen - in der 
"Arbeiter-Zeitung" nachzulesen -, dann zeigt 
das nur, wie wichtig das ist. Ich wäre sehr, sehr 
froh, wenn Sie, meine Damen und Herren von 
der SPÖ, bereit wären mitzugehen, vielleicht 
nur ein ganz kleines Mini-Kapitel aus diesem 
Programm herauszunehmen, zum Beispiel die 
Familienbeihilfen für die Arbeitslosen auf das 
Doppelte zu erhöhen. Man könnte ihnen damit 
wenigstens ein bißchen helfen. (Beifall bei der 
O VP.) 

Und nun ein paar Worte zur Relation Konsum 
- Einkommen. Natürlich wird das reale Einkom­
men durch den Konsum und von der Preissitua­
tion beeinflußt. Betreffend die Preise hat 
Minister Staribacher bereits wieder eine rote 
Rute hervorgeholt. Es wird immer zitiert, immer 
gesagt,  er stelle die Rute in das Fenster. 
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Es wurde auch heute wieder sehr viel über 
Konsumenten, Produzenten, Unternehmer, 
Arbeitnehmer gesprochen. Ich glaube, meine 
Damen und Herren, wir sollten bereit sein, diese 
Probleme echt partnerschaftlich zu lösen. 

Heute wurde wiederholt über das Feindbild 
gesprochen. Ich glaube, daß es zweckmäßig 
wäre , die Feindbilder einmal abzulegen und 
echt partnerschaftlich die Probleme zu lösen, 
miteinander darüber zu diskutieren, Herr Kol­
lege, darüber zu diskutieren und nicht die 
Probleme mit der Methode : Friß Vogel oder 
stirb ! zu lösen. (Beifall bei der ÖVP.) Ich 
persönlich darf sagen - Abgeordneter Babanitz 
hat mich bei der Hauptversammlung des 
Österreichischen Arbeiterkammertages dazu 
aufgefordert; ich wiederhole es hier, weil ich 
zu meiner Meinung immer stehe, egal wo ich 
bin, sei es in der Arbeiterkammer, in der 
Gewerkschaft oder auch hier -, daß ich die 
Ansicht vertrete, daß wir weniger Ruten brau­
chen, sondern die paar Preistreiber sollen 
bestraft werden, Herr Minister. Das wäre 
mir viel, viel lieber. Und die anderen Unterneh­
mer die dazu bereit sind, vernünftige Preispoli­
tik zu machen, soll man ungeschoren lassen, 
denn man kann nicht wegen ein paar alle 
anderen verdammen. Ich glaube, das wäre viel, 
viel zweckmäßiger und vernünftiger. 

Herr Minister! Die Unterlagen haben wir ja,  
die Gesetze haben wir heute auch. 

Jetzt könnte ich wieder ein paarmal den Herrn 
Minister Staribacher, den Präsidenten 
Hrdlitschka und einige andere zitieren, immer 
wieder, in jeder Phase der Preisgesetze hieß es:  
Jetzt haben wir endlich das Gesetz, das wir uns 
solange gewünscht haben. Und immer wieder 
brauchten wir dann doch ein neues Gesetz, 
wobei sich überhaupt eine Frage prinzipiell 
erhebt. 

Aus dem letzten OECD-Bericht 1975 nur zwei 
Zahlen. Die Steigerung, die prozentuelle Erhö­
hung der nicht preisgeregelten Preise betrug 9,6  
Prozent, der geregelten 1 1 ,6  Prozent. Was heißt 
das? Eigentlich müßte man sagen, je  mehr 
Preisregelung, umso höher steigen die Preise. 

Oder ein Vergleich, der nicht so alt ist wie der 
OECD-Bericht, nämlich vom September dieses 
Jahres : die preisgeregelten Waren stiegen im 
letzten Jahr um 1 0 , 6  Prozent, nicht preisgere­
gelte um 7 , 8  Prozent. 

Meine Damen und Herren! Hier sollte doch 
einiges überlegt werden, bevor man wieder die 
Preisregelungen angeht. Ich möchte noch ein­
mal sagen: Mir persönlich wäre es wesentlich 
lieber, die paar, die echt gegen die Gesetze 
verstoßen zu strafen, anstatt permanent die Rute 
in den Raum zu stellen, weil ich glaube, daß 

sowohl die Arbeitnehmer, als auch die Arbeit­
geber an einer vernünftigen Wirtschaftspolitik 
interessiert sind und nicht permanent eine Rute 
brauchen, um eine gute Politik zu machen. 
Letztlich sind auch die Arbeitnehmer in diesen 
Betrieben, die man damit permanent diskrimi­
niert, davon betroffen. 

Zur Preispolitik. Ich hätte jetzt große Lust, 
wieder ein bißehen zu zitieren (Zwischenruf des 
Abg. S e  k a n i n a  - Gegenruf des Abg. Dr. 
Mu s s i 1 )  aus der qualitativen sozialen Markt­
wirtschaft, Herr Abgeordneter Sekanina! Aber 
auch dazu ist die Zeit nicht vorhanden. Ich 
werde dem Herrn Minister diese Broschüre 
überreichen. Er kann sie dann entsprechend 
studieren. 

Ich hätte gern aus dem Plan 2 der ÖVP 
zitiert, und zwar betreffend die verfassungs­
rechtlichen Bedenken zur Preisregelung. Aber 
das hat bereits Herr Nationalrat Wille getan. Aber 
leider nur eine Passage. Es wäre viel mehr daraus 
zu zitieren, aber es wird ja noch Gelegenheit 
sein, Herr Minister, darüber in diesem Haus zu 
sprechen. (Abg. S e  k a n  in a :  Herr Kollege, 
reden wir einmal über die Benzinpreise! 
Vielleicht kann uns der Herr Kollege Mussil 
etwas erzählen! Dort müßte man eingreifen!) 

Herr Abgeordneter Sekanina! Wir können 
über alle Preise reden. Ich glaube nicht nur, wir 
können, sondern wir sollen in diesem Haus über 
alle Preise reden, über die gesamte Wirtschafts­
politik, über die falsche und richtige Politik, 
nicht nur über partielle Dinge. Das wäre viel, 
viel vernünftiger. (Beifall bei der ÖVP. -
Zwischenrufe bei der SPÖ. - Abg. Dr. M u s  s i 1 : 
Ziehen Sie die Mehrwertsteuer zurück!) 

Nur über die Benzinpreise alleine? Sie sind 
sehr bescheiden, Herr Kollege Sekanina. Ein 
Wort zur Mehrwertsteuer. Ich glaube, wir sind 
uns darüber einig, daß wir den Konsum 
verstärken wollen. Wenn wir den Konsum 
verstärken wollen, dann, glaube ich, sind wir 
uns auch darüber einig, daß man das Einkom­
men der Bevölkerung schlechthin vermehren 
oder zumindest erhalten muß. Und was machen 
Sie? - Stichwort Mehrwertsteuer. Sie erhöhen 
die Mehrwertsteuer, Sie erhöhen Tarife und 
schöpfen damit das Einkommen ab, meine 
Damen und Herren von der linken Hälfte! Und 
da erwarten Sie, daß das Einkommen erhalten 
bleibt, und da erwarten Sie, daß der Konsum 
gesteigert wird? Ich muß sagen, das ist eine 
Utopie,  das wird bestimmt nicht eintreten. 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. P a n  s i : Das ist aber 
eine große Weisheitf) Sie machen eine falsche 
Politik, Herr Abgeordneter Pansi! 

Vielleicht kehren wir einmal in die 
Geschichte zurück. 

58 
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Es gab einmal den sogenannten legendären 
Raab-Kamitz-Kurs (Heiterkeit bei der SPD) -
lachen Sie nicht zu früh -, den Sie gemeinsam 
mit uns gemacht haben. Auch das sollte man 
nicht vergessen, man soll nicht nur sagen, alles 
war schlecht. Ich habe schon so oft gehört - nicht 
hier, sondern im Bundesrat -, man soll aus der 
Vergangenheit lernen. Aber ich tue das sehr 
gerne, und ich weiß, Kollege Dallinger, daß 
dieser Raab-Kamitz-Kurs nur deshalb möglich 
war, weil auch der Präsident des Österreichi­
schen Gewerkschaftsbundes Böhm diese Politik 
vertreten hat. Und wie war diese Politik? - Man 
hat die Steuern gesenkt, um den Konsum 
anzuheizen. Sie machen heute genau das 
Gegenteil. Und das, glaube ich, ist eben eine 
falsche Politik. (Abg. D a l l i n g e r :  Das geht an 
die Adresse des Herrn Koren! - Abg. Pa n si :  
Wer hat denn die große Steuersenkung herbei­
geführt?) - Aber wieso denn! Sie machen dies 
heute! Sie haben ja die Anträge eingebracht, 
nicht wir. Sie machen diese Politik, meine 
Damen und Herren von der SPÖ. 

Ich habe mir die Rede des Kollegen Thalham­
mer vom vergangenen Jahr angesehen, weil 
auch das zu einer kontinuierlichen Politik ge­
hört. Er hat im vergangenen Jahr gemeint, die 
Konkurse waren früher ja viel höher. Nur 
deshalb bin ich angespornt worden, heute hier 
die Zahlen neuerdings zu nennen. 

Natürlich waren es im Jahr 1 967 6 1 4  und im 
Jahr 1 968 743, und im Jahr 1973 sind sie auf 545 
gesunken. Aber, Herr Nationalrat Thalhammer, 
Sie sind uns die Zahl des Jahres 1974 schuldig 
geblieben: Da sind sie nämlich auf 768 
gestiegen. Das ist die höchste Zahl im Vergleich 
zu der Zeit, wo die ÖVP allein die Verantwor­
tung hatte. Im Jahr 1975 sind es bisher 1 007. Darf 
ich Ihnen auch sagen warum? Weil manche 
dieser Unternehmen wirtschaftlich geschädigt 
sind, aber manche sind auch deshalb in 
Schwierigkeiten gekommen, weil die Verwal­
tungsschulden des Bundes so angestiegen sind. 

Hier können Sie mit Ihren Freunden aus der 
Bauwirtschaft reden, wie viele Baufirmen des­
halb in Schwierigkeiten gekommen sind. Auch 
hier könnte der Herr Finanzminister etwas tun, 
und hier könnte der Handelsminister vielleicht 
einmal mit dem Finanzminister reden, daß die 
Dinge einmal abgeschafft werden, damit nicht 
von Staats wegen Firmen und damit auch die 
Arbeitnehmer, die dort beschäftigt sind, in 
Schwierigkeiten kommen, meine Damen und 
Herren. (Beifall bei der D VP.) 

Ich habe mir im März 1 974 in der Vollver­
sammlung der Niederösterreichischen Arbeiter­
kammer in einem Diskussionsbeitrag zum 
Referat des Handelsministers erlaubt, ihm einen 
Wunsch mitzugeben, den Wunsch, daß er sich 

gegen die Politik seines Finanzministers durch­
setzen möge. Ich muß sagen, leider hat er das 
nicht vermocht. 

Wenn Sie von der SPÖ immer fragen - der 
Herr Klubobmann der SPÖ, Nationalrat Fischer, 
ist nicht anwesend -, warum stimmt denn die 
ÖVP diesem Budget nicht zu, dann muß ich 
Ihnen sagen, meine Damen und Herren, weil Sie 
eine falsche Budgetpolitik machen, weil Sie eine 
falsche Budgetpolitik nicht nur jetzt machen, 
sondern schon früher gemacht haben. 

In den Jahren 197 1 ,  1972 und 1 973 ist die 
Staatsverschuldung nicht gesunken. Der Finanz­
minister hat weiterhin die Schulden auf gleich 
hohem Stand gehalten. Und natürlich hat er jetzt 
Schwierigkeiten bei der Aufnahme der Schul­
den. (Zwischenruf des Abg. S t e  i n i n g e r .  -
Abg. P a n s i : Kollege, was sagt Ihr Professor 
Andre, der sagt, die Budgetpolitik ist richtig!) 
Herr Kollege, nicht jetzt im Jahre 1 975 über die 
Probleme aus 1 966 reden! Nur 30 Milliarden 
Schulden haben Sie übernommen, heute haben 
Sie wesentlich mehr. Das ist eine zu billige 
Ausrede. Hoffentlich fällt Ihnen doch endlich 
einmal etwas Besseres ein, ich würde darum 
bitten. (Beifall bei der Dvp.) 

Herr Kollege Pansi! Ich sage Ihnen ganz etwas 
anderes. Der Finanzminister hätte die Politik 
machen sollen, wie zum Beispiel Ihr Kollege 
Landeshauptmann Kery aus dem Burgenland. 
Ich will gar nicht Niederösterreich zitieren, wo 
man eine gute Budgetpolitik gemacht hat, eine 
gute Budgetpolitik, meine Damen und Herren 
von der linken Hälfte. (Abg. P a n s i : Gassner, 
Finanzminister!) Ich weiß schon, wenn man 
"Niederösterreich" sagt, werden Sie allergisch, 
das ist mir vollkommen klar. 

Aber ich möchte Ihnen deshalb ein paar 
Zahlen nennen. Im Jahr 1970 in Niederöster­
reich 1 ,770 Milliarden Schilling Schulden, 
abgebaut bis zum Jahr 1 914 auf 1 , 150 Milliarden 
Schilling und jetzt natürlich im Budget 1 976 auf 
1 , 6  Milliarden Schilling aufgestockt, weil wir 
jetzt die Investitionen brauchen, liebe Kollegin­
nen und Kollegen, und nicht vor zwei oder drei 
Jahren. Das ist die falsche Politik Ihres 
Finanzministers! (Beifall bei der DvP.) 

Aber nur eine Zahl aus dem Burgenland. 
(Zwischenrufe bei der SPD.) Ich bringe es, weil 
ich mich darüber freue, daß ich einmal ein 
Musterbeispiel aus einem sozialistischen Bun­
desland bringen darf. Deshalb freue ich mich. 

Im Jahre 1970 88,5 Millionen Schilling 
Schulden - im Burgenland, ich bin kein 
Optimist, das sind die tatsächlichen Zahlen -, 
abgebaut bis zum Jahr 1 973 auf 73,7 Millionen 
Schilling. Also auch eine ganz andere Politik als 
die Ihres Herrn Finanzministers. 
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Im Jahre 1 974 auf 100 Millionen, im Jahre 
1975 wieder auf 200 Millionen Schilling 
angehoben, weil man einen richtigen 
Finanzstoß, weil man einen Investitionsstoß 
gemacht hat. Bei Niederösterreich haben Sie 
geschrieen, beim Burgenland wird es akzeptiert. 
Es haben die Länder - und nicht nur diese 
beiden Länder, sondern auch andere Länder -
gesagt: Wir machen vernünftige Finanzpolitik! 

Der Herr Finanzminister hat sie nicht 
gemacht, und der Herr Wirtschaftsminister hat 
sich leider nicht durchgesetzt. Mehr kann ich 
dazu leider nicht sagen. (Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Ich weiß schon, daß man jetzt sagen kann: Er 
sitzt im Ministerrat, er hat ein Budgetkapitel zu 
verantworten. Für uns ist er eben der Wirt­
schaftsminister, wenn er auch - wie bereits 
heute gesagt wurde - leider im wirtschaftlichen 
Bereich nicht allzu viel zu reden hat, weil seine 
anderen Ministerkollegen ihm die Kompetenzen 
abgeräumt haben und weil die anderen eben 
mehr zu reden haben. Mir tut es leid, weil der 
Kollege Staribacher für mich ein angenehmerer 
Gesprächspartner wäre, der die Dinge meiner 
Meinung nach viel besser lösen könnte als die 
anderen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Der Herr Klubob­
mann Fischer hat uns gefragt, warum wir dieser 
Politik, diesem Budget nicht zustimmen. Ich 
habe nur eine Frage an Sie, eine Frage, die wir 
eigentlich sehr ernst betrachten sollten: Was tun 
Sie, wenn Sie selbst in Schwierigkeiten kom­
men? Sei es als Inhaber eines Geschäftes, sei es 
als Inhaber einer Firma oder sei es auch als 
Familienvater: Wenn es Schwierigkeiten gibt, 
wenn Sie Schulden haben, wenn Sie finanzielle 
Probleme auf sich zukommen sehen, dann 
werden Sie - man sagt das so lapidar - einen 
Kassasturz machen. Sie werden versuchen 
klarzustellen, wie die Probleme sind und wie Sie 
diese am besten lösen können. 

Sie werden in Ihrer Firma - ich nehme an, daß 
auch alle sozialistischen Mandatare und 
Betriebsräte, die in partnerschaftlicher Art und 
Weise am Betriebsgeschehen mitwirken, genau 
dasselbe tun - von der Unternehmensführung 
echte Zahlen verlangen, um mitwirken zu 
können. Und diese , meine Damen und Herren 
der linken Hälfte, ist uns bisher der Herr 
Finanzminister schuldig geblieben. Er hat von 
Monat zu Monat neue Zahlen hier in diesem 
Haus präsentiert. Sie können doch nicht von uns 
erwarten, daß wir einern Budget, einer Politik, 
die sich alle zwei Monate anders darstellt, die 
Zustimmung geben können. Das können Sie von 
uns nicht verlangen! 

Meine Damen und Herren! Einer solchen 

Politik können wir nicht die Zustimmung geben, 
weil sich leider - ich darf das noch einmal 
sagen: für mich ist er der Wirtschaftsminister -
der Minister für Handel, Gewerbe und Industrie 
gegenüber seinem Finanzminister nicht durch­
gesetzt hat. Ich kann nur hoffen daß dies 
vielleicht doch einmal der Fall sein wird. Dann, 
wenn es soweit ist, daß Ihr Budget arbeitsplatz­
erhaltend, konsumfördemd, eigentums- und 
wirtschaftsgerecht ist, dann, meine Damen und 
Herren, werden wir diesem Budget auch die 
Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Westreicher. 

Abgeordneter Westreicher {ÖVP}:  Herr Präsi­
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Dr . Kreisky hat in seiner ersten Regierungserklä­
rung hier im Hohen Hause der österreichischen 
Fremdenverkehrswirtschaft ein umfassendes 
Frremdenverkehrskonzept versprochen. 

1 97 1 ,  am 5. November, in seiner zweiten 
Regierungserklärung, sieht er schon etwas 
klarer und meint, es sollten dem heimischen 
Fremdenverkehr für Sicherung und Förderung 
der unternehmerischen Initiative die Vorzüge 
zeitgemäßer Investitions- und Marketingpolitik 
zugänglich gemacht werden. Dadurch sollte 
eine weitere Festigung der internationalen 
Konkurrenzfähigkeit der österreichischen 
Fremdenverkehrswirtschaft erreicht und ihre 
Ertragslage verbessert werden. Das war die 
zweite Regierungserklärung. (Unruhe.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Bitte um Aufmerksamkeit! 

Abgeordneter Westreicher (fortsetzend): Und 
heuer im Herbst hörten wir die dritte Regie­
rungserklärung, wo nur mehr davon gesprochen 
wird, daß man sich bemühen werde, eine 
gleichmäßige Kapazitätsauslastung in der 
Fremdenverkehrswirtschaft zu erreichen, eine 
Verbesserung der Infrastruktur herbeizuführen 
und die Werbung im In- und Ausland zu 
verstärken. 

Aber wie sieht es nun tatsächlich aus? - Herr 
Minister! Diese Aussagen von Regierungsseite 
her wären sehr positiv zu bewerten, aber die 
Praxis oder die Realität, mit der wir heute 
konfrontiert sind sieht wesentlich anders aus. 

Der Herr Minister macht eine auf sein 
Regierungsressort bezogene Fremdenverkehrs­
politik. Er macht eine Politik, die eben nur in 
seine Kompetenzen hineinpaßt. Damit laufen 
wir aber Gefahr, eine sehr isolierte Politik zu 
machen, und das zum Schaden der gesamten 
Fremdenverkehrsentwicklung. Denn kein Wirt­
schaftszweig braucht so sehr wie der Fremden-
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verkehr eine integrierte Politik. Diese inte­
grierte Politik, die auf Kooperationsbasis aufzu­
bauen ist, müßte meines Erachtens in erster 
Linie von der Regierungsbank aus erfolgen, und 
zwar müßten sich die Minister untereinander 
absprechen, welche Aktivitäten gesetzt werden 
und welche Auswirkungen sie haben. Daher 
fordere ich endlich eine bessere interministeri­
elle Zusammenarbeit, und zwar auf Grund der 
gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftspoliti­
schen Bedeutung, die der Fremdenverkehr in 
diesem Lande hier darstellt. 

Die Kooperation wird dann darüber hinaus auf 
die G emeinden, auf die Länder sehr fruchtbrin­
gend sein. Selbst das Kuratorium wird dann 
wesentlich effizienter arbeiten können. Diese 
Institution hat nämlich heute - sosehr sie zu 
begrüßen ist - natürlich nur sehr einseitige 
Möglichkeiten. Denn das, was Handelsminister 
Staribacher wünscht oder nicht wünscht, wird 
von Androsch oder von anderen Ministern nicht 
gehalten. 

Wir sollten daher trachten, in Zukunft nicht 
eine isolierte, sondern eine integrierte Fremden­
verkehrspolitik zu betreiben. Auf diese Sorgen 
hinzuweisen, möchte ich den heutigen Tag, den 
Beginn einer neuen Legislaturperiode zum 
Anlaß nehmen. Es sollten die Ziele in zentralen 
Bereichen unter Bedachtnahme auf die hohe 
Verflechtung mit der Gesundheitspolitik, der 
Sozial- und der Bildungspolitik, der Arbeits­
marktpolitik, der Verkehrspolitik, der Struktur­
politik, der Außenwirtschaft und der Währungs­
politik, der Raumordnung, der Agrarpolitik und 
des Umweltschutzes,  verfolgt werden. Dies 
möchte ich als Ziele der integrierten Fremden­
verkehrspolitik betrachten. 

Darüber hinaus hat ja der Fremdenverkehr 
noch sehr starke gesellschaftspolitische Funktio­
nen, eben gerade im Rahmen der Gesundheitssi­
cherung, bei der Erholung von Familien sowie 
bei der Bildungspolitik zu tragen. Diese Aufga­
ben, Herr Minister, kann aber dieser Wirt­
schaftszweig auf Dauer nur dann erfüllen, wenn 
hiefür die entsprechenden Voraussetzungen 
erhalten bleiben beziehungsweise wieder 
geschaffen werden. 

Es ist notwendig, daß darüber in diesem 
Hohen Hause offen diskutiert wird, und zwar 
nicht nur mit Ihnen allein, sondern mit ' der 
gesamten Regierung. Unser Ziel müßte es sein, 
den Fremdenverkehr möglichst vielen Men­
schen zugänglich zu machen, das heißt, es ihnen 
möglich zu machen, ihre Freizeit sinnvoll zu 
gestalten, und zwar unter finanziell tragbaren 
Bedingungen. Es soll nicht so weit kommen, daß 
die Freizeit in Österreich zu einem hochbe­
steuerten Luxusgut wird. Qualitäts- und lei­
stungsbezogen soll der Preis in dieser Sparte 
sein. 

Daher geht es auch nicht, daß die Belastungen 
von Jahr zu Jahr erhöht werden, ohne daß 
überhaupt einmal die Belastungsgrenze eruiert 
worden ist. Denn hier ruinieren wir unseren 
guten Ruf und unser Ansehen und gefährden 
damit die Zukunft. 

Ich rufe Sie alle, meine Herrn Abgeordneten 
hier in diesem Hause von bei den Seiten auf. Der 
Preiskampf sollte gegen die Regierung geführt 
werden!  Hier sitzen die Verantwortlichen. Hier 
bei der Freizeit, bei der hart erkämpften Freizeit, 
für die die Gewerkschaften eingetreten sind, die 
heute stolz verkünden, daß wir in Österreich die 
kürzeste Arbeitszeit und die längste Freizeit 
haben, sollte der Preiskampf beginnen. 

Wir von der Wirtschaft haben bewiesen: Falls 
es notwendig ist, werden die Preise so erstellt, 
daß sie marktgerecht sind, daß sie volkswirt­
schaftlich gerechtfertigt und daß sie leistungsge­
recht sind. Ich glaube, daß das die letzten zwei 
Jahre gezeigt haben. Aber wir haben j etzt die 
Sorge, daß die Ertragslage der Betriebe so ist, 
daß sie in rote Ziffern abzugleiten drohen. Bei 
Preiserhöhungen gibt es auch Schwellenwerte, 
die nicht überschritten werden dürfen. Diesen 
Schwellenwert drohen wir langsam aber sicher 
zu erreichen. 

Fremdenverkehrspolitik sollte die Interessen 
aller Menschen berücksichtigen, dann umso 
mehr, wenn sie auch erfolgreich sein will , wie 
wir es ja hier in Österreich wünschen. Deshalb 
mein Appell :  Fordern wir mehr Schutz vor den 
Eingriffen des Staates, denn der Fremdenver­
kehr ist einer der Großkonsumenten, er befruch­
tet viele Wirtschaftszweige. Wir können dann 
sicher gute Partner innerhalb der Wirtschaft und 
Regierung sein, wenn eine bessere, vernünfti­
gere , weitsichtigere und auf Koordination hin­
laufende Politik in Österreich betrieben wird. 

Der Fremdenverkehr ist in der Industriege­
sellschaft zu einem maßgeblichen sozialen und 
ökonomischen Faktor geworden. Für die Bevöl­
kerung verbindet sich damit die Chance von 
Erholung sowie Freizeitgestaltung, und für 
einen großen Teil der Menschen bedeutet der 
Fremdenverkehr die wirtschaftliche Existenz. 

Zur Illustration darf ich aus der "Wirtschaft" 
zitieren, die kürzlich über den Ausländerfrem­
denverkehr schrieb: 

"Der Ausländerfremdenverkehr übt eine hohe 
Multiplikatorwirkung aus.  Was die Ausländer 
an Devisen hierlassen, vermehrt sich gewisser­
maßen auf wundersame Weise. Auf diese Art löst 
eine Million Schilling Ausgaben im Ausländer­
fremdenverkehr eine zusätzliche Produktion in 
der österreichischen Volkswirtschaft von nicht 
weniger als 1 ,16 Millionen Schilling aus. Und 
das ist nur eine Untergrenze ! "  - Weiters werden 
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auch die gesamten anderen Wirtschaftssparten 
angeführt, die daraus profitieren: 39, die im 
weitesten Sinne des Wortes am Ausländerfrem­
denverkehr, an den Devisenerlösen partizipie­
ren und · somit unsere Volkswirtschaft 
befruchten. 

An dieser Stelle darf ich noch daran erinnern, 
daß gerade unser Bundeskanzler Dr. Kreisky erst 
vergangenes Wochenende in St. Anton wieder 
festgestellt hat: Unsere wirtschaftliche Stabilität 
hängt im weitesten Sinne des Wortes - er hat 
zweimal betont: im weitesten Sinne des Wortes -
von den Erfolgen der Fremdenverkehrswirt­
schaft ab, aber auch das Ansehen unseres 
Landes wird an den Leistungen des Fremdenver­
kehrs gemessen. Dieser hat Österreich großes 
Ansehen in der Welt gebracht. Der Ruf des 
österreichischen Fremdenverkehrs ist gut. - Das 
waren die Worte Dr. Kreiskys anläßlich der 
Eröffnung der Rendl-Bahn in St. Anton. 

Herr Minister! Und jetzt hätte ich mich gerne 
noch mit Ihrem Förderungsprogramm befaßt. Sie 
haben anläßlich eines Pressegespräches am 1 .  

Dezember 1975, zur Halbzeit, Bilanz gezogen 
und in Ihrer Presseaussendung folgendes berich­
tet: Das Fremdenverkehrsförderungsprogramm 
197 1  bis 1980 zur Halbzeit mehr als erfüllt. 

Herr Minister ! Ich glaube, dieses Fremdenver­
kehrsförderungsprogramm ist rein auf die mone­
täre Seite bezogen, wo man nur mehr die Zahlen 
sieht und keine anderen Maßnahmen notwendig 
sind. Dazu muß ich eine überlegung anstellen. 
Mir kommt der Minister so vor, als würde er 
einen Hotelbetrieb führen, sich aber dort nur um 
die Kredite kümmern, aber die Liquidität des 
Betriebes, die Werbung, die Gästebetreuung 
und was weiß ich noch alles ganz anderen 
Leuten überlassen. 

Erstens wurde die Kaufkraft der Währung bei 
diesem Programm nicht berücksichtigt. Sie 
wissen, welche Änderungen in der Zwischenzeit 
erfolgt sind, daß die Baupreise wesentlich 
gestiegen sind und somit der Effekt, der 1971 
vorgesehen war, natürlich etwas hinfällig ist. 

Zweitens möchte ich zu der Förderung, zu der 
wir insgesamt ja sagen, auch ein paar kritische 
Anmerkungen machen. Wenn nicht flankie­
rende Maßnahmen gesetzt werden, so kann 
natürlich eine qualitative Förderung genau das 
Gegenteil dessen erreichen, was wir uns an und 
für sich erwarten. Denn mit der besseren 
Ausstattung der Betriebe ist es natürlich auch 
erforderlich, daß höhere Dienstleistungen 
erbracht werden, damit wird der Betrieb in eine 
ganz andere Ertragslage hineinmanövriert, 
weil er nicht in der Lage ist, seine höhere 
Ausstattung auch entsprechend zu verkaufen. 
Fast mußte man diese Aussagen mit der 

Feststellung überschreiben: Damit ist eigentlich 
die Zukunft verspielt. 

Aber Sie stellen Ihr Förderungsprogramm als 
Grundlage für eine gezielte Förderungsaktion 
hin und zählen auf, was notwendig wäre, um 
eben Konzepte, Ziele, Vorlagen für die weitere 
Entwicklung zu erstellen. Sie haben uns Studien 
versprochen, ob das nun das Inventar der 
österreichischen Naturschönheiten und Erho­
lungslandschaften ist, ob das die Studie über das 
Verhalten des Urlaubers am Urlaubsort ist, ob es 
die Nachfragestruktur der Zukunft ist, ob es das 
Modell "Das Hotel der Zukunft" ist, ob es die 
Auswirkung der Appartementhäuser betrifft. 

Alles dies, Herr Minister, ist jedenfalls nicht 
gemacht worden. Damit kann man auch nicht 
sagen, daß das Fremdenverkehrsförderungspro­
gramm, das etwas anderes als das Fremdenver� 
kehrskonzept ist, welches uns Dr. Kreisky 1970 
versprochen hatte, mehr als erfüllt ist. Ich 
glaube, es müßte einmal in aller Öffentlichkeit 
klargestellt werden, daß dieses Programm 
lediglich auf dem monetären Sektor, Basis 197 1 ,  
erfüllt wurde, aber alle flankierenden Maßnah­
men de facto nicht erfolgt sind. 

Wir wissen nicht, wie heute die Investitionen 
weitergeführt werden sollen, welche Konsum­
nachfrage überhaupt herrscht, welche Urlaubs­
gewohnheiten sein werden, wie man investieren 
kann, welche Urlaubshotellerie verlangt werden 
wird und welcher Typus es ist. Zum Beispiel das 
Vergnügungshotel, aber dahin gehend traue ich 
mich bei der hohen Freizeitbesteuerung schon 
gar nicht mehr zu argumentieren. Wir werden 
eher zu einem Schlafhotel hinkommen, wo eben 
nur mehr die notwendigsten Bedürfnisse in der 
Freizeit abgewickelt werden. Man könnte heute 
schon Sorge haben, nachdem das qualitative 
Angebot stark verstärkt worden ist in Richtung 
Hallenbäder, Fitnessräume, Saunen, Massagen, 
Spielräume und so weiter, daß uns Fehlinvestit­
ionen auf Grund der Besteuerung - die 
Ertragslage der letzten Jahre hat es gezeigt - auf 
den Kopf fallen könnten. 

Hier ist noch eine zweite Situation, die ich 
auch gerne besprechen möchte. Und zwar geht 
es darum, wie wir dagegen wirken können, daß 
die Rentabilitätseinbußen der Betriebe nicht 
noch weitergehen. Denn geht es so weiter, 
würde es unweigerlich eine Qualitätsabschwä­
chung geben. Wir werden uns die Betriebsfor­
men, wie ich schon gesagt habe, zu überlegen 
haben. Aber falls sich die Betriebsformen ändern 
und in Richtung Schlafhotel gehen, dann ist 
natürlich die andere Situation gegeben, daß die 
Sicherheit der Arbeitsplätze im Fremdenverkehr 
nicht mehr gegeben ist - oder besser ausge­
drückt und anders gesagt -, daß wir weniger 
Dienstleistungen, weniger Mitarbeiter brauchen 

11. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 53 von 129

www.parlament.gv.at



838 Nationalrat XIV. GP - 1 1 .  Sitzung - 11. Dezember 1975 

Westreicher 

werden. Das sollte ja doch nicht unser Ziel oder 
die Aufgabe einer Förderung sein, sondern man 
müßte doch trachten, gerade in der Freizeit die 
Dienstleistung möglichst hochzuhalten. Das sind 
Fragen an die Zukunft, die man durch eine 
monitäre Förderung allein überhaupt nicht 
bewältigen kann. 

In der zweiten Halbzeit, Herr Minister, wirft 
sich natürlich auch unweigerlich die Frage auf, 
wie es denn überhaupt mit der monetären 
Förderung im Fremdenverkehr weitergehen 
wird, nachdem sich die öffentlichen Finanzen 
von Jahr zu Jahr verschlechtern. Werden Sie 
überhaupt in der Lage sein, auch nur nominell 
dieses Programm weiter zu betreiben? Die 
Regierung wird hier langsam unglaubwürdig. 
Wir haben einen Krisengipfel in Innsbruck 
abgeführt, als damals der erste Schock im 
Fremdenverkehr war, als es im Fremdenverkehr 
erstmals Schwierigkeiten gegeben hat. Sofort 
waren Sie da. Aber ich sehe nichts I Ich weiß 
nicht, ob der Schock zu klein gewesen ist. Es 
sind Kommissionen eingesetzt worden. Es sind 
Ausschüsse eingesetzt .worden. Es sind Papiere 
erarbeitet worden, aber an konkreten Gesetzes­
maßnahmen oder Initiativen ist außer der 
Sicherungsaktion hier relativ wenig vorhanden. 
Auch bei der Steuervereinfachung ist nichts 
geschehen. Eher müßte man sagen, daß wir noch 
mehr Formulare, noch mehr Verwaltungsarbeit 
in diesen letzten fünf Jahren aufgebürdet 
bekommen haben. 

Im Zusammenhang mit Ihrer Förderung müßte 
man auch, um gerecht zu sein, auch die 
Steuerbelastung sehen, die 1 97 2  bis 1 976 auf die 
Fremdenverkehrswirtschaft zugekommen ist. Da 
ist die unbefristete Verlängerung der Alkohol­
steuer. Sie erfährt j edenfalls eine Verewigung. 
Wir werden darüber nicht mehr lange debattie­
ren können, das ist nun fix. 

Die Einführung der Mehrwertsteuer hat eine 
Verschlechterung der Ertragslage gebracht, und 
zwar auf dem Logissektor. Die 80 Prozent­
Steuerfreibeträge sind gefallen. Das bedeutet 
eine 3- bis 5prozentige Mehrbelastung auf dem 
Logis. Bei Wein haben wir in der Zeit von 1 97 2  
bis 1 976 1 5, 2  Prozentpunkte Teuerung durch 
Steuererhöhungen. Mit anderen Worten ausge­
drückt: die Steuerbelastung ist von 28 auf 43 
Prozent gestiegen. Oder bei Bier: da haben wir 
22 Prozentpunkte mehr in dieser Zeit, das 
bedeutet: von 31 auf 53 Prozent vom korrigierten 
Grundpreis her gerechnet. Zur Verwaltungsar­
b eit und zur Biersteuer kommen neuerdings 
noch die Postgebühren dazu. 

1 30 Prozent Posttariferhöhung! Gut, Sie 
werden sagen, es ist seit 1 966 keine Postgebüh­
renerhöhung mehr gemacht worden, es war 
notwendig, anzuziehen. Aber hier hätte man 

etwas tun können, der Fremdenverkehrswirt­
schaft insofern entgegenzukommen, daß man 
den einfachen Brief, der mit Prospekten ausge­
stattet wird, hier berücksichtigt. Denn heute 
kostet ein Brief ins Ausland mit einem beigeleg­
ten Prospekt 10 S. Ich weiß nicht, ob sich 
mancher, wenn er dem Gast sagen muß, nicht 
denkt, lieber schreibe ich gar nicht zurück. Ich 
hoffe, daß es unsere Unternehmer nicht tun 
werden, denn es wäre wirklich das Schlechteste, 
was uns passieren könnte. Das würde dem Ruf 
Österreichs sicher schaden. Aber 10 S für eine 
Absage auszugeben? Alle diese Maßnahmen 
gefährden natürlich eine Rufverbesserung oder 
das Rufimage. 

Das alles, nachdem wir so preistreu und brav 
waren und an und für sich für die Regierung 
gearbeitet haben! Da versteht man das einfach 
nicht. Heute steht wieder die Preisrute im 
Fenster und man versucht, auch die gesamte 
Dienstleistung mit einzubeziehen. Herr Mini­
ster! Wie Sie das machen wollen, weiß ich nicht. 
Sie kennen die unterschiedliche qualitative 
Ausstattung, es geht vom Beisel bis zum Hotel. 
Wie soll hieraus überhaupt ein ortsüblicher Preis 
festgehalten werden? Wie können Sie das kon­
trollieren? 

Aber das soll Ihre Sorge sein, wir werden 
unsere Preise marktgerecht und leistungsge­
recht erstellen und damit für den Konsumenten 
auch unseren Beitrag leisten, denn für uns ist der 
Gast derjenige, für den wir eine gute Arbeitslei­
stung, und zwar in qualitativer Hinsicht, 
vollbringen wollen. 

Nachdem ich dies aufgezählt habe, kann ich 
nicht umhin, auch zu versuchen, die Konsequen­
zen von unserer Seite her dem Hohen Hause 
darzutun. Wir werden - und ich glaube, so 
selbstbewußt ist die Fremdenverkehrswirtschaft 
- mit verstärkter Selbsthilfe weiter agieren, und 
zwar zum Nutzen aller. Wir werden versuchen, 
durch Vergrößerungen des touristischen Interes­
sentenraumes, also durch Aufnahme von Ver­
bindungen zu touristischen Drittinteressenten, 
unseren Spielraum zu vergrößern. Wir werden 
überlegungen anzustellen haben, wie wir die 
österreichische Fremdenverkehrswerbung för­
dern, die ja Gott sei Dank sehr gut ist und im 
Ausland ein gutes Österreichbild geschaffen hat. 
Wir werden hier überlegen, wie man dieses 
Kapitel, das damit geschaffen worden ist, auch 
in entsprechende Buchungen umsetzen kann. 
Herr Minister! Sie verstehen, was ich damit 
meine. 

Es gibt auch das Problem, daß der Gast in den 
österreichischen Fremdenverkehrsstellen nicht 
buchen kann. Ich möchte jetzt vielleicht noch 
einmal auf die diesbezüglichen Studien zurück­
kommen, nachdem ich zuerst zur Fremdenver­
kehrswerbung gesprochen habe. 
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Ich glaube, Herr Minister, die Ausländerstu­
die, die gemacht worden ist - "Ausländerwer­
bung" heißt sie -, betrifft das Ausdehnen der 
laufenden Untersuchungen auf die Ausländer­
werbung. Von diesen Grundlagen hat die 
österreichische Fremdenverkehrswerbung 
sicher sehr stark profitiert. Es ist zwar ein großes 
Konvolut, aber den Erfolgen entsprechend 
müßte ich sagen, daß dieses Konzept wirklich 

. Anerkennung zu finden hat. 

Wir werden uns in verstärktem Maße an den 
Konsumgewohnheiten der Bevölkerung orien­
tieren müssen, wir werden, Herr Minister, die 
Tourismuspolitik Österreichs aber auch auf die 
Länder im EWG-Raum abzustimmen haben, 
denn das ist meines Erachtens das zwingendste 
Erfordernis, um weitere Wettbewerbsverzerrun­
gen überhaupt zu vermeiden. Warum sind wir 
letztes Jahr der World Tourism Organization 
beigetreten? Ich glaube ,  das hat seinen Grund 
nicht nur allein darin, weil wir dort die 
schützende Hand haben wollen, sondern weil 
wir auch versuchen, eine koordinierte, welt­
weite Fremdenverkehrspolitik zu betreiben. 

Nicht zuletzt wird es notwendig sein, daß man 
in den Fremdenverkehrsorten, die in wirtschaft­
lich schwachen Gebieten liegen, versucht, eine 
Mindestausstattung an öffentlicher Fremdenver­
kehrsinfrastruktur zu installieren. 

Abschließend darf ich sagen, daß die Betriebe 
ihre Lebensfähigkeit nicht allein aus Förderun­
gen beziehen, seien sie auch noch so gut und 
richtig in ihrer Zielsetzung. Ich will darüber gar 
nicht reden, denn sicher, eine Komfortzimmer­
oder Verpflegungsbetriebsaktion können nicht 
falsch sein. Aber Kredite müssen, auch wenn sie 
gefördert sind, zurückgezahlt werden, das heißt, 
sie müssen wieder eingewirtschaftet, verdient 
werden. Aber wenn sich die Konkurrenzlage 
immer wieder weiter verschlechtert, macht man 
uns das unmöglich. Ist also einmal der Schaden 
da, dann tritt er nicht nur für die Fremdenver­
kehrswirtschaft ein, sondern sehr wohl für die 
Volkswirtschaft, also letztlich für die Allgemein­
heit, und er läßt sich - wenn überhaupt - nur 
mehr schwer und unter größten und langwieri­
gen Anstrengungen reparieren. 

Ich glaube, Ihre Politik, Herr Minister, kann 
man nicht gerade als Musterb eispiel kluger und 
weitschauender Fremdenverkehrspolitik 
bezeichnen, und ich erwarte, daß man am 
Beginn der Legislaturperiode 1 975 von einer 
isolierten zu einer integrierten Fremdenver­
kehrspolitik kommt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Thalhammer. 

Abgeordneter Thalhammer (SPÖ ) :  Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Der Herr Abgeordnete Gassner hat 
einen flammenden Appell an uns gerichtet. 
(Abg. G r a f :  Ist Ihnen das unangenehm?) 
Absolut nicht. Ich komme gleich darauf zurück. 
Wir sollen alle miteinander arbeiten. Nur, wie 
sieht das denn aus? Sie hätten nämlich, Herr 
Kollege, hier herübersehen müssen. (Der Redner 
zeigt a uf die Sitzreihen der ÖVP.) Es ist noch gar 
nicht so lange her, da hat der ehemalige Herr 
Generalsekretär Ihrer Partei hier die ungeheure 
und unglaubliche Behauptung aufgestellt, daß 
es dieser sozialistischen Regierung in fünfein­
halb Jahren gelungen sei, eine blühende 
Wirtschaft zu zerstören. Ich frage Sie nun, hätten 
Sie bezüglich dieser Zusammenarbeit nicht eher 
hierherreden müssen, denn solche Behauptun­
gen sind nicht dazu angetan, eine Zusammenar­
beit zu fördern. Das möchte ich einmal in erster 
Linie sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Kollege Gassner! Sie haben hier beredt 
über die Erhöhung der Mehrwertsteuer gespro­
chen, die nun den Konsum einschränken und 
alle möglichen Nachteile für den Konsumenten 
nach sich ziehen werde . Herr Kollege, haben Sie 
vergessen, daß die letzte Steuersenkung 8 Mil­
liarden Schilling nur allein für die Arbeitnehmer 
gebracht hat und somit den Konsum sicherlich 
gefördert hat? Das muß man hier sagen. (Beifall 
bei der SPÖ. - Ruf bei der ÖVP: Das ist schon 
längst wieder weg! Das ist viel zu spät 
gekommen!) Herr Kollege, so naive Behauptun­
gen, daß das durch die Inflation aufgefressen 
worden ist, die glaubt Ihnen doch kein Mensch, 
die nimmt Ihnen doch niemand ab! (Beifall bei 
der SPÖ. - Ruf bei der ÖVP: Sie sind naiv! Das 
ist ein Faktum. Der Anteil der Lohnsteuer ist ja 
gestiegen!) 

Ich bin direkt angesprochen worden, auch von 
Herrn Gassner, er hat mich aus dem Stenogra­
phischen Protokoll zitiert, was ich im Vorjahr 
hier über die Konkurse gesagt habe. Ich bleibe 
dabei .  Herr Kollege, Sie müssen sich nämlich 
ein bißchen informieren. Es gibt eine Untersu­
chung der Bundeswirtschaftskammer - Sie 
sitzen ja neben dem Herrn Generalsekretär, er 
hätte Sie bestimmt informieren können -, 
wonach die Konkurse zu 8 1  Prozent aus Ver­
schulden derjenigen, die in Konkurs gegangen 
sind, die gezwungen worden sind, Konkurs 
anzumelden, erfolgt sind. Nur bei etwa 1 7  Pro­
zent könnte man noch sagen, daß sie nicht daran 
schuld sind. Sie hätten sich informieren lassen 
müssen, bevor Sie solche Behauptungen hier in 
den Raum stellen. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
Dr. B a u e r :  Ist da der Bauring auch dabei?) 
Dieses Konzept hat der Herr Kollege Gassner 
auch hier praktiziert: Von etwas anderem zu 
reden, als er aufmerksam gemacht wurde, daß 
doch sehr wesentliche und sehr viele Wissen­
schaftler die Höhe der Schulden als nicht 
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bedenklich betrachten, wenn diese dazu dienen, 
die Arbeitsplätze zu erhalten. Er hat dann von 
etwas anderem geredet. (Abg. Dr. M u s s i l : Nie 
redet die Regierung zu dem, was sie gefragt 
wird, sondern immer von etwas anderem ! Wenn 
es der Kanzler einmal tut, fä.llt es auff) 

Herr Kollege Dr. Mussil, jetzt komme ich 
schon zu Ihnen. Sie waren der erste Sprecher am 
heutigen Vormittag, und Sie haben ein flam­
mendes Bekenntnis zur Vollbeschäftigung abge­
geben. Wir hören das sehr gern, nur: Ich traue 
dem nicht. (Abg. Dr. Mu s s i 1: Sie trauen mir 
nicht? Das ist ja direkt krä.nkend!) Denn wir 
haben vor Tisch von sehr prominenten und 
maßgeblichen Leuten, die auf dieser Stelle 
gesessen sind, etwas anderes gehört. 

Herr Dr. Mussil ! Sie geben ein flammendes 
Bekenntnis zur Vollbeschäftigung ab, lehnen 
aber gleichzeitig alle unsere Maßnahmen die 
wir getroffen haben, mit Mehrheit tr�ffen 
mußten, ab. Wir haben im Verlaufe des heurigen 
Jahres 46,9 Milliarden Schilling ausgegeben, 
um die Arbeitsplätze zu erhalten. (Beifall bei der 
SPt). - Abg. Dr. M u s s i l : Keine Mehrausgaben! 
- Abg. Dr. B a u  e r: In Saudi-Arabien!) 

Meine Damen und Herren! Es gibt eine 
freiwillige Redezeitbeschränkung, an die ich 
mich halten möchte. Wenn Sie mich darum 
fr�gen, kann ich auf Grund einer Liste sagen, wo 
dIese fast 47 Milliarden Schilling hingekommen 
sind . Sie waren dagegen. Und nun frage ich Sie : 
Wo soll man jetzt etwas wegnehmen? Sie lehnen 
ja das Gesamtbudget ab, lehnen alle unsere 
Maßnahmen ab. Wenn Sie das ablehnen sind 
Sie auch dagegen, daß diese Beträge fÜr die 
Arbeitsplatzsicherung eingesetzt werden. (Abg. 
D�fm. G o r  t

.
o n : Die Anzahl der Regierungsmit­

glieder vernngern! - Abg. Dr. M u s  s i 1 : Falsche 
Konzepte im Budgetl) 

�ie können ja  das alles nicht widerlegen, 
me me sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Galerie ist noch verhältnismäßig voll, das alles, 
was Sie hier in den Raum setzen, wird doch von 
der Öffentlichkeit nicht ernst genommen. (Abg. 
G r a f :  Sind Sie sicher, daß Sie von der Galerie 
ernst genommen werden?) Ja, weil das kann 
bewiesen werden, sehr geehrter Herr Kollege 
Graf. 

47 Milliarden Schilling für Arbeitsplatzssi­
cherung! Sie haben das abgelehnt. (Abg. Dr. 
M u s  s i l :  Das ist eine ausgesprochene Clowne­
rie!) Wenn diese 47 Milliarden für die Arbeits­
platzsicherung auch falsch sind, dann bestätigen 
Sie, was ich gesagt habe. (Zwischenrufe.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Da soll ein bißchen Ruhe eintreten mit 
den Zwischenrufen. 

Abgeordneter Thalhammer (fortsetzend): 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
wol.lte nur einige Sätze zum Fremdenverkehr 
sagen. (Abg. Dr. B a u  e r :  Es hindert Sie niemand 
daran!) Doch, natürlich hindern Sie mich daran! 

Wir stehen nun fast am Ende eines Jahres, in 
dem eine zufriedenstellende Entwicklung im 
Fremdenverkehr verzeichnet werden kann. Das 
hat Herr Kollege Westreicher völlig vergessen 
zu erwähnen. Wir haben mit Ende Oktober 
98,2 Millionen übernächtigungen, das sind 
5,2 Prozent mehr, und wir haben 43,2 Milliarden 
Devisen eingenommen, um 13 ,9  Prozent mehr. 
Die Ausgaben von Osterreichern, die im 
Ausland ihren Urlaub konsumieren, sind natür­
lich auch gestiegen: 19,5 Milliarden. Aber der 
Saldo von 23,7 Milliarden Schilling wird wahr­
scheinlich das Handelsbilanzdefizit doch abdek­
ken, ganz abdecken. 

Meine Damen und Herren! Als es im Jahre 
1974 bedauerlicherweise einen Rückgang von 
2 , 6  Prozent gab , haben Sie der Regierung und 
dem Handelsminister die Schuld gegeben. Bei 
dieser erfreulicheren Entwicklung müßten Sie 
eigentlich applaudieren, aber Sie tun das nicht· 
Sie lehnen das Budget ja wieder ab. Sie stimme� 
genau dieselben Klagen wie jedes Jahr an. 

Nur - ich habe das auch schon im Ausschuß 
schon festgestellt -: Diese Klagen sind in 
Wirklichkeit auf dieses Haus beschränkt, Sie 
müssen das doch ein bißchen auch berücksichti­
gen. (Abg. Dr. M u s  si 1 :  Parlamentarische 
Reden können Sie nur im Parlament halten!) Die 
Fremdenverkehrswirtschaft ist nicht dieser Mei­
nung wie Sie und weiß die Förderung, die sie 
erhält, wohl zu schätzen, ich möchte das mit 
aller Deutlichkeit sagen. Die Fachleute schätzen 
die Situation sehr realistisch ein, nicht so, wie 
Sie das hier feststellen. 

Ich komme jedes Jahr zu einem Seminar, das 
im übrigen von der Bundeswirtschaftskammer 
abgehalten wird (Zwischenruf des Abg. Dr. 
M u s s i l )  - ich bin immer dabei, Herr General­
sekretär -, und da kann man sich schon sein Bild 
machen. Dort sind die Fachleute, die die 
Situation so sehen, wie sie wirklich ist. (Abg. Dr. 
M u s  s i 1 :  Ergebnisse haben die Seminare noch 
wenig gezeigt!) 

Heute sind wiederum die beredten Klagen 
gegen den Herrn Bundesminister hier vorgetra­
gen worden. Sie sind unberechtigt, ich sage das 
sehr deutlich, denn noch nie ist auf diesem 
Sektor soviel geschehen wie seit der Zeit, als der 
Herr Bundesminister das Amt übernommen hat. 
Ich möchte jetzt nicht auf Zahlen eingehen, weil 
ich schon eine gewisse Zeit mit anderen Dingen 
verbraucht habe. 

Aber noch nie,  und da möchte ich jetzt zum 
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Herrn Kollegen Westr�icher kommen, war ein 
Handelsminister in Sachen Fremdenverkehr so 
kooperativ wie der Herr Handelsminister Stari­
bacher. (Beifall bei der SPO.) 

Herr Westreicher hat hier einen Appell für 
eine Kooperation gerichtet. Sie findet ja schon 
seit fünf Jahren statt, eben weil es einen 
Handelsminister Staribacher gibt. Das hat es j a  
früher überhaupt nicht gegeben. (Beifall bei der 
SP(j.) 

Überhaupt, wenn man bedenkt - und das 
müßte wieder doch einmal in den Raum gestellt 
werden -, daß die Kompetenzen doch eher 
schwach sind, daß sich vor allem die Länder 
damit zu beschäftigen hätten. 

Und da komme ich gleich zu dem, was 
überhaupt die Förderung im Fremdenverkehr 
ist, wieviel es ist. Es ist ja nicht so, daß nur die 
Beträge, die in diesem Budget drinnen sind, für 
die Fremdenverkehrsförderung vorgesehen 
sind. 

Meine Damen und Herren! Das Land Ober­
österreich hat 1 974 etwa 43 Millionen Schilling 
für die Förderung des Fremdenverkehrs ausge­
geben, und wenn ich das multipliziere, komme 
ich ja zu ganz anderen Beträgen. (Abg. Dr. 
M u s  s i l :  Die haben ein Verständnis! Gott sei 
Dank!) Genau, Herr Dr. Mussil. Dazu noch 
8,7 Millionen Schilling für Werbung für den 
oberösterreichischen Fremdenverkehrsverband. 
Wenn man das alles zusammenzählt, so kommt 
man doch fast auf 1 Milliarde Schilling an 
jährlicher Förderung für den Fremdenverkehr. 
Man kann doch nicht sagen, daß hier nichts 
geschieht! In Kooperation wird das gemacht. 

Der Herr Kollege Stix - er ist nicht hier - hat 
zwei Aussagen gemacht. Die eine, daß es wohl 
gewürdigt wird, daß die Förderung erhöht 
worden ist - Sie haben nicht einmal das getan -, 
und die zweite, daß der Ansatz von 1 20 Mil­
lionen Schilling für die Fremdenverkehrs­
werbung nur ein Tropfen auf den heißen Stein 
wäre. 

Meine Damen und Herren! Das ist der Anteil 
des Bundes, der gesamte Ansatz für die 
österreichische Fremdenverkehrswerbung 
beträgt 200 Millionen Schilling, und das ist 
schon sehr viel mehr. Aber fragen Sie sich doch 
einmal, wo gibt es noch einen Wirtschaftszweig, 
der von Staats wegen solch große Beträge für 
seine Werbung bekommt? (Abg. Dr. M u s  s i 1 : 
Auch durch die Bundeskammer!) Das gibt es 
doch nicht. Und dann muß man noch sagen, daß 
auch diese Mittel in den letzten Jahren 
exorbitant und überproportional gestiegen sind. 

Ich höre nun vorn Herrn Kollegen Westreicher, 
daß er gewisse Sorgen hat hinsichtlich der 

Verbesserung der Betriebe. Ich habe das so 
aufgefaßt: Wenn man fördert, wird die Qualität 

. besser, und dann werden der Preis und die 
Kosten höhere und damit muß man teurer 
werden. Man muß sich schon entscheiden; will 
man Qualitätsverbesserung haben oder will man 
sie nicht haben. Die Zahlen jedenfalls, die bis 
zum Oktober vorliegen, die zeigen jedenfalls 
sehr deutlich, daß die Auslastung der Betriebe, 
die qualitativ hochstehend sind, besser ist als die 
der anderen. Das muß gesagt werden. Wir 
müssen uns also entscheiden, wenn eine 
Änderung gewünscht wird, muß man darüber 
reden. 

Meine Damen und Herren! Natürlich gibt es 
viele Probleme. Wo gibt es die nicht in der 
Wirtschaft? Wo gibt es sie nicht? Auch im 
Fremdenverkehr gibt es sie . Aber man kann es 
nicht so darstellen, als wenn alles schlecht wäre, 
als wenn alles schon am Zusammenbrechen 
wäre. Das stimmt ja nicht, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. Ich möchte eher sagen, daß 
das Gegenteil der Fall ist. 

Und nun kommt der Herr Kollege Westreicher 
zur Steuerbelastung. Das ist ja jedes Jahr 
dasselbe, es wird über die Steuerbelastung 
qesprochen. Ja , meine Damen und Herren, 
wissen Sie, daß als Ergebnis der Arbeitskreise, 
die auf Grund des Krisengipfels,  wie das 
bezeichnet wird, eingesetzt worden sind, etwa 
folgendes hier zum Ausdruck gekommen ist : Ein 
Vergleich der Abgabenbelastung der österrei­
chischen Fremdenverkehrsbetriebe mit jener 
der gleichen Betriebe in den Konkurrenzländern 
ist im Hinblick auf die Verschiedenheit der 
Steuersysteme in den einzelnen Staaten überaus 
schwierig. Er wäre überhaupt nur bei Vorliegen 
der kompletten Preiskalkulation möglich. Also 
so einfach, hier diesen Satz, hier j enen, wir sind 
stärker besteuert, das ist ein unzulässiger 
Vergleich. Ich möchte das mit aller Deutlichkeit 
feststellen. 

Aber noch etwas. In diesem Arbeitskreis 
wurde auch sehr deutlich - ich verzichte auf eine 
wortwörtliche Zitierung - festgestellt, daß es 
doch hinsichtlich unseres überproportionalen 
Förderungsbetrages für den Fremdenverkehr 
dort und da in den Nachbarländern ein biß ehen 
Kritik gibt und man in anderen Ländern der 
Meinung ist, daß diese übergroße Stützung die 
österreichischen Fremdenverkehrsbetriebe 
begünstigen würde. Das ist also, bitte sehr, auch 
zu berücksichtigen. 

Ich komme schon zum Schluß. Ich hätte mir 
noch mehr vorgenommen, es geht aber nicht, ich 
möchte meine Zeit nicht so überziehen und in 
Anspruch nehmen. Wir haben also, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, überhaupt keinen 
Grund, diese guten Maßnahmen, die der Herr 
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Bundesminister eingeleitet hat, zu kritisieren. 
Wir wünschen nur im Interesse der Fremdenver­
kehrswirtschaft, daß sie auch in den kommenden 
Jahren weitergeführt werden. Ich habe Ihnen 
schon voriges Jahr gesagt: Wenn Sie diesem 
Kapitel nicht die Zustimmung geben, so erwei­
sen Sie der österreichischen Fremdenverkehrs­
wirtschaft keinen guten Dienst. Ich kann das 
heute aus Überzeugung wiederholen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zu Wort gelangt der Herr 
Abgeordnete Neumann. 

Abgeordneter Neumann (ÖVP) : Hohes Haus! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Aus Zeitgrün­
den möchte ich mich mit meinen Vorrednern 
nicht so sehr am Anfang, sondern im Laufe 
meiner Ausführungen beschäftigen. Jetzt zu 
Beginn möchte ich nur eines sagen zu dem, was 
mein Vorredner hier verbreitete: Dieses Budget 
1976,  das stellt schon in verschiedener Hinsicht 
einen besonderen Rekord dar , allerdings keinen 
Rekord - so wie er das behauptete - bei den 
Ausgaben für den Fremdenverkehr. Für den 
Fremdenverkehr steht für das Jahr 1976 mit der 
Erhöhung der Mehrwertsteuer von 16 auf 
1 8  Prozent keine Hilfe, sondern eine neuerliche 
Belastung im Raum. Das ist zum ersten. Als 
zweites stellt dieses Budget auch keinen Rekord 
dar, wie es Thalhammer behauptete, für die 
Sicherung der Arbeitsplätze. Aber darauf werde 
ich noch zurückkommen. 

Dieses Budget 1976 stellt jedoch,  Hohes Haus, 
sehr geehrte Damen und Herren, einen besonde­
ren Rekord dar, was das Defizit anbelangt. Es ist 
das Budget mit dem höchsten Defizit seit 1945. 
Jede Woche eine Milliarde Abgang und insge­
samt bekanntlich 52 Milliarden Schilling. Die 
Größe der Finanzkrise,  in der wir uns nach fünf 
Jahren Sozialismus in Österreich befinden, geht 
daraus so richtig hervor und kann man daraus im 
vollen Umfang ermessen, wenn man bedenkt, 
Herr Abgeordneter Thalhammer, daß der heu­
tige Herr Bundeskanzler im Jahre 1 968 ein 
Budgetdefizit zwischen 7 und 8 Milliarden - also 
ein Siebentel des heutigen - als einen wirt­
schaftspolitischen Wahnsinn bezeichnet hat. 
Und dieser wirtschaftspolitische Wahnsinn wird 
in diesen Tagen - wie das von meinem 
Vorr�dner geschehen ist - als großer Erfolg in 
die Öffentlichkeit hinausposaunt. 

Herr Abgeordneter Thalhammer! Es ist auch 
nicht richtig, daß in diesem Jahr 1 976 für die 
Investitionen und damit eben für die Sicherung 
der Arbeitsplätze soviel geschehen würde, wie 
Sie hier gesagt haben. Sie wissen genau, daß 
bereits 86 Prozent des Budgets - das sind 
185 Milliarden - durch die Budgetstarrheit 
dieser Regierung gebunden sind und daß nur die 

restlichen Beträge für Investitionen zur Verfü­
gung stehen. 

Trotz des hohen Defizits wird nicht, wie Sie, 
Herr Kollege Thalhammer, behauptet haben, im 
Jahre 1976 mehr für die Sicherung der Arbeits­
plätze investiert, sondern wiederum weniger 
getan auf diesem Gebiet. Sie haben einige 
Beispiele angeführt, das heißt, Sie haben uns nur 
die Tabelle hingezeigt, ohne das herunterzule­
sen. Ich möchte Ihnen hier dabei helfen. Es wird 
weniger investiert beim so wichtigen Straßen­
bau um 7 ,5 Prozent, und ganz Österreich weiß 
es, daß sich nicht zuletzt dadurch die Bauwirt­
schaft in einer besonderen Krise befindet. Es 
wird weniger investiert, und zwar um ein Drittel 
beim Schulbau gegenüber dem Rechnungsab� 
schluß des Jahres 1975,  bei der Bundesbahn, bei 
den Krankenanstalten, beim Gesundheitswesen. 
Insgesamt werden - im Gegensatz zu Ihren 
Behauptungen, Herr Abgeordneter Thalhammer 
- im Jahre 1 976 um 10 Milliarden Schilling 
weniger investiert als 1 975 .  Wenn man noch die 
Teuerungsrate dazurechnet, dann kann man sich 
ausrechnen, nicht wie viel, sondern wie wenig 
Impulse von diesem Budget für die Belebung der 
Wirtschaft und für die Sicherung der gerade 
gegenwärtig so bedrängten und so bedrohten 
Arbeitsplätze ausgehen werden. Das möchte ich 
zu Ihren Ausführungen, Herr Abgeordneter 
Thalhammer, festgestellt haben. (Beifall bei der 
OVP.) 

Dieses Budget 1 976 stellt noch in einer dritten 
Hinsicht einen besonderen Rekord dar, etwas 
Besonderes, etwas Einmaliges, nämlich in der 
Unterbudgetierung. Das Defizit, das wöchent­
lich eine Milliarde beträgt, wäre noch um vieles 
höher, würde mindestens 70 Milliarden ausma­
chen, wenn man nicht auf allen Gebieten diesen 
Trick der Unterbudgetierung anwenden würde. 
Viele Beispiele der Unterbudgetierung wurden 
bereits angeführt. Beim Kapitel Soziales um 
4 Milliarden Unterbudgetierung, bei den Beam­
tenbezügen kein Groschen, Unterbudgetierung 
zwischen 3 und 4 Milliarden; bei den landwirt­
schaftlichen Preisausgleichen fehlen Hunderte 
Millionen, beim Bergbauernsonderprogramm 
würden allein auf Grund der Berechnungen der 
Regierung für die Auszahlung der Bergbauern­
zuschüsse 150 Millionen notwendig sein, im 
Budget sind lediglich 50 Millionen enthalten. 

Es ergibt sich überhaupt die grundsätzliche 
Frage : Wir behandeln hier seit Wochen ein 
Budget, das nicht stimmt. Wir müßten eigentlich 
als Konsequenz daraus dieses Budget rückver­
weisen und dem Herrn Finanzminister sagen : 
Stellen Sie es richtig, beseitigen Sie diese 
Unterbudgetierung, setzen Sie die richtigen 
Ziffern ein, und legen Sie es uns dann wieder 
vor , wenn die Rechnung wirklich stimmt. Das 
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müßte eigentlich die Konsequenz aus dieser 
Unterbudgetierung sein. (Beifall bei der ÖVP.j 

Eine solche Unterbudgetierung liegt auch im 
Bereich des Kapitels Handels vor, und mit der 
möchte ich mich in meinem Budgetbeitrag 
befassen. Es ist das die Bergbauförderung 1976. 
Für diese Bergbauförderung scheinen lediglich 
68,4 Millionen Schilling auf, obwohl im Jahre 
1 975 für den Bergbau Österreichs, der im Lichte 
der internationalen Energiekrise zu neuer 
Bedeutung gelangt ist, 250 Millionen Schilling 
verwendet werden mußten. Und auch diese 
250 Millionen waren ein Tropfen auf den heißen 
Stein. Es konnte vieles nicht finanziert werden. 
Es konnten viele Verluste usw . nicht abgedeckt 
werden, und es mußten trotz dieser 250 Millio­
nen in diesem Jahre 1975 zwei gewichtige 
Kohlenbetriebe , und zwar der Franzschacht in 
meinem Heimatbezirk sowie Pölfing-Bergla an 
der jugoslawischen Grenze bedauerlicherweise 
geschlossen werden. Es werden im Jahre 1 976 
um über 300 Bergleute weniger Beschäftigung 
finden als 1 975. 

Als ich den Herrn Handelsminister im 
Finanzausschuß nach dem Grund dieser so 
skandalösen Unterbudgetierung gefragt habe -
und das ist überhaupt die Ursache meiner 
Wortmeldung -, da gab er mir wortwörtlich zur 
Antwort: Wir können jetzt noch nicht annähernd 
sagen, wieviel tatsächlich gebraucht wird. -
Eine Antwort, die wir jetzt sehr häufig von den 
verschiedenen Regierungsmitgliedern hören. 

Herr Handelsminister, Sie wissen also nicht, 
was dieser Bergbau, dieser wichtige, durch 
nichts zu ersetzende heimische Energieträger im 
Jahre 1 97 6  brauchen wird. Sie wissen es nicht, 
obwohl in der Regierungserklärung, in der 
Budgetrede und bei anderen Anlässen immer 
wieder im Zusammenhang mit der internationa­
len Energiekrise von der großen Bedeutung 
heimischer Energie gesprochen wird. Sie wissen 
es nicht, obwohl Sie die Erfahrungen aus den 
letzten Jahren hätten sammeln können, obwohl 
Sie bereits fünf Jahre der verantwortliche 
Ressortleiter auch für die Gewährung der 
Bergbauförderung sind. (Der Präsident über­
nimmt wieder den Vorsitz.) 

Herr Minister, Sie stellen sich also unwissend 
in dieser wichtigen energiepolitischen Frage. 
Ich glaube, es wäre gescheiter, wenn Sie 
weniger Energie für preisdirigistische Gesetze ,  
die , wie wir vom Vorredner, dem Abgeordneten 
Gassner, gehört haben, diesem Land ohnedies 
nichts bringen, und mehr Energie für eine 
bessere Energiepolitik in diesem Lande aufwen­
den würden. Das möchte ich dazu festgestellt 
haben. 

Herr Minister, wenn Sie von Haus aus nicht 

wissen, was für die Förderung der heimischen 
Energie notwendig ist, dann muß ich Sie fragen: 
Ja lesen Sie nicht einmal den eigenen Energie­
plan, der von dieser Regierung endlich beschlos­
sen wurde? In diesem Energieplan steht alles 
drinnen. Es ist ein sehr ausführliches und 
gewichtiges Dokument. Es stehen auch die 
Ziffern, die für die Beträge Bergbauförderung 
1 97 6  notwendig wären, drinnen. Es scheint 
tatsächlich so zu sein, daß Sie diesen Energie­
plan nicht kennen, denn Ihre Energiepolitik ist 
in vielen Punkten - ich habe die Bergbauförde­
rung 1976 angeführt - konträr zu dem von der 
Regierung beschlossenen Energieplan. Wie 
links diese Regierung, die so viel von Planwirt­
schaft spricht, diesen Energieplan, der auch von 
sozialistischen Betriebsräten durch Jahre gefor­
dert wurde, liegen läßt, das geht daraus hervor, 
daß dieser Energieplan dem Parlament bis heute 
nicht zugewiesen wurde. Die österreichische 
Volksvertretung hatte bis heute keine Gelegen­
heit, diesen Energieplan und damit die Energie­
politik der Regierung zu diskutieren, zu behan­
deln und eben auch, wo es notwendig ist, zu 
kritisieren. 

Ein zweites Beispiel, Hohes Haus, wie 
widerspruchsvoll die Energiepolitik unseres 
Handelsministers und dieser Regierung ist. Es 
wurde heute von Vertretern der Regierungspar­
tei Kritik geübt, daß das Energiesicherungsge­
setz, diese internationale energiepolitische Ver­
pflichtung, noch immer nicht vom Parlament 
behandelt und beschlossen wurde. Ja das ist 
nicht so tragisch, Hohes Haus, sehr verehrte 
Damen und Herren! Aber etwas anderes ist mehr 
als bedauerlich im Zusammenhang mit diesem 
Energiesicherungsgesetz. Es sieht nämlich die 
Schaffung von Energievorräten in bestimmten 
Fristen bis zu 90 Tagen vor und hiefür sind sehr 
viele finanzielle Mittel erforderlich. Für Ener­
gievorräte und Nahrungsmittelvorräte im 
gesamten befindet sich jedoch im Budget 1 976 
lediglich eine Erinnerungspost von 2000 S. 

Ja, Herr Minister, damit machen wir uns 
international mehr als lächerlich, das ist weit 
bedauerlicher als die Tatsache, daß dieses 
wichtige Gesetz vom Parlament noch nicht 
beschlossen wurde. 

Das ist auch die Ursache - und das wurde 
komplett negiert -, daß die Landeshauptleute­
konferenz einstimmig - also auch die sozialisti­
schen Landeshauptleute - dieses Energiesiche­
rungsgesetz als nicht zielführend abgelehnt hat. 
Man sieht also die Widersprüchlichkeit zwi­
schen Energiesicherungsgesetz, Energieplan 
und dem Handeln der derzeitigen österreichi­
schen Bundesregierung. 

Abschließend, Herr Minister, möchte ich, da 
Sie es anscheinend nicht wissen und da Sie den 
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Energieplan nicht zur Grundlage Ihres HandeIns 
machen und auch das Energiesicherungsgesetz 
in finanzieller Hinsicht nicht befolgen, mit Ihnen 
errechnen, wieviel an Bergbauförderungsmit­
teln 1976, also für diesen wichtigen Teil der 
Energiepolitik, erforderlich ist, und zwar anhand 
des Energieplanes. 

Auf Seite 165 befaßt sich der Energieplan mit 
den Verlusten der österreichischen Bergbauun­
ternehmungen. Sie betragen 1 976 203,4 Millio­
nen; dem steht gegenüber ein Budgetansatz von 
68,4 Millionen. Nicht einmal ein Drittel der 
Verluste der Unternehmungen kann mit diesem 
Betrag abgedeckt werden! Das ist wirklich ein 
Skandal, dieser geringe Ansatz ist ein Spott im 
Lichte der großen Bedeutung und auch der 
großen Probleme, in denen sich die heimische 
Energiewirtschaft befindet. 200 Millionen wären 
also allein schon für die Verlustabdeckung 
notwendig. 

Dann das zweite: die Erschließung neuer 
Energiequellen, neuer Kohlengruben. Wir 
haben hier in unserer Region, Zangthal-Un­
terflöz, einen Kostenpunkt von 84 Millionen, 
und hiefür wurden bis jetzt erst 42 Millionen 
Bundes bergbauförderungsmittel gewährt. 

Nun kommt es aber, und das ist auch die 
Ursache meiner Wortmeldung. Im Zuge der 
Prospektionen wurden in unserer weststeiri­
schen Region im heurigen Jahr 35 Millionen 
Tonnen Kohlen gefunden. Diese Erforschung ist 
abgeschlossen, die Kostenvoranschläge für die 
Erschließung dieser neu gefundenen Kohle 
liegen seit dem Frühjahr im Bundesministerium 
für Handel, Gewerbe und Industrie vor: sie 
belaufen sich auf 700 Millionen Schilling, und 
es ist eine fünf jährige Abbauzeit vorgesehen. 
Aber bis heute, bis zur Stunde wurde für diese 
wichtigen Erschließungsarbeiten dieser 35 Mil­
lionen Tonnen kein einziger Schilling an 
Bundesbergbauförderungsmitteln zur Verfü­
gung gestellt. Kein einziger Schilling für die 
Erschließungsarbeiten! Die Erschließungsarbei­
ten müssen begonnen werden, sie können aber 
nicht begonnen werden, weil die Unternehmun­
gen noch immer auf die Zuweisung der 
Bergbauförderungsmittel vom Ministerium 
warten. 

Bis zur Stunde wurde also kein einziger 
Groschen zugewiesen, obwohl hier sehr großzü- .  
gige Zusagen gemacht wurden. Der Herr 
Bundeskanzler erklärte bei einem Besuch, wo 
die Hälfte der Bundesregierung in unserer 
Region gewesen ist, daß allein für die Neuer­
schließung wichtiger Energiequellen 100 Mill­
ionen reserviert sind. Wo sind sie, frage ich 
mich. Wo sind sie, fragt unsere Region, die sich 
nach fünf Jahren Sozialismus in allergrößten 
Schwierigkeiten befindet, die höchste Arbeitslo-

senziffer der Republik aufweist. Und wo sind sie , 
fragen sich natürlich auch die Bergleute, wo 
insbesondere die Leute von der Zentralwerk­
stätte sehnsüchtigst darauf warten, daß mit 
dieser Erschließung begonnen wird, weil sie 
sonst das Heer der Arbeitslosen in unserer 
Republik noch vergrößern würden. 

Aber für das alles, für die so wichtige 
Förderung der heimischen Energie hat diese 
Regierung kein Geld. Wir haben dafür kein 
Verständnis. Wir haben dafür kein Verständnis, 
erstens weil die Förderung der heimischen 
Energie sehr bedeutend ist, und zweitens, weil 
wir sehen müssen, wie sehr die Regierung bei 
anderen Dingen das Geld beim Fenster hinaus­
wirft. 

Hier möchte ich auch zu den Ausführungen 
meines Vorredners, des Abgeordneten Thalham­
mer, Stellung nehmen. Beispielsweise beträgt 
das Defizit der Bundestheater, das jährlich 
sprunghaft steigt, 1976 bei 835 Millionen, das 
Defizit der Bundesbahnen bei 12 Milliarden. Für 
ein einziges Bürogebäude, für die UNO-City, die 
dann zur Hälfte leerstehen wird, gibt diese 
Regierung 25 Milliarden Schilling aus. Oder 
beispielsweise für Repräsentationsausgaben 
und für Propagandamittel der Regierung, die 
jährlich etwa bei 50 Millionen Schilling betra­
gen, gibt man fast so viel aus , wie die 
Budgetansätze für das Jahr 1976 für die so 
gewichtige österreichische Bergbauförderung 
ausmachen. (Abg. Li b a I ;  Stimmt ja nicht! 
Stimmt überhaupt nicht!) 

Daraus sieht man also sehr deutlich, es 
brauchen nicht die Ausgaben erhöht werden, es 
braucht nicht das Defizit erhöht werden, wie uns 
das sofort unterstellt wird von der Regierungs­
partei, wenn wir von der Opposition Forderun­
gen in den Raum stellen, sondern Hohes Haus, 
sehr verehrte Damen und Herren, diese Ver­
schwendungspolitik, die möge - und das ist 
unsere Alternative - beendet werden. Dann wird 
es wieder mehr Gelder für wichtige Investitio­
nen am Schulsektor, am Energiesektor, bei den 
Straßen und Wohnungen, dann wird es wieder 
mehr Geld für die Finanzierung von wichtigen 
Lebensfragen in diesem Lande geben. (Beifall 
bei der (jVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Blenk. 

Abgeordneter Dr. Blenk (ÖVP) : Herr Präsi­
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Österreich befindet sich in der längsten und 
schwersten Rezession seit dem Ende des zweiten 
Weltkrieges. Diese Feststellung ist heute bereits 
Allgemeingut. Sie ist nicht deswegen Allge­
meingut, weil etwa, wie das jahrelang oder 
zumindest die letzten zwei,  drei Jahre von der 
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Regierungspartei immer wieder gesagt wurde, 
die Österreichische Volkspartei mit größter 
Sorge auf die Entwicklung hingewiesen hat -
mit der Folge, daß man sie als Nestbeschmutzer 
und Kassandra bezeichnet hat -, sondern sie ist 
deswegen Allgemeingut, weil die Daten und die 
Fakten all dem, was wir seit Jahren aufzeigen 
und vorschlagen, recht gegeben haben. 

Wenn man heute, meine Damen und Herren, 
einigen Herren Rednern der Regierungspartei 
zugehört hat, dann hat man den Eindruck, daß es 
- entgegen den Zahlen und Daten - bei uns doch 
eigentlich recht gut ausschaut. Leider scheint es 
so zu sein, man rechnet immer noch damit, mit 
Zahlen alles machen zu können, wenn man sie 
nur behauptet. 

So hat der Abgeordnete Mühlbacher etwa 
gemeint, Österreich habe nach wie vor noch die 
geringste Arbeitslosigkeit der letzten Jahre. Ich 
möchte dazu nur etwas sagen, das in dieser 
Debatte sehr oft vergessen wird: Es ist ja nicht 
so, daß man irgendeinen Höchstwert eines 
Jahres vor 1 970 mit den Durchschnittswerten der 
letzten Jahre vergleichen darf. Ich weise darauf 
hin, daß mit 1 .  Jänner dieses Jahres unter 
anderem die Arbeitszeitverkürzung eingetreten 
ist, die, grob gesagt, einem Ersatz von 130.000 
Arbeitskräften gleichkommt. Wenn wir die 
effektive Arbeitszeit vielleicht so werten, daß 
wir 60 Prozent davon als tatsächlichen Arbeits­
ausfall werten, dann kommt das immer noch 
einer Minderbeschäftigung oder Minderarbeit 
für 80.000 Beschäftigte gleich. Das müssen wir 
auch überlegen. 

Wir müssen weiter überlegen, daß wir 
gegenüber dem Vorjahr etwa rund 30.000 
ausländische Gastarbeiter weniger haben, daß 
weiters etwa die Karenzurlauberinnen heraus­
gefallen sind. Das kommt dazu. 

Die Summe dieser Betrachtung ist schlicht 
und einfach eine Zahl von 120.000 Arbeitslosen 
oder - sagen wir - weniger zur Verfügung zu 
stellende Arbeitsplätze ,  die man bei der 
Betrachtung der sehr hohen Arbeitslosenquote 
sicherlich mitberücksichtigen muß. Wenn trotz­
dem die Prognosen für das kommende Jahr mit 
einem durchschnittlichen Arbeitslosenanteil von 
80.000 bis zu 100.000 Personen rechnen, dann 
möchte ich Sie fragen, ob das noch eine 
besonders gute Situation ist. (Zwischenruf des 
Abg. Wi l l e . )  

Herr Abgeordneter Wille! Ich bin bereits bei 
Ihnen. Sie haben unter anderem gesagt: Na, in 
der Inflation sind wir ja immer groß, wenn wir 
die europäischen Vergleiche heranziehen. In der 
Inflation sind wir noch unter der europäischen 
Inflationsrate. 

Ich glaube, es stehen Ihnen die letzten Werte 

nicht zur Verfügung. Die Bundesregierung hat ja 
einen sehr netten neuen Trick, möchte ich 
sagen, erfunden. Man spricht jetzt nicht mehr 
von Inflation oder Stabilität, man spricht von 
"relativer Stabilität" .  Das ist bekannt. Man 
meint damit: Sicherlich sind wir nicht stabil in 
unserer Preisentwicklung, aber die "relative 
Stabilität' · bedeutet, daß wir uns nur etwa 
gemeinsam mit unseren Haupthandelspartnern 
Deutschland und Schweiz betrachten können. 

Herr Abgeordneter Wille ! Ich bringe Ihnen die 
letzten Zahlen gerade dieser Haupthandelspart­
ner im Bereiche Inflationsrate zur Kenntnis. Der 
September 1975 weist aus : Für die Bundesrepu­
blik Deutschland eine Inflationsrate von 6 , 1 Pro­
zent, für die Schweiz eine solche von 5,4 Pro­
zent, für Österreich eine solche von - wie Sie 
wissen - 8 ,7  Prozent. Ich sage das mit der kurzen 
Bemerkung: Wir liegen also rund 50 Prozent 
über unseren "relativen" Vergleichspartnern. 

Der Herr Abgeordnete Thalhammer hat einige 
Betrachtungen angestellt, die höchst bemer­
kenswert sind. Er hat zum Beispiel gesagt, die 
Steuersenkungen hätten uns acht Milliarden an 
Mehreinkommen für die Unselbständigen 
gebracht. Er hat aber vergessen hinzuzufügen, 
daß die Steuerquote bei allen Einkommen der 
Unselbständigen von 1 ,7  auf 2 ,8  angestiegen ist, 
oder anders beziehungsweise vereinfacht 
gesagt, daß der Anteil der Lohnsteuer an den 
Gehältern und Löhnen gewachsen ist, und zwar 
nicht nur absolut, was selbstverständlich ist, 
sondern gewaltig relativ. Auch das muß man 
dazu sagen. 

Dann hat er noch etwas gesagt, auf das ich 
dann noch kurz eingehen werde, weil es 
nämlich sehr bezeichnend für die grundsätzliche 
Einstellung dieser Regierung zu dem ist, was 
hier heute schon mehrfach als Unternehmer­
feindbild bezeichnet wurde. Ich würde anders 
sagen: Zur grundsätzlichen Einstellung dieser 
Regierung zum privaten Unternehmertum und 
zur privaten Wirtschaft schlechthin. 

Er hat eine Zahl genannt, die ich zumindest in 
dieser Form nirgends verifizieren konnte und 
könnte. Er hat gesagt, von allen Insolvenzen des 
letzten Jahres - ich darf dazu sagen, daß vom 
Jahre 1973 auf 1974 die Konkurse und Ausglei­
che in ganz Österreich noch um fast 40 Prozent 
angestiegen sind - seien 81 Prozent durch 
Verschulden der Unternehmer zustande 
gekommen. 

Herr Abgeordneter Thalhammer! Erstens gibt 
es keine Verschuldenstatistik im Insolvenzbe­
reich. Das ist Ihnen vielleicht bekannt. Zum 
zweiten paßt das genau in jene Kategorie von 
Beurteilungen und von Argumenten, die auch 
der Herr Bundeskanzler immer gerne vorzutra-
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gen beliebt. Ich weiß schon, warum. Auf eine 
schriftliche Frage: Wie groß war denn die Zahl 
der Insolvenzen im letzten Jahr?, sagt er, bevor 
er mitteilt, so und so groß, und die Rekordziffern 
anführt, aber zunächst sei festzuhalten, daß das 
natürlich nicht eine Schuld der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik oder gar dieser Regierung ist, 
sondern - und dann sagt er fast wörtlich - diese 
ganzen Insolvenzen seien fast ausschließlich auf 
Versagen der Unternehmer, auf fehlende Mana­
gementqualitäten, auf übertriebenen Lebens­
standard, kurzum auf einen Unternehmertyp 
zurückzuführen, den wir - das ist natürlich die 
Konsequenz - mit Recht ablehnen. 

Damit kommen Bundeskanzler Kreisky und 
seine Partei - ich komme jetzt schon in die 
Kernfrage dessen, was ich sagen will - natürlich 
schon sehr konsequent in das hinein, was etwa 
die ganze Einstellung zur sozialen Marktwirt­
schaft anbelangt, zum freien Unternehmertum, 
zur privaten Wirtschaft. Er sagt etwa: Die Krise, 
in der wir heute stehen - die größte und längste 
Rezession seit 1945, das ist unbestritten -, ist 
primär eine Krise des Wirtschaftssystems - und 
er sagt natürlich dazu : des Unternehmers. 

Meine Damen und Herren! Ich sage Ihnen 
eines: Die Gesellschaftspolitik ist für diese 
Regierung - das wird ja nie bestritten - der 
Angelpunkt aller ihrer überlegungen und 
Maßnahmen. Es wurde heute schon von Kolle­
gen meiner Fraktion darauf hingewiesen, mit 
welch brachialer Unverschämtheit, möchte ich 
fast sagen, man überall dort, wo man nicht die 
Zustimmung der Opposition und damit rund der 
Hälfte des Volkes und dieses Parlaments erhält, 
Auswege sucht und sagt: Wir werden euch schon 
helfen! 

Ich habe hier das sozialistische Parteipro­
gramm vom Jahre 1958, das immer wieder zitiert 
wird. Ich empfehle jedem, der fragt: Warum 
kommt denn das?,  hier gelegentlich einen Blick 
hineinzutun, wo es - Herr Abgeordneter Heindl, 
Sie wissen es wahrscheinlich - etwa heißt: 

Die neue Wirtschaftsordnung, die wir anstre­
ben, ist eine Wirtschaftsordnung, in der die 
Produktionsmittel unter der Kontrolle des Staa­
tes stehen. Die Kontrolle erfolgt möglichst durch 
Vergesellschaftung, heißt es dann. Und jetzt 
kommt eine sehr beruhigende Abgrenzung: 
Nicht vergesellschaften werden wir all die 
Unternehmen, die etwa Einmannbetriebe sind 
oder dIe das Produktionsmaterial für die eigene 
Arbeit brauchen. 

Es wird hier im Jargon des Kommunistischen 
Manifestes, wie ich hier schon mehrmals 
behauptet habe, etwa von einer unglaublichen 
Abhängigkeit des Arbeitenden von den Kapita­
listen gesprochen. Damit meint man offenbar die 

mittelständische private Wirtschaft, die es 
aufzuheben gelte. 

Das ist also ein Konzept, das es - das behaupte 
ich - dieser Regierung unmöglich macht und 
vielleicht nicht einmal wünschenswert erschei­
nen läßt, tatsächlich jene Maßnahmen zu 
ergreifen, die in der jetzigen Phase notwendig 
wären. 

Wir haben Prognosen über die kommende 
Wirtschaftsentwicklung vorliegen. Wir wissen: 
Das Institut für Wirtschaftsforschung, das Institut 
für höhere Studien haben für das kommende 
Jahr Prognosen vorgelegt, die sehr wenig 
erfreulich sind. Nur eines haben sie nicht getan: 
Sie haben nämlich nicht das getan, was zum 
Beispiel jedes Institut in Deutschland, was der 
Sachverständigenrat in Deutschland selbstver­
ständlich tut, weil . er nämlich dazu aufgefordert 
ist und es ihm nicht verboten ist, nämlich 
Empfehlungen darüber auszusprechen, was zu 
tun ist. 

Die Folge davon, daß alle unsere Prognosen 
immer sagen: Sofern das eintritt, was wir 
glauben - weil man ja nie weiß, was diese 
Regierung tut, die Folge davon ist, daß die 
besten unserer Wirtschaftsprognostiker, wie wir 
alle wissen, jedes Vierteljahr ihre Studien neu · 
überdenken und neu formulieren müssen. 

Die deutsche Wirtschaftspolitik bzw. Regie­
rungspolitik zum Beispiel, von der ich eben jetzt 
an Hand der Inflationsraten bewiesen habe, daß 
sie sehr wohl in der Lage war, die Entwicklung 
zusehends in den Griff zu bekommen, geht etwa 
von ganz anderen Grundsätzen aus als wir, nicht 
von Grundsätzen einer solchen Unternehmens­
und Privatwirtschaftsfeindlichkeit, wir wir sie 
haben. 

Meine Herren von der Linken! Herr Handels­
minister Staribacher! Ich wäre sehr froh, wenn 
Sie hier eine gewisse geistige Anleihe bei Ihren 
Nachbargesinnungsgenossen in Deutschland 
nähmen. 

So hat beispielsweise der deutsche Bundesmi­
nister Friderichs - das ist erst vor drei Monaten 
gewesen - unter dem Titel , ,Die Lohnquote darf 
nicht mehr steigen" gemeint, das unaufhaltsame 
Wachstum der Lohnquote in der Bundesrepublik 
während der letzten Jahre habe dazu geführt, 
die notwendigen Beträge für Investitionen nicht 
mehr verfügbar zu machen. 

Oder: Der deutsche Bundeskanzler Schmidt 
hat persönlich als sozialistischer Regierungschef 
gemeint: Es geht eben nicht mehr so weiter. Wir 
können nicht die Realeinkommen ständig 
steigen lassen. Die Arbeitnehmer müssen an 
Erträgen der Unternehmen interessiert sein, 
damit diese Gewinne investiert werden können, 
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um die Produktion ausweiten zu können und 
damit die Arbeitsplätze zu sichern. 

Das sind überlegungen, die wir unseren 
Politikern wünschen würden. Herr Handelsmi­
nister! Sie wissen ja, daß auch Ihr früherer 
Gewerkschaftskollege, der jetzige Generaldi­
rektor der Nationalbank Dr. Kienzl, in seinem 
neuesten Buch "Gesellschaft am Wendepunkt" 
ähnliche sehr, sehr mahnende Worte gesprochen 
hat. Nur die Regierung hat offenbar nil!ht die 
Bereitschaft oder nicht die Möglichkeit, dem zu 
folgen. 

In Deutschland hat Friderichs, als die IG-Me­
tall 8 Prozent Lohnforderungen gestellt hatte, 
etwa gemeint: Meine Herren! Die Forderung 
von 8 Prozent ist nicht in Einklang zu bringen 
mit der Notwendigkeit eines fundierten Auf­
schwungs. (Abg. Ha b e r 1 ;  Gassner hat etwas 
anderes gesagt!) 

Wie schaut es bei uns aus? Meine Herren! Ich 
sage Ihnen nur: Wir können heute nicht mehr so 
weitermachen. Ich bin überzeugt, daß Kollege 
Gassner einer konzertierten, wie wir es immer 
vorgeschlagen haben, einer gemeinsam paktier­
ten Gesamtwirtschafts- und damit auch Sozial­
politik absolut die Zusage geben würde. Denn 
wir haben seinerzeit - das ist gar nicht lange her 
- auch in unserem Wahlprogramm einen 
Sozialpakt angestrebt, in dem wir alles einge­
bunden wissen wollten, einschließlich einer 
sinnvollen und in diesem Sinne · zweifellos 
restriktiven Lohnpolitik. Wir haben das ja 
vorgeschlagen. Bei uns wissen wir, daß man 
heute ungebremst und ungetadelt von der 
Regierung, die ja eigentlich dafür zuständig 
wäre, Lohnforderungen von 1 8  und mehr Prozent 
als Selbstverständlichkeit wertet. 

Herr Bundesminister! Leider sind Sie ja nicht 
zuständig, Sie sind zwar Wirtschaftsminister, 
aber die Wirtschaftspolitik wird anderswo, 
wahrscheinlich wie alles primär halt doch beim 
Chef der Regierung, wahrscheinlich auch beim 
Finanzminister, ich hoffe aber, doch auch von 
Ihnen, gemacht. 

Diese ganze Entwicklung der letzten Jahre 
hat gezeigt, daß wir das Bruttonationalprodukt 
ständig überfordern. Das ist heute in unseren 
Nachbarländern eine selbstverständliche 
Erkenntnis. Bei uns, Herr Bundesminister, habe 
ich das noch von keinem Politiker erwähnen 
gehört. 

Ihre Rolle, Herr Bundesminister - darauf 
möchte ich auch noch kurz zu sprechen kommen 
-, beschränkt sich offenbar darauf, sich mit 
Preispolitik und Preisproblemen herumzuschla­
gen, wobei ich hier ganz offen sagen muß - Herr 
Bundesminister, die "AZ" von gestern ist der 
schlagendste Beweis für diese wenig erfreuliche 

These -: Sie sollten es nicht so machen, daß Sie 
immer dann, wenn Preise hinaufgehen, sagen, 
das sei nicht nötig. Sie wissen, daß sie 
hinaufgehen müssen. Wir alle wissen - ich hoffe, 
wir in diesem Hohen Hause; leider weiß es nicht 
die ganze Bevölkerung -, daß ein Preis nicht ein 
Willkürprodukt irgendeines wildgewordenen 
Unternehmers, sondern ein Element einer 
ganzen Anzahl und Unzahl von Kostenelemen­
ten und sonstigen Faktoren ist. Wenn aber 
Preiserhöhungsnotwendigkeiten bestehen, dann 
sagt die Regierung - Herr Bundesminister, Sie 
an erster Stelle -: Das ist nicht nötig, oder, wie es 
in der "AZ" gerade bei den Bezinpreis- und 
Olpreisproblemen der Fall war: Die Unterneh­
mer wollen . . .  ! Jeder sagt: Ach, diese 
Unternehmer! - Das paßt in das Unternehmer­
bild dieser Regierung, möchte ich dazu sagen. 

Dann, wenn der Herr Bundesminister schon 
weiß - diesen Vorwurf kann ich Ihnen nicht 
ersparen -, daß es natürlich dazukommt, hat er 
etwa statt der 10 Prozent 8 Prozent genehmigt, 
weil er es ja muß, aber er hat dann nicht etwa 
Preise miterhöht, nein, er hat der Bevölkerung 
2 Prozent geschenkt! 

Herr Bundesminister! Das ist eine Politik, die 
optisch, finde ich, einfach falsch ist, die genau in 
das hineinpaßt, was Herr Abgeordneter Han­
reich mit dem Inserat "Staribacher senkt die 
Preise für Fernsehapparate " meinte. Die Preis­
senkungen gehen allemal noch auf Kosten des 
Herrn Handelsministers, die Preiserhöhungen 
natürlich auf Kosten der Unternehmer! 

Das ist eine glatte mißbräuchliche Irreführung 
der gesamten Bevölkerung. Damit wird natür­
lich und gewollt - Herr Bundesminister, das 
behaupte ich an Hand der Unterlagen, die wir 
hinreichend zur Verfügung haben - propagandi­
stisch die Marktwirtschaft diffamiert,damit wird 
das Unternehmerbild in der Bevölkerung ganz 
systematisch demontiert mit dem Ergebnis und 
der sicheren Konsequenz, daß damit eben 
Gesellschaftspolitik im Sinne Ihrer Parteipro­
gramme, im Sinne Ihrer mehrfachen Ankündi­
gungen gemacht wird. 

Ich möchte zum Schluß, Herr Bundesminister, 
noch ein Problem anschneiden, weil mir dies 
einfach als Vorarlberger Abgeordneten notwen­
dig erscheint. Das ist ein Problem, bei dem Sie 
sich, glaube ich, leider auch nicht entsprechend 
verwendet haben, denn immerhin werden alle 
Gesetze auch im Ministerrat mit Ihrer Stimme 
beschlossen. 

Morgen wird hier in diesem Hohen Haus das 
Abgabenänderungsgesetz behandelt. In der 
Umsatzsteuerregelung ist unter anderem auch 
vorgesehen, daß - angeblich im Interesse der 
Verwaltungsvereinfachung - die Verkäufe über 
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die Grenze dann nicht mehr umsatzsteuerfrei 
sein sollen, wenn der Gesamtbetrag der Rech­
nung 2000 S nicht übersteigt. 

Das wirkt wie eine ganz bagatellhafte 
Mitteilung. Ich möchte aber dazu noch sagen: 
Wir haben in Vorarlberg Untersuchungen der 
Kaufkraftströme angestellt und festgestellt, daß 
jährlich Hunderte von Millionen Schilling an 
Kaufkraft über die Grenze in die Schweiz und 
nach Deutschland wandern. 

Dem wirklich kreativen, dem wirklich risiko­
bereiten Bemühen unserer Kaufmannschaft ist 
es gelungen, hier ein gewisses Gegengewicht in 
verschiedenen Branchen zu schaffen und zumin­
dest zu erreichen, daß ein gewisser Ausgleich 
durch den sogenannten Touristenverkehr und 
den kleinen Grenzverkehr erreicht wurde. Das 
Gros der Einkäufe über die Grenze bewegt sich 
immer zwischen 500 und 1000 S.  

Nun ist  es so, daß nach unseren Erhebungen 
bisher 80 Prozent der Ausländer diese Umsatz­
steuerrückvergütung bzw. die Möglichkeiten 
des Umsatzsteuerabzuges in Anspruch genom­
men haben, und zwar rund die Hälfte verlangt es 
von sich aus . Der Handel hat das gerne gemacht, 
weil er es als echte Serviceleistung betrachtet. 

Das heißt aber nun nichts anderes, Herr 
Bundesminister, als daß durch diese Beschluß­
fassung der grenzüberschreitende Warenver­
kehr, der -zig Millionen Schilling im Jahr 
ausmacht, echt in Bedrängnis kommt. Und ich 
meine, daß es wert wäre, daß man unserer 
Forderung, die wir schon im Finanzausschuß 
gestellt haben, doch morgen - heute ist im 
übrigen ein Fernschreiben an alle Klubobmän­
ner ergangen - Rechnung trägt und daß man die 
Grenze von 2000 S zumindest auf 500 S herab­
setzt. Ich wiederhole es, weil ich damit 
zumindest einen gewissen Teil der davon 
betroffenen Exporte oder Verkäufe über die 
Grenze im Genuß der UmsatzsteuerTÜckvergü­
tung sehe. Ich bitte also, daß diese Überlegung 
morgen doch noch im Wege eines gemeinsamen 
Beschlusses, eines gemeinsamen Änderungsan­
trages durchgesetzt wird. 

Ich komme zum Schluß, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. 

Herr Bundesminister! Ich möchte im Hinblick 
auf das, was ich eingangs gesagt habe,  der 
Hoffnung Ausdruck geben, daß Sie in Hinkunft 
mit den Ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln 
doch etwas mehr die Aufgabe wahrnehmen, die 
Wirtschaft dieses Landes auch tatsächlich so zu 
vertreten und so zu schützen, daß nicht im 
Zweifelsfall alle Maßnahmen auf dem Kopf und 
zu Lasten der privaten Wirtschaft ausgetragen 
werden, daß in der österreichischen Wirtschafts­
politik Maßnahmen gesetzt werden, die nicht so 

aussehen, wie wir sie leider - und das ist eben 
das Verfehlte - für das kommende Jahr vor uns 
sehen, daß in einer Zeit, in der wir wissen, daß 
die Wirtschaft primär in einer Kostenkrise ist, 
diese Wirtschaft daher primär kostenmäßig 
wieder wettbewerbsfähig gemacht werden muß. 
Unsere Nachbarländer haben das längst 
erkannt. Ich hoffe, daß Sie, Herr Bundesminister, 
in dieser Phase nicht weiter jenes Spiel einer 
ständigen Erhöhung der Kosten durch Steuer­
und Tariferhöhungen der Regierung mitmachen. 

Wir wissen, daß die Mehrwertsteuer mit 
1 .  Jänner um 15 Prozent erhöht wird, wir wissen, 
daß die Tarife der Post etwa bis zu 200 Prozent 
erhöht werden, alles Dinge, die die Kosten­
schere noch mehr erhöhen und damit die 
Kostenkrise unserer Unternehmer noch mehr 
deutlich werden lassen und damit die Chance 
eines Aufholens zu den Nachbarländern gerin­
ger werden lassen. 

Ich gebe also der Hoffnung Ausdruck, Herr 
Bundesminister, daß Sie alle diese Fragen im 
Interesse der Erhaltung der Arbeitsplätze, um 
die es ja letztlich uns allen primär geht, wirklich 
mit vertreten und nicht das Spiel mitmachen, das 
Herr Bundeskanzler Kreisky an die Spitze seiner 
ganzen Überlegungen stellt und leider auch die 
SPÖ,  wie wir aus dem Programm ersehen, 
nämlich primär die Gesellschaft in eine soziali­
stische umzuwandeln. Ich hoffe also, daß man 
alles das tut, was, ich wiederhole es, zur 
Sicherung der Arbeitsplätze notwendig ist. Das 
ist nämlich das, was sich nicht nur die 
österreichische Wirtschaft und die gesamte 
Bevölkerung, sondern auch vor allem die von 
Ihnen sosehr vertretenen Konsumenten und 
Arbeitsplatzinhaber wünschen. Danke. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Bundesminister Dr. Staribacher. Bitte. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Hohes Haus! Ich stelle 
mit Freude, aber auch mit Bedauern fest, daß 
verhältnismäßig wenig über das Kapitel Handel 
diskutiert wurde, und zwar über die einzelnen 
Ansätze. Aber ich kann das verstehen, denn 
wenn man weiß , daß 1969 dieses Kapitel 308 

Millionen Schilling insgesamt umfaßt hat und 
jetzt weit über eine Milliarde, da kann man also 
kaum Kritik daran üben, sondern man muß 
allgemeine Aussagen machen. Ich werde auf 
diese eingehen, und soweit es sich um Kritik, um 
spezifische . . .  (Abg. Dr. Fra u s ch e r :  Es ist 
ungefähr eine Steigerung wie bei den Bundes­
theatern! - Zwischenruf des Abg. Dr. Koh l ­
m a i  e r . ) Ja, nur im positiven Sinn, das dürfen 
Sie nicht vergessen, und das ist das entschei­
dende, denn hier wurde Wirtschaftsförderung im 
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großen Ausmaß betrieben. Das andere ist auch 
nicht negativ, Herr Abgeordneter Kohlmaier, 
sondern das andere ist Kulturleistung, die halt 
diese Regierung auch erbringt, was Sie viel­
leicht nicht verstehen können. Aber darauf will 
ich mich nicht beziehen, denn für mich ist ja 
entscheidend, was für die Wirtschaft geschehen 
ist. (Beifall bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter Mussil, Sie meinen also, es 
ist zu entscheiden, wer eine bessere Wirtschafts­
politik gemacht hat. Davon werden wir uns nie 
in der Diskussion hier gegenseitig überzeugen 
können, dazu ist die Bevölkerung aufgerufen, 
sie hat, glaube ich, eindeutig entschieden. Wir 
waren damit sehr zufrieden. 

Was nun die Frage betrifft bezüglich Ihrer 
Initiative bei Warendeklarationen in der Kon­
sumentenpolitik, bei Vollbeschäftigung, so 
möchte ich sagen: Ich freue mich, daß wir hier 
übereinstimmung erzielen, aber bitte, Sie 
müssen mir dann schon einmal konkret nach­
weisen, wo wirklich die Initiative gelegen ist, ob 
in dem Fall bei Ihnen als Person, bei Ihnen als 
Vertreter der Österreichischen Volkspartei hier 
im Parlament oder bei Ihnen als Generalsekretär 
der Bundeshandelskammer. Ich kann aber 
wirklich nachweisen, daß diese Initiative ein­
deutig auf der anderen Seite gelegen ist, denn es 
wäre ganz ein neuer Zug, wenn Sie tatsächlich 
die Warendeklaration und alles das erfunden 
hätten und das die bösen Konsumentenvertreter 
bis jetzt vergessen hätten. In Wirklichkeit aber 
hat es die andere Seite erfunden, Sie schließen 
sich dem j etzt allen an, was an und für sich sehr 
zu begrüßen ist. 

Sie kritisieren sehr, daß die Industrieförde­
rung vom Handelsministerium nicht wahrge­
nommen wird, sondern von allen anderen: vom 
Bundeskanzler, vom Finanzminister, ja sogar 
vom Sozialminister. Das stimmt nur indirekt, 
weil Sie genau wissen, daß diese Industrieförde­
rung natürlich vom Handelsministerium durch­
geführt wird - siehe zum Beispiel Papierförde­
rung -, daß aber dann natürlich die finanziellen 
Mittel dafür aus den ERP-Fonds, aus den 
sonstigen E- und E-Fonds, die dem Finanzmini­
ster unterstehen, und so weiter erbracht werden 
müssen oder aus der Arbeitsmarktförderung, die 
dem Sozialminister untersteht. Aber gerade 
durch die Zusammenarbeit all dieser Minister ist 
es ja geglückt, eine Industrieförderung aufzu� 

bauen, wie es auch diese Regierung erstmalig 
gemacht hat. Papier, Textil sind nur zwei 
Beispiele , die ich anführen darf. (Beifall bei der 
SPO.) 

Was die Frage betrifft, daß Sie meinen, das 
freie Unternehmertum sei gefährdet, die kollek­
tive - ich weiß jetzt nicht, wie ich mich da 
ausdrücken soll -, der Kollektivismus, nennen 

wir es ganz einfach so, wie Sie es auch 
bezeichnet haben, sei im Vormarsch. Herr 
Generalsekretär, Sie haben ja dann selbst gesagt 
. . .  (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s  s i 1 . )  Nein, 

Herr Generalsekretär, Sie haben es da auch 
gesagt. Aber Sie haben ja selbst gesagt, daß die 
Unternehmer ständig immer mehr Förderung, 
Subventionen und so weiter verlangen. Wir sind 
gar nicht so dagegen. (Abg. Dr. M u s s i l :  Weil 
ihnen die Regierung vorher das Geld aus der 
Tasche zieht!) 

Aber, Herr Generalsekretär, niemand nimmt 
das Geld aus der Tasche, sondern wir müssen 
alle Steuer leisten. Und dann kommt diese 
Regierung und fördert ganz spezifisch - übri­
gens mit Ihrer Zustimmung, wie wir ja immer 
feststellen können im konkreten Fall, und sehr 
zweckmäßig, weil es ja ständig aufwärtsgegan­
gen ist in den letzten fünfeinhalb Jahren, das 
können Sie ja beim besten Willen nicht 
abstreiten. Und daraus erklärt sich eben, daß das 
kein Weg in den Kollektivismus ist, sondern daß 
das ein Weg zu einem Wirtschaftsaufschwung 
war, den wir in Österreich jetzt feststellen 
konnten, worauf wir alle sehr, sehr stolz sind. 
(Beifall bei der SPO.) 

Es gibt halt keinen Weg in die Knechtschaft, 
wie manche Theoretiker behauptet haben, wenn 
Sozialisten regieren, sondern ganz im Gegen­
teil : Es hat sich eben jetzt herausgestellt, daß 
eine Wirtschaftsentwicklung zu verzeichnen 
war, die eben in den vergangenen Jahren - 1966 
bis 1 970 - leider nicht festgestellt werden 
konnte. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i e r :  Das ist doch 
nicht wahr, Herr Staribacher!) Eindeutig, Herr 
Generalsekretär, Herr Generalsekretär a. D. muß 
ich in diesem Fall dazusagen, damit der andere 
nicht beleidigt ist. 

Aber das Problem ist doch sehr eindeutig 
nachzuweisen. Sie brauchen sich nur das BNP, 
also die Bruttonationalproduktziffern, anschauen, 
zwischen 1966 und 1970 und jetzt. Sie können 
sich sogar - und darauf komme ich dann noch zu 
sprechen - die relativen Preissteigerungen 
anschauen. Ich komme aber auf dieses Problem 
noch ganz kurz zu sprechen. 

Herr Generalsekretär, Sie meinen, diese 
Bundesregierung oder besonders ich habe mir 
vorbehalten, daß nur ich hier verlautbaren darf, 
wann die Lebenshaltungskostenindizes verlaut­
bart werden. Das sei also , wie Sie meinen, damit 
es dann ex orbi gebracht werde. Nein, nein, Herr 
Generalsekretär, gar nie ist das der Fall! 

Sie haben es ja schon gesagt: 7 Prozent, Sie 
haben es ja schon gewußt und haben es ja schon 
gesagt. (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s s i l . )  
Denn Sie wissen j a :  Das Statistische Zentral amt 
hat j etzt schon im Jahre 1975 festgelegt, wann 
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auf den Tag genau 197 6  in jedem Monat der 
Lebenshaltungskostenindex verlautbart wird. 
Das ist ja eben, um kein Politikum daraus zu 
machen, von dieser Regierung erstmalig schon 
ein Jahr im vorhinein festgelegt worden, wann 
der Verlautbarungszeitpunkt ist, damit niemand 
sagen kann: Es wird damit manipuliert. Denn 
wir wollen damit nicht manipulieren. Wir freuen 
uns, daß der Lebenshaltungskostenindex jetzt 
gegenüber dem Vorjahr 7 Prozent beträgt. Sie 
haben es ja  selbst hier vom Pult aus gesagt, aber 
es hat niemand die Absicht, das hier zu 
monopolisieren, sondern das wird unmittelbar, 
nachdem es bekannt ist, allen Stellen, auch der 
Bundeshandelskammer und vor allem der 
Zeitung mitgeteilt. Ich habe es heute später 
erfahren als Sie . Darf ich das also festhalten, 
weil Sie meinen, Sie erfahren das nie. 

Was nun die Frage betrifft bezüglich der 
relativen Stabilität, die ,  wie Sie meinen, 
verlorengegangen ist (Abg. Dr. M u s s i l : 
Gegenüber der Bundesrepublik!): 

Da komme ich jetzt auf das zu sprechen, was 
der Herr Abgeordnete Blenk gesagt hat. Er 
meint nämlich dann sogar, die relative Stabilität 
sei ein Trick dieser Bundesregierung. Stimmt 
wieder einmal nicht! Herr Generalsekretär 
Mussil wird Sie informieren, daß wir schon - da 
waren wir noch in der Opposition - über dieses 
Problem sehr eingehend diskutiert haben, weil 
ich immer seit eh und je gesagt habe:  Es gibt 
keine absolute Stabilität. Denn in bezug auf 
absolute Stabilität müßte man erstens einmal 
überlegen, ob das möglich ist, im Zuge unserer 
Welthandelsverflechtung, ob das überhaupt 
sinnvoll ist. Wäre die Stabilität aber absolut, 
müßte es Nullpreissteigerungen geben. Das hat 
es nie gegeben, seit 1945 haben wir das nie 
gehabt: ein einziges Monat waren wir einmal 
wirklich in einer Minuspreissteigerung, das 
heißt also in einer Preissenkung. Sonst haben 
wir ständig, kontinuierlich Preissteigerungen 
gehabt, und ich habe mich damals schon mit 
dem Herrn Generalsekretär insofern geeinigt, 
daß er dann auch zugeben mußte : Eine relative 
Stabilität könnte man doch noch akzeptieren. 
(Abg. Dr. M u s si I :  Ich habe nichts zugegeben!) 

Na ja schon, hier sind Sie dagegen, aber 
damals aus den Diskussionen kann man ja 
nachweisen, daß Sie schon gesagt haben, eine 
relative Stabilität müßte man in Betracht ziehen, 
und das ist ja das, was Sie auch heute hier im 
Haus wieder gesagt haben. Und das stimmt. 

Wir sind in der relativen Stabilität sehr 
günstig, weil die Bundesrepublik besser ist, die 
Schweiz besser ist, aber dann schon wir 
kommen. Ich weiß, als Opposition sagt man 
dann nicht die anderen, die schlechter sind. Ich 
könnte sie Ihnen aufzählen, die bis über 

20 Prozent gehen! Auch von wichtigen Handels­
partnern, . . .  (Abg. Dr. B I  e n k :  Der Finanzmi­
nister hat die beiden Länder als die Vergleichs­
länder extra zitiert!) Aber nein, er hat sie 
sicherlich zitiert - da sehen Sie, wie objektiv 
diese Regierung auch hier berichtet; wir können 
ja gar nicht anders -, weil eben diese beiden 
Länder unter unseren Lebenshaltungskosten­
steigerungen liegen. Aber alle anderen sind 
darüber. Und Italien und Frankreich und die 
Benelux-Staaten und so weiter und England sind 
ja auch für uns entscheidende Wirtschaftspart­
ner, die wesentlich höhere Preissteigerungsra­
ten haben als wir. 

Wir werden uns daher weiter bemühen, dieses 
Problem zu lösen. 

Jetzt komme ich zu einer sehr wichtigen 
Frage. Der Generalsekretär meint, er würde 
nicht zulassen, daß wir die Wirtschaftspakete 
aufschnüren, er würde nicht zulassen, daß wir 
jetzt Gesetze vorlegen, die nicht den Intentionen 
der Oppositionspartei entsprechen. Und er meint 
dann sogar mir gegenüber, ich sei ein Spalter, 
ich sei also interessiert, hier Spannungen 
hervorzurufen. 

Herr Generalsekretär! Das war ein harter 
Vorwurf, denn gerade Sie wissen, wie ich mich 
bemühe, immer einen Konsens herbeizuführen, 
und Sie wissen, wie viele Schwierigkeiten Sie 
mir machen, diesen Konsens auch zu erreichen. 
Aber letzten Entles gelingt das ja doch in den 
meisten Fragen. 

Nun, um was geht es aber bei diesen 
Wirtschaftsgesetzen, um was geht es hier bei 
diesem Problem? Ich habe immer und dezidiert 
erklärt, daß ich, soweit ich für die Kompetenz 
verantwortlich bin - seit 1.  1. 1974 auch für die 
Preiskompetenz -, versuchen werde, ein allum­
fassendes Preisgesetz hier im Hohen Hause 
einzubringen und letzten Endes durchzubrin­
gen. Es ist mir nicht geglückt. 

Ich werde dann auf die Nahversorgung noch 
zu sprechen kommen, denn in diesem allumfas­
senden Preisgesetz waren viele Bestimmungen, 
die die Opposition verlangt, beinhaltet, und Sie 
haben das abgelehnt. Sie können das, Sie haben 
die entsprechende Mehrheit. Das ist ein Zwei­
drittelmehrheitsgesetz. Wir haben nicht die 
Zweidrittelmehrheit, und damit muß ich mich 
abfinden, damit muß ich das zur Kenntnis 
nehmen. Mir aber jetzt vorzuwerfen, wenn ich 
dann einfachgesetzliche Regelungen einbringe, 
weil ich solche für notwendig finde, um zum 
Beispiel den Wunsch des Herrn Abgeordneten 
Gassner zu befriedigen, der meint, man soll 
gegen die Preisexzesse vorgehen - dazu brauche 
ich ein Instrument, Herr Abgeordneter Gassner, 
dazu soll mir das einfache . . . (Zwischenruf bei 
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der OVP: 3 al) Der 3 a genügt nicht! Da muß der 
Herr Generalsekretär Mussil zustimmen. Das hat 
er in einigen Fällen nur getan, sehr zögernd, 
sehr, sehr, sehr problematisch. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. M u s  s i 1 . ) Mit dem Preistreibereige­
setz funktioniert es ja auch bekanntlicherweise 
nicht sehr besonders, weil das also bekannt­
licherweise den ortsüblichen Preis überschreiten 
muß, entsprechende Erhebungen vorhanden 
sein müssen, aber, meine Damen und Herren 
von der Oppositionspartei, das weiß der Herr 
Generalsekretär Mussil als Bundeskammerver­
treter ganz genau, daß das nicht funktioniert. 
Und der berühmte 3 b, den er das letztemal 
zugestanden hat - das war sogar fast ein Wunsch 
der Bundeshandelskammer, das aufzunehmen -, 
hat dann nur dazu geführt, daß sofort von seinem 
Büro ausgearbeitet wurde, wie dieser fast nicht 
anzuwenden ist. Das diesbezügliche Gutachten 
ist bekannt, kann man also jederzeit . . .  (Abg. 
Dr. Mu s s i l : Als Interessenvertretung . . .  !) 
Richtig, Herr Generalsekretär, nur dann bitte 
schön da nicht sagen, ich soll es anwenden, 
wenn Sie selber gleich sagen, das geht in den 
wenigsten Fällen. 

Daher muß ich eine einfachgesetzliche Rege­
lung vorlegen. (Abg. Dr. M u s s i l :  Auch wenn 
sie verfassungswidrig ist?) Das habe ich getan. 
Ob sie verfassungswidrig ist, Herr Generalse­
kretär, bestimmen nicht Sie und bestimme nicht 
ist. Das bestimmt der Verfassungsgerichtshof! 
(Beifall bei der SPO.) Der Verfassungsdienst, der 
dafür in der Bundesregierung existiert (Abg. Dr. 
M u s s i l : Bestimmt es auch nicht!), hat erklärt, 
daß dieses Gesetz nicht verfassungswidrig ist. 
Aber ich gebe zu, es bestimmt auch nicht der 
Verfassungsdienst, es bestimmt in diesem Fall 
der Verfassungsgerichtshof. Sie haben die 
Gelegenheit, wenn dieses Haus dieses Gesetz 
beschließt - es ist ein einfaches Gesetz, daher 
werden wir es wahrscheinlich beschließen 
können -, zum Verfassungsgerichtshof zu 
gehen. Er wird dann letzten Endes entscheiden, 
ob es verfassungswidrig ist oder nicht. 

Was nun die Frage betrifft bezüglich der 
Nahversorgung, die der Herr Abgeordnete 
Mühlbacher, der Herr Abgeordnete Fiedler und 
andere - der Herr Abgeordnete Stix - ange­
schnitten haben, so kann ich nur dazu sagen : 
Wir werden uns bemühen - das war ja die 
Erklärung auch in der Regierungserklärung -, 
moderne Betriebsformen zu finden, um, den 
Strukturveränderungen im Handel Rechnung 
tragend, Lösungen zu finden, die eine bessere 
Versorgung der Konsumenten gewährleisten. 

Daß das ein sehr vielschichtiges Problem ist, 
meine Damen und Herren, brauche ich hier 
nicht zu sagen, und ich habe unmittelbar, 
nachdem mein Preisgesetz abgelehnt wurde, wo 

schon Teile dieser wichtigen Bestimmungen 
drinnen waren, in meinem Ministerium den 
Konsumentenbeirat, in dem aber nicht nur 
Kons_umenten sitzen, sondern bekanntlicher­
weise alle Interessenvertretungen und andere 
Gruppen, ersucht, die Arbeiten über dieses 
Problem aufzunehmen, und das ist auch gesche­
hen. Ich hoffe, daß in absehbarer Zeit von dort 
ein Ergebnis vorliegen wird. 

Ich kann nicht anders, als auch hier wieder zu 
versuchen, einen Konsens zu erreichen. Ich bin 
auch überzeugt, daß das früher oder später 
gelingen wird. Wir werden eben schrittweise 
dieses so schwierige Problem in Angriff nehmen. 

So wie ich auch - und das muß ich schon 
sagen, Herr Abgeordneter Stix - das Laden­
schlußproblem nicht vernachlässigt habe, son­
dern ganz im Gegenteil wurde auch in einem 
spezifischen Ausschuß, vorn Konsumentenbei­
rat, diese Frage sehr eingehend diskutiert, 
wurden alle Vergleiche mit den ausländischen 
Ländern herangezogen, entsprechende Untersu­
chungen angestellt, und jetzt erst hat eine 
Umfrage der Bundeshandelskammer im Begut­
achtungsverfahren eindeutig ergeben, daß die 
Händler, also die Handelsunternehmungen, 
auch die Handelsangestellten, mit der jetzigen 
Regelung zufrieden sind und daß sich - und das 
ist das Interessante - auch bei den Konsumenten 
immer mehr die Meinung sich durchsetzt, daß 
diese Lösung, die wir jetzt haben, eine optimale 
ist. Ich kann nicht anders, als das wieder zu 
sagen, was ich Ihnen schon im Ausschuß gesagt 
habe, denn - und jetzt kommt ja das Entschei­
dende - was Sie vorschlagen: Sie wollen, daß am 
Samstag offen ist, am Samstag bis um acht Uhr 
offen ist. (Abg. Dr. S ti x :  Nein!) Mit den 
50 Stunden beschränkt, ich weiß schon, gibt es 
eine gewisse ' "  (Abg. Dr. S ti x :  . . .  Samstag 
ist nur erlaubt, wenn offen gehalten wird, was 
wahlfrei bleiben soll, bis maximal zwölf!) Ja. 
Aber Herr Abgeordneter Stix, da haben Sie 
schon recht . . .  Was Sie wollen: Sie wollen, daß 
sich der einzelne Unternehmer die 50-Stunden­
Offenhaltenszeit einteilen kann. Und genau das 
lehnen aber nicht nur die Handelsangestellten, 
genau das lehnen auch die Händler ab , wie sich 
jetzt im Begutachtungsverfahren der Handels­
kammer genau ergeben hat. Warum? (Zwischen­
ruf.) - Auch die Konsumenten sind nicht Ihrer 
Meinung, denn, meine Damen und Herren, 
irgendwelche Öffnungszeiten, die länger dau­
ern, kosten ja immer etwas, und das muß j a  
früher oder später der Konsument bezahlen. 
Daher ist es eine gute Lösung, die wir jetzt 
haben - übrigens ein Gesetz, das hier seinerzeit 
einstimmig beschlossen wurde -, weil, als dieses 
Gesetz beschlossen wurde, die Arbeitszeit 
48 Stunden betragen hat. Jetzt beträgt sie 
40 Stunden für alle,  daher wurden acht zusätzli-

11. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 67 von 129

www.parlament.gv.at



852 Nationalrat XlV. GP - 1 1 .  Sitzung - 11. Dezember 1975 

Bundesminister Dr. Staribacher 

che Kaufstunden für den Konsumenten geschaf­
fen. Und daher würde jedwede Änderung dann 
entsprechende Verteuerungen, insbesondere 
wenn in den Abendstunden offen ist, hervorbrin­
gen, und Erhebungen haben ergeben, daß in den 
Abendstunden die Einkäufe minima1st sind. 
Wenn Sie den Samstag heranziehen, an dem 
jetzt vor den Feiertagen, also vor Weihnachten, 
offen ist, dann ist es ja ein Spezifikum, das wir 
immer gehabt haben und jetzt auch haben und 
das bekanntlicherweise ja eben dazu dienen 
soll, die Weihnachtseinkäufe zu machen. 

Was nun, Herr Abgeordneter Fiedler, die 
Vorwürfe anbelangt, daß ich die Strumpfhosen­
Mindestpreisverordnung zu spät erlassen habe, 
so bekenne ich mich dazu, aber ich bin sehr froh, 
daß ich zuerst die international verpflichtenden 
Konsultationen in der EG eingeleitet habe, weil 
wir dadurch wenigstens nicht mit den härteren 
Maßnahmen der Europäischen Gemeinschaft 
gegen diese Strumpfhosenverordnung rechnen 
müssen. Hätten wir diese Konsultationen nicht 
gemacht, wie mir auch einzelne Herren empfoh­
len haben, dann wäre es wahrscheinlich ein 
sehr, sehr schlechtes Beispiel nicht nur für 
andere Staaten gewesen, sondern auch dann für 
Retorsionsmaßnahmen, denen wir ausgesetzt 
sein können. Um das abzuwenden, habe ich 
mich entschlossen, so lange zuzuwarten, bis die 
Konsultationen abgeführt wurden. Das war 
immerhin eine Verzögerung von etlichen 
Wochen, die ich aber gern auf meine Kappe 
nehme. Gerade Sie müßten größten Wert darauf 
legen, daß man internationale Verpflichtungen, 
die man eingeht - und die sind wir eingegangen 
-, auch tatsächlich einhält. 

Was die Frage des Herrn Abgeordneten 
Zittmayr betrifft, so muß ich sagen: Es ist mir 
hier erstmalig - würde ich fast sagen -
unterschoben worden, daß ich die landwirt­
schaftlichen Interessen in Brüssel vernachlässigt 
habe. Der Herr Abgeordnete Zittmayr weiß es 
ganz genau; ich muß mich also ganz entschieden 
dagegen wehren, denn sonst entsteht eine 
Legendenbildung , daß der Handelsminister 
seinen ihm durch Verfassung und durch Gesetz 
aufgetragenen Verpflichtungen nicht nachge­
kommen wäre, daß ich also nicht alles getan 
hätte, um in Brüssel auch für die Landwirtschaft 
im Rahmen der europäischen Gemeinschaftsver­
handlungen eine optimale Lösung herauszuho­
len. Er weiß es ganz genau, weil nicht nur die 
Handelskammer- und Arbeiterkammervertreter, 
sondern auch die Landwirtschaftskammervertre­
ter bei allen Phasen der Verhandlung dabeige­
wesen sind. Diese Vertreter wurden von mir 
sogar in das Komitee aufgenommen - was ein 
Amtsvorgänger von mir nie gemacht hat -, um 
dort mit ihnen gemeinsam die optimalste Lösung 
herbeizuführen. 

Wir haben damals eben leider die Landwirt­
schaft nicht hineinbekommen, weil auch kein 
anderer europäischer Staat sie hineinbekommen 
hat; weder die Schweiz noch Schweden noch ein 
anderes Land. Das war von allem Anfang an 
klar. Das hat der Herr Abgeordnete Zittmayr 
genauso gewußt. Ich kann daher nur meiner 
größten Verwunderung Ausdruck geben, wenn 
er jetzt hier erklärt, ich hätte die Interessen der 
Landwirtschaft dort vernachlässigt. 

Was nun die Frage bezüglich des Energiesi­
cherungsgesetzes betrifft und die Meinung: 
Wenn wir die Marktordnungsgesetze nicht 
kriegen, dann kriegen Sie eben auch die 
Energiesicherung nicht, denn schließlich und 
endlich ist das Essen genauso wichtig wie die 
Energie, und wenn wir nichts zum Essen haben, 
dann brauchen wir auch keine Energie. Was ist 
das für eine Politik, meine Damen und Herren? 
Wir werden uns bemühen - und haben das in 
den 5V2 Jahren getan -, die Energie und die 
Ernährung sicherzustellen. Derzeit haben wir ja 
nicht die Schwierigkeit, daß wir irgendwelche 
Essensprobleme haben, daß wir zuwenig Nah­
rungsmittel haben. Dieses Mal ist ja genau das 
Gegenteil der Fall. Gerade die Politik - der Herr 
Abgeordnete Zittmayr könnte sich bei der 
Zuckerindustrie und bei den Rübenbauern 
erkundigen -, die ich jetzt in den letzten 
Monaten eingeleitet habe, soll ja dazu führen, 
daß wir so viel produzieren, gegebenenfalls 
sogar etwas exportieren können, um dann die 
Energie und die Ernährung sicherzustellen. Das 
ist letzten Endes auch geglückt. Daher würde ich 
sagen: Wir werden in dieser Politik fortfahren. 

Was nun die Energiesicherung betrifft, so ist 
es ja sehr einfach: Wir haben - zum Unterschied 
von den Ernährungsgesetzen, wenn ich die 
Marktordnungsgesetze so bezeichnen darf -
keine internationalen Verpflichtungen über­
nommen, wie wir unsere Ernährung und unsere 
Ernährungssicherung fortführen. Wir haben das, 
glaube ich, in den letzten 51/2 Jahren sehr gut 
gemacht. Denn schließlich und endlich sind wir 
ja nicht in einen Mangel hineingekommen, 
sondern in einen Überschuß. Auch in der 
Zukunft wird das so sein. Davon bin ich 
überzeugt. 

Bezüglich Energie aber, Herr Abgeordneter 
Zittmayr, haben wir eine internationale Ver­
pflichtung übernommen, nämlich durch den 
Beitritt zum internationalen Energieagenturver­
trag; und müssen daher jetzt die notwendigen 
Maßnahmen setzen. (Zwischenruf des Abg. Dr. 
Z i t  t m  a y r . )  Nein, das wollen Sie nicht, Herr 
Abgeordneter Zittmayr. Seit acht Monaten 
liegen die Gesetze hier im Hause, und Sie geben 
uns nicht einmal einen Termin für ein�n 
Unterausschuß, sondern haben jetzt . . .  (Neu er-
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licher Zwischenruf des Abg. Dr. Z i t t m  a y r . ) 
Der Herr Abgeordnete Stau dinger hat sich sehr, 
sehr bemüht - das weiß ich schon -, er konnte 
sich eben nur nicht durchsetzen, daß im 
Dezember noch eine Sitzung stattfindet. Er hat 
sich ja auch im Vorjahr nicht durchsetzen 
können. Es wird eben alles auf das nächste Jahr 
verschoben, es wird alles so verschoben, daß es 
in die Nähe des Termins, zu dem die Wirt­
schaftsgesetze auslaufen, hinkommt, um dann 
hier gegebenenfalls das Paket nicht aufzuschnü­
ren, sondern noch etwas dazuzuschnfuen. Das 
hat ja der Herr Generalsekretär Mussil auch 
offen erklärt. Daher ist es ja kein Geheimnis 
mehr. 

Meine Damen und Herren !  Das geht eben 
nicht. Und wenn Sie diese Politik fortsetzen, 
dann bleibt ja nur folgendes übrig - vielleicht 
entspricht das nicht ganz so dem internationalen 
Energieagenturvertrag, ist aber zumindestens 
eine Teillösung -: Die dort übernommenen 
Notstandsverpflichtungen dadurch zu erfüllen, 
daß eben die jetzige gesetzliche Grundlage 
angewendet wird, und ich werde zu diesem 
Instrument greifen müssen. 

Der Herr Abgeordnete Hanreich meint, es sei 
ein Mißbrauch, wenn jemand in einer bezahlten 
Anzeige schreibt, er habe eine Preissenkung, zu 
der ich die Unternehmer aufgefordert habe, 
durchgeführt; ich sollte mich dagegen ausspre­
chen. Das werde ich sicher nicht tun. Ich spreche 
mich überhaupt nie gegen etwas aus, was eine 
Zeitung macht, egal ob Anzeige oder was sie 
sonst über mich schreibt, denn ich halte das für 
nicht möglich. Man müßte vielleicht ununterbro­
chen richtigstelIen und so weiter und so weiter. 

Wie ist es wirklich? - Ich bemühe mich seit 
Jahren mit Erfolg - zumindestens Teilerfolg, 
kann ich mit ruhigem Gewissen sagen -, mit den 
Unternehmern, und zwar mit allen Unterneh­
mungen, ständig im Kontakt zu sein, daß 
eventuelle Preissenkungen, die sich aus kosten­
günstigem Einkauf und so weiter ergeben, an 
den Konsumenten weitergegeben werden. Dazu 
stehe ich, das werde ich weiter machen. 

Wenn dann Unternehmer hergehen und mein 
Bild oder sonst etwas verwenden und sagen, wir 
haben den Staribacher davon überzeugt und 
machen jetzt auch eine Preissenkung - oder er 
hat uns überzeugt -, so kann mir das nur recht 
sein. In dem Fall würde ich wirklich sagen: Der 
Zweck heiligt das Mittel. Für mich ist die 
Preissenkung wichtig, die durchgeführt wird. 

Was die Frage bezüglich der Lehrlinge 
betrifft, Herr Abgeordneter Hanreich, möchte 
ich sagen, daß wir uns sehr bemühen, diese 
Lehrlingsfrage in einer zentralen Arbeitsge­
meinschaft mit den Interessenvertretungen nicht 

nur zu studieren, sondern Verbesserungen 
vorzubereiten. Es werden auf Grund des 
derzeitigen Berufsausbildungsgesetzes sehr 
viele Maßnahmen gesetzt, um die Lehrverhält­
nisse tatsächlich zu verbessern. Das geschieht 
kontinuierlich. Derzeit wird an einer neuen 
Punktation gearbeitet. Ich bin überzeugt, daß es 
uns im Rahmen der Wirtschaftspartnerschaft 
gelingen wird, ein neues Lehrlingsgesetz zu 
schaffen, das letzten Endes - so hoffe ich - auch 
den Ring freiheitlicher Jugendlicher so wie alle 
anderen Jugendorganisationen, die sich dafür 
ausgesprochen haben, befriedigen wird. Wir 
werden auf der Wirtschaftspartnerebene . . .  
(Zwischenruf des Abg. Dr. M u s s i 1 .  ) Natürlich 
gehe ich auf die eigenen Fraktionskollegen ein. 
Sie müssen nur zuwarten. Ich habe dem Herrn 
Abgeordneten Mühlbacher gerade etwas über 
die Nahversorgung gesagt. Nur bitte ich, sich 
dann nicht zu beschweren, daß ich hier 
vielleicht zu lange rede. 

Was nun die Herren Abgeordneten Wille und 
Teschl bezüglich Energiesicherung und der 
Möglichkeiten, die Wirtschaft weiterhin auf­
wärtszuentwickeln, gemeint haben, so kann ich 
nur sagen, daß gerade mit den Förderungsmaß­
nahmen, die wir hier in unserem Budget haben, 
eine entsprechend gute Grundlage gegeben ist. 
Wir werden das auf alle Fälle fortsetzen. 

Der Herr Abgeordnete Gassner meinte dann, 
das Einkommen müßte gestärkt werden. - Wem 
sagen Sie das , Herr Abgeordneter; darüber gibt 
es doch gar keinen Zweifel. Ich verweise auf 
folgende Aktionen der Bundesregierung: 
Steuersenkungen - in der letzten Periode 
bekanntlich drei -, das Problem der Förderung 
von entsprechenden anderen Maßnahmen. Nur: 
Der Konsument kann nur sparen oder ausgeben. 
Das ist also ganz klar. - Sie sagen: Er spart 
momentan zu viel. - Er macht ohnehin beides : 
nur die Relationen sind natürlich dann entschei­
dend. Er macht also sicher beides. - Wenn er so 
viel spart, dann ist das für uns nur ein Zeichen, 
daß er in diese Regierung Vertrauen hat; sonst 
würde er ja nicht sparen, sondern würde das 
Geld natürlich sofort ausgeben. (Beifall bei der 
SP(). - Widerspruch bei der ()VP.) 

Herr Abgeordneter Gassner! Sie meinen, Sie 
würden am liebsten sehen, wenn ich gegen die 
Preisexzesse vorgehen würde. - Das ist genau 
mein Konzept. Ich hoffe, Sie können den Herrn 
Generalsekretär Mussil überzeugen. Wenn ich 
dieses Instrument bekomme, dann werde ich 
gegen Preisexzesse entsprechend vorgehen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Abgeordneter Westreicher! Sie haben 
darauf hingewiesen, daß ich nur meine Kompe­
tenz im Fremdenverkehr wahrnehme und sozu­
sagen nicht die Kompetenz des (der R e d  n e  r 
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macht eine Pause - Ruf bei der OVP: 
Justizminister!) - Justiz hat damit weniger zu 
tun - Finanzministers bezüglich der steuerlichen 
Reihung und so weiter. Dazu kann ich nur sagen, 
daß es gar keine andere Möglichkeit gibt, denn 
in unserer Verfassung ist ganz genau festgelegt, 
was jeder zu tun hat. 

Ich bin sehr froh, daß Sie das hier jetzt 
angeschnitten haben - und ich bitte Sie ,  das zur 
Kenntnis zu nehmen -, denn ich habe nur die 
Verantwortung für den Fremdenverkehr, was die 
Förderung, was die Wirtschaftsseite betrifft. 
Diesbezüglich geben Sie selbst ja zu, daß sehr 
viel geschehen ist. Immerhin waren in unserem 
Programm bis zur Halbzeit nur 2 1 2  Millionen 
Schilling vorgesehen, und wir haben 350 Millio­
nen Schilling aufgewendet. Im Krisengipfel in 
Innsbruck haben wir nicht nichts gemacht, 
sondern ganz im Gegenteil alle diejenigen 
Maßnahmen angesetzt, die notwendig waren, 
um das letzten Endes zu erreichen. 

Herr Abgeordneter Neumann! Sie kritisieren, 
daß für die Bergbauförderung zuwenig vorgese­
hen ist. Es stimmt - und ich bekenne mich dazu 
-, daß wir mit den 68,4 Millionen Schilling nicht 
das Auslangen finden können (Zwischenruf des 
Abg. N e u m a n n )  - nein, das habe ich im 
Ausschuß auch schon gesagt -, weil wir zunächst 
- aber erst, nachdem es geprüft ist - feststellen 
müssen, wieviel die Unternehmungen wirklich 
brauchen. Nur ganz einfach die Verluste der 
Unternehmungen zu addieren und dann zu 
sagen : Finanzminister, jetzt zahle das über die 
Bergbauförderung! ,  so geht das nicht. Das muß 
eben geprüft werden. Und nach der Prüfung 
werden wir genauso, wie wir das auch heuer 
gemacht haben, die notwendigen Mittel zur 
Verfügung stellen. 

Wir haben so viele Mittel zur Verfügung 
gestellt, Herr Abgeordneter, daß wir bekanntlich 
nicht nur die Defizite heuer gedeckt haben, 
sondern daß wir darüber hinaus noch die 
Aufschließung und die Exploration für den 
neuen Kohlenflöz im Köflacher Revier angegan­
gen haben, und zwar mit Bergbauförderungsmit­
teln, mit Bundeszuschüssen. - Das möchte ich 
mit aller Deutlichkeit sagen! 

Herr Abgeordneter Blenk! Sie beschweren 
sich bitter, daß wir Gesellschaftspolitik machen. 
Natürlich machen wir Gesellschaftspolitik! Das 
macht jede Regierung, denn es ist ihre Pflicht. 
Sie hat ein Regierungsprogramm. Natürlich! 
Und in diesem Regierungsprogramm wird 
Gesellschaftspolitik gebracht. Diese Gesell­
schaftspolitik haben wir in den vergangenen 
fünfeinhalb Jahren gemacht, und diese Gesell­
schaftspolitik werden wir fortsetzen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Staudinger. Bitte. 

Abgeordneter Staudinger (ÖVP) : Hohes Haus! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Zuerst ein 
Wort zur Energiesicherung, auch an Ihre 
Adresse, sehr geehrter Herr Minister. Wir haben 
zum Ende der vergangenen Legislaturperiode 
das Energiesicherungsgesetz und den Initiativ­
antrag zur Verbesserung der Wettbewerbsbe­
dingungen etwa zur gleichen Zeit in den 
Ausschuß bekommen. Sie haben im Ausschuß zu 
dem watscheneinfachen Gesetz "Wettbewerbs­
verbesserung" gesagt, es reiche die Zeit nicht 
mehr aus, um es durchzuberaten. Zur gleichen 
Zeit hätte aber, Herr Minister, die Zeit ausrei­
chen sollen, das außerordentlich umfangreiche, 
gewichtige und komplizierte Energiesiche­
rungsgesetz durchzuberaten. Das ist doch ein 
Widerspruch in sich! 

Dem Herrn Abgeordneten Dr. Heindl möchte 
ich sagen: Wir haben am 26.  November den 
Handelsausschuß gehabt und haben noch in der 
gleichen Viertelstunde den Unterausschuß 
"Energiesicherungsgesetz" eingesetzt. Es soll 
mir bitte irgend jemand einen Termin sagen, zu 
dem der Unterausschuß hätte zusammentreten 
können, und zwar vor Beginn der tagungsfreien 
Zeit. Ein solcher Vorschlag ist nicht erstellt 
worden. Der indirekt - direkt ist er nicht erhoben 
worden - erhobene Vorwurf einer Verschlep­
pung durch die ÖVP-Parlamentsfraktion muß 
zurückgewiesen werden. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Minister! Zum Problem der Nahversor­
gung, miteingebunden in das Thema Gesetz zur 
Verbesserung des Wettbewerbes:  Nun, sagen 
Sie, werden Erhebungen angestellt, werden 
Untersuchungen gemacht. Das ist das gleiche 
Argument, das auch von der SPö-Parlaments­
fraktion vorgebracht wird. Sie selber aber 
erwähnen die Tatsache, daß der wesentliche 
Kern dieses Wettbewerbsgesetzes bereits in Ihr 
Preisgesetz zu Beginn dieses Jahres oder zum 
Ende des vergangenen Jahres eingebunden 
gewesen war. Sie haben freilich gewußt, sehr 
geehrter Herr Minister, daß dieses umfassende 
Preisgesetz wegen der notwendigen Zweidrittel­
mehrheit niemals die Zustimmung des Hohen 
Hauses finden werde. Sie haben dieses Thema 
offenbar nur deswegen miteingepackt, weil Sie 
gewußt haben, daß es notwendigerweise im 
Zuge der Ablehnung des Preisgesetzes abge­
lehnt werden müßte. 

Wenn das so war, Herr Minister, dann geht 
das zumindest - ich will nicht das Wort 
Heuchelei sagen - in diese Nähe hin. Und wenn 
Sie damals bereit gewesen sind, eine solche 
Regelung zu treffen, dann muß die Frage gestellt 
werden, warum jetzt Erhebungen angestellt 
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werden müssen, um dieses Thema im Handels­
ausschuß über die Bühne zu bringen. 

Zum Thema der allgemeinen Wirtschaftspoli­
tik :  Schwarzmalerei ist uns vorgeworfen wor­
den. Wir sind durchaus zuversichtlich im 
Hinblick auf die künftige wirtschaftliche Ent­
wicklung. Wir glauben nur, daß diese wirtschaft­
liche Entwicklung von zwei Hypotheken bela­
stet ist. Zum einen vom Überhandnehmen 
sozialistischer Wirtschaftsphilosophie in der 
internationalen Wirtschaft. Und die zweite 
Hypothek ist diese Regierung, denn Sie haben 
erklärt, es bestehe nicht der geringste Grund, 
über diese Wirtschaftspolitik Klage zu führen. 
Mit 1 .  Jänner 1976 wird die Mehrwertsteuer um 
zwe� Prozentpunkte erhöht. Weil wir gut 
gewlftschaftet haben, darum können wir die 
Steuern senken - so hat es einmal geheißen. Und 
nun wird - konjunkturwidrigerweise ..,.- wie Sie 
zugeben müssen - gegen alle wirtschaftliche 
Vernunft, weil der Staatshaushalt einfach des­
olat ist, die Mehrwertsteuer erhöht. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren von der 
sozialistischen Regierungsfraktion! Wir haben 
uns daran gewöhnen müssen, daß Sie zu allem 
Beifall klatschen, was diese Regierung tut. 
Wenn der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky sagt: 
Acht Milliarden Defizit ist doch ein Wahnsinn ! ,  
dann klatschen Sie Beifall. Wenn der Herr 
Fi�a�zminister Dr. Androsch ein Budget mit 16,5 
MIlharden Schilling Defizit vorlegt, dann sprin­
gen Sie auf vor Begeisterung. Wenn der Herr 
Finanzminister bei einer dringlichen Anfragebe­
antwortung erklärt, dieses Defizit werde nicht 
überschritten werden, dann werfen Sie sich zu 
Boden vor Ergriffenheit. Sie klatschen aber 
wieder begeistert Beifall, wenn der Herr 
Finanzminister sagt, daß das Defizit etwa 25 
Milliarden Schilling betragen wird. Und Ihre 
Begeisterung und Ihr Beifall kennen keine 
Grenzen, wenn dann das Defizit 46 Milliarden 
Schilling beträgt. Das ist das Ergebnis. Hier ist 
das Ergebnis Ihrer Wirtschaftspolitik, in Zahlen 
und Daten gegossen. Aber nicht einmal das 
wollen Sie sehen. (Beifall bei der ÖVP.) Wir 
haben uns daran gewöhnt, daß Sie lachen wo es 
längst nichts mehr zu lachen gibt. (Beif�ll bei 
der OVP.) 

Wenn Sie, sehr geehrte Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion, unsere Hin­
weise auf eine verfehlte Politik quasi als 
staatsfeindliche Umtriebe hinstellen, wie das 
heute wieder geschehen ist, als eine Majestäts­
beleidigung, dann finden wir uns damit selbst­
vers.

tändlich nicht ab . (Beifall bei der OVP.) 
SOVIel Demokratie gibt es bei uns noch, daß wir 
uns erlauben dürfen, auf die Folgen einer 
verfehlten Wirtschaftspolitik hinzuweisen. 

Sie haben daran geglaubt, wenn Ihre Titelrol­
lenträger der Wirtschaftspolitik sich zu charis­
matischen Höhen emporstilisiert haben, als die 
Sendboten und die Propheten einer unfehlbaren 
Wirtschaftspolitik. Und wir können nichts dafür 
wenn Sie es geglaubt haben. Die Zahlen und 
Daten auch des Gesamtbudgets 1976 sprechen 
eine andere Sprache. 

Der Kollege Thalhammer redet davon: Das 
Defizit ist ja nur erklärbar, weil 46 Milliarden 
Schilling . . .  (Abg. Th a l h a m m e r :  46,9 Mil­
liarden!) Sie haben eine Minute später ohnedies 
gesagt: 47 Milliarden. Solche Differenzen von 1 
Milliarde verzeihen wir Ihnen ja noch. Der Herr 
Bundeskanzler Kreisky hat, noch ehe das 
Konjunkturausgleichsbudget freigegeben 
wurde, am 10. März 1975 in der VOITH-AG vor 
Arbeitern in St. Pölten gesagt, die sozialistische 
Regierung setze nun 60 Milliarden Schilling ein 
für die Sicherung der Arbeitsplätze. In der Zeit 
des Wahlkampfes haben Sie mit 40 Milliarden 
hantiert. Jetzt sind es 46 oder 47 Milliarden. 

Sie wissen ja nicht einmal, wie viele 
Milliarden es sind, die Sie da zusammenaddie­
ren und zusammendichten. Das ist ein blankes 
Täuschungsmanöver an die Adresse wirtschaft­
lich uninformierter und gutgläubiger Zuhörer. 
Hier addieren Sie Zahlen, die im Budget 
ohnehin drinnen sind und die teilweise sogar 
geringer angesetzt sind als im Vorjahr. Anstelle 
einer wirtschaftspolitischen Aktion wird von 
Ihnen eine Addition gesetzt. Grund genug, 
dieses Budget abzulehnen. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn dann noch in einer Wahlaussendung 
der sozialistischen Jugend steht, der Herr 
Finanzminister Dr. Androsch habe einen glän­
zenden Nachweis seines Talentes als Finanzmi­
nister erbracht - 46 Milliarden an Defizit· 8 
Milliarden sind ein Wahnsinn -, dann müßte 
man sich eigentlich wundern. Ich wundere mich 
aber nur deswegen nicht, weil wir in einer Zeit 
leben, in der auch der Terroristenführer Arafat 
die Friedensmedaille verliehen bekam. In einer 
Zeit solcher Widersprüche bin ich auch nicht 
überrascht, wenn solche Wahlaussagen getrof­
fen werden. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie!  Sie sagen: jawohl, wir betreiben 
Gesellschaftspolitik seit fünf Jahren. Unter der 
Patronanz dieser Regierung und durch diese 
Regierung - das ist die erheblichste Kritik, die 
wir bei diesem Budgetkapitel vorzubringen 
haben - wird ein Unternehmerfeindbild liebe­
voll aufgebaut und gepflegt. Der Abgeordnete 
Mühlbacher sagt, die Farben dieses Unterneh­
merfeindbildes verblassen unter dem Lichte der 
Begünstigungen für die Unternehmungen. 

Heute haben wir im Nationalrat genügend 
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geredet über das Thema der Nahversorgung und 
des Lebensmitteleinzelhandels. 196 1  hat es noch 
24 .000 gegeben, 1 975 werden es etwa 16.000 
sein. Nicht deswegen, weil dieser Einzelhandel 
seine Funktion verloren hat, sondern weil in 
einer Wettbewerbskonstruktion, die vor zehn 
Jahren noch gegolten hat - Spannenausgleich 
sozial kalkulierter Artikel über die vollkalku­
lierten Artikel -, ein gnadenloser Wettbewerb 
entstanden ist und die kleingewerblichen Unter­
nehmer natürlich oft feststellen, daß sie als 
Hilfsarbeiter viel besser abschneiden würden. 
Insofern hat es ja eine gewisse Berechtigung, 
wenn der Herr Sozialminister solchen Unterneh­
mern rät, sie sollen doch zusperren und sollen in 
die Fabrik gehen. Das ist allerdings alles, das ist 
das Gescheiteste, was der sozialistischen Regie­
rung dazu einfällt. 

Der Herr Bundeskanzler Doktor Kreisky hat 
trotz dieser Situation am 2 1 .  Mai 1974 hier im 
Nationalrat gesagt: Wir glauben aber, daß im 
Bereich der Handelsspannen in einer Weise 
kalkuliert wird, die durch die Tätigkeit des 
Zwischenhandels nicht gerechtfertigt ist. - Ist 
das nun der Aufbau eines Unternehmerfeindbil­
des hier in diesem Hause, oder ist es das nicht? 
Glauben Sie, daß Tausende aus dem Handel 
abgewandert sind, weil die Handelsspannen in 
einer Art und Weise gestaltet werden, die durch 
die Funktion nicht gerechtfertigt wird? Daß der 
Herr Bundeskanzler von der Situation im 
mittelständischen Gewerbe und im mittelständi­
schen Handel keine Ahnung hat, das ist ihm 
nachzusehen. Aber wessen Meinung betet er 
denn hier nach? Etwa die Meinung des Herrn 
Bundesministers für Handel, Gewerbe und 
Industrie? Oder aber, wenn es der Herr 
Bundesminister besser weiß, warum klärt er ihn 
nicht auf? 

Im Arbeiterkammerreport, Jänner 1974,  steht 
drinnen: Preistreiberei ist den Unternehmern 
zum Sport geworden. Sie setzen die Inflation 
gezielt ein gegen die Arbeitnehmer in diesem 
Klassenkampf von oben nach unten. - Wo ist die 
Antwort, Herr Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie, auf diese Ungeheuer­
lichkeit, auf diese Unterstellung? Wo ist Ihre 
KlarsteIlung geblieben? 

Der Herr Vizekanzler Ingenieur Häuser - das 
ist nicht irgendein Minister, Herr Kollege 
Mühlbacher - erklärt bei einer Gewerkschaftsta­
gung im Juli 1 974 : Die Unternehmer erhöhen 
die Preise ohne kalkulatorische Grundlage, nur 
um der Regierung Schwierigkeiten zu machen. 
(Abg. D a  1 1  i n g e r :  Jawohl!) Kollege Dallinger! 
Sie brauchen sich wirklich nicht zu Wort zu 
melden, denn daß Sie zu den Genossen 
Steinschmeißern gehören, wissen wir eh. 
(Zustimmung bei der tJVP.) Ist das kein 

Unternehmerfeindbild? Der Herr Bundesmini­
ster schweigt dazu. 

Der Herr Zentralsekretär Marsch erklärt, die 
Unternehmer entlassen Arbeitskräfte, nur um 
der Regierung Schwierigkeiten zu bereiten. Den 
Beweis ist er schuldig geblieben. Wer hat ihn zur 
Ordnung gerufen? Wer hat sich wenigstens, 
wenn er schon nicht zur Ordnung gerufen 
wurde, vorsichtig distanziert? Kein Mensch! 
Kein Minister! Ist das kein Unternehmerfeind­
bild? 

Die Inflationsrechtfertigung, die diese Regie­
rung uns gebracht hat, war ja sehr merkwürdig. 
Zuerst einmal hat es geheißen - oder, ich sag's 
anders herum, Herr Bundesminister: Sie haben 
einmal erklärt: 5 Prozent Inflation - niemals! 
Sagen Sie ja nicht: Ölpreisschock. Es war eine 
Inflationsrate von 7 , 4  Prozent prognostiziert, da 
hat es noch keinen Ölpreisschock gegeben. 
Heute verkünden Sie die 7 Prozent Inflationsrate 
als einen großen Triumph sozusagen sozialisti­
scher Wirtschaftspolitik, ein Triumph allerdings, 
der in der Rezession entstanden ist. Dann haben 
Sie gesagt, das ist eine importierte Inflation, wir 
müssen mit der Inflation leben. Das klingt wie 
eine Lebensweisheit, und es war ja auch so 
ziemlich das Gescheiteste, was dieser Regierung 
dazu eingefallen ist. 

Später hat dann der Herr Bundeskanzler 
Doktor Kreisky gesagt - jetzt reflektiere ich auf 
das, was Kollege Wille anführte, daß der Herr 
Bundesparteiobmann Doktor Taus gesagt hat, 
damit werde das Inflationsproblem auf den 
Sankt-Nimmerleins-Tag vertagt -, das ist ein 
internationales Problem, das kann man nur auf 
internationaler Basis lösen. 

Ich habe einmal irgendwo gelesen, wenn den 
Politikern gar nichts mehr einfällt, dann fällt 
ihnen eine internationale Konferenz ein. Was 
den Kurpfuschern der Tausendkräutertee ist, das 
ist den Politikern die internationale Konferenz. 
(Beifall bei der tJVP.) Aber, Herr Kollege Wille, 
wenn diese internationale Konferenz wenigstens 
stattgefunden hätte. Der Herr Bundeskanzler ist 
in den Nahen und in den Fernen Osten gefahren, 
er hat in Kleßheim die Potentaten der ganzen 
Welt empfangen, von der Abhaltung dieser 
internationalen Konferenz, dieser Stabilitäts­
konferenz, haben wir nichts gehört. Aber Ihre 
Inflationsrechtfertigung ist dann dort hingegan­
gen, daß die Unternehmer, die Kleingewerbe­
treibenden, an deren Ladentheke die Preisfront 
verläuft, die Schuldigen an der Inflation sind. 

Die Zeiten sind vorbei, in denen Sie die Kaiser 
und die Könige und die Priester als die 
Schuldigen hingestellt haben, jetzt sind es die 
Unternehmer. Und das sollen wir nicht als den 
Aufbau eines Feindbildes bezeichnen? Die 
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sozialistische Politik hat den Weg gebaut zu 
weniger Demokratie und mehr Bevormundung, 
zu weniger Information und mehr Propaganda, 
zu weniger Freiheit und mehr Gängelung, zu 
weniger Achtung der Personen und zunehmen­
der Diffamierung von Personen und Personen­
gruppen. Ist das kein Feindbild, das da 
aufgebaut wurde? Man darf sich nicht wundern, 
wenn die Unternehmer kein Vertrauen haben in 
diese Regierung. 

Natürlich, der Abgeordnete Mühlbacher ist 
vom marktwirtschaftlichen Sodbrennen geplagt. 
Er darf die Situation nicht sehen, er wischt das 
alles weg. Er sagt, wir finden ja letzten Endes 
doch immer wieder zusammen. Unsere Wirt­
schaftsordnung ist nicht in Frage gestellt. 

Gleich nach ihm kommt allerdings der 
Abgeordnete Wille und stellt sehr wohl das 
System der freien Marktwirtschaft, der sozialen 
Marktwirtschaft in Frage. Die Abgeordnete 
Metzker erklärt am 22. Jänner 1 975 bei der 
dringlichen Anfrage zur Zuckersituation, hier 
handle es sich um "Auswüchse kapitalistischer 
Profitwirtschaft" . Und wörtlich führt sie aus : 
Sicherlich wird der Zeitpunkt kommen, wo wir 
mit einer entsprechenden politischen Mehrheit 
unsere Vorstellungen einer Planwirtschaft reali­
sieren können. - Da könnte man noch sagen, das 
sind Worte. Der Herr Bundeskanzler hat in 
seiner Regierungserklärung vom 5. November 
1 975 den bereits oft zitierten Satz gesprochen, 
der Wirtschaftsprozeß des kapitalistischen 
Systems sei es, der da analysiert werden müsse. 
Das ließ uns aufhorchen, nicht nur deswegen, 
weil hier dem System die Schuld gegeben wird 
für die Fehler der Wirtschaftspolitik, sondern 
weil hier das Wort Kapitalismus als die 
Bezeichnung unserer sozialen und wirtschaftli­
chen Realität herangezogen wird. Dieser Rück­
griff auf die Klassenkampfterminologie des 19 .  
Jahrhunderts geht a n  unserer sozialen und 
wirtschaftlichen Realität vorbei, er ist falsch! 
(Beifall bei der (JVP.) Es ist aber nicht nur ein 
Rückgriff, sondern das Schema des Klassen­
kampfes ist doch dazu verwendet worden, nicht 
etwa um einen Laissez faire-Kapitalismus mora­
lisch zu brandmarken, sondern um unsere 
wirtschaftliche Situation als kapitalistisch und 
damit als unmoralisch zu brandmarken! 

Der Kollege - mir fallen die Namen nicht 
unmittelbar ein - aber einer der Kollegen hat 
sich, weil er gegen den Strich gebürstelt wurde, 
gewehrt, die ÖVP ziehe die Rote Katze wieder 
am Schwanz hervor. Aber geht es nicht letzten 
Endes mit solchen Äußerungen um die Einlei­
tung der Ersetzung unserer Ordnung durch eine 
andere Ordnung? Wer den Herrn Bundeskanzler 
kennt, muß sich von heute an auf alles ge faßt 
machen. Es ist natürlich durchaus möglich, daß 

nichts passiert. Aber es ist auch möglich, daß 
alles passiert, denn der Herr Bundeskanzler '"
versteht die Kunst, er bewahrt sich immer die 
Möglichkeit, jede beliebige Position und das 
genaue Gegenteil davon einzunehmen, wie wir 
das in jüngster Zeit auch wieder erfahren haben. 

Aber ist eine Klarstellung durch den Herrn 
Minister erfolgt? Nein, keineswegs! Der deut­
sche Bundeskanzler Willy Brandt hat wenigstens 
das Bild von der Kuh gefunden, die die 
Unternehmer sind. Und er hat erklärt, man muß 
der Kuh eine wirtliche Weide bewahren, wenn 
man sie melken will. Nicht einmal das haben wir 
vom Herrn Bundesminister gehört. Heute hat der 
Herr Abgeordnete Doktor Fiedler Sie, Herr 
Bundesminister, aufgefordert, dazu ein Wort zu 
sagen; den Herrn Bundeskanzler auch. Sie 
haben die Gelegenheit wieder vorübergehen 
lassen. Ist vielleicht ohnedies gerade so 
gescheit, als wenn Sie sich so verschwommen 
ausgedrückt hätten, wie Sie das im Ausschuß 
getan haben. Eine Klarstellung ist unterblieben. 

Die Sozialisten leben pragmatisch - wie das 
bereits der Herr Abgeordnete Hauser gesagt hat 
- mit der Unternehmerwirtschaft, deren Leistung 
sie sich - siehe Wirtschaftswachstum, Sie haben 
es gerade erzählt - als Feder! auf den roten Hut 
stecken als eigene Leistung. Aber die hinrei­
chende Handlungsfreiheit der Unternehmer zu 
wahren und zu sichern, das haben Sie als 
Aufgabe keineswegs begriffen. 

Das Mißtrauen gegen die Unternehmer als die 
Träger autonomer Entscheidungen des markt­
wirtschaftlichen Steuerungsprozesses ist unver­
kennbar. Wo ist das Bekenntnis des Ministers 
zur Unternehmerwirtschaft? Wir glauben, daß 
die Märkte, wenn sie nicht monopolistischer 
Beeinflussung unterliegen, das einzige bisher 
funktionierende System nichtautoritärer Koordi­
nation sind, das System der freien sozialen 
Mar ktwirtschaft. 

Am Wege zur angeblichen Emanzipation von 
Herrschaft stehen die realen Angebote der 
Klassenkämpfer, die da sind : Administrative 
Planung aller Lebensbereiche, Politisierung des 
öffentlichen und des privaten Lebens und die 
Basisdemokratie der Agitatoren. Das ist nicht 
ausdrücklich an Ihre Adresse gesagt, Kollege 
Dallinger. Die wirklichen wirtschaftlichen Pro­
bleme der Gegenwart, nämlich neue , differen­
zierte Ordnungen und Verbesserungen der 
Machtkontrolle, schwinden unter dem Einfluß 
der Klassenkämpfer aus dem Gesichtsfeld. 

Was ist das für eine Politik, Herr Bundesmini­
ster, die sich ihrer Wirtschaftsförderung rühmt, 
gleichzeitig aber die Unternehmer denunziert, 
diffamiert, der öffentlichen Verachtung anheim 
stellt? Wenn das eine Politik ist, darf ich ein 
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berühmt gewordenes Wort abwandeln, das ·Wort 
eines "großen Staatsmannes" :  "Wenn das eine 
Politik ist, dann ist es eine ganz miese Politik", 
zu der wir nein sagen. (Beifall bei der GVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Spezialberichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i m  m u n g 
über die Beratungsgruppe IX des Bundesvoran­
schlages 1 976.  Diese umfaßt das Kapitel 63 in 2 
der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Mehrheit. A n  g e -
n o m m e n .  

Gemäß § 55 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
schlage ich vor, die Abstimmung über die bei 
der Verhandlung des Kapitels 63 : Handel, 
Gewerbe und Industrie des Bundesfinanzgesetz­
entwurfes eingebrachten zwei Entschließungs­
anträge zugleich vorzunehmen. 

Erhebt sich dagegen ein Einwand? - Dies ist 
nicht der Fall . 

Wir kommen daher zunächst zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeordne­
ten Dipl. -Ing. Dr. Zittmayr und Genossen 
betreffend jährliche Überprüfung der Agrar­
preise. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu ' 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die M i  n d e  r h e  i t .  A b  g e ­
l e h n t .  

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dipl.-lng. Hanreich und Genossen betreffend 
Veranstaltung einer Lehrlingsenquete. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die M i  n d e r  h e i t .  A b  g e  -
l e h n t .  

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (2 und Zu 2 der 
Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1976 

samt Anlagen (50 der Beilagen) 

Beratungsgruppe XV 

Kapitel 17: Gesundheit und Umweltschutz 
(einschließlich Konjunkturausgleich-Voran-
schlag) 

Kapitel 12 : Bundesapotheken 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Ver­
handlung über die Beratungsgruppe XV. Diese 
umfaßt die Kapitel 17  und 72 des Bundesvoran­
schlages. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abgeord­
nete Egg. Ich ersuche um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Egg: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der Finanz- und Budgetausschuß 
hat die in der Beratungsgruppe XV zusammen­
gefaßten Kapitel 17 "Gesundheit und Umwelt­
schutz" und 72 "Bundesapotheken" des Bundes­
voranschlages für das Jahr 1976 am 27. 
November 1975 in Verhandlung gezogen. 

Im Kapitel 17 "Gesundheit und Umwelt­
schutz" sieht der Voranschlag für 1976 Ausga­
ben von 1 .457, 133.000 S und Einnahmen von 
108,964 .000 S vor. 

Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1 975 
bedeutet dies Minderausgaben von rund 153 
Millionen Schilling und Mehreinnahmen von 
rund 32 Millionen Schilling. 

Von den Gesamtausgaben entfallen auf den 
Personalaufwand 168,645.000 S oder 1 1 ,6 Pro­
zent und auf den Sachaufwand 1 .288 ,488.000 S 
oder 88,4 Prozent. 

Das Verhältnis zwischen den "Gesetzlichen 
Verpflichtungen" in Höhe von 895,564 .000 S 
und den "Ermessensausgaben" in Höhe von 
561 ,569.000 S beträgt 6 1 ,5 Prozent zu 38,5 
Prozent. 

Zum Personalaufwand ist festzustellen, daß 
der Mehraufwand von rund 18 Millionen 
Schilling im wesentlichen auf generelle Bezugs­
erhöhungen zurückzuführen ist. 

Das Mindererfordernis beträgt beim Sachauf­
wand rund 172 Millionen Schilling und erklärt 
sich vorwiegend durch geringere Zweckzu­
schüsse nach dem Krankenanstaltengesetz auf 
Grund der derzeitigen Gesetzeslage. 

Bei Titel 170 "Bundesministerium für Gesund­
heit und Umweltschutz" betrifft allein die Hälfte 
des Mehraufwandes von rund 3,4 Millionen 
Schilling die zunehmenden Beitragsleistungen 
an internationale Organisationen. Der restliche 
Mehrbedarf ergibt sich im wesentlichen bei den 
"Aufwendungen ",  hier insbesondere für Mieten. 

Bei Titel 172 "Gesundheitsvorsorge" sind 
unter anderem 250 Millionen Schilling zur 
Förderung von Investitionen in Krankenanstal­
ten vorgesehen. Bei den sonstigen Förderungs­
ausgaben liegt der Schwerpunkt wieder bei der 
Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit. 

Im übrigen sind bei diesem Titel die 
finanziellen Mittel für vorsorgemedizinische 
Maßnahmen berücksichtigt. 
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Bei Titel 173 "Umweltschutz, Lebensmittel-, 
Veterinärwesen" ist knapp die Hälfte des 
Mehraufwandes von rund 45 Millionen Schilling 
auf Restzahlungen an Bundesländer betreffend 
Schutzimpfungen der Klauentiere im Rahmen 
des Seuchengeschehens 1973 zurückzuführen. 

Weitere wesentliche Mehraufwendungen 
ergeben sich für Strahlenschutz. 

Auch für Umwelthygiene-Maßnahmen sind 
erheblich mehr Mittel als für das Jahr 1975 
veranschlagt. 

Bei Titel 174 "Übriger Zweckaufwand" stehen 
den Minderausgaben für Zweckzuschüsse nach 
dem Krankenanstaltengesetz - 185 Millionen 
Schilling, bedingt durch das Außerkrafttreten 
des Artikels II der 2. Novelle zum Krankenan­
staltengesetz, BGBL NI. 281/1974 - Mehrerfor­
dernisse in erster Linie für Entschädigungen 
gegenüber, sodaß sich das Mindererfordernis 
bei diesem Titel auf rund 167 Millionen 
Schilling verringert. 

Bei Titel 179 "Dienststellen" sind trotz 
steigender Verwaltungs- und Betriebskosten 
Minderausgaben von rund 16 Millionen Schil­
ling zu verzeichnen; dies erklärt sich dadurch, 
daß die Mietenvorauszahlungen für neu unter­
gebrachte bakteriologisch-serologische Unter­
suchungsanstalten bis auf geringe Restbeträge 
bereits geleistet wurden und auch die Einrich­
tung der bezüglichen Neubauräume fast zur 
Gänze abgeschlossen ist. 

Im Kapitel 72 "Bundesapotheken" ist die 
Steigerung sowohl der Ausgaben als auch der 
Einnahmen im wesentlichen durch den höheren 
Wareneinsatz im Zusammenhang mit erweiter­
ten Impfaktionen des Bundes bedingt. 

An der Debatte beteiligten sich die Abgeord­
neten Dr. Marga Hubinek, Dr. Steyrer, Dipl.-Ing. 
Hanreich, Dr. Wiesinger, Sekanina, Helga 
Wieser, Samwald, Vetter, Dr. Reinhart, Dr. 
Pelikan, Ing. Url, Steininger, Breiteneder, 
Kokail, Tonn, Dr. Beatrix Eypeltauer und 
Pichler. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Ingrid Leodolter nahm zu den 
während der Beratung aufgeworfenen Fragen 
Stellung. 

Bei der Abstimmung am 28. November 1975 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
Beratungsgruppe XV unverändert ange­
nommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n t r a g ,  der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 17 :  Gesundheit und Umwelt­
schutz, und dem Kapitel 72 :  Bundesapotheken, 

samt dem zu Kapitel 17 dazugehörenden Teil 
des Konjunkturausgleichs-Voranschlages des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1976 (2 der 
Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

Ich ersuche, in die Beratungen einzugehen. 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPÖ) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Wenn die 
Freiheitliche Partei nunmehr das Kapitel 17  des 
Budgets Gesundheitsverwaltung zum vierten 
Mal ablehnt, so ist das Ausdruck unserer 
Auffassung, daß es diesem Ministerium und daß 
es Ihnen, Frau Bundesminister, bisher nicht 
gelungen ist, zu verwirklichen, was wir als große 
Hoffnung in dieses neu geschaffene Ministerium 
gesetzt haben, nämlich daß Gesundheitspolitik 
der großen Bedeutung nach, die sie hat oder 
haben müßte, nun wirklich ein tragendes 
Kapitel der Budgetpolitik wird. 

In der Regierungserklärung, die sich ja 
insgesamt durch den besonderen Mut und Stolz 
auszeichnet, mit dem in die Vergangenheit 
geblickt wird, hat man sich heuer schon etwas 
bescheidener gegeben. Kein Wort mehr von 
Schwerpunktbildung, dafür Wiederauflage von 
allzu abgegriffenen und substanzlosen Begrif­
fen, wie Maßnahmen, die die Chancengleichheit 
in diesem wichtigen Bereich der Gesellschaft 
verwirklichen sollen. Da wird aufgezählt, was 
von den vielen gesundheitspolitischen Postula­
ten, die 1970 erhoben wurden, verwirklicht sei :  
Bundeseinheitliche Gesundenuntersuchung. Es 
wird nicht gesagt, daß nur 5 Prozent der 
Anspruchsberechtigten erfaßt wurden. Der Mut­
ter-Kind-Paß wird erwähnt. Dann ist allgemein 
die Rede von der Vorsorgemedizin, was zu den 
vorgenannten Zahlen heißt, daß nur etwa 5 
Prozent erfaßt worden sind. 

Dann wird auf Seite 70 ein neues gesundheits­
politisches Modell versprochen. Es werden eine 
ganze Reihe von Formeln eingeführt, die nicht 
einmal beanspruchen können, daß sie neu seien. 

Es ist von der Notwendigkeit der Psychohy­
giene die Rede. Es wird dabei völlig übersehen, 
daß diese Psychohygiene auch als Wortprägung 
übrigens ein altes österreichisches Postulat ist. 
Es war Professor Stransky, der vor über 70 
Jahren in der wissenschaftlichen psychiatri­
schen Literatur diesen Begriff eingeführt hat. 

Aber von einer Anwendung psychohygieni­
scher Erkenntnisse , die auf dieses ehrwürdige 
Alter zurückblicken, kann auch auf Grund 
dieses vorgelegten Budgets gar keine Rede sein. 
Was soll man in der Psychohygiene machen, 
wenn wir heute noch Bundesländer in Öster-

11. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 75 von 129

www.parlament.gv.at



860 Nationalrat XIV. GP - 1 1 .  Sitzung - 1 1 .  Dezember 1975 

Dr. Scrinzi 

reich haben, wo es nicht einen einzigen 
gelernten Psychotherapeuten gibt, der einen 
einzelnen psychisch Kranken, der psychothera­
peutischer Behandlung bedürfte, behandeln 
kann; geschweige denn jenen großen Stab von 
Fachleuten, den man braucht. Es ist ein sehr 
kompliziertes System, wenn man Psychohygiene 
auf breiter Basis betreiben will. 

Es ist von Einrichtungen zur psychohygieni­
schen Betreuung aller Bevölkerungsschichten 
die Rede, die ausgebaut werden sollen. Es 
werden dann auch in weiterer Folge ein paar 
genannt. Das Institut für Selbstmordverhütung, 
zum Beispiel, wäre ja eines, das auf diesem 
Gebiet liegt. Da werden uns, nebenbei bemerkt, 
wissenschaftlich unrichtige Zahlen über einen 
Rückgang der Selbstmordhäufigkeit von 10 
Prozent, wie ich einer Pressemitteilung vor 
einiger Zeit entnommen habe, präsentiert. Eine 
völlig unrichtige Zahl, die man bei der Kürze der 
Zeit, die dieses Institut läuft, auch gar nicht 
erwarten könnte. 

Es ist dann von der zweiten Stufe der 
Krankenanstaltenreform die Rede . Bitte, Frau 
Bundesminister, worin bestand denn die erste? 
Außer darin, daß bei der Abgeltung der 
Mindereinnahmen der Krankenhäuser der Bun­
desanteil unter kräftiger Mithilfe der Opposition 
perzentuell etwas angehoben und daß, wie ich 
es genannt habe, in bezug auf die Kategorisie­
rung der Klassen ein schlichter Etikettenschwin­
del vorgenommen wurde, daß eben jetzt oben 
Zweite Klasse oder allgemeine Klasse steht, wo 
früher Dritte stand. 

Daß eine Bestandsaufnahme durchgeführt 
wurde, ist gewiß auch eine wertvolle und 
nützliche Arbeit gewesen. Aber das, glaube ich, 
ist doch zuwenig, um es als erste Stufe der 
Krankenanstaltenreform bezeichnen zu können. 

Es ist dann in der Regierungserklärung weiter 
die Rede von einem integrierten System, das 
ausgebaut werden müsse, in dem niedergelas­
sene Ärzte, öffentliche sozialmedizinische, 
betriebsmedizinische Dienste und die Spitäler 
konzertiert zusammenwirken. Eine besondere 
Förderung werde der Niederlassung der frei 
praktizierenden Ärzte zukommen. Ich frage Sie 
nur, mit welchen Mitteln, wenn bei dem 
Minibudget, das Sie in den vergangenen Jahren 
zur Verfügung hatten, und ohne Berücksichti­
gung einer Inflationsquote zwischen 9 und 10  
Prozent eine faktische Kürzung von 153  Millio­
nen eingetreten ist. 

Das sind Verwendungszusagen, aber mehr, 
Frau Bundesminister, ist es leider auch nicht, 
wenn man diese Zusagen an Hand der 
Möglichkeiten prüft, die Ihnen das Budget 
einräumt. 

Dabei wäre es sehr notwendig, daß tatsächlich 
aktive Gesundheitspolitik in Österre,ich gemacht 
wird. Denn die Ausgangssituation, in der wir uns 
befinden, ist, wie Sie wissen, Frau Bundesmini­
ster, nicht sehr erfreulich. Darf ich aus der sehr 
interessanten Untersuchung des Institutes für 
Versicherungsmathematik der Technischen Uni­
versität Wien, vor kurzer Zeit erschienen, aus 
dem umfangreichen Material nur einen kleinen 
Absatz mit Genehmigung des Präsidenten 
zitieren. Auf Seite 89 wird der zweite Teil dieser 
Untersuchung, der sich medizinischen Untersu­
chungen zuwendet, mit folgender einleitender 
Feststellung begonnen. Ich zitiere: 

"Vor einiger Zeit hat die Feststellung Aufse­
hen erregt, daß Österreich unter allen europä­
ischen Ländern die höchste Gesamtsterblichkeit 
aufwies, nämlich 13,4 Promille. Dies betraf die 
Jahre 1969/1970. Außerdem ist bekannt, daß 
unser Land in Europa bezüglich der Sterblich­
keit an Krankheiten der Kreislauforgane (ein­
schließlich Himgefäßkrankheiten) sowie an 
bösartigen Neubildungen an erster Stelle steht, 
daß es die zweithöchste Mortalität an Leberzir­
rhose hat und daß es auch bezüglich der 
Sterblichkeit an Krankheiten der Verdauungsor­
gane, an Unfällen und durch Selbstmord im 
Spitzenfeld liegt ." 

Das sind wenig ermutigende Feststellungen 
im Lande der klassischen Medizin, in einem 
Lande größter Ärztedichte. Da liegen wir 
nämlich auch im Spitzenfeld. 

Wenn man sich das Umschlagblatt dieses 
Berichtes vor Augen hält, das die demogra­
phisch vorausberechnete Bevölkerungspyra­
mide bildlich darstellt, und die gefährliche 
Entwicklung im Altersaufbau insbesondere mit 
dem radikalen Schrumpfen der Basis dieser 
Pyramide sieht, dann weiß man, daß diese an 
sich schwierige Ausgangssituation durch die 
demographische oder bevölkerungspolitische 
Entwicklung noch zusätzlich verschärft wird. 

Wir wissen natürlich alle, daß die Morbidität 
einer Bevölkerung neben vielen anderen Fakto­
ren ganz entscheidend auch vom Altersaufbau 
bestimmt wird. Das heißt, daß die steigende 
Lebenserwartung zugleich den Preis erhöhter 
Morbidität erfordert. Das also ist die Ausgangs­
situation. 

Was soll es nun in diesem Zusammenhang 
heißen, wenn in der Regierungserklärung von 
Chancengleichheit die Rede ist? Österreich hat 
heute mit einem Anteil von 97 Prozent der 
Gesamtbevölkerung an Ptlichtversicherten 
ohnedies Chancengleichheit geschaffen, und 
zwar häufig sogar gegen den Willen der 
betroffenen Bevölkerung. Damit, daß man diese 
Parole voll Stolz in die Debatte wirft, ist noch gar 
nichts geschehen. 
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Wenn man heute über Gesundheitspolitik 
spricht, dann muß man sich zuerst über ein paar 
grundlegende Fragen ins Reine kommen. 

Es ist natürlich im Rahmen einer einzelnen 
Wortmeldung gar nicht möglich, den ganzen 
großen Komplex der Gesundheitspolitik abzu­
handeln; das würde stundenlanger Ausführun­
gen bedürfen. Ich will mich deshalb auf ein paar 
Schwerpunktfeststellungen konzentrieren. 

Der 5. österreichische Krankenhaustag, der 
Mitte November in Wien abgelaufen ist, hat mir 
für den ersten FragenkompJex die notwendigen 
Stichworte geliefert. 

Ich möchte mich heute im ersten Abschnitt 
meiner Ausführungen ganz besonders der 
Problematik des Krankenhauses in seiner 
Bedeutung für die Volksgesundheit, für die 
Gesundheitspolitik und dem damit angerissenen 
Problem der Kostenfrage zuwenden. 

Dieser Krankenhaustag stand heuer unter 
dem Rahmenthema , ,Kosten und Nutzen des 
Krankenhauses für die Gesellschaft". Da möchte 
ich sagen mit Faust: Hier stocke ich schon, und 
hier ergibt sich und ergab sich eine interessante 
Frage, die interessante Diskussionen ausgelöst 
hat. Ja, ist denn so etwas wie eine Kosten-Nut­
zen-Rechnung im Rahmen des Problems 
Gesundheit überhaupt zulässig, ist das nicht 
schon der erste Schritt womöglich zu einer 
inhumanen Einstellung zu diesem Problem? 

Das war auch der Gegenstand einer Fernseh­
diskussion, an welcher der Herr Kollege 
Wiesinger, Vertreter des Hauptverbandes und 
der Kollege Tonn, glaube ich, von der SPÖ-Frak­
tion teilgenommen haben. 

Wir müssen den Mut haben, meine Damen 
und Herren, uns zur Notwendigkeit der Kosten­
Nutzen-Analyse im Bereich der gesamten 
Gesundheitspolitik zu bekennen. Wenn wir 
nicht wollen, daß uns eines Tages die Entwick­
lung überrollt, dann müssen wir diese Rechnung 
anstellen, so sehr wir damit vielleicht in einen 
Grenzbereich kommen, wo die Frage auftaucht: 
Ist das in einer Gesellschaft, die sich zur 
Menschlichkeit, zum Humanismus bekennt, 
noch diskutabel? 

Wenn wir das tun, dann sollten wir eine 
andere Feststellung zu treffen den Mut haben. 
Wir sind gerade als Freiheitliche der Auffas­
sung, daß Gesundheit eines j ener Güter ist, die 
zur persönlichsten Sphäre des einzelnen Men­
schen gehören, die geschützt werden muß und 
soll, besser als es - wie wir meinen - derzeit in 
der österreichischen Wirklichkeit der Fall ist, 
aber daß es nicht damit getan ist, sich zu diesem 
Grundsatz des privaten Charakters des Gutes 
Gesundheit zu bekennen. Wir müssen den Mut 

haben, zu sagen, Gesundheit ist auch ein 
öffentliches Gut. 

Aus diesem Bekenntnis heraus kann ich erst 
ableiten, was offensichtlich mit der Chancen­
gleichheit gemeint ist, diese Chancengleichheit, 
die doch eine Absage an jenes gängige 
Schlagwort sein soll : Wer arm ist, stirbt früher. 

Dieser Zustand, der vor allem in weit 
zurückliegenden Zeiten eine traurige Wirklich­
keit war, dürfte nicht mehr bestehen, und er 
besteht im Grunde auch nicht mehr. In 
Anbetracht der Tatsache einer 97 prozentigen 
Pflichtversicherung, die jedem Österreicher die 
gleiche ärztliche Behandlung, das gleiche 
Krankenhaus, die gleichen Medikamente, die 
gleiche Rehabilitation, die gleiche Pflege, den 
gleichen Kuraufenthalt sichert, besteht also 
diese Chancengleichheit faktisch. 

Aber wenn wir uns dazu bekennen, daß 
Gesundheit auch öffentliches Gut ist, dann 
wollen wir damit sagen, daß der einzelne zwar 
Anspruch hat, daß die Gemeinschaft ihm bei der 
Verwirklichung dieses Anspruches auf Gesund­
heit die Risken abnimmt, aber als Gegenleistung 
von ihm erwartet, daß er seinerseits mit diesem 
seinem persönlichen Gut sehr sorgfältig umgeht. 

Wir sind der Auffassung und bekennen uns 
dazu, Gesundheit ist auch ein öffentliches Gut 
und als solches und insoweit sie es ist, ist sie ein 
Gut, dem sich sehr viel mehr, als es mit diesen 
unzureichenden Mitteln in diesem Budget der 
Gesundheitsverwaltung geschehen kann, der 
Gesetzgeber und die Administration mit größter 
Aufmerksamkeit und größtem Verantwortungs­
bewußtsein zuwenden muß. 

Aber da wir auf der anderen Seite erleben, 
daß in allen Bereichen der Gesundheitspolitik 
die Kosten unverhältnismäßig angestiegen sind, 
daß alle Kostentangenten den Zuwachs des 
Bruttonationalproduktes der Wirtschaft, die 
denkbaren Zuwachsraten weit überholen, muß 
nun einfach gefragt werden - und das fragen wir 
uns ja nicht nur in Österreich -, wie lange kann 
diese Entwicklung anhalten, und was kann und 
muß geschehen, um dieses immer weitere 
Auseinanderklaffen der Belastungen, die aus 
der Gesundheitspolitik der Wirtschaft, der 
Allgemeinheit erwachsen, in erträglichen Gren­
zen zu halten. 

Ich glaube also, daß die Forderung nach der 
volkswirtschaftlichen, sozialpolitisch verant­
wortlich erstellten Kosten-Nutzen-Rechnung 
unabdingbar ist und daß insbesondere der früher 
schon angerissene Faktor der demographischen 
Entwicklung diese Kosten-Nutzen-Rechnung 
unaufschiebbar macht, soll es nicht zur Katastro­
phe kommen. 
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Wenn wir auf dem Österreichischen Kranken­
haustag aus dem Munde eines berufenen 
Wissenschaftlers, Professor Chester aus Eng­
land, gehört haben, daß die Vorausberechnun­
gen ergeben haben - mit geringen Spielbreiten 
gilt das für alle Länder der westlichen Welt -, 
daß in etwa 30 bis 40 Jahren, die gleiche 
Kostenentwicklung vorausgesetzt, das gesamte 
Bruttonationalprodukt der westlichen Industrie­
welt allein für die Aufgaben der Gesundheitspo­
litik aufgezehrt werden müßte, dann darf man 
doch sagen, daß es hier fünf Minuten vor zwölf 
ist. 

Man kann diese bedrohliche Entwicklung 
auch an zahlreichen einzelnen Zahlen der 
verschiedensten Bereiche des Gesundheitswe­
sens sehr leicht bestätigt bekommen. Ob das die 
Einnahmen-Ausgaben-Entwicklung der Kran­
kenversicherungsträger, ob es die finanzielle 
Situation der Spitalserhalter, ob es das Anstei­
gen der Fallkosten pro einzelnen Krankheitsfall 
ist, ob es die Vervielfachung der Tagesver­
pflegskosten des einzelnen Spitalstages ist, 
überall steigen diese Zahlen rasant und bedroh­
lich an. Dieser Anstieg, multipliziert mit der 
Häufigkeit der Leistungen, die zu erbringen 
sind, ergibt gigantische Milliardenbeträge. 

Wenn ich hier nur zitieren darf, daß etwa 1973 
- ich entnehme das den Nachrichten des 
Hauptverbandes - in Österreich 984 .000 Kran­
kenfälle im Krankenhaus angefallen sind, mit 
einer durchschnittlichen Aufenthaltsdauer von 
18 ,3  Tagen, und wenn wir heute unterstellen 
müssen, daß, chronische und akute Fälle 
zusammengenommen, die durchschnittlichen 
Kosten des Krankenhaustages wenigstens zwi­
schen 800 und 1000 S liegen , dann können Sie 
sehr rasch ausrechnen, welche gewaltigen 
Beträge zusammenkommen. Aber wir können 
auch ausrechnen, daß systemverändernde oder 
organisationsverbessernde Maßnahmen gleich­
falls große Einsparungen bringen. Gelänge es,  
die durschnittliche Krankenhausaufenthalts­
dauer auch nur um einen Tag abzusenken, so 
wäre das eine Einsparung von überschlagsmä­
ßig einer runden Milliarde, wobei ich die 
übrigen Faktoren gar nicht kalkuliere : früheres 
Einschalten in den Produktionsprozeß und 
dergleichen mehr. 

Wenn wir uns vor Augen halten, daß es, 
wieder mit Varianten, weil die Gesamtmorbidität 
im internationalen Schnitt schwankt, in der 
westlichen Welt Bevölkerungen gibt, wo zeit­
weilig 20 Prozent der Gesamtbevölkerung sich 
im Krankenstand befinden und sich diese Rate je 
zur Hälfte auf akute und chronische Krankheiten 
aufteilt, wenn wir also wissen, es gibt 
Abschnitte, wo ein Fünftel der Bevölkerung 
krank ist, dann sind das ganz gewaltige 

Belastungen, die sich hinter diesen Zahlen 
verbergen. 

Daher ist die Frage berechtigt, die sich unter 
anderem das Europaratskolloquium in Berlin 
gestellt hat: Wer bezahlt morgen unsere Sozial­
lasten? So lautet ein Pressebericht über dieses 
Kolloquium, wo man im besonderen in Verbin­
dung mit der vorausgeschätzten und vorausbe­
rechneten Bevölkerungsentwicklung ganz all­
gemein die Frage untersucht hat : Wie können 
die Soziallasten im weitesten Sinn des Wortes ,  
von der Kinderbeihilfe bis zur Pension, und die 
Lasten für den eigentlichen Sektor Gesundheits­
erhaltung, also Krankenkassen, Krankenhäuser 
und so weiter noch getragen werden? Denn es 
darf nicht ein Zustand eintreten, daß das 
übermaß der Lasten, die sich aus dem Bemühen, 
in idealer Weise soziale Gerechtigkeit herzustel­
len und das Recht auf Gesundheit zu verwirkli­
ehen, eines Tages dieses ganze Gebäude zum 
Einsturz bringt. 

Wenn wir, auf die österreichischen Verhält­
nisse abgestellt, nur etwa - und das will ich jetzt 
ganz kurz tun - die Entwicklung bei den 
Krankenhauskosten und ihren Anteil im Rah­
men der Ausgaben der Krankenversicherung 
betrachten, so ergibt sich, daß 1964 noch ein 
Anteil von 19 ,6  Prozent der Beitragseinnahmen 
der Krankenversicherung für Krankenhausko­
sten ausgegeben werden mußten. Zehn Jahre 
später, also 1974,  sind es bereits 23,2 Prozent, 
und 1 975 kann man diese Ausgabentangente auf 
rund ein Viertel der ganzen Beitragseinnahmen 
schätzen. 

Wenn man die absoluten Schillingzahlen 
nimmt, die man natürlich um die Geldentwer­
tungsquote bereinigen müßte, dann wird es 
vielleicht noch eindrücklicher. 

1 963 haben in Österreich, nach Bundeslän­
dern verschieden, aber im Schnitt, die Pflegege­
bührensätze, welche die Krankenversicherun­
gen den Krankenanstalten ersetzt haben, im 
Schnitt noch 80 bis 90 S betragen. Damals 
konnte man mit diesem Betrag noch bis zu 80 
Prozent der tatsächlichen Verpflegskosten dek­
ken. Heute sind diese, wieder nach Ländern 
unterschiedlichen Krankenhauspflegegebühren, 
die die Krankenkassen bezahlen, auf 300 bis 
über 400 S aufgestockt worden, tragen aber zum 
Teil nur mehr ein rundes Drittel der tatsächli­
chen Pflegegebühren. 

Wir haben deshalb bei der zweiten KAG-No­
velle , Frau Bundesminister, so eindringlich 
darauf hingewiesen, daß es notwendig ist, um 
eine solche Kosten-Nutzen-Rechnung im Kran­
kenhaussektor anzustellen und um einigerma­
ßen die Dinge in den Griff zu bekommen, daß 
wir zu einer Normkostenberechnung schreiten, 
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und ich hoffe, daß Sie in absehbarer Zeit die 
Zahlen vorlegen - es müssen ja schon bald zwei 
Rechnungsjahre voll werden und dann, glaube 
ich, kann man schon einiges dazu sagen -, damit 
wir dann an Hand von solchen Vergleichen auch 
beurteilen können, in welchem Krankenhaus 
wird denn ökonomisch gewirtschaftet, wo liegen 
denn die Grenzwerte, und : aus welchen beson­
deren Umständen heraus ergeben sjch die 
beachtlichen Differenzen des durchschnittlichen 
Krankenhausaufenthaltes beim medizinisch 
gleichen Fall? Das sind Unterlagen und Zahlen, 
die wir brauchen, wenn wir zu der notwendigen 
Kosten-Nutzen-Rechnung kommen wollen. 

Auf die Dauer wird es den Spital erhaltern 
nicht zugemutet werden können, daß sie durch 
Zuschüsse aus Ländern und Gemeinden, aus den 
verschiedenen Verbänden, die hier herangezo­
gen werden, dieses wachsende Defizit aus dem 
Krankenhausbetrieb tragen. 

Dabei ist uns klar: Ein Krankenhaus wird in 
der Regel - das ist nicht seine Aufgabe, wenn es 
ein Krankenhaus mit Öffentlichkeitsrecht ist -
nicht gewinnbringend geführt werden können. 
Das ist einer Reihe von Spezialkliniken oder 
Sanatorien vorbehalten. Wir werden uns selbst­
verständlich dazu bekennen müssen, daß wir 
alles das, was Errichtung und Einrichtung, also 
Investition im weitesten Sinne des Wortes , in 
Krankenhäusern ist, immer aus öffentlichen 
Mitteln zu tragen haben werden. Das wird in 
eine Kosten-Nutzen-Rechnung nicht eingehen 
können. 

Wir sind uns auch darüber im klaren, daß die 
größten Lasten, die sich aus dem Krankenhaus­
betrieb ergeben und Fixkosten darstellen, 
nämlich die Personallasten, die bei rund 70 
Prozent liegen, durch keinen unmittelbaren 
Eingriff niedriger gemacht werden können. 
Diese rund 70prozentigen Betriebskosten fallen 
an, ohne Rücksicht darauf, ob in dem Kranken­
haus ein Patient oder ob dort tausend Patienten 
im Tag behandelt werden. Das ist sicher ein 
Problem, dem wir uns zu stellen haben und das 
nicht so ohne weiteres zu lösen ist. 

Trotzdem glaube ich aber, daß es eine ganze 
Menge von Möglichkeiten gibt, wie wir den 
variablen Kostenaufwand, der bei einem knap­
pen Drittel liegt, senken können: indem wir 
etwa im Vorfeld der Krankenhausaufnahme, wo 
es um ' die Diagnosestellung geht, bereits die 
ersten kostensparenden Maßnahmen tätigen, 
weil hier vielfach unnotwendige doppelte und 
mehrfache Untersuchungen getätigt werden, 
ohne daß sie gegenseitig ausgewertet und 
aufgerechnet werden können. 

Dabei ist mir die Problematik bewußt, die in 
der besonderen, an die Person des Arztes 

gebundenen Verantwortlichkeit für den Patien­
ten bei Diagnose und Therapie gewisser 
Spezialprobleme liegt, aber ich halte sie nicht 
für unlösbar. 

Wir werden durch Umstellung der Kranken­
hausverwaltungen einschließlich der Kranken­
geschichten auf einheitliche EDV-Systeme und 
so weiter manches dazu beitragen können, um 
Einsparungen zu tätigen. 

Frau Bundesminister, ich bin auch nicht so 
sehr der Meinung, daß nicht in bestimmten 
Bereichen - ich sage ausdrücklich: in bestimm­
ten Bereichen - das Belegkrankenhaus uns in 
die Lage versetzen würde, sogar Fixkosten 
herabzudrücken. Ich bin mir aber darüber im 
klaren, daß wir bei diesem Stand von praktisch 
hundertprozentiger gesetzlicher Versicherung 
dieses Belegkrankenhaus nur in einem ganz 
kleinen Bereich werden etablieren können. Da 
wären - das ist aus der Erfahrung zu beweisen -
sogar beachtliche Fixkosten einzusparen. Ich 
möchte das Hohe Haus mit dem umfangreichen 
Zahlenmaterial, das hier vorliegt, nicht unnot­
wendig aufhalten. Ich darf auf die sehr 
interessante Arbeit verweisen, die Professor 
Burghardt am 5. Krankenkaustag geliefert hat : 
"Kosten und Nutzen des Krankenhauses für die 
Gesellschaft" ,  Untertitel :  "Aspekte einer Sozio­
ökonomie der Gesundheit" . Wenngleich ich 
insbesondere mit den Schlußfolgerungen des 
Verfassers in einer ganzen Reihe von Fragen 
nicht übereinstimme, so ist aber doch zu sagen, 
daß das Zahlenmaterial, das hier geliefert wird ­
das die österreichischen Verhältnisse darstellt 
und auch internationale Vergleiche liefert -, für 
uns sehr wertvoll ist. (Präsident Pro b s t über­
nimmt den Vorsitz.) Ich habe diesen Vortrag 
gehört. Ich entnehme diesem Vortrag etwa unter 
anderem, daß sich in der Bundesrepublik die 
Ausgaben für die gesetzliche Krankenversiche­
rung zwischen 1950 und 1972 fast vervierzehn­
facht haben. In Anbetracht der Tatsache, daß der 
Kreis der Anspruchsberechtigten ausgeweitet 
wurde und die gebotenen Leistungen qualitativ 
angestiegen sind, ist der Kostenfaktor leider 
beachtlich gestiegen. Ob das nun Medikamente, 
ob das die Personalkosten, ob das die Instru­
mente sind, die wir bei der Behandlung 
brauchen. 

Es ist diesem Bericht zu entnehmen, daß in 
Österreich von 1 963 auf 1972 die Spitalstage von 
zirka 13 Millionen auf 15 ,3  Millionen gestiegen 
sind. Das ist eine gewaltige Summe, wenn ich 
noch einmal an die durchschnittlichen Kosten 
von 1000 S pro Spitalstag erinnern darf. 

Gleichzeitig sind die Spitalsfälle in diesem 
Zeitraum von 7 1 8.400 auf 928.500 angestiegen. 
Das alles sind Zahlen, die uns veranlassen 
müssen, zu versuchen, diese Dinge langsam in 
den Griff zu bekommen. 
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In Frankreich haben sich in dem Zeitraum 
zwischen 1962 und 1969, in diesen sieben 
Jahren, die Krankenhauskosten um 400 Prozent 
erhöht, also vervierfacht. Die der Allgemeinme­
dizin sind im gleichen Zeitraum fast auf das 
Doppelte gestiegen, und so könnte man die 
Reihe fortsetzen. 

Frau Bundesminister! Es ist hoch an der Zeit, 
uns in Österreich daran zu machen, was wir uns 
bei der 22. Novelle vorgenommen haben, einen 
Normkostenspiegel zu erstellen und dann sehr 
sorgfältig untersuchen, aus welchen Gründen im 
Einzelfall in der Streubreite der österreichischen 
Spitäler diese Normkosten unterschritten oder 
überschritten werden. 

Und dann, erst dann - und das war immer 
unsere Meinung -, ist es sinnvoll, die Abgänge 
der Spitäler durch Bundeszuschüsse zu decken. 
Solange das lineare Zuschüsse sind, wird es uns 
ähnlich ergehen wie seinerzeit beim Finanzaus­
gleich, daß die Reichen dabei immer reicher und 
die Armen immer ärmer werden. 

Ich möchte mich nunmehr kurz einem zweiten 
Thema zuwenden, das in der Regierungserklä­
rung gleichfalls angerissen ist: die Situation auf 
dem Gebiete der Psychohygiene und der 
Sozial psychiatrie. 

Daß Österreich auf diesem Gebiet ein echtes 
Entwicklungsland ist, ist leider unbestreitbar 
und traurig in Anbetracht des Umstandes, daß 
Österreich ja das klassische Land nicht nur der 

. Psychiatrie und der Psychoanalyse war, sondern 
auch das Land, in dem, wie ich schon früher 
gesagt habe,  der Begriff der psychischen 
Hygiene wissenschaftlich geprägt wurde. 

Die Situation auf diesem Gebiet ist auch 
zahlenmäßig nicht ermutigend. Immerhin haben 
wir in Österreich 1 1 . 184 psychiatrische Betten, 
aber in diesen psychiatrischen Betten wird nur 
die Spitze jenes Berges erfaßt, den heute die 
psychisch gestörten Menschen in diesem Lande 
darstellen. 

Die Zahlen sind Ihnen bekannt, wir können 
nur an Hand verschiedener Untersuchungen 
schätzen, daß 40 bis 50 Prozent - es gibt auch 
Arbeiten, die von 65 Prozent sprechen -, daß also 
40 bis 65 Prozent jener Menschen, die heute den 
Arzt in der Sprechstunde aufsuchen, im Grunde 
psychisch gestört sind, daß es sich um soge­
nannte Neurotiker, um psychosomatisch Kranke 
und zum Teil um echt psychiatrisch Kranke 
handelt. Da ist mit Recht gefordert worden, hier 
neue Wege zu beschreiten, um zu einer 
wirksamen Abwehr und zu einem wirksamen 
breiten Heilverfahren zu kommen. 

Frau Bundesminister! Was hindert Sie eigent­
lich, das in Angriff zu nehmen? Modelle dieser 

Art wurden in verschiedenen vergleichbaren 
Ländern nicht nur entwickelt, sondern diese 
wurden seit Jahren praktiziert. 

England zum Beispiel : Ich will nicht sagen, 
daß man dieses System gaNZ unverändert 
übernehmen könnte , aber wesentliche Grund­
sätze der offenen psychiatrischen Kliniken, der 
Verlagerung der Betreuung psychisch gestörter 
Menschen auf die kommunale Ebene mit einem 
sehr gut integrierten Apparat, bestehend aus 
Psychiatern, Social-workers und ähnlichem 
Gesundheitspersonal, könnten auch in Öster­
reich angewandt werden. 

Holland hat zum Teil beispielhaft auf diesem 
Gebiet gearbeitet. 

Auch die Bundesrepublik und Frankreich 
könnten uns Anschauungsunterricht geben. Nur 
in Angriff genommen müßten die Dinge werden. 

Wenn wir Ihnen in Ihrem ersten und zweiten 
Ministerjahr zugebilligt haben, daß Sie eine 
gewisse Anlaufzeit brauchen, daß Sie kompe­
tenzmäßig noch eine ganze Reihe von Voraus­
setzungen schaffen müßten, so müssen wir jetzt, 
wo wir das vierte Budget beschließen, leider 
feststellen, daß es Ihnen nicht gelungen ist, 
einen entscheidenden Durchbruch - weder auf 
dem Gebiete der Kompetenzen noch dem der 
Haushaltsmittel - zu erzielen. 

Hier ist also ein Feld, das sehr rasch in Angriff 
genommen werden muß. Sosehr ich anerkenne, 
daß Sie sich bemüht haben, auf dem Gebiete der 
Selbstmordverhütung bestehende Einrichtun­
gen zu fördern, neue zu schaffen, so ist das erst 
ein Tropfen auf den Stein. Hier ist noch unerhört 
viel zu tun. 

Aber Sie haben nicht einmal eines, was wir so 
dringend brauchen würden, was im Grunde gar 
nichts kostet, durchgebracht. Das ist ein moder­
nes , einer modernen psychiatrischen Behand­
lung angepaßtes Anhaltegesetz. Wir haben 
immer noch ein Anhaltegesetz, das schon seiner 
Konzeption nach vom Gedanken der Sicherheit 
getragen ist, wo der Amts- und Polizeiarzt die 
tragende Rolle spielt, und das in dieser Form von 
vornherein schon den psychisch Kranken diskri­
miniert und alle Versuche, das zu ändern, 
zumindest erschwert. Zu diesem Anhaltegesetz 
haben Sie einen Anlauf gemacht, wegen dieses 
Gesetzes sind insbesondere die österreichischen 
Anstaltsdirektoren, Klinikchefs seit Jahrzehn­
ten, schon seit Wagner-Jauregg eigentlich, 
vorstellig gewordenj früher im Sozialministe­
rium, j etzt bei Ihnen. Nicht einmal dieses 
Anhaltegesetz haben Sie uns in diesen Jahren 
gebracht. 

Ich appelliere also an Sie : Geben Sie uns 
wenigstens dieses Instrument in die Hand. Es ist 
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ein Instrument, um die Diskriminierung des 
psychisch Kranken mit all den negativen 
Konsequenzen in der Behandlung abbauen zu 
können. 

Nun darf ich - auch aus einem aktuellen 
Anlaß - zu einem dritten Thema kommen. Mit 
Recht wird man einwenden, ich habe früher von 
dem hohen Anteil der Fixkosten, die sich aus 
dem Personalerfordernis in den Spitälern erge­
ben, gesprochen und habe gesagt, im Kranken­
haus macht dieser Personalkostenanteil fast 70 
Prozent der Kosten aus . Ja, können wir denn das , 
was Sie als neues gesundheitspolitisches Modell 
anvisieren, überhaupt verwirklichen, haben wir 
die notwendigen Ärzte? 

Da ist seit geraumer Zeit eine sehr lebhafte 
und kontroversielle Diskussion im Gange. Hier 
gibt es die Österreichische Ärztekammer, aber 
nicht sie allein, welche auf eine besorgniserre­
gende Entwicklung einer Überproduktion von 
Ärzten hinweist, und hier haben wir auf der 
anderen Seite, wie ich vorhin einleitend gesagt 
habe, noch ganze Bundesländer, wo es nicht 
einen einzigen gelernten Psychotherapeuten 
gibt. 

Ist es also so, daß wir insgesamt zuwenig Ärzte 
haben, daß wir deshalb die Entwicklung, die in 
diesem Bereich in Österreich festzustellen ist, 
nicht nur nicht bremsen, sondern weiter forcie­
ren müssen, oder haben wir genug Ärzte und 
sind es Strukturprobleme innerhalb der Ärzte­
schaft, die zu Schwierigkeiten und zu Engpässen 
führen? 

Ich glaube, es ist das letztere. Es ist die 
ungünstige strukturelle Situation, die wir in der 
österreichischen Ärzteschaft haben, die uns 
Schwierigkeiten bereitet und bei jeder aktiven 
Gesundheitspolitik auch in den nächsten fünf 
bis zehn Jahren noch Schwierigkeiten machen 
wird. 

Aber ihnen sollten wir nicht begegnen, indem 
wir dem uferlosen Zustrom von Hörern ins 
Medizinstudium nicht entgegentreten. Nicht im 
Sinne eines Numerus clausus, das würde sich für 
uns mit einer freiheitlichen Gesellschaftsord­
nung nicht vertragen, wohl aber im Sinne eines 
Aufklärungsfeldzuges bei den Maturanten. 

Hier geht es nicht darum, daß sich eine 
etablierte Ärzteschaft sozusagen künftige Kon­
kurrenten vom Halse schaffen will. Wenn wir die 
tatsächliche Ärztedichte in Österreich 
anschauen und uns auf die Prognose beziehen, 
die die bekannte OECD-Studie erstellt hat, dann 
kann man sagen: Auch der bei idealer Erfüllung 
aller gesundheitspolitischen Aufgaben notwen­
dige Ärztebedarf in Österreich ist gedeckt. Wir 
werden, wenn es uns gelingt - leider haben Sie 
nicht die Mittel -, in die weißen Bereiche der 

Gesundheitsversorgung mit einer aktiven 
Gesundheitspolitik hineinzustoßen, das jetzige 
Angebot an Promoventen noch unterbringen. 
Aber längstens in sieben bis acht Jahren werden 
wir zu einem echten und bedrohlichen Ärzte­
überschuß kommen, und die jetzige Entwick­
lung vorausgesetzt, werden wir uns in durchaus 
absehbarer Zeit einem echten ärztlichen Proleta­
riat von mehreren tausend Ärzten gegenüberse­
hen, die wir nicht beschäftigen können. Wir 
haben jetzt ein Verhältnis : ein Arzt auf etwa 500 
Einwqhner, das ist eine sehr hohe Ärztedichte, 
die kaum - ich glaube, Israel übertrifft uns noch 
in der Ärztedichte - von einern anderen Land 
erreicht wird. 

Wie sieht nun die Entwicklung aus? Das sind 
Zahlen, die nicht etwa die Standesvertretung, 
also die Ärztekammer, erarbeitet hat. Ich bin 
aber dankbar, daß die Ärztekammer diese gewiß 
nicht populäre Aufgabe übernommen hat, auf 
diese Entwicklung hinzuweisen. Das sind Zah­
len, die sich aus Schätzungen des Bildungspla­
nes in Österreich, des Österreichischen Institutes 
für Wirtschaftsforschung und aus Statistiken, die 
das Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung erstellt hat, ergeben. 

Wenn Sie sich vor Augen halten, daß wir etwa 
1 953 in Österreich insgesamt 1572 Hörer an den 
Medizinischen Fakultäten hatten und bei 
gleichbleibender und nunmehr ja schon stagnie­
render und zurückgehender Bevölkerung 1975 
8606 Hörer haben, also die fünffache Hörerzahl, 
dann bahnt sich, selbst wenn wir den uns sehr 
genau bekannten Quotienten der Medizinstu­
denten, die ihr Studium nie beenden, also nie 
Ärzte werden, mit berücksichtigen, eine Ent­
wicklung an und zeichnet sich ein Überschuß 
ab, der uns wirklich mit Sorge erfüllen muß. 
Nicht nur, weil diese jungen Ärzte eines Tages 
keine Arbeit mehr finden werden, sondern weil 
wir in das Medizinstudium, das ein teures und 
langes Studium ist, sehr viel investieren müssen, 
gleich, ob wir das nun im Wege von Studienför­
derung oder im Wege der Erhalter der Studie­
renden tun oder ob wir das in die Einrichtungen 
der Medizinischen Fakultäten unmittelbar inve­
stieren müssen. 

Wir hatten 1953/54 im ersten Semester 190 
Studierende und haben im heurigen Winterse­
mester 1 975/76 2400 Erstsemestrige .  Wie hat 
sich nun der Bedarf in dem gleichen Zeitraum 
verändert? Fast gar nicht. Ich sage : "fast gar 
nicht",  trotz der bekannten besonders ungünsti­
gen Altersstruktur der österreichischen Ärzte­
schaft. 1953 hatten wir 503 Promoventen, also 
ein rundes Drittel der inskribierten Hörer. 1973 
hatten wir bei damals 7628 inskribierten Hörern 
nur mehr 643 Promoventen. Das ist zugleich ein 
Hinweis, wieviel hier fehlinvestiert wird, wie-

60 
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viel Studierende das Studium beginnen und 
dann aus den verschiedensten Gründen auf der 
Strecke bleiben. Die Zahl der Promoventen ist in 
diesem Zeitraum, in dem sich die Zahl der Hörer 
verfünffacht hat, nur um rund 20 Prozent 
gestiegen. 

Wie war es mit dem Bedarf in der gleichen 
Zeit? Da habe ich nicht die Zahlen bis zu den 
fünfziger Jahren zurück. Ich kann also hier nur 
spätere Zahlen liefern, aber auch die sind 
aufschlußreich. Von 1966 bis 1976 ist die Zahl 
der Promoventen von 459 auf 605 gestiegen. Der 
Verschleiß an Ärzten durch natürlichen Abgang, 
durch Pension, Tod, Zurücklegung der Tätigkeit 
und so weiter, ist nur von 284 auf 315  gestiegen, 
also ganz unwesentlich. Er wird sich auch in 
Zukunft nicht mehr wesentlich erhöhen, auch 
wenn wir alle unsere Pläne im gesundheitspoli­
tischen Bereich verwirklichen. 

Ich glaube also, Frau Bundesminister, daß es 
mit zu Ihren Aufgaben gehört, wie auch zu den 
Aufgaben der Ressortminister des Unterrichts­
und des Wissenschafts- und Hochschulressorts, 
auf diese Entwicklung aufklärend hinzuweisen 
und dafür zu sorgen, daß nicht junge Menschen 
eine langwierige, kostspielige Laufbahn ein­
schlagen, mit mehr oder weniger Neigung - ich 
würde wünschen, mit viel Neigung -, die sie 
eines Tages dazu verurteilt, arbeitslose Ärzte zu 
sein. 

Dabei wissen wir, daß in Österreich derzeit, 
glaube ich, an die 400 planmäßige Kassenstellen 
nicht besetzt sind. Aber das ist keine Frage, daß 
wir zuwenig Ärzte oder zuwenig Studierende 
hätten, sondern das ist vielmehr eine Frage der 
besonderen Struktur und hängt auch damit 
zusammen - wie ich Ihnen jetzt vorwerfen muß, 
Frau Bundesminister -, daß Sie leider nicht in 
der Lage waren, die Gründe für diese struktu­
relle teilweise schlechte Versorgung zu beseiti­
gen oder sie auch nur zu bessern. 

Es gab wiederholt großartige Ankündigun­
gen, aber wenn ich von der nun spürbar 
gewordenen Förderung des Funkdienstes der 
praktizierenden Ärzte absehe, ist ja fast gar 
nichts geschehen. Wo sind die Maßnahmen zur 
Förderung der Niederlassung? Herr Kollege 
Sekanina, Sie wissen, es war die 3 1 .  Novelle, wo 
wir uns über das Thema unterhalten haben, daß 
die zusätzlichen Einnahmen nicht nur verwen­
det werden sollten, um die Ambulatoriumstruk­
tur zu verbessern, sondern auch um die Struktur 
der Grundversorgung der österreichischen 
Bevölkerung - und die ist nach wie vor auf den 
freipraktizierenden praktischen Arzt und den 
Facharzt abgestellt - zu verbessern. Ich fürchte -
ich habe nichts Konkretes mehr gehört -, daß 
diese Gespräche entweder ins Stocken geraten 

sind, oder, was noch schlimmer wäre, daß sie 
erfolglos abgebrochen wurden. 

Das Ressort hat jedenfalls in diesem Bereich 
seinerseits keinen wie immer gearteten Beitrag 
geleistet. Denn die zwei, drei oder fünf mobilen 
Schwestern, die Sie im Modellversuch installiert 
haben - auch Kärnten ist glücklicher Besitzer 
von einer, vielleicht sind es inzwischen zwei; Sie 
haben es damals in Kärnten in Lavamünd, wenn 
ich mich recht erinnere, gesagt -, alles gut und 
recht. Modelle brauchen wir gar nicht mehr zu 
entwickeln. Die mobile Schwester ist im 
angelsächsischen Bereich seit Jahrzehnten 
erfahren und bewährt. Es ist nur die Frage, daß 
wir die Mittel dazu bereitstellen müssen. Denn 
dieses konzertierte System kommunizierender 
Röhren, das so wichtig wäre - Krankenkassen­
arzt, Krankenhaus und dann der Amtsarzt, oder 
wer immer zuständig ist, um die nachgehende 
Pflege zu verbessern und dadurch auch den 
durchschnittlichen Aufenthalt von chronisch 
Kranken zu verkürzen -, das alles ist in erster 
Linie eine Kostenfrage, und es kommt Ihnen ja 
entgegen, daß die zunehmende Gefährdung von 
Arbeitsplätzen erfreulicherweise doch wieder 
mehr Menschen in die sozialen Dienste bringt. 
Das müßten wir ausnutzen, aber dazu müssen 
wir dann die notwendigen Mittel zur Verfügung 
stellen. 

Also hier kann ich Ihnen, Frau Bundesmini­
ster, den Vorwurf nicht ersparen, daß von einer 
zielführenden, konsequenten Politik überhaupt 
nicht die Rede sein kann. Sie haben vieles 
angekündigt. Ich habe schon einmal gesagt, Sie 
sind ein Ankündigungsministerium, aber Sie 
haben gerade in diesem Bereich sehr wenig 
getan. Wo ist die Tages-Nacht-Klinik geblieben? 
Wo sind die notwendigen Voraussetzungen 
geschaffen worden, um im großen Umfang die 
Gemeinschaftspraxis und Praxisgemeinschaften 
zu fördern? Wo sind die Kreditmaßnahmen, um 
die Niederlassung in den unterversorgten 
Gebieten anzureizen? 

Frau Bundesminister, in diesem so wichtigen 
Sektor haben Sie - unter dem: mildernden 
Umstand, daß Ihre Kompetenz leider nur zum 
Teil gegeben ist - es auch nicht zuwege 
gebracht, in Zusammenarbeit mit dem Sozialmi­
nisterium einen wirklich überzeugenden 
Anfang zu machen. 

Aus einem sehr konkreten Anlaß komme ich 
auf ein drittes Kapitel, dem ich mich kurz 
zuwenden möchte, zu sprechen. Aus einem mir 
unerfindlichen Zusammenhang heraus hatte ich 
die Ehre, vom Herrn Bundeskanzler wiederholt 
als Eugeniker " verdächtig" gemacht zu werden. 
Das muß etwas ganz Schlimmes sein. Ich hoffe, 
nicht allzuviel Österreicher haben bei dieser 
Ankündigung das Gruseln gelernt. 
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Worum handelt es sich denn? Frau Bundesmi­
nister, ich hoffe, daß ich wenigstens hier Ihre 
Unterstützung und Hilfe bekomme. Es handelt 
sich doch einfach darum, daß wir in einem 
besonderen Zweig der Medizin, der in den 
letzten Jahrzehnten über große Fortschritte im 
Bereich medizinischer Erkenntnisse verfügt, der 
in den letzten Jahren eine ganze Reihe von 
Nobelpreisträgern zu verzeichnen hatte, näm­
lich im Bereich der Humangenetik neue 
Einsichten und Erkenntnisse gewonnen haben, 
von denen wir Ärzte und alle, die von der 
Wirklichkeit der Morbiditätssituation hochzivili­
sierter Bevölkerung etwas wissen, meinen, man 
müßte diese Erkenntnisse anwenden. 

Ich habe deshalb vor über zehn Jahren hier im 
Haus den Feldzug tür die angewandte Human­
genetik begonnen. Ich werde dafür zehn Jahre 
später vom Herrn Bundeskanzler als Eugeniker 
- das ist so ungefähr ein halber Rassist; ich weiß 
nicht, was sich der Herr Bundeskanzler gedacht 
hat - angeprangert. 

Ich habe hier aus "IBF" vom 22. September 
1975 eine Mitteilung über die Humangenetiker­
tagung in Wien. Es ist der österreichische 
Ordinarius Professor Dr. Hans Georg Schwarz­
acher, der auf die Situation in diesem Bereich 
hinweist. "Jeder zweihundertste Säugling erb­
gestört",  heißt dieser Titel. "Humangenetikerta­
gung fordert Ausbau der Chromosomenfor­
schung. "  

Ich begrüße es, daß Sie - und das ist sicher 
etwas, was Sie unternommen haben - im Bereich 
der Neo- und Perinatolgie sich bemüht haben, 
durch entsprechende Maßnahmen, Schwer­
punktbildungen die erschreckend hohe Quote 
von geschädigten Geburten, vor allem Frühge­
burten und Abnormengeburten, einzudämmen, 
Das ist sicher außerordentlich wichtig, weil wir 
ja wissen - auch hier schwanken die Zahlen -, 
etwa jeder siebente bis zehnte Säugling solche 
im weitesten Sinne Geburtsschädigungen auf­
weist und daß das für später sehr viel Elend, sehr 
viel menschlichen Kummer bedeutet. Kinder, 
die in der Schule nicht mitkommen, die unter 
Umständen, wenn es sich um schwerere Störun­
gen handelt, ein Leben lang nicht berufsfähig 
sind. Hier ist es tatsächlich notwendig, daß wir 
uns außerordentlich bemühen. 

Aber zahlenmäßig gesehen ist das in Anbe­
tracht jener Gefahren und Schädigungen, die 
bei Unkenntnis und bei Nichtanwendung 
humangenetischer medizinischer Erkenntnisse 
entstehen, ganz verschwindend. Bei 0,3 bis 0,5 
Prozent aller Neugeborenen allein Chromoso­
menanomalien - das ist eine ganz besondere 
Form humangenetischer Störung -, es ist nur ein 
Teil, der erfaßt ist, wobei ich nur am Rande 
darauf verweisen darf, daß jüngst eine sehr 

interessante kriminologische Arbeit erschienen 
ist, eine Schweizer Arbeit, die auch auf die 
Zusammenhänge von chromosomatischer Schä­
digung mit Kriminalität verwiesen hat. Das ist 
ein Randgebiet, das sicher noch nicht so weit 
gediehen ist, daß wir daraus humangenetische 
Konsequenzen in der Praxis ziehen können. 

Aber hier wird genetische Beratung gefordert, 
frühestmögliche Untersuchung des Embryo in 
Zweifelsfällen. Der Ausbau der Forschung über 
die Struktur und über vererbungsbedingende 
Chromosomen sind unter dem Eindruck dieser 
Zahlen ein Gebot der Stunde. - In Österreich 
haben wir immer noch keinen Lehrstuhl für 
Humangenetik, stellt Professor Schwarzacher 
fest. 

Darum geht es, wenn wir uns für diesen 
besonderen Zweig der Medizin einsetzen, und 
nicht um irgendwelche Vorstellungen von 
Rassenverbesserung, sondern einfach um Ver­
hütung von Krankheit und in ihrem Gefolge von 
schwerem Leid. 

Wenn Sie das humangenetische Institut, die 
humangenetische Beratungsstelle in Graz - Sie 
waren ja, glaube ich, dabei - auf breiterer Basis 
der Öffentlichkeit vorgestellt haben, so habe ich 
begrüßt, daß Sie sich nun in aller Öffentlichkeit 
als Ressortminister für die Wichtigkeit dieser 
Sache eingesetzt haben. Ich erwarte aber, daß 
Sie mich gegen Ihren eigenen Bundeskanzler in 
diesem Zusammenhang etwas in Schutz neh­
men. Ich verteidige mich schon auch selber, es 
geht darum, daß ein wichtiges Gebiet moderner 
medizinischer Erkenntnisse und Forschung 
nicht diskriminiert wird, und ich wäre dankbar, 
wenn hier Mißverständnisse ausgeräumt 
werden. 

Ich komme zu einem nächsten kurzen Kapitel, 
das in der Regierungserklärung gleichfalls 
einen Niederschlag gefunden hat, das ist das 
Thema Atomkraftwerke. Ich begrüße es, daß 
eine Forderung, die ich jahrelang vergeblich 
hier im Hause, auch an Ihre Adresse gerichtet, 
erhoben habe - nämlich ehe man sich zur 
Errichtung weiterer Atomkraftwerke ent­
schließe, den Damen und Herren des Hohen 
Hauses in einer Diskussion, wenn Sie wollen, in 
einem Hearing mit Wissenschaftern Gelegen­
heit zu geben, die ganze Problematik und die 
schwere Verantwortung, die wir unter Umstän­
den auf uns nehmen, wenn wir für solche 
Energieträger "Feuer frei" geben - nunmehr 
erfüllt wird und daß Sie uns Gelegenheit geben, 
das zu hören. 

Das ist nun zugesagt, weil offensichtlich der 
Protest der Bevölkerung und die Bürgerinitiati­
ven, die im Zusammenhang mit dem zweiten 
geplanten Kernkraftwerk ergriffen wurden, nun 
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doch auch den Herrn Bundeskanzler wachge­
macht haben. 

Auch hier wurde gerade von Ihnen als 
Ressortleiterin Beschwichtigungspolitik ge­
macht; alles sei geprüft, keine Gefahren, alle 
internationalen Gelehrten seien dazu gehört 
worden, es sei überflüssig, das Parlament mit 
dieser Problematik zu beschäftigen. 

In der Zwischenzeit hat ein unverdächtiger 
Zeuge, ein Fachmann, der Herr Dozent Lötsch, 
im Rahmen einer Arbeit, die im Boltzmann-Insti­
tut gemacht wurde, ganz unüberhörbar auf die 
Gefahren hingewiesen, die nach wie vor im 
Zusammenhang mit Kernkraftwerken entstehen. 
Es reiht sich sehr gut an das Thema Humangene­
tik an, wenn man nunmehr von den Gefahren 
ungebändigter Radioaktivität redet, weil, wie 
wir alle wissen, die Radioaktivität eine Energie 
ist, die im besonderen mutagene Veränderun­
gen hervorruft, also von sich aus zu einer 
Chromosomen -, damit zu einer Fruchtschädigung 
führen kann. Und dieser unverdächtige Zeuge 
aus dem Boltzmann-Institut, Dozent Lötsch, 
sprach davon, es gebe für krebsauslösende und 
erbgutschädigende Wirkung radioaktiver Strah­
len keine untere Grenze. Das heißt, jede 
Minimaldosis kann solche Schäden hervorrufen. 
Krebsauslösende Faktoren, hat er dann weiter 
gesagt, bleiben auch beim übergang zu gering­
sten Dosen bestehen. Ich habe schon im 
vergangenen Jahr darauf hingewiesen, daß man 
die sogenannte unbedenkliche und ungefährli­
che Dosis in den USA in kürzester Frist auf ein 
Hundertstel dessen herabgesetzt hat, was vor 
wenigen Jahren noch als unbedenklich vom 
gesundheitlichen Standpunkt für zulässig 
erklärt wurde . 

Es wäre doch sinnlos, wenn wir etwa in 
gemeinsamer Arbeit ein modernes Lebensmit­
telgesetz geschaffen haben, wo im Hinblick auf 
mutagene Schädigungen und Schädigung durch 
Hervorrufen von Neubildungen so unerhört 
strenge Maßstäbe angelegt wurden, wenn wir 
auf der anderen Seite uns einer solchen 
Massengefährdung unkritisch ausliefern wür­
den. Es geht nicht darum, die Atomenergie zu 
verteufeln, sondern es geht nur darum, daß , ehe 
wir hier weitergehen, das Hohe Haus Gelegen­
heit haben soll, das Für und Wider, die 
Bedenken von Wissenschaftern zu diesem 
ganzen Problemkomplex zu hören. Insofern 
habe ich wenigstens einen Lichtblick im 
Rahmen der gesundheitspolitischen Ankündi­
gungen in der Regierungserklärung gefunden, 
daß man nun bereit ist, mit dem Haus über diese 
Dinge zu reden. 

Ich komme nun zu einem letzten Kapitel. 
(Abg. Ta n n : Ja gibt es denn das auch ?) Sie 
können unbesorgt sein! Wenn Sie Verlangen 

danach haben, Material ist vorhanden. Ich kann 
das Haus noch eine Zeitlang beschäftigen, Herr 
Kollege Tonn! 

Frau Bundesminister! Wir haben seinerzeit 
einen Initiativantrag eingebracht, der sich mit 
dem Thema der Tabakwerbung beschäftigt. Sie 
haben dann gesagt, das sei nicht praktikabel, 
Sie haben gesagt, Sie werden das sozusagen im 
Wege konzilianter Aussprache mit dem Öster­
reichischen Tabakmonopol regeln. Sie haben ja 
auf dem Sektor Nikotin eine ganze Reihe von 
Niederlagen einstecken müssen, angefangen 
vom Gesundheitsschilling und von der nach 
gesundheitskritischen überlegungen angeziel­
ten Preisstaffelung bei der Zigarette. Daß wir 
nicht umsonst gewarnt haben und daß der viel 
energischere Kampf gegen die Gefährdung 
durch das Nikotin fortgesetzt werden muß, das 
haben wir ja einer Reihe von inzwischen 
veröffentlichten wissenschaftlichen Untersu­
chungen entnehmen können. 

Wenn eine Zeitung schreibt, daß Wien den 
Weltrekord bei den Lungenkrebstoten hält, so ist 
das für uns ein Alarmzeichen. Dabei wissen wir 
selbstverständlich, daß es nicht die Zigarette 
allein ist; aber wir wissen heute sehr genau, 
welchen Anteil an diesen heimtückischen 
Neubildungen, denen immer mehr Menschen in 
einem relativ frühen Lebensalter zum Opfer 
fallen, die Zigarette hat, welche verhängnisvolle 
Rolle dabei auch der Tabak und die Zigarette 
spielen. Natürlich kommen Abgase, kommen 
die Rückstände des Hausbrandes und so weiter 
als konkurrierende Faktoren in Frage. 

Nun, dieser Antrag, Frau Bundesminister, ist 
seinerzeit schubladisiert worden. Die neue 
Geschäftsordnung, die wir beschlossen haben, 
schafft uns wenigstens die Chance, daß er 
nunmehr innerhalb von sechs Monaten in 
Behandlung gezogen werden muß . Ich hoffe, daß 
Sie uns dann dabei unterstützen. Es ist für uns 
keine Prestigefrage. Wenn Sie einen besseren in 
der Zwischenzeit zuwege bringen, werden wir 
uns um das Erstgeburtsrecht nicht streiten. Ich 
glaube aber, daß es notwendig ist, daß , wie Sie 
es ja selber versprochen haben - das war eine 
Ihrer Zusagen: Hinweis auf die Gefahr des 
Rauchens auf den entsprechenden Packungen, 
und darum geht es uns in diesem Antrag -, 
dieser Hinweis angebracht wird. Unterstützen 
Sie uns also, wenn dieser Antrag innerhalb der 
nächsten sechs Monate zur Behandlung kommt. 

Wir werden einen zweiten Antrag wieder 
auflegen und im Haus einbringen, der gleich­
falls seinerzeit der Schubladisierung verfallen 
ist, der etwas verwirklichen wollte, was Sie vor 
drei Jahren angekündigt haben, nämlich die 
Altölbeseitigung. Ich weiß, nach dreieinhalb 
Jahren Zuwarten haben wir den Kompetenzka-
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lender bekommen, ohne weitere Konsequenz, 
als daß wir jetzt 

'
fein säuberlich aufgereiht 

diesen ganzen Kompetenzdschungel ein wenig 
übersichtlich dargestellt erhalten haben, ohne 
daß es zu mehr als zu einem schüchternen 
Versuch Ihrerseits gekommen ist, ein sogenann­
tes Umweltschutzgesetz als Rahmengesetz zu 
initiieren. Ich weiß nicht, ob das Gesetz nun 
tatsächlich zur Begutachtung ausgesandt wurde 
oder ob es schon vorher auf der Strecke 
geblieben ist. 

Ich weiß aber aus der Kompetenzaufteilung, 
daß dieser Gesetzentwurf Kompetenzfragen 
aufwirft. Aber eines kann man ihm nicht 
nachsagen: daß er einen besonderen Kostenauf­
wand erfordert. 

Wenn, wie ich schon damals begründet habe, 
in Österreich in den Boden, ins Grundwasser 
jährlich unkontrolliert 30.000 t hochgiftiges 
Altöl fließen, dann ist es höchste Zeit, daß 
versucht wird, durch ein vernünftiges , modemes 
Gesetz Abhilfe zu schaffen. 

Auch dieses Gesetz können Sie nun nicht 
mehr einfach schubladisieren. Sofern Sie es 
nicht unterstützen, sofern Sie dem Antrag nicht 
beitreten, werden Sie halt binnen sechs Mona­
ten sagen müssen, daß Sie es ablehnen. 
Bestenfalls können Sie sich damit salvieren, daß 
Sie sagen: Ich kapituliere vor den Kompetenz­
schwierigkeiten. 

Ich glaube aber, es ist nicht angängig, daß wir 
die gar nicht so günstige Gesundheitssituation 
der österreichischen Bevölkerung durch Kompe­
tenzkapitulation weiterhin im gegenwärtigen 
Zustand belassen. 

Frau Bundesminister! Ich hoffe also, daß aus 
Ihren Ankündigungen und Zusagen Taten 
werden. 

Es gäbe noch eine ganze Reihe von Kapiteln, 
aber ich bin schon vorn Kollegen Tonn gemahnt 
worden, mich nicht allzu sehr zu verbreiten. 

In Österreich - das können wir feststellen -
braucht niemand, der arm ist, früher zu sterben. 
Aber wenn wir nun nicht wirklich mit einer 
aktiven Gesundheitspolitik beginnen, dann 
werden wir alle miteinander früher sterben 
müssen. Wenn wir uns nicht dazu aufraffen, 
ohne ideologische Scheuklappen die wichtig­
sten Probleme, die hier anstehen, anzugehen, 
die Kostenfrage in den Griff zu nehmen, werden 
wir von einer Entwicklung überrannt werden, 
die wir dann nicht mehr steuern können. 

Ich bekenne mich deshalb, so unpopulär das 
im ersten Augenblick scheinen mag, zu einer 
gesundheitspolitischen Kosten-Nutzen-Rech­
nung im Interesse aller Österreicher. 

Ich glaube also, meine Damen und Herren, die 
Position, die wir Freiheitlichen im Zusammen­
hang mit diesem ganzen Fragenkomplex ein­
nehmen, folgendermaßen skizzieren zu können: 

Wir können keine Wunder erwarten, nach fünf 
Jahren verfehlter sozialistischer Haushalts- und 
Wirtschaftspolitik weniger denn je!  Das heißt, 
wir müssen im Bereich der Gesundheitspolitik 
im weitesten Sinn, wobei Sozialpolitik, Kran­
kenhaus-,  Fürsorge- und Krankenversicherungs­
wesen in einem kommunizierenden System 
funktionieren sollten, Lösungen im Rahmen 
wirtschaftlich zumutbarer Lasten suchen. 

Wir sind zweitens davon überzeugt, daß es 
nicht d i e  ideale Lösung, aber doch praktikable 
Lösungen gibt, die wir durch Systemänderungen 
in Teilen der Gesundheitspolitik erzielen und 
durch Organisationsverbesserungen in 
bestimmten Bereichen der Gesundheitspolitik 
durchsetzen können, im Krankenhauswesen 
nicht weniger als im Krankenversicherungs­
wesen. 

Ich bin der Meinung, daß wir drittens 
gemeinsam dem Österreicher klarmachen müs­
sen, daß es keineswegs selbstverständlich ist -
hinter diesem scheinbar Selbstverständlichen 
stehen ganz gewaltige Anstrengungen aller 
arbeitenden und produzierenden Menschen 
dieses Landes -, daß jemand Anspruch auf 
Gesundheit hat und daß sich die Gemeinschaft 
bereit erklärt, diesem Anspruch im Negativfall 
zu entsprechen, also dann, wenn die Gesundheit 
durch Unfall, Krankheit, Alter verloren oder 
beeinträchtigt ist, sie wiederherzustellen. Man 
muß den Menschen auch klar sagen, daß das 
umgekehrt auf der anderen Seite bei jedem 
einzelnen voraussetzt, daß er Gesundheitsge­
wissen hat, daß er nicht meint, die Gemeinschaft 
sei verpflichtet, für dieses wesentliche Gut, 
dieses entscheidende Gut - wir sprechen von 
Lebensqualität -, durch Riskenausgleich zu 
sorgen, und er seinerseits einen unbegrenzten 
Anspruch darauf, aber keine Verpflichtung hat, 
auch das seine dazu beizutragen, daß dieses Gut 
seiner Gesundheit gewahrt bleibe. 

Daß wir mit dem Gesundheitsgewissen auch 
Kostenbewußtsein und Kostenbewußtheit erzeu­
gen müssen, das ist etwas, was keinen sehr 
großen Aufwand an Mitteln erfordert. Ich räume 
Ihnen hier ein, Frau Bundesminister, daß Sie in 
diesem Bereich einige Ansätze gefunden haben: 
Aufklärung, Alkohol, Nikotin und so weiter, 
überall dort ist sicher einiges geschehen. Aber 
das meiste liegt noch vor uns. 

Frau Bundesminister! Wenn wir uns hier 
wirklich eines Tages überzeugen könnten, daß 
Sie über Versprechen, über schöne Broschüren, 
über angekündigte Modelle hinaus zu aktiver 
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Gesundheitspolitik vorstoßen, daß Sie sich durch 
Kompetenzerweiterung und durch Erhöhung der 
HaushaltsmiUel für diese Aufgaben im Rahmen 
der Regierung durchsetzen, dann wären wir sehr 
gerne bereit, alle diese Dinge außerhalb des 
Parteienstreites zu stellen. Derzeit können wir es 
nicht; heute müssen wir sagen, daß wir nach wie 
vor, obwohl wir uns grundsätzlich zur Errichtung 
dieses Ministeriums bekennen, daran zweifeln 
müssen, ob es in diesen vier Jahren in der Lage 
war, seine Existenzberechtigung nachzuweisen. 
Weil diese Zweifel berechtigt sind, lehnen wir 
das Kapitel 17 ab . (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist Herr 
Abgeordneter Sekanina. 

Abgeordneter Sekanina (SPÖ) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Es tut mir 
persönlich sehr leid, daß wir zu so, wie ich 
meine, ungünstiger Stunde über die Gruppe 
Gesundheit und Umweltschutz diskutieren. 
Deswegen tut es mir leid, weil ich glaube und 
meine, daß gerade dieser Problemkreis nicht für 
wenige, sondern für sehr viele , ja für alle 
Österreicherinnen und Österreicher von größter 
Bedeutung und Wichtigkeit ist. 

Ich möchte bei meinen Ausführungen zu 
dieser Gruppe auf einige grundsätzliche Pro­
bleme eingehen, die für uns im Augenblick 
wesentlich sind, aber uns auch in kommenden 
Zeitabschnitten im Bereiche der Gesundheitspo­
litik besonders wichtig erscheinen werden. 

Es ist schon richtig und war natürlich zu 
erwarten, daß seitens der Opposition, wie es 
Herr Primarius Dr. Scrinzi jetzt getan hat, am 
Ressort beziehungsweise an der Führung des 
Ressorts Kritik geübt wird, aber ich glaube auch 
sagen zu dürfen, daß es gerade in diesem 
speziellen Bereich, in der Gesundheitspolitik, 
nicht ganz so einfach ist, daß ,  wenn man auf einen 
Knopf drückt, sich die Probleme lösen werden 
und damit Idealzustände in diesem, wie ich 
sagte, für die Bevölkerung sehr wichtigen 
Bereich eintreten werden. 

Ich glaube,  daß es vieler Jahre intensivster 
Anstrengungen bedarf, bestimmte moderne 
Entwicklungen zu erzielen, daß es vieler Jahre 
intensivster Anstrengungen auch im organisato­
rischen Bereich bedarf und daß ebenso viele 
Jahre intensivster Anstrengungen notwendig 
sind, um die finanziellen Größenordnungen, die 
gerade im gesundheitspolitischen Bereich auf­
treten, zu bewältigen. 

Ich möchte in einem rationellen Ablauf, meine 
Damen und Herren, zu einigen wichtigen 
Problemen Stellung nehmen ; zuerst einmal zur 
ärztlichen Versorgung in Österreich. 

Es ist durchaus richtig, wie von Ihnen, Herr 

Dr. Scrinzi, ausgeführt wurde, daß wir hinsicht­
lich der ärztlichen Versorgung in Österreich, 
wenn man sie nur von der Relation her beurteilt, 
also Zahl der Ärzte in Relation zur Bevölkerung 
oder Bevölkerungszahl in Relation zur Zahl der 
niedergelassenen Ärzte, im internationalen Spit­
zenfeld liegen. 

Es ist durchaus richtig, daß auf Grund der 
letzten Statistiken diese Formulierung zutrifft, 
und mit 500 Einwohnern pro Arzt im Jahre 1 974 
hat Österreich, soweit es die ärztliche Versor­
gung betrifft, international verglichen, den 
vierten Platz in der Weltrangliste eingenommen. 

Darüber hinaus müssen wir in diesem 
Zusammenhang feststellen, daß die regionale 
Versorgung in Österreich außerordentlich unter­
schiedlich ist. Auch hier einige Hinweise zur 
tatsächlichen Situation. 

Am schlechtesten scheint auf Grund dieser 
Statistik das Burgenland versorgt, wo auf Grund 
der letzten Statistik auf einen Arzt 1 1 39 
Einwohner kommen. Es folgen dann Nieder­
österreich mit 764 Einwohnern pro Arzt, Ober­
österreich mit 724 und Vorarlberg mit 7 1 1  Ein­
wohnern pro Arzt. 

Es erhebt sich nun die Frage, welche 
Möglichkeiten es gibt und welche Aktivitäten 
erzeugt werden müßten, um diese regional so 
unterschiedliche, nicht befriedigende Versor­
gung der Bevölkerung zu bereinigen, zu 
verbessern und einen idealeren Zustand herbei­
zuführen. 

Hier meine ich, daß es gar nicht möglich ist, 
daß das Ressort alleine diese Frage bewältigen 
kann. Wir haben ja nicht nur im ländlichen 
Raum diese Problematik, sondern die gibt es 
auch im städtischen Raum. 

Wenn ich hier auf Wien verweisen darf, kann 
ich zum Beispiel feststellen, daß in einem so 
großen Bezirk wie dem 1 1 . Wiener Gemeindebe­
zirk auf einen Arzt 1 174 Personen kommen, 
während im Hinblick auf die Zahl der niederge­
lassenen Ärzte zum Beispiel im 9. Wiener 
Gemeindebezirk durch besondere strukturelle 
Verhältnisse 246 oder 256 niedergelassene Ärzte 
tätig sind und in Simmering zum Beispiel nur 46.  

Zu dem Problem der ärztlichen Versorgung 
der Bevölkerung hören wir ja auch immer 
wieder Auffassungen und Meinungen der 
ärztlichen Standesvertretung, und es erhebt sich 
die Frage : Wieso kommen wir nicht zu Lösungen 
im Hinblick auf die Bedürfnisse der Bevölke­
rung, wieso gibt es eine sehr geringe Bereit­
schaft auch seitens der Ärzteschaft, sich zum 
Beispiel im ländlichen Raum niederzulassen? 

Es ist ja nicht nur die Frage eines entspre­
chenden Wohn- und Ordinationsraumes.  Wir 
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hören hier auch Argumente, daß zum Beispiel 
die kulturellen Bedürfnisse des dort niederge­
lassenen Arztes nicht ausreichend befriedigt 
werden können. Wir hören auch immer wieder, 
daß zum Beispiel die schulische Ausbildung der 
Kinder dieser Ärztefamilien auf Grund der 
örtlichen Situation nicht in ausreichendem Maße 
gewährleistet ist. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte daher 
zur ärztlichen Versorgung Österreichs sagen: Es 
scheint mir wichtig, daß hier - und das ist unsere 
Absicht, diese Aktivitäten wurden ja eingelei­
tet und werden ohne Zweifel in den vor uns 
liegenden Zeitabschnitten dieser Legislaturpe­
riode mit Deutlichkeit betrieben werden - alle 
von diesem Proble�etroffenen die Bereitschaft 
zeigen, sich einmal an einen Tisch zu setzen und 
über diese Probleme zu diskutieren, um gemein­
same Wege zu finden. Ich kann und will nicht 
annehmen, daß eine derartige Frage nun eine 
Frage eines parteipolitischen Streitgespräches 
sein muß, weil ich glaube, daß auch die 
österreichische Ärztekammerstandesvertretung 
dazu ihre Beiträge leisten sollte und müßte, weil 
ich glaube, daß es auch schon bei der 
Ausbildung der Ärzte notwendig ist, auf diese 
Umstände hinzuweisen und weil ich meine, daß 
man auf den Hochschulen schon im Interesse der 
Bevölkerung, die ja ärztlich versorgt sein will , 
entsprechende überlegungen informativer 
Natur anstellen müßte. 

Ich glaube, daß es auch sinnvoll und 
zweckmäßig ist, im Hinblick auf die Vertrags­
partner, auf der einen Seite die Ärzteschaft und 
auf der anderen Seite die Sozialversicherungs­
träger, ein entsprechendes Klima herzustellen. 

Mein Appell geht an die Adresse der 
österreichischen Ärztekammer, ohne hier 
Namen zu nennen oder Einzelpersonen zu 
erwähnen, doch überlegungen anzustellen, ob 
man nicht im Hinblick auf die vertraglichen 
Situationen in größerem Maße auf die Bedürf­
nisse der Versicherungsträger eingehen könnte, 
als das bisher da und dort der Fall gewesen ist. 

Darf ich auf praktische Beispiele verweisen, 
meine Damen und Herren. Erlauben Sie mir, daß 
ich den Wiener Bereich zitiere. Es wird des 
öfteren in der Diskussion die Frage aufgeworfen:  
Ja sind wir denn eigentlich jene, die hier -
unterschwellig - einen staatlichen Gesundheits­
dienst propagieren? Fragen, die wir in öffentli­
chen Diskussionen immer wieder gehört haben, 
behandelt haben, Meinungen dazu geäußert 
haben. 

Ich möchte hier - nicht als Einzelperson, 
sondern für meine Fraktion - sagen: Wir haben 
nicht die Absicht - das haben wir deutlichst und 

mehrmals ausgesprochen -, einen staatlichen 
Gesundheitsdienst zu installieren. Meine per­
sönliche Meinung dazu auch gesagt, ist, daß ich 
in dieser Konstruktion nicht die optimale Lösung 
der auftretenden Probleme sehe. 

Bitte, erlauben Sie mir noch eine Bemerkung 
dazu. Daß Einzelpersonen dazu Meinungen 
haben können, ist in einem demokratischen 
Entscheidungsprozeß durchaus richtig. Ich stelle 
aber hier grundsätzlich fest, welche offizielle 
Auffassung für unsere Partei und für unsere 
Fraktion hier Gültigkeit hat. Weil das so ist, 
müßte man doch auch längst imstande sein, 
diese Konfliktsituationen mit der Standesvertre­
tung zu vermeiden, die immer wieder auftreten, 
wenn in einem Landesbereich oder in einem 
städtischen Bereich das Bedürfnis nach der 
Errichtung von Ambulatorien ausgesprochen 
wird. 

Ich habe vorhin auf das Wiener Beispiel 
hingewiesen. Wir glauben, daß es eine sinnvolle 
Konstruktion geben müßte und könnte : auf der 
einen Seite die frei praktizierende Ärzteschaft, 
als einen anderen Teil der medizinischen 
Versorgung der Bevölkerung die Errichtung von 
Ambulatorien, und wir glauben, daß es sinnvoll 
ist, in dieser Frage als Partner zusammenzukom­
men und nicht Höchstgerichte zu bemühen und 
damit zu befassen. 

Der Bevölkerung ist es vollkommen egal, 
welche Streitfrage wir hier behandeln oder 
bewältigen wollen. Für sie ist es ausschließlich 
interessant, daß eine entsprechende ärztliche 
Versorgung für sie gewährleistet ist. 

Daher darf ich dazu abschließend zum 
Problem ärztliche Versorgung folgendes sagen, 
meine Damen und Herren. Es ist unsere Absicht, 
und es ist unser Bestreben, in dieser Richtung 
unsere Aktivitäten zu erzeugen, damit wir dieses 
für die Bevölkerung so wichtige und entschei­
dende Problem einer weitgehenden Lösung 
zuführen können. 

Aber nochmals unser Appell und unser 
Ersuchen an andere zuständige Stellen, im 
besonderen an die Standesvertretung der Ärzte­
schaft: Hier wird es notwendig sein, eingefro­
rene Standpunkte aufzugeben, hier wird es 
erforderlich sein, sich auch den Bedürfnissen der 
Bevölkerung deutlicher unterzuordnen und 
dann letztlich gemeinsam als Vertragspartner zu 
einer entscheidenden Lösung zu kommen. 

Ich glaube, daß es richtig ist, daß wir, wie ich 
betont habe, schon im Ausbildungszeitraum der 
Ärzte auf diesen Umstand hinweisen müssen, 
daß in diesem Ausbildungszeitraum die heran­
wachsende Ärzteschaft mit den Verhältnissen 
und Situationen konfrontiert wird. 
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Ich glaube, daß es auch notwendig ist, mit 
einer gewissen steuernden Hand einzugreifen. 
Nichts soll von der Niederlassungsfreiheit für 
die Ärzteschaft beschnitten werden. Aber es 
kann letztlich doch nicht sinnvolle Gesundheits­
politik sein, wenn wir keine bedarfsorientierte 
Ärzteausbildung haben. Bedarfsorientiert heißt 
aber, sich auch in einem gewissen Maß und 
Umfang den Bedürfnissen der Gemeinschaft 
unterzuordnen. Das ist nicht staatliche Lenkung, 
das ist nicht Dirigismus, das ist ganz einfach das 
Beachten von Bedürfnissen und Erfordernissen 
der Bevölkerung. 

Ich habe schon gesagt, nicht nur heute, 
sondern bei vielen Diskussionen in den vergan­
genen Jahren, meine Damen und Herren: Ich 
halte gerade dieses Kapitel und diesen Bereich 
für einen solchen, wo man sich wahrlich in 
fachlicher Diskussion auseinandersetzen kann 
und weitestgehend parteipolitische, tagespoliti­
sche überlegungen ausschalten sollte. 

Einen zweiten Bereich möchte ich, meine 
Damen und Herren, in diesem Zusammenhang 
noch erwähnen, das ist der für die medizinische 
Versorgung der Bevölkerung nicht uninteres­
sante Bereich, aber auch für die Versicherungs­
träger nicht uninteressante Bereich des Arznei­
mittelwesens. Auch hier wird es erforderlich 
sein, daß man sich in den vor uns liegenden 
Zeiträumen in einem besonderen Maße enga­
giert. Auch diese Frage kann doch nicht allein 
vom Ressort oder vom zuständigen Ressortmini­
ster bewältigt werden. 

Es besteht sicherlich kein Zweifel, daß dieses 
Arzneimittelwesen in Österreich b esser geregelt 
ist als in den meisten europäischen Staaten. 
Aber nichtsdestoweniger erlaube ich mir festzu­
stellen, daß gerade am Heilmitlelmarkt ekla­
tante Mißstände auftreten, Mißstände, von 
denen ich behaupte, daß sie zum Nachteil der 
Bevölkerung führen. Diese Flut der angebotenen 
Pharmazeutika und die mangelnde Information 
über die Wirkungsweise und über die Preise 
dieser Arzneimittel, die es gibt, führt zu einem 
außerordentlich starken Kostenanstieg. Darf ich 
Ihnen in diesem Zusammenhang einige Ziffern 
sagen: Ziffern, die auch in unmittelbarem 
Zusammenhang mit den Gesamtkosten der 
medizinischen Betreuung zu beurteilen sind. 

Innerhalb von zehn Jahren ist der mengenmä­
ßige Heilmittelkonsum auf Rechnung der Sozial­
versicherungsträger, also ein Bereich, den wir 
relativ leicht gemeinsam kontrollieren können, 
von 62,3 Millionen Verordnungen auf 77,4  
Millionen Verordnungen gestiegen j im Zeit­
raum von zehn Jahren! 

Im gleichen Zeitraum von zehn Jahren hat 
sich der Aufwand für Heilmittel - und das sollte 

man bitte besonders beachten - von 924 oder 
rund 925 Millionen Schilling auf 3 , 1  Milliarden 
Schilling erhöht. Das sind Probleme, die man 
nicht nur mit einer Kritik bewältigen und 
behandeln kann, sondern die man in ihren 
Ursachen sehen muß . 

Vielleicht kann ich das noch in einer anderen 
Form aussprechen, diesen Weg von 62,3 Milli­
onen Verordnungen zu 77,4 Millionen Verord­
nungenj diesen Weg von 924 ,8 Millionen zu 
3 100 Millionen Schilling oder 3 , 1 Milliarden 
Schilling. In dem genannten Zeitraum ist die 
mengenmäßige Steigerung auszudrücken in 
einer Größenordnung von 24,8 Prozent, und die 
Preissteigerung im selben Zeitraum betrug 
235 Prozent. Es wird hoch an der Zeit sein, daß 
sich alle Beteiligten, egal wo sie in diesem 
Gesundheitswesen an verantwortlicher Stelle 
tätig sind, engagieren und diese eklatanten 
Auswüchse, die gerade auf dem Heilmittelsektor 
auftreten, in entsprechender Form hintanhalten. 

Ich möchte meinen, meine Damen und 
Herren, daß es sinnvoll und zweckmäßig ist, 
wenn wir uns auch diesem Bereich mit 
besonderem Engagement zuwenden. So wie die 
ärztliche Versorgung Grundlage und Vorausset­
zung für eine entsprechende Betreuung der 
Bevölkerung ist, so ist auch das Heilmittelwesen 
ein entsprechender nicht unbedeutender 
Kostenfaktor bei der Behandlung der Bevölke­
rung oder bei der medizinischen Betreuung der 
Bevölkerung. 

Dritter Bereich: Herr Primarius Dr. Scrinzi hat 
in sehr ausführlicher Form zur Situation der 
Krankenanstalten in Österreich Stellung genom­
men. Er hat unter anderem den Vorwurf erhoben 
- das wird sicherlich auch noch von Sprechern 
der großen Oppositionspartei geschehen -, daß 
hier die Frau Bundesminister Dr. Leodolter 
keine oder nur zu geringe Aktivitäten gezeigt 
hat, soweit es die Situation der Krankenanstal­
ten betrifft. 

Ich meine hier sagen zu dürfen, meine Damen 
und Herren: Ganz so einfach geht das auch in 
diesem Falle nicht. Es ist verständlich, daß vom 
oppositionellen Standpunkt ganz einfach einmal 
festgestellt wird, das, was hier seitens der 
Regierung gemacht wird, ist nicht in Ordnung. 
Bei diesem Bereich sollte man bitte etwas in die 
Tiefe bei der Beurteilung gehen. Ich habe 
nämlich den Eindruck, daß es ganz einfach zu 
wenig bekannt ist, welche Kompetenzen die 
Länder und die Spitals erhalter überhaupt in 
diesem Zusammenhang haben. Und ich meine, 
daß es viel zu wenig bekannt ist, daß bei den 
Reorganisationsabsichten seitens des Ministe­
riums es doch sehr deutliche Vetos gerade der 
Länder und der Spitalserhalter gab. 

11. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)88 von 129

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIV. CP - 1 1 .  Sitzung - 1 1 .  Dezember 1975 873 

Sekanina 

Ich darf darauf verweisen, daß der Hauptver­
band der Sozialversicherungsträger zwei Finan­
zierungskonzepte oder -modelle erstellt hat. Ja, 
Herr Primarius Dr. Wiesinger, wenn Sie das ein 
bisserl verneinend beurteilen, dann habe ich 
nichts dagegen einzuwenden, aber über 
Modelle muß man reden. Von vornherein sagen, 
nein, das ist ein Modell von den Roten, das 
nehmen wir nicht, ist nicht geeignet für die 
Vorgangsweise im Interesse der gesundheitli­
chen Betreuung der Bevölkerung. 

Wir stellen des weiteren fest, daß es hier eine 
jahrzehntelange Entwicklung gab im österrei­
chischen Krankenanstaltenwesen, von dem ich 
behaupte, daß die negativen Auswüchse, die es 
gab, keineswegs in wenigen Jahren zu bereini­
gen sind. 

Ich möchte noch etwas sagen, weil sich das so 
wenig eignet für kämpferische parteipolitische 
Auseinandersetzungen: Wenn wir dieses Pro­
blem Spitalswesen in Österreich einer endgülti­
gen Regelung zuführen wollen oder zuführen 
müssen (Abg. Dr. Wi e s i n g e r :  Zuführen 
müssen!) - ich bin durchaus einverstanden, Herr 
Doktor Wiesinger, mit dieser Formulierung -, 
dann müssen wir uns darüber im klaren sein, 
daß hier Milliardenbeträge in Bewegung kom­
men zum ersten, dann müssen wir uns im klaren 
sein, daß diejenigen, die das finanzieren, auch 
ein deutliches Mitspracherecht haben wollen, 
dann werden wir uns darüber im klaren sein 
müssen, daß lokalpatriotische Einstellungen dort 
sicherlich keinen Platz haben, und zum vierten 
werden wir uns überlegen müssen, wie kann 
man diese Mittel in entsprechender Form 
aufbringen. 

Die Kritik an der Frau Bundesminister, 
zuwenig Aktivität, zuwenig Standvermögen, als 
es darum ging, das Budget für dieses Ressort zu 
erstellen, halte ich ganz einfach aus diesen 
Größenordnungen für nicht ganz zutreffend oder 
für überhaupt nicht zutreffend, damit ich nicht 
etwas formuliere, was dann später als eine leise 
Kritik meinerseits aufgefaßt wird. 

Ich meine also, sagen zu dürfen, meine Damen 
und Herren, zum Problem der Krankenanstalten: 
Hier gibt es ja diese Aktivitäten, und wenn man 
mich frägt: Was gibt es überhaupt für Vorstel­
lungen bei euch, wie wollt ihr dieses Milliarden­
problem - das sollte man deutlich sagen, denn es 
herrschen da und dort Vorstellungen, es ist mit 
ein paar Millionen Schilling erledigt, diese 
Frage -, wie wollt ihr denn überhaupt dieses 
Milliardenproblem bewältigen?, dann bin auch 
ich der Auffassung: Bereitgestellte Geldmittel -
für die Zukunft rede ich - sind nicht dazu da, 
Defizite abzudecken, deren Entwicklung kein 
Mensch kontrolliert, und deren Ursachen, besser 
gesagt, niemand kontrolliert. 

Ich habe also einiges mit einem Spitalsbetrieb 
� aus anderer Funktion zu tun, ich kenne die 

Größenordnung, was das kostet, und ich weiß , 
welche Probleme auftreten. Das ist richtig. 

Wir müssen uns ja auch überlegen: Was kann 
man denn vom Kostenpunkt her heute in den 
Spitälern überhaupt reduzieren? Hier wurde 
heute schon in einer anderen Ausführung 
gesagt, daß einer der Hauptposten dabei die 
Personalkosten sind. Also bitte: Meinerseits 
sicherlich jetzt nichts gegen Personalkosten. 
Aber selbst unter den rationellsten Vorausset­
zungen - ich glaube, daß wir in einem von mir 
bereits genannten Bereich das betrieben haben 
- kommen Sie bei Personalkosten nicht unter die 
60 Prozent. Und Personalkosten zwischen 60 und 
70 Prozent sind Größenordnungen, die ich 
durchaus bereits als eine rationelle Größenord­
nung ansehe. 

Das nächste Problem ist ja, meine Damen und 
Herren: Was kostet denn die medizinisch-tech­
nische Ausrüstung eines Hauses? Wir möchten 
ja bitte nicht nur nationalen Standard haben, 
sondern wir wollen international vergleichbar 
sein. Auch hier gibt es Größenordnungen, die 
mir geläufig und bekannt sind, die in die 
Hunderte Millionen Schilling gehen. Gerade 
Sie, die hier als Ärzte sitzen, werden mir diese 
überlegungen bestätigen. 

Meine Vorstellungen - oder in diesem Falle 
darf ich ja bitte sagen: unsere Vorstellungen -
im Hinblick auf die Situation der Krankenanstal­
ten: Wir werden dafür eintreten, daß in kürzester 
Zeit verantwortliche und zuständige Repräsen­
tanten aus diesem Bereich, wie Spitals erhalter, 
seitens des Bundes, seitens der Länder, in 
Gesprächen neuerlich · einen gangbaren Weg 
überlegen, wie man die finanzielle Situation 
dieser Krankenanstalten in einem positiven Sinn 
beeinflussen kann. Wir werden bitte aber bei 
diesen Gesprächen deutlich sagen müssen: Hier 
geht es um ein Bedürfnis der österreichischen 
Bevölkerung und nicht um das Bedürfnis eines 
Spitalserhalters. 

Ich könnte mir Konstruktionen in Fondsform 
vorstellen oder in ähnlichem, wo alle Beteiligten 
in bestimmten Relationen finanzielle Mittel 
einzahlen, und daß dann diejenigen, die diese 
finanziellen Mittel erhalten sollen, sie nur unter 
bestimmten Voraussetzungen bekommen. Auch 
dort müßte also ein bisserl das Leistungsprinzip 
in vielen Fällen Gültigkeit haben, wobei ich 
meine: Ohne Ausnahme. (Abg. Dr. Wi e s i n  -
g e r :  Wo 5011 der Fonds situiert sein ?) Keine 
Frage, von welcher Seite der Spitalserhalter 
kommt. (Abg. Dr. Wi e s i n g e r :  Die Kernfrage 
ist: Wo soll der Fonds sitzen?) 

Herr Dr. Wiesinger, ich verstehe nicht, warum 
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Sie jetzt so nervös sind. Lassen Sie mich das 
fertig sagen. Sie kriegen gleich die Antwort. Das 
ist doch jetzt kein Grund zur künstlichen 
Aufregung in diesem Problem ! (Abg. Dr. Marga 
H u b  i n e  k : Wir sind nicht aufgeregt!) Ihr 
Wissensdurst wird also, wie ich hoffe, sofort von 
mir , Herr Dr. Wiesinger, befriedigt. (Abg. Dr. 
Wi e s i n g e r :  Bitte!) 

Ich glaube also, daß es bei der überlegung : 
Wie kann man diese finanzielle Frage . . .  
(Unruhe bei der OVP.) Ich finde dieses Problem 
gar nicht so humorvoll, sage ich Ihnen. Ich 
glaube schon, daß das auch die Bevölkerung 
interessiert. Das kann man nicht mit einem Witz 
und mit einem Darüberwischen erledigen (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r :  Die lachen doch nicht! Sie 
haben schon recht!), wirklich nicht, Herr Dr. 
Kohlmaier, das kann man nicht. Das Problem ist 
viel zu ernst, viel zu vielschichtig. (Abg. Helga 
Wi e s e r :  Wir haben uns . . .  !) Das gilt auch für 
Sie, Frau Kollegin Wiesinger (Heiterkeit bei der 
OVP), das ist gar nicht so einfach, das kann man 
nicht nur so bei der Tür . . . (Zwischenruf bei der 
OVP: Wieser!) Ja schön, ich bin schon immer 

J nervös geworden, wenn ich Sie angeschaut 
habe. (Abg. Dr. Wi e s i n g e r :  Wer ist wirklich 
nervös?) 

Darf ich also bitte zum Problem zurückkom­
men: Wer soll das finanzieren, wo sollen diese 
Mittel aufgebracht werden, in welcher Form 
kann diese finanzielle Problematik bewältigt 
werden? 

Ich glaube, daß es erstens einmal notwendig 
sein wird, dieses Finanzierungsmodell oder 
dieses Finanzierungskonzept zu erstellen. Es 
wird ohne Zweifel Aufgabe des Bundes sein, 
hier deutlich sich zu engagieren in Größenord­
nungen, die untrennbar verbunden sind auch 
mit budgetären Entwicklungen und wirtschaftli­
chen Verhältnissen, es wird Aufgabe sein der 
Länder und der Gemeinden, sich entsprechend 
zu engagieren, es wird bitte Aufgabe sein der 
Sozialversicherungsträger in konkreten Größe­
nordnungen und in bestimmten prozentualen 
Anteilen, aus den Einnahmen diesen Fonds oder 
eine ähnliche Konstruktion zu dotieren. Die 
Größenordnungen, die hier notwendig sind, 
habe ich, meine Damen und Herren, am Beginn 
meiner Ausführungen in Milliardenbeträgen 
angegeben, und ich darf noch einmal wiederho­
len, daß diese Bereiche finanziell zu engagieren 
sind, damit es nicht jährlich zu diesen bekann­
ten Verhandlungen mit den Gemeindefunktio­
nären kommt (Abg. Dr. Marga H u b i n e  k :  Wo 
ist der Fonds?), die dann immer knapp vor dem 
Dezember stattfinden, wo es dann um die 
Ersätze für die Verpflegskosten oder die 
Verpflegskostensätze geht. 

Ich glaube also, daß diese überlegungen: Wer 

soll das zahlen?, ganz einfach dann Aktualität 
besitzen, wenn diese Größenordnungen bekannt 
sind, und ich sage noch einmal: Bund, Länder, 
Gemeinden, Sozial versicherungsträger werden 
hier den Hauptteil zu leisten haben. Wenn wir 
die tatsächlichen finanziellen Größenordnungen 
kennen, werden wir auch imstande sein, glaube 
ich, diesen Weg festzulegen und zu beschreiten. 

Ein letzter Satz noch dazu, meine Damen und 
Herren. Das österreichische (Abg. Dr. 
Marga Hu b i n  e k .'  Wo ist der Fonds? - Abg. Dr. 
Wi e s i n g e r :  Sie haben zu sagen versprochen, 
wo der Fonds angesiedelt ist! Sie haben es 
versprochen, Sie geben mir gleich die Antwort!) 

Darf ich also, meine Damen und Herren, 
sagen, daß wir als Mehrheitsfraktion die 
überlegung haben, diesen skizzierten Weg zu 
gehen (Abg. Dr. Marga H u b i n e k :  Also Sie 
wissen es nicht!), darf ich also sagen, daß wir 
bemüht sind, dieses Problem für die österreichi­
sche Bevölkerung zu lösen, darf ich Ihnen sagen, 
daß wir durchaus dankbar sind für konstruktive 
Anregungen in diesem Bereich (Abg. Dr. Marga 
H u b i n e k :  Sie haben aber keine!), und ich 
glaube auch nicht, daß wir in einer Debatte hier 
in wenigen Minuten diese Frage lösen können, 
Frau Dr. Hubinek. Aber das, was Sie und Ihre 
Seite bis dato vorgeschlagen haben, war ja auch 
nicht so spektakulär. Sie haben ja das nie 
verantworten müssen, was Sie vorgeschlagen 
haben. Sie haben zwar große Reden hier 
produziert, aber keine Detailvorschläge. Sie sind 
zwar aufgetreten in den Ausschüssen und haben 
uns immer vorgeworfen, Frau Dr. Hubinek, wie 
schlecht wir sind. Darf ich Sie erinnern an die 
Zeit, wo Sie allein regiert haben. Sie haben 
nichts Besseres zustande gebracht. (Rufe und 
Gegenrufe zwischen OVP und SPO.) Heute uns 
nur zu fragen, ist Ihr gutes Recht. 

Ich versichere Ihnen, daß diese Mehrheits­
fraktion, durchaus ausgestattet mit dem Ver­
trauen der Bevölkerung, imstande sein wird 
(Abg. Dr. Marga H u b i n e k :  Also Sie wissen 
nicht, wo der Fonds ist! - Zwischenruf bei der 
SpO: Das werden Sie zeitgerecht hören!), auch 
die gesundheitspolitischen Probleme zu lösen, 
besser als Sie das getan haben, Frau Dr. 
Hubinek, und besser, als das Ihre Partei getan 
hat. (Abg. Dr. Wi e s i n g e r :  Sie haben gesagt, 
Sie geben mir gleich die Antwort! - Abg. Dr. 
Marga H u b i n e k :  Er weiß es nicht!) Nur zu 
kritisieren und nichts sonst zu tun, ist der 
einfachste Weg, ein Weg, den wir als Mehrheits­
fraktion, meine Damen und Herren, nicht gehen. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. Wi e s i n g e r :  Er 
bleibt die Antwort schuldig! - Abg. L i  b a I :  Dr. 
Wiesinger hat bisher nur Sprüche gemacht und 
sonst nichts!) 
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Präsident Probst: Zum Wort gelangt die Frau 
Abgeordnete Dr. Marga Hubinek. (Abg. Pa n s i :  
Aber jetzt kommt das fertige Spitalskonzept!) 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (ÖVP) : 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Zunächst war der Herr Abgeordnete 
Sekanina in einem ungewohnt versöhnlichen 
Ton am Rednerpult zu vernehmen. Er hat sich 
leider nicht mit dem Budget beschäftigt, was ich 
durchaus verstehen kann (Abg. Pa n s i :  Werden 
Sie das gleiche tun ?) - ich werde mich mit dem 
Budget beschäftigen! -, und er hat eine 
Erklärung abgegeben, die uns anfangs sehr 
hoffnungsfroh gestimmt hat. Er hat namens der 
Fraktion die Erklärung abgegeben, daß keine 
Absicht besteht, den staatlichen Gesundheits­
dienst zu installieren. Ich rechne ihm das sehr 
hoch an. Ich hege nur deshalb Zweifel, ob diese 
Meinung die ganze Fraktion teilt. 

Er hat gemeint, es gebe vielleicht einzelne 
Persönlichkeiten, die eben eine andere Meinung 
äußerten. Nun, es gibt in Ihrer Fraktion sehr 
prominente Persönlichkeiten, die eine andere 
Meinung über den staatlichen Gesundheits­
dienst haben, beispielsweise der Herr Vizekanz­
ler und Sozialminister. Es wäre für uns ganz 
interessant zu erfahren: Was gilt jetzt: das, was 
der Herr Abgeordnete Sekanina sagt, oder das, 
was der Herr Sozialminister sagt? (Abg. Dr. 
T u l l : Bei uns gibt es verschiedene Meinungen! 
Wir setzen uns zusammen und diskutieren . . .  !) 
Das ist schön. Aber wenn man es hier namens 
der Fraktion sagt, wäre es schon ganz interessant 
zu erfahren, was nun langsam gilt. (Abg. G r a f :  
Ich glaube dem Sekanina! - Zwischenrufe der 
Abg. Li b a  1 und Dr. T u  1 1 . )  Sehr gut. Wir 
werden warten, auf welche Meinung sich die 
sozialistische Fraktion in der Frage des Gesund­
heitsdienstes einigt. (Zwischemufe.) 

Nun aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren: Ich habe volles Verständnis, daß sich 
der Herr Abgeordnete Sekanina nicht mit dem 
Budget beschäftigt hat. Er hat gemeint, es gebe 
eine leise Kritik. Ich habe das als eine sehr 
chevalereske Geste gegenüber der Frau Mini­
ster registriert, und ich darf doch interpretieren, 
daß hier auch manche Wünsche offengeblieben 
sind. Wenn man den Voranschlag des Kapitels 
17 ,  Gesundheit und Umweltschutz, ansieht, 
dann ergibt sich doch, glaube ich, eine sehr 
deutliche Diskrepanz zu jenen Feststellungen, 
mit denen einstens, im Jänner 1972,  die Redner 
der sozialistischen Fraktion die Errichtung des 
Ministeriums begründet hatten. Es ergibt sich 
hier eine sehr deutliche Diskrepanz. Das möchte 
ich vor allem Herrn Abgeordneten Tull sagen. 
Ich empfehle ihm, die Regierungserklärung aus 
dem Jahr 1971 zu lesen. (Abg. Dr. T u 1 1 : Habe 
ich gelesen!) Ja, haben Sie sie gelesen? Sie ist 
nämlich recht instruktiv. 

Es hatte der Herr Bundeskanzler in seinem 
barocken Redestil gemeint: "Es gibt einen 
Bereich, der der besonderen Obsorge des Staates 
aufgetragen ist, sofern er sich das Ziel setzt, der 
Wohlfahrt aller zu dienen. Es ist dies die 
Gesundheit." - Weiters sprach der Herr Bundes­
kanzler vom "Sterben vor der Zeit".  

Das haben wir oft hier kommentiert. Die 
Realität aber zu diesen Behauptungen, wie sie 
sich in den Zahlen des Budgets präsentiert, sieht 
leider etwas anders aus. 

Die Gesamtausgaben des Bundesbudgets 
steigen im Vergleich zum Vorjahr um ganze 
7 ,7  Prozent. Die Gesamtausgaben des Budgetka­
pitels 17 ,  nämlich Gesundheit und Umwelt­
schutz, verringern sich aber gegenüber dem Jahr 
1975 von 1 ,6 Milliarden Schilling auf 1 ,4 Mil­
liarden Schilling für das Jahr 1976. Das sind um 
153 Millionen Schilling oder, wenn Sie wollen, 
um 9,5 Prozent weniger. Damit ist es das einzige 
Budgetkapitel, das eine nominelle Verringerung 
aufweist. 

Da ich annehme, daß die Frau Minister in 
ihrer Replik darauf verweisen wird, die Regie­
rung Kreisky habe seit dem Jahr 1970 für die 
Aufgaben der Gesundheit nominell um so viel 
mehr Geld ausgegeben, seit 1970 seien die 
Zweckschüsse zu dem Abgang der Spitäler 
nominell gestiegen, möchte ich von vornherein 
sagen: Es ist erstens eine Milchmädchenrech­
nung, wenn man nominelle Zahlen vergleicht, 
weil man nicht die Preissteigerungen berück­
sichtigt. Zweitens ergibt sich ja dann die Frage: 
Wozu haben wir überhaupt ein eigenes Ministe­
rium gebraucht, wenn sich im Endeffekt die 
Gesamtausgaben in diesem Ressort verringern? 
Außerdem besprechen wir ja das Budget 1 976 .  
Das Gesundheitsressort ist das einzige Ressort, 
meine sehr geehrten Damen und Herren -
darüber kommen auch die sozialistischen Red­
ner nicht hinweg -, das eine Verringerung von 
9 ,5  Prozent erfahren hat. 

Wenn man die Behauptungen aus dem Jahr 
1971 - Regierungserklärung - und aus Anfang 
1972, als die Beratungen um die Gründung 
dieses Ressorts hier stattfanden, mit den Zahlen 
vergleicht, die der Finanzminister vorlegt, dann 
kann man sagen: Es ist dies eine Düpierung der 
österreichischen Bevölkerung, die sich eigent­
lich erwarten mußte, daß diese Regierung den 
Fragen der Gesundheit eine besondere Priorität 
beimißt. (Beifall bei der OVP.) 

Ich glaube - und wir alle wissen es aus 
Meinungsumfragen -, daß nicht umsonst die 
Frage der Gesundheit an der Spitze der 
Wertskala rangiert. Die Österreicher assoziieren 
mit einem Ministerium für Gesundheit und 
Umwelt, daß diese Fragen gelöst werden. Diese 
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Österreicher wissen aber nicht, daß dieses 
Ministerium nicht nur über keine Kompetenzen 
verfügt - wir haben hier mehrfach dargelegt, 
daß andere Ressorts, andere Gebietskörper­
schaften, über mehr Kompetenzen verfügen -, 
sondern es hat auch keine Mittel. 

Es drängt sich nun zwangsläufig die Frage 
auf, ob dieses Ministerium von der Konzeption 
her tatsächlich mehr als eine Alibifunktion 
ausüben sollte . Wollte man mit dieser Gründung 
des Ministeriums der Bevölkerung vortäuschen, 
daß diese Regierung in Wirklichkeit bereit ist, 
der Gesundheit einen Vorrang einzuräumen? 

Bei den Kompetenzen hat man von Anbeginn 
auf diese Fiktion verzichtet. Dieses Ministerium 
hat lediglich - wenn ich vor allem den 
Umweltschutzbereich ansehe - eine reine 
Koordinierungsfunktion. Langsam, meine sehr 
geschätzten Damen und Herren, scheint auch 
der Frau Minister zu Bewußtsein zu gelangen, 
daß sie eigentlich über keine Kompetenzen 
verfügt. Sie hat jüngst einen Ausspruch im 
Finanzausschuß getan, der eigentlich Bände 
spricht. Sie hat nämlich gemeint: "Es ist gar 
nicht so uninteressant, wenn man schön langsam 
sieht, was einzelne Gebietskörperschaften an 
Kompetenzen haben. "  

Frau Minister! Diese Formulierung mag 
ehrlich gemeint gewesen sein. Mich stört -
abgesehen von der relativ langen Zeitspanne, 
innerhalb derer Sie zu dieser Erkenntnis 
gelangten - die Aussage "schön langsam".  Wie 
lange soll man nämlich noch auf eine entschei­
dende gesundheitspolitische Weichenstellung 
warten, auch unter Hinweis auf mangelnde 
Kompetenzen und unter Hinweis auf mangelnde 
finanzielle Dotierung? 

Man kann sich leider nicht des Eindruckes 
erwehren, daß es die Frau Minister dem 
Finanzminister relativ leicht macht, Kürzungen 
vorzunehmen. Ich glaube überhaupt, daß die 
Durchschlagskraft der Frau Minister in diesem 
Regierungsteam nicht sonderlich groß ist. Ich 
denke, daß sich sehr schnell der Herr Finanzmi­
nister und auch der Regierungschef in der Frage 
der Zigarettenpreiserhöhung über ihre gesund­
heitspolitischen Bedenken hinweggesetzt 
haben. 

Zweifellos war die Frau Minister im Recht, als 
sie eine Änderung der Konsumgewohnheiten 
der Raucher nur über den Zigarettenpreis 
herbeiführen wollte : Wenn sie nämlich aus 
gesundheitspolitischen Überlegungen, die 
sicher stimmen, das Rauchen von schwereren 
Zigarettensorten auf leichtere umpolen wollte, 
also eine Trendumkehr herbeiführen wollte, so 
kann dies eben nur über den Preis gelingen. 
Heute ist gerade das Gegenteil der Fall :  Die 
schweren Sorten sind eben am billigsten. 

Die Zigarettenpreiserhöhung erfolgte ja unter 
dem Prätext der Spitalsdotierung und -finanzie­
rung. Wir wissen, daß diese Mittel nachweisbar 
dazu bestimmt waren, die Lücken des Budgets 
zu decken. Auch in der Frage der Preisgestal­
tung setzte sich der Herr Finanzminister über 
ihre gesundheitspolitischen Bedenken hinweg. 
Er meinte lapidar, daß nun nicht die Zeit 
gekommen sei , an der Preisgestaltung der 
Zigaretten etwas zu verändern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mir gern zum Rauchen einige Bemer­
kungen gestatten. 

Die Medizin in ihrer derzeitigen Form, also als 
vorwiegend kurative Medizin, kommt relativ 
spät zum Menschen, nämlich erst dann, wenn er 
krank ist. Ich glaube, es bedarf daher einer 
Information oder Erziehung um ein neues 
Gesundheitsbewußtsein. Es ist das eine Auf­
gabe, die zweifellos einer Frau Gesundheitsmi­
nister obliegt. Ich glaube, dem Appell, für die 
eigene Gesundheit zu sorgen, müssen auch 
ausreichend starke Motive beigefügt werden. 

Das Rauchen ist hiefür für mich als Nichtrau­
cher ein Paradebeispiel : Es hat der Herr 
Abgeordnete Scrinzi schon den Zusammenhang 
skizziert zwischen dem Risiko, an Lungenkrebs 
zu erkranken, und den Rauchgewohnheiten. Es 
ist heute eine Tatsache - das haben gescheitere 
Leute als ich festgestellt -, daß der Raucher ein 
zehnmal größeres Risiko hat, an Lungenkrebs zu 
erkranken, als der Nichtraucher. 

Frau Minister! Ihnen sind diese Untersuchun­
gen bekannt. Sie haben das auch in Ihrer 
Raucherfibel dargelegt. Sie haben aber aus 
dieser Erkenntnis praktisch keine Schlußfolge­
rungen gezogen. Sie haben eine Raucherfibel 
herausgebracht, eine Broschüre, der offensicht­
lich der Erfolg versagt blieb. Die Ineffizienz der 
Kampagne gegen das Rauchen zeigt, daß man es 
mit der Aufklärung und mit gutem Zureden 
allein offenbar nicht schafft. Damit ist es 
offensichtlich nicht getan, wenn auch die 
Raucher in diesem Saale jetzt lächeln. 

Fast alle Raucher sind nämlich über die 
schädlichen Wirkungen des Rauchens hinläng­
lich informiert. Ob sie sich aber immer bewußt 
sind, bleibt sicher fraglich. Ich glaube daher, daß 
die reine Wissensvermittlung im Kampf gegen 
das Rauchen nicht ausreicht. Ich glaube, es 
müßte eine entsprechende Sensibilisierung des 
Problems erfolgen. 

Frau Minister! Ich mache Ihnen konkret den 
Vorwurf, daß Sie es verabsäumten, eine exakte 
Motivationsstudie über die Gründe des Rau­
chens in Auftrag zu geben. Vor allem müßte 
man, glaube ich, die Funktion der gesellschaftli­
chen Vorbilder ermitteln. Ich glaube, auf diesem 
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Sektor ist eindeutig zuwenig geschehen. Sie 
haben nicht die Ausrede, sagen zu müssen: Ich 
habe keine finanziellen Mittel. Das ist eine 
Frage eines Denkanstoßes, wenn Sie wollen. 

Ich komme damit zum Komplex der Vorsor­
geuntersuchungen. Frau Minister! Wir haben 
Sie im Finanzausschuß gefragt, ob Sie mit der 
Teilnehmerzahl bei den Vorsorgeuntersuchun­
gen zufrieden sind. 

Sie haben uns gesagt, es haben sich insgesamt 
5 Prozent der Anspruchsberechtigten daran 
beteiligt. 

Frau Minister! Die Ziffer stimmt nicht. Ich 
habe die Ziffer des Erfahrungsberichtes des 
Hauptverbandes der Sozial versicherungsträger. 
Da heißt es, daß sich zwar 5,23 Prozent aller 
Anspruchsberechtigten für die Vorsorgeuntersu­
chung angemeldet haben, aber offensichtlich 
durch die bürokratischen Maßnahmen ver­
scheucht, haben sich tatsächlich nur mehr 1 ,42 
Prozent an den Untersuchungen beteiligt. 

Ich glaube, in diesem Stadium müßte man sich 
eigentlich schon die kritische Frage stellen, ob 
es wirklich die optimalste Lösung war, die Sie 
angeboten haben. Ich glaube, Sie müßten 
überhaupt die Vorsorgeuntersuchungen einer 
kritischen Untersuchung unterziehen. 

Wir haben nun seit dem Beginn des Jahres 
1 972 ein Gesundheitsministerium, das von einer 
Ärztin geleitet wird. Ich glaube, die Frage ist 
naheliegend, welche gesundheitspolitischen 
Aktivitäten vom Voranschlag für das Jahr 1 976 
ausgehen. Ich habe keine gefunden, und Sie 
haben auf die Frage im Finanzausschuß keine 
ausreichende Antwort gegeben. 

Es ist uns allen, glaube ich, die paradoxe 
Situation bewußt, daß die Ausgaben für das 
Gesundheitswesen schwindelnde Höhen errei­
chen. Wir wissen alle, daß die medizinische 
Wissenschaft in einzelnen Bereichen große 
Erfolge aufweist, daß aber insgesamt die 
Qualität der gesundheitlichen Versorgung für 
die breite Masse der Bevölkerung ständig 
abnimmt. 

Es steht einerseits den gigantischen Ausgaben 
für das Gesundheitswesen die Tatsache gegen­
über, daß die Lebenserwartung bei den Frauen 
zwar gleichbleibt, aber daß sie zum Beispiel bei 
der männlichen Bevölkerung deutlich absinkt. 
Das wird doch sicherlich kein Zufall sein. Ich 
glaube, man müßte auch diese Kriterien untersu­
chen. 

Die mangelnde Qualität der Vorsorge zeigt 
sich ja im allgemeinen Unbehagen in der 
Medizin. In den Massenmedien haben wir es 
mehrfach dargestellt gesehen. Wir kennen alle 
die überfüllten Wartezimmer, die Massenabfer-

tigung der Patienten, wir wissen, daß der 
persönliche Kontakt zwischen Arzt und Patient 
immer mehr abnimmt. 

Nun stellt sich, wenn ich zum Komplex der 
Krankenanstalten kommen kann, das Kranken­
haus sicherlich mit Abstand als die teuerste 
Form der ärztlichen Versorgung dar, und gerade 
in diesem Bereich explodieren die Kosten. 
Diesem Bereich, Frau Minister, hätten Sie eine 
größere Aufmerksamkeit zuwenden sollen, denn 
in diesem Bereich gibt es eine deutliche 
Absenkung der Zuschüsse, die der Bund zu 
leisten hat. 

Und noch eine Frage, die Sie vielleicht auch 
nicht beantworten. Wir wissen, daß in Österreich 
die Krankenhaushäufigkeit, ausgedrückt in 
stationären Pflegetagen, pro Einwohner und pro 
Jahr besonders hoch ist, auch die durchschnittli­
che Verweildauer. Bei jeder Budgetdebatte, 
Frau Minister, haben Sie die längere Verweil­
dauer in den Spitälern als einen wirtschaftlichen 
Vorteil für das Spital bezeichnet. Wir wissen, 
daß die Verweildauer in Österreich signifikant 
über der in anderen Ländern liegt. 

Frau Minister! Um Ihnen die jährliche Replik 
zu ersparen: Ich weiß, daß die längere Verweil­
dauer durch die degressiven Kosten einen 
geringen wirtschaftlichen Vorteil für die notlei­
denden Spitäler bietet. Aber volkswirtschaftlich 
gesehen belastet doch die längere Verweildauer 
die Ausgaben für die Gesundheit. Ich wieder­
hole noch einmal: An diesem Beispiel zeigt sich, 
wie verfehlt die ganze Kostenrechnung der 
Spitäler ist. 

Gerade hier ,  Frau Minister, zeigt sich, daß es 
verhängnisvoll ist, wenn Sie den Auftrag der 2 .  
Novelle zum Krankenanstaltengesetz nicht 
erfüllt haben, nämlich eine Verordnung zu 
erlassen, die die Kriterien über die Normkosten 
enthält, um endlich eine Abkehr vom bisherigen 
kameralistischen Rechnungswesen zu erreichen. 

Herr Abgeordneter Sekanina hat gemeint, es 
darf natürlich nicht genügen, einfach Defizite 
abzudecken, man müßte auch wissen, wie diese 
Kosten zustande kommen. Na ja, ich glaube, hier 
wäre endlich ein Konzept wünschenswert, ein 
Konzept, das meiner Meinung nach nicht die 
Krankenkassen liefern müßten, sondern ich 
glaube, daß es eine primäre Aufgabe der Frau 
Minister wäre, hier eine Lösung zu finden. 

Herr Abgeordneter Sekanina hat Lösungsvor­
schläge angedeutet, er ist uns aber eigentlich im 
entscheidenden Moment die Antwort schuldig 
geblieben, obwohl er sie angekündigt hat. Er hat 
nämlich von einer Fondslösung gesprochen. Ich 
glaube, man kann über alles reden, nur die 
Frage, wo dieser Fonds angesiedelt werden soll, 
diese Frage hat er nicht beantwortet. Es wäre für 

11. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 93 von 129

www.parlament.gv.at



878 Nationalrat XIV. CP - 1 1 . Sitzung - 1 1 .  Dezember 1975 

Dr. Marga Hubinek 

uns höchst informativ und interessant, welche 
Vorstellungen man hier hegt. Offensichtlich 
hegt man diese Vorstellungen etwas deutlicher 
im Bereich der Krankenkassen als im Gesund­
heitsministeri um. 

Ich möchte mich nun der Frage der Spitals­
finanzierung zuwenden. Die Zuwendungen für 
die Investitionsförderung für den Krankenan­
staltenbau an die Länder und Gemeinden als 
Spitalserhalter sind mit 242 Millionen Schilling 
aus dem Jahr 1 975 zu 250 Millionen Schilling für 
das Jahr 1 976 praktisch gleichgeblieben; wenn 
man nämlich noch die Kostensteigerungen 
berücksichtigt, so ergibt sich eine deutliche 
Verringerung. Ich kann mir nicht vorsteHen, wie 
Sie mit den praktisch verringerten Kosten die 
Realisierung jener Aufgaben erreichen wollen, 
die Sie mit dem Krankenanstaltenplan j a  
aufgetragen haben. 

Wenn ich nun zu dem leidlichen Komplex der 
Zweckzuschüsse nach dem Krankenanstaltenge­
setz kommen darf. Die Zweckzuschüsse zu den 
Krankenanstalten sind um 25 Prozent gekürzt 
worden, realiter von 742 Millionen Schilling im 
Jahr 1975 auf 557 Millionen Schilling im Jahr 
1976. Diese 25prozentige Kürzung erfolgte 
angesichts der inflationären Entwicklung, ange­
sichts einer höchst angespannten finanziellen 
Situation der Spitäler und angesichts einer 
Kostenexplosion in diesem Bereich. 

Wie wenig die Bundesländer mit dieser 
Maßnahme gerechnet haben, zeigt die Tatsache, 
daß in den Voranschlägen der meisten Bundes­
länder jene Summe präliminiert ist, die 1974 und 
1975 bezahlt wurde. Sogar die Bundeshauptstadt 
Wien hat hier einen größeren Betrag prälimi­
niert, und der finanzgewaltige Stadtrat in Wien 
konnte gar nicht glauben, daß die Mittel um 25 
Prozent gekürzt wurden. Es sind bei der 
gestrigen Budgetdebatte im Wiener Rathaus 
zum Kapitel Gesundheit sehr harte Worte 
gefallen vom "wien-feindlichen" Finanzmini­
ster und ähnlichem. Nun, es könnte ja auch die 
Möglichkeit bestehen, daß Sie, sehr geehrte 
Frau Minister, vielleicht eine Zusage an Wien 
gegeben haben, vielleicht mittels eines Budget­
überschreitungsgesetzes den Fehlbetrag abzu­
decken. 

Wir haben Sie im Finanzausschuß gefragt, wie 
sich diese Situation bei den Bundesländern zu 
Buch schlägt, zumal ja drei Länder, nämlich 
Wien, Oberösterreich und Salzburg, bereits die 
Ausführungsgesetze zum Krankenanstaltenge­
setz erlassen haben. Sie haben etwas gesagt, 
dem ich auch nicht folgen kann: "Höchstens 
diese drei Länder könnten sagen, daß sie in ein 
finanzielles Chaos gestÜTzt werden. " - Nun, 
Frau Minister, ich glaube, damit kann man sich 
eigentlich nicht begnügen, Sie machen es sich 
offensichtlich zu leicht. 

Was machen wir Ihnen konkret zum Vorwurf? 
Wo liegt nun Ihr Versagen? Frau Minister, Sie 
haben gewußt, daß die Finanzierungsvereinba­
rung, die eben die höhere Defizitabdeckung 
vorsieht, nur für zwei Jahre Gültigkeit hat, daß 
sie Ende dieses Jahres abläuft. Alle Beteiligten 
waren sich einig, daß Sie in der Zwischenzeit 
Vorschläge für eine andere Form der staatlichen 
Zuschüsse für die Krankenanstalten ausarbeiten 
müßten. Sie sind uns diese Aufgabe schuldig 
geblieben, und es ist nichts geschehen. Ich 
glaube, der Herr Finanzminister hatte ein 
leichtes Spiel, einfach die Zuschüsse zu kürzen, 
sie nämlich wieder auf den Stand des Jahres 
1 973 zu bringen. 

Wir haben Sie gefragt, wann Sie endlich ein 
Konzept vorlegen werden. Sie haben gesagt, es 
war nicht möglich, die Länder und die Sozialver­
sicherung auf einen Nenner zu bringen. Und 
dann haben Sie abschließend sphinxhaft im 
Finanzausschuß bemerkt, Sie werden eine 
Verordnung vorlegen, wenn diese fertiggestellt 
sei. - Hoffentlich ist diese nicht am St. 
Nimmerleinstag fertiggestellt. 

Nun, was wird diese Entwicklung für die 
Zukunft der Spitäler bedeuten? Die Kostenex­
plosion wird in diesem Bereich weiterschreiten. 
Es werden sich sicherlich jene Spitäler, deren 
Spitalserhalter Gebietskörperschaften sind, 
etwas leichter tun. Sie werden sich vielleicht 
mittels der Steuerschraube die fehlenden 
Beträge hereinbringen können. 

Ich möchte Ihnen nicht unbedingt eine 
gesellschaftspolitische Weichenstellung unter­
schieben, aber eines ist offensichtlich: daß die 
Privat- und Ordensspitäler sicherlich am schwie­
rigsten die finanzielle Situation werden mei­
stern können. Immerhin sind 14 Prozent aller 
Betten in diesen Privatspitälern. 

Und noch ein Wort zu den Investitionszu­
schüssen des Bundes. Sie haben uns gesagt, daß 
die Vergabe der Investitionszuschüsse nach 
gesundheitspolitischen Schwerpunkten erfolgen 
wird, und zwar haben Sie das im Finanzaus­
schuß im Brustton der überzeugung erklärt: 
Selbstverständlich werden die 242 Millionen 
Schilling nach gesundheitspolitischen Grund­
sätzen vergeben. 

Sie haben uns dann eine schriftliche Antwort 
gegeben, wie die Verteilung der Mittel konkret 
erfolgte, und daraus ist ersichtlich, daß sie nicht 
nach gesundheitspolitischen Schwerpunkten 
erfolgte, sondern nach dem Bevölkerungsschlüs­
sel, und das ist eigentlich schon ein kleiner 
Unterschied. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Der 
Herr Abgeordnete Sekanina hat einiges zur 
Spitalsfinanzierung gesagt. Er hat konkret 
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gemeint, man müsse in die Tiefe gehen, hier 
gäbe es Kompetenzen der Länder, hier knüpften 
sich bedeutende finanzielle Lasten für die 
Länder und für den Bund an. Er hat auch auf die 
negativen Auswüchse der Entwicklung auf dem 
Krankenhaussektor in der Vergangenheit hinge­
wiesen, und er hat gemeint - zunächst noch in 
einer sehr sanften Weise, er ist etwas kritischer 
geworden, als wir insistiert haben auf die 
Antwort, wo der Fonds angesiedelt sein �oll -, er 
hat also dann gemeint, daß es lange dauern 
werde, bis hier Reformen begonnen werden und 
bevor Reformen ein Ergebnis bringen. Ich bin 
Ihrer Meinung, Herr Abgeordneter Sekanina, 
nur meine ich, irgendwann müssen wir doch mit 
den Reformen beginnen können. Immerhin 
besteht dieses Ministerium seit Beginn 1972,  
und wir schreiben jetzt Ende 1 975.  Nun, den 
Beginn wollen wir schön langsam sehen, und 
zwar mit einer besseren Finanzierung der 
Krankenanstalten. 

Als eine Fundgrube erweist sich immer 
wieder die Regierungserklärung aus dem Jahre 
1 97 1 ,  wo der Herr Bundeskanzler so richtungs­
weisende Worte zum Spitalswesen gesagt hat, 
die nur einen Nachteil haben: daß sie nie eine 
Realisierung erfahren haben. Er hat 197 1 gesagt: 
"Es wird notwendig sein, das Spitalswesen auf 
eine neue Grundlage zu stellen" - wie wahr -, 
" die Spitalsorganisation den neuzeitlichen Erfor­
dernissen anzupassen" .  Wie richtig. Und etwas 
weiter hat er gesagt: "Es muß eine ausgegli­
chene Finanzierung sichergestellt werden." 
Sehr richtig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine 
letzte Bemerkung zu diesen Budgetansätzen. Es 
findet sich in diesem Budget kein Hinweis, daß 
Mittel für das schon so lange angekündigte 
Institut für Selbstmordverhütung vorgesehen 
sind. Wieder in der Regierungserklärung 1 97 1 ,  
die sich immer mehr als eine Fundgrube erweist, 
stand zu lesen - der Herr Bundeskanzler hat das 
vorgetragen -: "Eine moderne Gesundheitspoli­
tik kann auch am Umstand nicht vorübergehen, 
daß Österreich in der Selbstmordstatistik einen 
traurigen Rekord hält und im Verhältnis zur 
Bevölkerungszahl unter allen europäischen 
Staaten an zweiter Stelle liegt. " 

Auf unsere Frage, wann nun endlich mit 
diesem lange angekündigten Institut für Selbst­
mordverhütung begonnen wird, wann es endlich 
installiert wird, da haben Sie ,  Frau Minister, 
gemeint: "Wir sind dabei, ein Institut zu 
gründen. " Ich habe mir zufällig notiert, was Sie 
bei der Budgetberatung 1974, als wir das Budget 
1 975 beraten haben, gesagt haben. Da haben Sie 
nämlich auch wortwörtlich erklärt: "Wir sind 
dabei, das Institut zu gründen. " 

Na ja, in der Zwischenzeit besorgt Professor 

Ringel im Auftrag der Caritas der Erzdiözese 
Wien diesen Aufgabenbereich. Und er bleibt 
still und unbedankt, denn hier gibt es keine 
Erfolgsstatistiken zu verzeichnen, hier kann man 
keine optischen Erfolge aufweisen. 

Vielleicht lohnt sich diese Aufgabe nicht für 
das Ministerium. Dann würde ich aber meinen, 
daß man wenigstens die Bemühungen der 
privaten Organisation, auf die man offensicht­
lich nicht verzichten kann, entsprechend fördert. 

Ich glaube, abschließend läßt sich zu diesem 
Budget sagen : Das Budget, das die Aufgaben der 
Gesundheit und des Umweltschutzes sicherstel­
len sollte, reicht nicht aus, diesen Auftrag zu 
erfüllen. Ein Ministerium, das nicht nur über 
keine Kompetenzen verfügt, dessen Mittel 
drastisch gekürzt werden, das aber selbst auch 
kaum Initiativen und Denkanstöße liefert, das 
gesundheitspolitische Aktivitäten vermissen 
läßt, dieses Ministerium, sehr geehrte Frau 
Minister, stellt sich nicht nur selbst in Frage, es 
wird auch durch den Finanzminister und durch 
den Regierungschef in Frage gestellt. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordneter Samwald. (Abg. Dr. T u l l: 
Wiesinger hat sich streichen lassen! Es steht schon 
im "Kurier ' "  Ein Redner weniger!) 

Abgeordneter Samwald (SPÖ) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Es ist alle Jahre dasselbe :  Die 
Redner der Österreichischen Volkspartei, in 
diesem Falle eine Rednerin der Österreichischen 
Volkspartei, die sich ja bekanntlich seit fünfein­
halb Jahren in Opposition befindet, stellen sich 
- so auch heuer wieder - zum Budgetkapitel 
Gesundheit und Umweltschutz hier vor das 
Rednerpult und stellen fest, das Budgetkapitel 
sei zu gering dotiert, es wurden von seiten des 
Ministeriums keine Aktivitäten gesetzt, und 
selbst jene, die gesetzt worden sind, seien zu 
langsam oder auch vielleicht zu zaudernd 
vorgenommen worden. 

Auf der anderen Seite aber erheben Sie -
gleichzeitig mit der Behauptung, daß wenig 
finanzielle Mittel vorhanden sind - Forderungen, 
die sicherlich gerade im Zeichen dieses Budgets 
für 1 976 aus Sparsamkeitsgründen nicht zu 
realisieren sind. Nicht nur Sie , Frau Kollegin Dr. 
Hubinek, sondern alle Sprecher zu dem Budget 
überhaupt, im gesamten gesehen, von seiten der 
Österreichischen Volkspartei reden auf der 
einen Seite von der größten Staatsverschuldung 
und malen den Staatsbankrott an die Wand, 
treten aber auf der anderen Seite immer wieder 
gleichzeitig bei den einzelnen Budgetkapiteln 
als Lizitierer ohne Verantwortungsbewußtsein 
und mit großen Versprechungen hier - das 
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möchte ich eindeutig feststellen - an das 
Rednerpult. 

Ich glaube, daß diese Ihre Politik - und das ist 
Ihre Verantwortung - letzten Endes auch dazu 
geführt hat, daß Sie sowohl 1970 als auch 1 9 7 1  
und 1 975 die Nationalratswahlen verloren 
haben .  

Sehr überrascht, liebe Kollegin Dr. Hubinek, 
bin ich aber von der Tatsache, daß Sie, meine 
Damen und Herren von der Österreichischen 
Volkspartei, eigentlich noch immer das Gesund­
heitsministerium im gesamten gesehen in Frage 
stellen, zumal gerade - und das möchte ich im 
besonderen Maße betonen - sowohl 1 974 als 
auch 1 975 und auch in der Vorschau des Jahres 
1976 gesehen sehr wichtige Regierungsvorlagen 
und Materien beschlossen worden sind, die 
sicherlich für die Gesundheit der österreichi­
schen Bevölkerung von weittragender Bedeu­
tung sind. 

Völlig unrichtig aber, liebe Frau Kollegin Dr. 
Hubinek, ist, glaube ich, Ihre Feststellung oder 
Ihre Ansicht, daß sich die Tätigkeit dieses 
Ministeriums eigentlich nur nach den Budgetzif­
fern bemessen oder beurteilen läßt. Es gibt doch, 
und das wissen Sie selbst sehr genau, viele 
wichtige Gesetze und Novellierungen, die im 
Budget selbst keinen Niederschlag finden, aber, 
wie ich bereits einmal erwähnt habe, für die 
Gesundheit der österreichischen Bevölkerung 
von außerordentlich großer Wichtigkeit und 
Bedeutung sind. 

Nehmen wir in diesem Zusammenhang nur 
beispielsweise die Aufklärung im Rahmen der 
Gesundheitserziehung, die Einführung der Vor­
sorgeuntersuchungen, ferner den Mutter-Kind­
Paß , das Tierseuchengesetz, zwei Novellen zum 
Tuberkulosengesetz, das Impfschadengesetz 
und, wenn Sie wollen, das Krankenpflegegesetz, 
die 2. Novelle zum Krankenanstaltengesetz, das 
Apothekengesetz und das Tierärztegeset�, die 
erst vor wenigen Monaten beschlossene Arzte­
gesetz-Novelle, das Epidemiegesetz, . das neue 
Lebensmittelgesetz, das nicht nur in Österreich, 
sondern auch von der europäischen Warte her 
gesehen bahnbrechend ist. Ich glaube, daß 
durch diese Regierungsvorlagen und Gesetze 
doch einige sehr wichtige Maßnahmen auf 
gesundheitspolitischem Gebiet gesetzt worden 
sind. Hier sind Prioritäten gesetzt worden, die 
sich auch international sehen lassen können. 

Ich glaube auch, daß es sich im gleichen 
Augenblick fast erübrigt, in diesem Zusammen­
hang darauf hinzuweisen, daß eine Reihe 
weiterer Regierungsvorlagen für 1976 bereits in 
Vorbereitung sind und dem Parlament in 
nächster Zeit zugeleitet werden sollen. Ich 
glaube, daß Sie diese Aktivitäten - so fair 

werden Sie sein - auch nicht widerlegen 
können. Ich bin aber auch persönlich der 
Meinung, daß es präpotent und vielleicht auch 
sehr unrealistisch wäre, wenn wir hier zum 
Ausdruck brächten, daß alle Fragen, die die 
Gesundheitspolitik bei uns in Österreich betref­
fen, schon gelöst wären oder daß es überhaupt 
keine Probleme mehr auf diesem Sektor geben 
würde. Nein, meine Damen und Herren, wir 
wissen schon, daß manchmal leider aus finan­
ziellen Gründen nur Teillösungen möglich 
waren und daß manche Probleme noch anstehen 
und einer Lösung bedürfen. 

Aber von einem ist die sozialistische Fraktion 
hier immer wieder ausgegangen - und das 
möchte ich doch in besonderem Maße unterstrei­
chen -, daß nämlich gerade in der Frage der 
Gesundheit in unserer Republik j edem Men­
schen ohne Rücksicht auf seinen Stand, aber 
auch auf seine soziale Herkunft, die gleichen 
Chancen, aber auch die gleichen Erkenntnisse 
der Wissenschaft auf diesem Gebiet zur Verfü­
gung stehen müssen. 

Wir haben uns daher als sozialistische 
Fraktion immer wieder von dem Grundsatz 
leiten lassen, daß wir uns bei unserer politischen 
Tätigkeit und bei unseren Aktivitäten auf 
diesem Gebiet vor allem nach den Grundsätzen 
und Richtlinien des von uns und so vielen 
hervorragenden Fachleuten geschaffenen 
Humanprogrammes orientieren und uns auch 
dieser Grundsätze bedienen. 

Wenn von den Rednern - ich bitte um 
Entschuldigung -, von einer Rednerin der 
Österreichischen Volkspartei auch heute die 
sicherlich sehr akute und vor allen Dingen sehr 
aktuelle Frage der Zweckzuschüsse des Bundes 
zu den Krankenanstalten hier angeschnitten 
worden ist, so möchte ich auch ganz ehrlich und 
offen zum Ausdruck bringen: es besteht auch für 
mich kein Zweifel, daß durch die Herabsetzung 
des Betrages von 742 Millionen Schilling auf 557 
Millionen Schilling für 1 976 sicherlich für die 
Krankenanstalten kein erfreulicher Zustand 
eintreten wird. Aber andererseits, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, muß ich doch auch 
darauf verweisen, daß Artikel II der 2. Novelle 
zum Krankenanstaltengesetz, in dem die Zweck­
zuschüsse des Bundes in den Jahren 1 974 und 
1975 geregelt wurden - und das haben auch die 
Länder gewußt -, mit 3 1 .  12 .  1 975 seine 
Wirksamkeit verliert und daß ab 1 .  1. 1 976 für 
die Bemessung der Zweckzuschüsse des Bundes 
wieder die Paragraphen 57 und 59 des Kranken­
anstaltengesetzes anzuwenden sind. 

Völlig unrichtig aber in diesem Zusammen­
hang - und das hat hier die Frau Kollegin Dr. 
Hubinek angeschnitten - ist, daß die Entwick­
lung der Zweckzuschüsse schon seit Jahren 
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stagniert. Hier zeigt eine übersicht, daß der 
Bund dafür seit 1 966 folgende Mittel zur 
Verfügung gestellt hat: 1 966 130 Millionen, 1 967 
140 Millionen, 1968 150 Millionen, 1969 160 
Millionen, 1970 195 Millionen, 1 97 1 220 
Millionen, 1972 250 Millionen, 1 973 325 
Millionen, 1974 515 Millionen und 1 975 die 
bereits von mir erwähnten 742 Millionen 
Schilling. Zusammenfassend aber wurden in 
den Jahren 1966 bis 1970, also zu Zeiten der 
ÖVP-Alleinregierung, 580 Millionen Schilling 
für diese Zwecke ausgegeben, während im 
Zeichen der sozialistischen Alleinregierung von 
1970 bis 1 975 allein 2378 Millionen ausgegeben 
worden sind, also eine Steigerungsrate von 400 
Prozent. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie können daraus auch ersehen, daß in den 
Jahren 1970 bis 1975 diese Zweckzuschüsse eine 
Größenordnung erreicht haben, die wesentlich 
höher - wie ich bereits erwähnt habe - als zu 
Zeiten der ÖVP-Alleinregierung 1966 bis 1970 
gewesen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
müßten uns auch hier im Hohen Hause darüber 
klar werden, daß bei der zukünftigen Finanzie­
rung der Krankenanstalten unsere Bestrebungen 
vor allen Dingen auch darauf gerichtet sein 
müßten, daß wir auch in diesem Fall ein System 
der klaren Rechnungslegung finden, denn nur so 
wird die Möglichkeit geschaffen werden, daß 
der Bund selbst nicht nur als Verrechnungsstelle 
fungiert, sondern auch kontrollieren kann, für 
welchen Zweck diese Mittel ausgegeben wer­
den. Ich weiß, daß hier seit zwei Jahren mit allen 
Landesregierungen Verhandlungen stattfinden, 
damit diese auch im Sinne der Krankenanstal­
tengesetznovelle 1 974 ein Rechnungssystem 
einführen, das weitgehend vor allem den 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen entspre­
chen soll . Leider sind bisher dieser Aufforderung 
des Bundesministeriums erst drei Bundesländer 
nachgekommen, die anderen Länder waren 
bisher kaum bereit, sich hier in die Führung 
ihrer Spitäler hineinschauen zu lassen. 

Ich glaube, es muß doch hier - Sie stimmen 
sicherlich mit uns überein - dem Bund die 
Möglichkeit gegeben sein, daß eine gewisse 
Zügelung erfolgen kann; gerade deswegen 
auch, weil es besonders für die Abgangsdek­
kung von großer Wichtigkeit ist, für welchen 
Zweck diese Mittel letzten Endes dann auch 
verwendet worden sind. Aber auch für die Frau 
Bundesminister selbst ist das von großer 
Wichtigkeit, denn gerade sie und ihre Beamten 
können daraus ersehen, ob auch diese Mittel vor 
allen Dingen den gesundheitspolitischen 
Modellen ihres Ministeriums entsprechen und 
ob sie ihre Wirkung in diesem Sinne erzielen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Wir 

haben in diesem Hohen Hause schon sehr oft 
über die Frage der Finanzierung der Krankenan­
stalten gesprochen. Ich habe hier sehr lange 
Tabellen und statistische Unterlagen, aus denen 
man die finanzielle Situation der Spitäler - ganz 
gleich, ob Landes- oder Gemeindespitäler -
ersehen kann. Ich bin wie mein Kollege 
Sekanina der Überzeugung, daß in nächster Zeit 
zu diesem Behufe Verhandlungen stattfinden 
müssen, um eine gemeinsame Lösung zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden und auch den 
zuständigen Sozialversicherungsträgern zu 
erreichen. 

Nicht richtig aber - weil es mir hier gerade 
einfällt - ist eigentlich die Stellungnahme der 
Frau Kollegin Dr. Hubinek zur Investitionsförde­
rung von 250 Millionen Schilling - wie Sie selbst 
wissen - für die Errichtung, den Ausbau und die 
Erweiterung von Spitälern und vor allen Dingen 
auch für die bessere Versorgung dieser Spitäler 
mit medizinischen Einrichtungen. Diese Mittel ­
die Frau Kollegin ist leider nicht anwesend -, 
das wissen Sie selbst sehr genau, werden hier 
vor allen Dingen auch von seiten des Bundesmi­
nisteriums und von seiten der Frau Bundesmini­
ster nach den gesundheitspolitischen Zielvor­
stellungen des Ministeriums selbst vergeben 
und nicht, wie seinerzeit - und auch das möchte 
ich hier ruhig und gelassen aussprechen - zur 
Zeit der ÖVP-Alleinregierung nach dem Gieß­
kannenprinzip : ein jeder ein bisserl etwas. 

Von den Rednern der Oppositionspartei 
wurde heute auch erwähnt, daß die ärztliche 
Versorgung Österreichs gefährdet ist und daß 
vom Bundesministerium bisher in dieser Frage 
nichts unternommen wurde. Dazu möchte ich 
folgendes feststellen: Die derzeitige Situation 
sieht so aus, daß wir im Verhältnis zur 
Bevölkerungszahl, zur Ärztezahl zwar durchaus 
im Gegensatz zu anderen Ländern - auch 
international gesehen - günstig dastehen, aber 
daß sich diese Situation nur insofern verschiebt, 
daß es natürlich - und das ist nicht zu bestreiten 
- auch Engpässe in regionaler und struktureller 
Hinsicht gibt. Das ist nicht zu leugnen. Hier 
handelt es sich vor allem um die ländlichen 
Gebiete, um Gebiete in Stadtrandnähe, die 
teilweise als unversorgt angesprochen werden 
müssen. Aber auch in diesem Fall hat das 
Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz bereits Maßnahmen getroffen 
und Initiativen ergriffen, beispielsweise, um die 
Tätigkeit jener Ärzte, die sich dort niederlassen, 
zu erleichtern. (Präsident Mi n k 0 w i t s c  h über­
nimmt den Vorsitz.) 

Ein Problem, das auch im Rahmen dieser 
Debatte nicht unerwähnt bleiben soll, ist das 
gleichfalls von der Frau Kollegin Dr. Hubinek 
aufgezeigte Problem der Spitalsbetten. Auch 
hier ist die Situation so, meine sehr geehrten 
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Damen und Herren, daß 1 973 83. 136 Betten zur 
Verfügung gestanden sind und daß sich diese 
Zahl in den Jahren 1974 und 1 975 auf immerhin 
86. 746 erhöht hat. Das heißt, mit Hilfe des 
Ressorts konnte der Bettenstand in den Spitälern 
Österreichs um 3610 erhöht und damit, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, auch annä­
hernd an den WHO-Schlüssel herangeführt 
werden. 

Allerdings, auch das möchte ich fairerweise 
hier doch auch zum Ausdruck bringen ,  bestehen 
auch auf diesem Gebiet noch teilweise struktu­
relle Schwierigkeiten, beispielsweise auf den 
Gebieten der psychiatrischen Behandlungs­
plätze, der orthopädischen Plätze und auch der 
Rehabilitationsplätze im besonderen Maße. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
darf abschließend noch einmal darauf verwei­
sen, daß die gesundheitspolitischen Maßnah­
men, die das Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz durch die Frau Bundesmini­
ster Dr. Leadalter gesetzt hat, für Österreich, das 
in den vorangegangenen Jahren nicht einmal 
ein einheitliches Gesundheitskonzept gehabt 
hat, ein großer Fortschritt sind. Ich bin persön­
lich auch absolut davon überzeugt, daß viele 
dieser eingeleiteten Maßnahmen bereits ihre 
Früchte getragen haben, wie etwa - um es hier 
nur zu erwähnen - die Krankenanstaltenreform 
und die Vorsorgemedizin, hier vor allem durch 
die Senkung der Säuglingssterblichkeit. 

Viele dieser Maßnahmen, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, werden sicherlich aber 
auch erst in den kommenden Jahren voll zum 
Tragen kommen. Die Weichenstellung ist dafür 
bereits erfolgt, und deshalb geben wir Soziali­
sten auch gerne diesem Budgetkapitel und der 
Arbeit der Frau Bundesminister unsere Zustim­
mung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist Herr Dr. Wiesinger. Ich erteile 
es ihm. (Abg. Dr. T u l l :  Die Rede erübrigt sich 
doch! Die haben wir ja schon in der Zeitung 
gelesen!) 

Abgeordneter Dr. Wiesinger (ÖVP) : Aber 
meine sehr geehrten Herren, warum die Aufre­
gung? Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Meine verehrten Damen und Herren! Frau 
Bundesminister! Die Symptome . . .  (Weitere 
Zwischenrufe bei der SPO) - Lesen Sie mit, 
horchen Sie zu, dann verstehen Sie besser, wie 
schwierig derzeit das Problem ist. Ich kann nur 
mit Herrn Abgeordneten Sekanina sagen: Es ist 
keine Zeit zum Lachen, meine Damen und 
Herren. Die Situation ist viel zu ernst, als daß Sie 
sich über dieses Problem lustig machen können. 
(Abg. De. Tu 1 1 : Sie machen sich doch 1ächer-

lieh! Das haben wir schon gelesen! Aus 
zeitökonomischen Gründen erübrigt sich Ihre 
Rede!) 

In einer Zeit, in der das Gesundheitsbudget 
. . .  (Weitere Zwischenrufe bei der SpO.) Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Wollen Sie 
mir zuhören oder nicht? - Wenn Sie nicht 
zuhören wollen, können Sie ja hinausgehen! Wir 
haben ja keine Anwesenheitspflicht hier im 
Saal. 

In dem Zeitraum seit dem Jahre 1973 sind die 
Budgetprozente von 0,92 Prozent im Jahre 1 974 
auf 0,88 Prozent, im Jahre 1 976 auf 0,78 Prozent 
gefallen. (Abg. Dr. T u l l : Moment, sagen Sie es 
genau, wörtlich, wie es in der Zeitung steht!) 

Herr Abgeordneter Tull! Sie interessiert das 
nicht, daß man in Österreich nur 0,78 Prozent des 
Gesamtbudgets für die Gesundheit ausgibt. Das 
ist für Sie wahrscheinlich uninteressant. Aber 
hören Sie zu, dann werden Sie verstehen, daß 
das für uns ein echtes Anliegen ist. So leicht 
kann man sich die Gesundheitspolitik nicht 
machen. (Abg. S a m wa l d :  Sie müssen auch 
wissen, was geschrieben worden ist! - Er legt 
dem Redner eine Zeitung auf das Rednerpult.) 

Ich glaube, Sie haben es jetzt alle gelesen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren der 
sozialistischen Fraktion (Heiterkeit bei der 
SPO), und jetzt hören Sie zu. Ich werde Ihnen 
noch einiges sagen, was Sie sich sicher nicht 
hinter den Spiegel stecken werden. Ich danke 
Ihnen vielmals, ich weiß, was ich sage, zum 
Unterschied von anderen Herren in der Politik. 

Wollen wir jetzt wieder zum Ernst der 
Situation zurückkehren. Ich verstehe, daß man 
um sieben Uhr abends vielleicht nicht mehr die 
Konzentration hat, aber ich glaube, daß das 
Problem wirklich zu ernst ist, als daß Sie sich so 
darüber lustig machen. 

Wir haben erstmals - soweit mir bekannt ist -
in der Zweiten Republik die Situation, daß 
einem Minister das Budget auch nominell 
gekürzt wurde, ohne daß er daraus die 
notwendigen Konsequenzen gezogen hätte. 

Es ist für eine Bundesregierung unzulässig, 
die die Gesundheitspolitik als Priorität gesetzt 
hat, die Budgetmittel in einem derartigen 
Ausmaß zu reduzieren. Aber es geht ja nur . . .  
(Abg. Ta n n : Das steht gar nicht in der Zeitung!) 
- Sehen Sie, darum sollen Sie ja zuhören, damit 
Sie auch wissen, worum es geht. (Abg. Dr. T u ll : 
Das ist ein Armutszeugnis für einen Bereichs­
sprecher!) Es geht ja nicht nur um das 
Grundprinzip. (Weitere anhaltende Zwischen­
rufe bei der SPO. - Abg. Dr. Tu l l : Das ist ein 
Rohrkrepierer!) Passen Sie nur auf, daß Sie nicht 
das größte Trumm von diesem Rohr trifft. Hören 
Sie mir nur zu. 
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Wir haben hier die Situation, daß das 
Durchsetzungsvermögen dieses Ministers von 
Jahr zu Jahr sinkt. Ich frage Sie, Frau 
Bundesminister, wie lange werden Sie sich diese 
Behandlung durch Ihre Regierungskollegen 
noch gefallen lassen? Es ist nicht meine 
Aufgabe, Ihre persönliche Reputation zu vertei­
digen, aber es geht hier um die Bedeutung und 
den Stellenwert der Gesundheitspolitik an und 
für sich. 

Es gibt heute nicht wenig Leute in diesem 
Lande, die die Meinung vertreten, daß es doch 
eigentlich sinnlos ist, ein Ministerium ohne 
Kompetenzen und ohne Geld zu schaffen, und es 
wäre besser gewesen, man hätte die 
Gesundheitspolitik in der Sektion 5 des Sozial­
ministeriums der vergangenen Jahre behalten. 
(Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Wird es möglich 
sein, dem Redner Ruhe zu verschaffen? 

Präsident Minkowitsch: Meine Herren !  Am 
Wort ist der Redner. Wir haben keinerlei 
Zeitbeschränkungen, wir können die Beratun­
gen ausdehnen, solange es Ihnen beliebt. Aber 
bitte nacheinander. (Zwischenruf bei der SPÖ.) 

Ja, es gibt manche Typen, die besser gewisse 
Ausführungen in sich aufnehmen, wenn sie 
etwas hören und es gleichzeitig lesen können. 

Am Wort ist der Redner. 

Abgeordneter Wiesinger (fortsetzend): Wir 
sind bei dem nominellen Rückgang des Kapitels 
Gesundheit des Bundesbudgets ohne entspre­
chende Reaktion der Frau Bundesminister 
stehengeblieben. Nach den Diagnosen, die heute 
hier nur mehr zu stellen sind, handelt es sich 
leider bei Ihrem Ressort um ein ungeliebtes 
Kind, das an progressiver Schwindsucht leidet, 
das bei der bestehenden Blutarmut und Kreis­
laufschwäche das Ärgste befürchten läßt. 

Nun ganz kurz nur zu der Spitalsfinanzierung. 
Wir haben ein Minus von 25 Prozent. Herr 
Abgeordneter Sekanina hat dankenswerter­
weise sehr offen gesagt, daß diese Milliardenbe­
träge natürlich aufgebracht und vor allem auch 
optimal zugeführt und ausgenützt werden 
müssen. Und daran liegt es. 

Wir glauben, sehr geehrte Frau Bundesmini­
ster, daß Sie den Gesetzesauftrag, den Sie in der 
zweiten Novelle zum Krankenanstaltengesetz 
bekommen haben und von dem Sie sich auch 
nicht durch juristische Spitzfindigkeiten freima­
chen können, bis heute nicht erfüllt haben. 
Sehen Sie, meine Damen und Herren, und das 
werdenwir auf die Dauer nicht zulassen! (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. Dr. T u l l :  Das steht aber 
nicht im "Kurier"! Im "Kurier" steht ganz etwas 
anderes, Herr Kollege!) 

Es geht nicht an, daß Sie auf Befragen 
erklären, daß diese Fragen zu schwierig sind. 
Natürlich sind sie schwer. Das wissen wir ganz 
genau. Aber gerade weil sie schwer sind, muß 
man sie einer Lösung zuführen. Das ist Ihre 
Aufgabe, Frau Bundesminister. Ein Ministerses­
sel ist kein Lehnstuhl, ein Ministersessel ist ein 
Akt der Verantwortung, den man ausfüllen muß 
bis zum letzten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt zu etwas anderem. Die Finanzierung des 
Krankenhauswesens kann ja nur das Gesund­
heitswesen . . .  (Weitere Zwischenrufe des Abg. 
Dr. T u l l .  - Abg. Dr. Koh lm a i e r :  Sie sind 
einfach kindisch, Herr Tul1!) Die Finanzierungs­
frage des Gesundheits . . .  (Anhaltende Zwischen-
rufe.) " 

Präsident Minkowitsch: Meine Herren! Am 
Wort ist der Rednerl Es soll schon auch 
vorgekommen sein, daß Reden in Zeitungen 
enthalten gewesen sind, die überhaupt nicht 
gehalten wurden. Seien wir also froh, daß die 
Rede, die schon in der Zeitung steht, wenigstens 
noch gehalten wird. 

Am Wort ist der Redner! (Zwischenruf des 
Abg. S t e i n  i n g e r .  ) 

Abgeordneter Dr. Wiesinger (fortsetzend): 
Herr Kollege Steininger, beruhigen Sie sich 
wieder, warum diese künstliche Aufregung, 
Nervosität? Ich verstehe das ja. Wenn ich als 
Regierungsfraktion ein derartiges Budgetkapitel 
verteidigen sollte, da wäre ich auch nervös. Das 
verstehe ich sehr wohl. (Beifall bei der ÖVP. -
Abg. S t e i n  i n  g e r : Doch nicht der " Kurier " !) 
Der "Kurier" wird Ihnen über die heutige 
Reklame sicher sehr dankbar sein, Herr Kollege 
Steininger. 

Ich möchte mich jetzt damit befassen, daß wir 
. . .  (Abg. Dr. T u  1 1 :  Was im "Kurier" steht!) 

Wenn Sie glauben, Sie können mich von meiner 
Rede abhalten, werden Sie sich täuschen, Herr 
Kollege Tull. Ich stehe beim Mikrophon, und ich 
habe Zeit, wir haben keine Redebeschränkung. 
(Abg. Dr. Tu 1 1 : Lesebeschränkung gibt es auch 
keine!) 

Ich lese keine Reden, Herr Abgeordneter Tull, 
zum Unterschied von anderen. Hören Sie mir zu, 
am Schluß können Sie beurteilen, was dies alles 
war. Jetzt horchen Sie endlich zu und passen 
auf. (Abg. Dr. Tu 1 1 : Ob es im "Kurier" steht, 
werde ich aufpassen!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von 
der Linken! Demokratie ist Diskussion, und 
Diskussion bedeutet auch zuhören können. Man 
muß zuhören können. 

Der Herr Bundeskanzler hat sich in dankens­
werter Weise mit dem integrierten System einer 
Reorganisation des Gesundheitswesens befaßt. 
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Er kommt dabei einer Anregung, einem Vor· 
schlag nach, .  den ich bereits bei der letzten 
Budgetdebatte hier vorgebracht habe. Nur geht 
es darum, daß man mit Schlagworten allein 
natürlich nicht das Problem einer Lösung 
zuführen kann. Wir müssen uns überlegen, wie 
wir die einzelnen Träger des Gesundheitswe­
sens, die Spitäler, die Krankenhäuser, sowohl in 
regionaler Hinsicht als auch in der innerbetrieb­
lichen Struktur, reorganisieren können, daß es 
zu einem echten Zusammenspiel mit der 
niedergelassenen Ärzteschaft und der neu zu 
schaffenden regionalen Krankenhilfe, den 
ambulanten Schwestern, wie man sie auch 
bezeichnet, kommt. Diese Einrichtung funktio· 
niert im Ausland bereits prächtig, leider Gottes 
nicht bei uns. 

Wir werden uns mit diesem Modell der 
Organisation, der integrierten Reorganisation, 
intensiv befassen müssen. Die ÖVP wird dieses 
System im Jänner des kommenden Jahres zu 
einer breiten, öffentlichen Diskussion vorlegen. 
Bedauerlicherweise waren die Antworten, die 
Sie, Frau Bundesminister, im Budgetausschuß 
auf die Frage, was Sie sich unter der integrierten 
Reorganisation vorstellen, gegeben haben, lei­
der nicht befriedigend. 

Nun zu einem anderen Problem. Der Herr 
Bundeskanzler hat sich unter anderem auch 
damit beschäftigt, daß es in Österreich mehr 
Demokratie geben soll, mehr Mitbestimmung, 
mehr Gerechtigkeit, daß es modern und mensch­
licher werden soll. 

Ich kann nur sagen, ich bin einverstanden 
damit. Genau das ist notwendig. Aber dies ist 
auch in jenen Bereichen notwendig, wo die 
Sozialisten mit absoluter Mehrheit ihre Herr­
schaft ausüben: ich meine hier die Sozialversi­
cherung. Mit einem modernen Demokratiever­
ständnis ist die derzeitige Situation der Selbst­
verwaltung in der Sozialversicherung für uns 
nicht mehr vereinbar. In einer Zeit, wo man die 
Mitbestimmung nicht nur als Schlagwort, son­
dern in vielen Bereichen des Lebens bereits in 
der Praxis durchführt, ist es für mich unverständ­
lich, daß praktisch ein Drittel der Mitglieder, in 
der Sozialversicherung die Pensionisten, in der 
Verwaltung, in der Selbstverwaltung keine 
Mitsprache haben. Wir werden in nächster Zeit 
darüber eine breite Diskussion entwickeln, wie. 
man auch in der Sozialversicherung dem Prinzip 
der Demokratie, der Mitbestimmung mehr als 
bisher zum Durchbruch verhelfen kann. 

Ich möchte dazu noch etwas anderes sagen. 
Ich begrüße die Erklärung des Herrn Abgeord­
neten Sekanina, die er bereits mehrmals auch in 
der Öffentlichkeit gemacht und die er auch 
heute für seine Fraktion wiederholt hat: daß er 
einen staatlichen Gesundheitsdienst in der 

Form, wie es immer diskutiert wird, nicht als die 
zielführende Methode einer gesundheitlichen 
Versorgung ansieht. 

Ich gebe ihm da recht, aber ich kann nur eines 
feststellen, wenn er sagt, in der Sozialistischen 
Partei gibt es Diskussion. Das mag schon sein. 
Immerhin ist der Herr Vizekanzler und zustän· 
dige Sozialminister Häuser hier ganz anderer 
Meinung. Er spricht von einer Vereinheitli· 
chung, von einer Zusammenfassung der gesetz· 
lichen Träger. Je einen Träger für die Pensions­
versicherung, für die Krankenversicherung und 
für die Unfallversicherung. 

Was bedeutet denn das, meine Damen und 
Herren, wenn wir das komplett durchdenken? 
Das bedeutet die Volkspension und das bedeutet 
den staatlichen Gesundheitsdienst. Das muß 
man klar erkennen, wobei ich mich wirklich 
darüber freue und es mich etwas beruhigt, daß 
die sozialistische Fraktion offiziell durch ihren 
Sprecher hier erklärt hat, daß er sich von der 
Auffassung des Herrn Sozialministers distan­
ziert. Wir nehmen das zur Kenntnis, werden 
jedoch genau beobachten, ob diese Distanzie­
rung auch aufrecht bleibt. 

Jetzt möchte ich mich noch einer anderen 
Frage der Gesundheitspolitik zuwenden, für die 
wir alle das gleiche Interesse haben und von der 
wir alle gemeinsam glauben, daß es eine 
Notwendigkeit für die Zukunft der Medizin 
schlechthin ist: die Vorsorgemedizin. 

Sie, Frau Bundesminister, haben eine sehr, 
sehr deutliche, positive Erklärung zur Gesunden­
untersuchung abgegeben. 

Ich darf Ihnen jetzt folgendes sagen. Es hat -
wie die Frau Abgeordnete Hubinek bereits 
erwähnt hat - nur ein Prozentsatz von 1 ,42 der 
Berechtigten an der Untersuchung teilgenom­
men. 1,42 Prozent! Das bedeutet ein totales 
Versagen der derzeitigen Organisation (Beifall 
bei der OVP), einer Organisation, die noch viel 
deutlicher zum Ausdruck kommt, wenn wir dazu 
folgende Relation stellen, Frau Bundesminister: 

5,23 Prozent der Österreicher wären bereit 
gewesen, sich dieser Untersuchung zu unterzie­
hen. Warum sind denn dann nur 1 ,42 Prozent zur 
Untersuchung tatsächlich gekommen? Weil sie 
vier bis sechs Wochen warten mußten und weil 
das Ausfüllen der Formulare und der gesamte 
Bürokram vielen Menschen ganz einfach zu 
umständlich ist. 

Daher möchte ich Ihnen nochmals den 
dringenden Vorschlag machen, Frau Bundesmi­
nister: Setzen Sie sich endlich dafür ein, daß es 
zu einer verbesserten Organisation der Gesun­
denuntersuchungen kommt. Denn darum geht 
es. Es kann nicht zugelassen werden, daß durch 
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eine schlechte Organisationsform eine für die 
medizinische Versorgung der Bevölkerung und 
der Gesundheitspolitik schlechthin wesentliche 
Aufgabe unter den Tisch fällt. 

In diesem Zusammenhang möchten wir auch 
einen Entschließungsantrag einbringen, in einer 
Angelegenheit, die Sie, Frau Bundesminister, 
sicher als positiv bewerten werden. Wir erhoffen 
uns daher auch die Zustimmung der sozialisti­
schen Fraktion. (Abg. Dr. T u l l :  Wann werden 
Sie endlich "massiv"? Hier steht "massiv"!) 

Warten Sie nur, Herr Tull, es kommt schon. 
Der Entschließungsantrag , den ich hier zur 
Verlesung bringe, lautet: 

A n t r a g :  

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Frau Bundesminister für Gesundheit 
und Umweltschutz wird aufgefordert, die 
Herabsetzung der Altersgrenze zur Teilnahme 
an den Gesundenuntersuchungen für Männer 
auf 30 Jahre als besonders vordringliche 
Maßnahme zur Erhaltung der Volksgesund­
heit zu erklären, um dadurch eine Änderung 
der Richtlini�n durch den Hauptverband der 
Sozialversicherungsträger zu ermöglichen. 

(Beifall bei der (jvp.) 

Gestatten Sie, daß ich noch ein sehr ernstes 
Problem anschneide. Ich hoffe, daß Sie hier 
etwas mehr Ernst an den Tag legen als bisher. 
(Abg. Dr. Tu l l : War das bisher nicht ernst? -
Abg. G r a f :  Ihre Zwischenrufe sind geistiger 
Nulltarif! - Abg. Dr. B !l  s e k :  Tu11-Tarif!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
geht mir um eine Gruppe von Menschen, von 
denen ich glaube, daß sie heute sozial echt 
diskriminiert sind. Wir haben ein Netz der 
sozialen Sicherheit, das wir begrüßen und auf 
das wir auch international stolz sein können. 
Dieses Netz der sozialen Sicherheit weist aber 
einige sehr beträchtliche Lücken auf. Es betrifft 
die Behinderten, die chronisch Kranken und die 
alten Menschen. 

Der Nationalökonom Galbraith hat 1972 
folgendes Zitat geprägt - ich zitiere -: 

"Heute beschäftigen sich die Reformen mit 
Leuten, denen es verhältnismäßig gut geht, 
verglichen mit der Vergangenheit oder der Lage 
der Menschen, die sich wirklich auf der 
untersten Sprosse der sozialen Stufenleiter 
befinden. " 

Ich möchte zur Erklärung der Richtigkeit 
dieser These etwas aus einer Studie des 
IFES-Institutes zitieren, ein Institut, das sicher 
unverdächtig ist, daß es für die ÖVP-Propaganda­
material liefert. In dieser Studie heißt es : " Fast 5 

Prozent der Wiener Bevölkerung sind sehr arm: 
Ihr Einkommen fällt unter den Mindeststandard. 
14 Prozent der Wiener Bevölkerung erreichen 
nicht den gehobenen Standard. Von den Armen 
sind mehr als die Hälfte Pensionisten. Am 
stärksten von Armut betroffen sind die Einperso­
nenhaushalte von Pensionisten, von denen mehr 
als 40 Prozent in den Armutsbereich fielen. Es 
handelt sich fast zur Gänze um alleinstehende 
Männer. " 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, es müßte die Aufgabe aller Fraktionen 
in diesem Haus sein, daß wir gemeinsam 
versuchen, diese Probleme zu lösen. Wir müssen 
beginnen bei der Frage des Hilflosenzuschusses , 
man wird es angehen müssen bei der Frage 
einer Teuerungsabgeltung auch für die Kleinst­
rentenbezieher, und wir müssen schauen, daß 
die Versorgung der chronisch Kranken sicherge­
stellt ist. (Beifall bei der (jVP.) 

Wenn man das Problem der Pflegefälle kennt, 
welche Ängste, welche Nöte in der Familie und 
bei den Betroffenen selbst herrschen, so muß ich 
sagen, daß es hier um eine vordringliche 
Aufgabe unserer gesundheitlichen Versorgung 
geht. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, nun abschließend zurück zum Gesund­
heitsressort selbst. Frau Bundesminister! Wir 
haben Ihnen durch drei Jahre immer wieder 
Kooperation angeboten. Wir waren bereit, 
Modelle mit Ihnen zu entwickeln, wir haben 
gedrängt, wir haben gefordert, die Frage der 
Spitalssanierung in Ordnung zu bringen. Sie 
waren nicht bereit, hier mit uns gemeinsam 
vorzugehen. Und deshalb, Frau Bundesminister, 
müssen Sie in Zukunft zur Kenntnis nehmen, 
daß wir Sie mit aller Schärfe einer Oppositions­
partei attackieren werden, weil wir nicht 
zulassen können, daß durch Ihre Untätigkeit die 
Bevölkerung in Österreich Schaden nimmt. 
(Beifall bei der (jVP.) 

Eine Gesundheitspolitik, die den Anspruch 
erhebt, mehr Menschlichkeit und mehr soziale 
Gerechtigkeit zu verwirklichen, muß Antwort 
auf die Probleme ihrer Zeit geben. Sie und Ihre 
Bundesregierung haben keine Antwort gege­
ben. Sie sind alle Antworten schuldig geblieben. 
Die ärztliche Versorgung ist in vielen Gebieten 
Österreichs unterdurchschnittlich. Die Spitals­
misere ist Ihnen allen bekannt. In einer 
Millionenstadt wie Wien, das einmal zum 
Mekka der Medizin gehört hat, ist heute ein 
Spitalsbett ein Luxusartikel. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Damit werden wir uns nicht einverstanden 
erklären, wir sind nicht zufriedenzustellen mit 
schönen Worten (Zustimmung bei der (jVP.) Wir 
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sind nicht damit zufriedenzustellen, daß man im 
Ministerium Pseudobeschäftigungstherapie 
betreibt, indem man eine Broschüre nach der 
anderen hinausgibt, die zwar wichtig für die 
Gesundheitsaufklärung ist, aber an den wahren 
Problemen dieses Staates völlig vorbeigeht. Und 
daher nehmen Sie zur Kenntnis : Wenn Sie diese 
Probleme nicht lösen können, Frau Bundesmini­
ster, dann ziehen Sie die Konsequenzen! (Beifall 
bei der OVP.) 

Wir stehen vor der Situation, daß wir ein 
G esundheitsministerium mit einem Minister an 
der Spitze haben, der keine Kompetenzen hat, 
der kein Konzept hat, der keine Initiativen setzt, 
und der letztlich auch kein Geld hat. Ich kann 
nur schließen mit einem Zitat von Cicero : 
Quousque tandem abutere patientia nostra! 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Minkowitsch: Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Wiesinger und Genos­
sen ist genügend unterstützt und steht somit 
ebenfalls zur Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Steyrer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Steyrer (SPÖ) : Herr Präsi­
dent! Sehr verehrte Frau Minister! Meine Damen 
und Herren! Mit der Gründung eines eigenen 
Ministeriums für Gesundheit und Umweltschutz 
hat die Regierung Kreisky einer Entwicklung in 
der Medizin Rechnung getragen, die eindeutig 
von der kurativen Medizin zur Vorsorgemedizin 
tendiert. Die Erkennung, die Eliminierung 
sozialer, gesellschaftlicher und krankheitsbe­
dingter und arbeitsplatzkrankheitsbedingter 
Prozesse , die Prophylaxe, die Früherkennung 
und die Frühbehandlung von Krankheiten ist 
zweifellos wesentlich besser, wesentlich billiger 
und im letzten Sinne auch wesentlich humaner 
als die Behandlung von Krankheiten, die bereits 
entschieden sind, die Behandlung von Krank­
heiten, die vielleicht gar nicht mehr zu bessern 
oder zu heilen sind. 

Die österreichische Ärzteschaft hat die Grün­
dung dieses Ministeriums mit der Ärztin Ingrid 
Leodolter an der Spitze fast einstimmig und 
einhellig begrüßt. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r :  An 
der Spitze nicht einstimmig begrüßt!) 

Ich muß sagen, fairerweise zugeben, daß die 
Standes vertretungen dieser österreichischen 
Ärzteschaft die zahlreichen Initiativen dieses 
Ministeriums auch entscheidend und sehr gut 
unterstützt haben. Wir haben in vielen Berei­
chen Aktivitäten in diesem Ministerium gese­
hen, die, wie ich glaube, in Europa zielführend 
und in Europa einmalig gewesen sind. Ich 
verstehe nicht, wie Abgeordneter Dr. Scrinzi so 
souverän zum Beispiel über den Mutter-Kind-

Paß hinweggehen konnte, eine Leistung, die in 
Europa wirklich ihresgleichen suchen muß . 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich berufe mich hier auf eine noch nicht 
veröffentlichte Arbeit eines weltbekannten 
Pädiaters, des Leiters der Kinderabteilung für 
entwicklungsgestörte Kinder am Krankenhaus 
Rosenhügel, Professor Andreas Rett. Ich möchte 
Ihnen einmal empfehlen, dieses Krankenhaus 
anzusehen, Sie werden sehen, daß dort ein 
Krankenhaus gebaut wurde, das in Europa 
einmalig ist, das sicher auch in der Welt führend 
auf diesem Gebiete ist. 

Dieser Professor Andreas Rett hat auf zahlrei­
chen internationalen Kongressen dieses Problem 
Mutter-Kind-Paß diskutieren können. Ich berufe 
mich auf sein fachmännisches Urteil, wenn er 
sagt, daß wir um diesen Mutter-Kind-Paß in 
Deutschland, in den westlichen Demokratien 
und auch in den USA von führenden Pädiatern 
beneidet werden. Denn in Kombination mit den 
flankierenden Maßnahmen der Geburtenbei­
hilfe, der Schwangerenbeihilfe ist hier eine 
Leistung gesetzt worden, die vergleichbar mit 
einer Leistung sein muß, wie sie schon einmal 
im Jahre 1 927 von Professor Julius Tandler 
geschaffen wurde, dem Säuglingswäschepaket, 
damals mit der Auflage, daß im dritten Monat 
der Schwangerschaft eine Blutkontrolle auf 
Syphilis durchgeführt werden muß. Ich brauche 
Ihnen nicht zu sagen, welch segensreiche 
Wirkungen dieses Wäschepaket damals gehabt 
hat. 

Wenn man nun in Rechnung stellt, daß dieser 
Mutter-Kind-Paß heute eine Wirkung hat auf so 
viele Früherkennungen von Krankheiten, wenn 
man bedenkt, daß es heute durch die moderne 
Medizin möglich ist, viele Krankheiten schon 
vor der Geburt des Kindes zu behandeln - echt 
zu behandeln -, dann müssen Sie sagen: Diese 
Leistung ist in Österreich einmalig, und wir 
können darauf stolz sein. (Beifall bei der SPO.) 

Wenn Sie heute, Herr Abgeordneter Wiesin­
ger und Frau Abgeordnete Hubinek, die geringe 
Beteiligung an den Vorsorgeuntersuchungen 
kritisieren, so muß ich Ihnen sagen: Es besteht in 
Österreich ein einmaliges System der Sozialver­
sicherung, das wissen wir alle . Wir haben eine 
Erfassungsquote, wie sie in allen Ländern der 
Welt nur wünschenswert wäre. (Abg. Dr. Marga 
H u b i n e k :  Dafür ist aber die Frau Minister 
nicht zuständig!) Die Frau Minister ist nicht 
dafür zuständig, aber sie hat das veranlaßt, und 
sie hat Vorsorgeuntersuchungen getroffen, Frau 
Abgeordnete. 

Darf ich Ihnen eines sagen: Der Teil der 
Bevölkerung, der nicht von der Sozialversiche­
rung erfaßt wird, wird durch diese Vorsorgeun-
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tersuchungen erfaßt, und das ist eben der Sinn, 
Frau Abgeordnete Hubinek! (Beifall bei der 
SPt),) 

Wenn Sie dann in Rechnung stellen, daß 
dieses Gesundheitsministerium Initiativen 
gesetzt hat auf dem Gebiete der Perinatologie, 
mit der Schaffung von Intensivstationen, wenn 
Sie in Rechnung stellen, daß die Neonatologie 
ausgebaut wurde, schwerpunktmäßig auf ver­
schiedene Spitäler Österreichs, dann müssen Sie 
sagen: Hier sind Leistungen gesetzt worden, die 
vielleicht nicht sofort, aber in weiterer Zukunft 
zum Tragen kommen werden. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. Dr. G r u b e r :  Ohne Ministerium!) 
Mit Ministerium, Herr Kollege Dr. Gruber. Sie 
sind ja der Fachmann dafür, Sie sind ja, scheint 
es, der Chefarzt der Österreichischen Volkspar­
tei. (Abg. Pa n s i : Ganz bestimmt ohne Gruber!) 

Die weiteren Vorsorge . . .  (Abg. Dr. K 0 h 1 -
m a i  e r :  Lesen Sie einmal die Bundesverfas­
sung, was ein Volksvertreter und was ein 
Experte ist! Da gibt es einen Unterschied!) 

Herr Kollege Dr. Kohlmaier, ich nehme zur 
Kenntnis, daß Sie hier Ihre Meriten auf 
parlamentarischem Gebiet haben. Aber, Herr 
Kollege Dr. Kohlmaier, nehmen Sie zur Kennt­
nis, daß ich 30 Jahre Berufserfahrung auf dem 
Gebiete der Standesvertretung, Vertretung der 
Ärzteschaft habe, und das dürfen Sie auch nicht 
geringschätzen. (Beifall bei der SPO.) Sie sind 
Direktor einer Pensionsversicherungsanstalt, Sie 
sind daher maßgeblicher Experte auf dem 
Gebiete des Gesundheitswesens. 

Ich möchte weiter fortfahren. Auf dem Gebiete 
des Vorsorgewesens sind noch weitere Aktionen 
gesetzt worden. Es muß einmal festgestellt 
werden: Es gibt keine Gesundheit ohne Erzie­
hung zum aktiven Gesundheitsbewußtsein der 
Bevölkerung! Und dieses aktive Gesundheitsbe­
wußtsein der Bevölkerung ist in vielen Aktionen 
gesteigert worden. Ich erinnere an Aktionen, 
wie zum Beispiel die Aufklärungsfibel über­
Rauchen, über Fettleibigkeit, Fettleibigkeit der 
Kinder, über Alkoholmißbrauch und so weiter 
und so weiter. 

Sie glauben, daß Gesundheit immer Geld 
kosten muß. Das ist unrichtig. Wenn es in einem 
Staat Milliardenbeträge gibt, die verraucht und 
vertrunken werden, dann ist es wichtigste 
Aufgabe dieses Ministeriums - und dieser 
Aufgabe ist dieses Ministerium nachgekommen 
-, die Bevölkerung in diesem Sinne aufzuklären. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich gebe zu, es sind verschiedene Maßnah­
men, die nicht völlig effizient sind. Wir haben 
Impfungsaktionen gehabt, wir hatten Polioimp­
fungen, wie Sie wissen, aber das geht natürlich 
irgendwie unter. Es wird immer wieder von 

diesem Ministerium darauf hingewiesen, ich 
kann mich an diese Aktivitäten erinnern. Es ist 
wichtig - und ich rufe die Bevölkerung hier auf 
-, es ist sicher sinnvoll, diese Aktionen zu 
unterstützen. Sie sind kostenlos, man kann sie in 
Angriff nehmen. Aber man muß natürlich wieder 
aufklären, immer wieder darauf hinweisen. Und 
es ist zweifellos eine Aktion gewesen, die zum 
Beispiel die Fernsehsendung "WIR" getätigt hat, 
es ist zweifellos auch Aufgabe der Massenme­
dien und der Presse gewesen, auf diese 
Aktionen hinzuweisen , und das ist bis jetzt, 
glaube ich, in Österreich tadellos geschehen. 
(Beifall bei der SPO.j 

Ich glaube sagen zu können, wir sind 
vielleicht - das gilt für alle Österreicher -
geneigt, sehr kritisch alles Österreichische und 
Österreich zu behandeln. Aber wenn Sie heute 
einen internationalen Vergleich anstellen wol­
len über die Gesundheit, über den Standard der 
Gesundheitsversorgung, dann kann ich Ihnen 
eines sagen: Österreich schneidet hier hervorra­
gend ab ! (Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. 
Ha u s e  r : Herr Kollege, das stimmt, glaube ich, 
nicht ganz!) Ihre Gesundheitsstatistik hoch in 
Ehren. Die Statistik ist eine genaue Zusammen­
zählung ungenauer Zahlen, Herr Dr. (Abg. Dr. 
G r u b e  r :  Statistik hin, Statistik her!) Statistik 
hin, Statistik her ! Natürlich, eine Statistik gibt 
es, die Österreich als Europameister in der 
Ärztedichte ansieht. Wir haben 508 Personen auf 
einen Arzt in Österreich, das ist in Europa ' "  
(Abg. Dr. G r u  b e r :  Schauen Sie einmal aul dem 
Land draußen!) Ja , lassen Sie mich doch 
ausreden, Herr Dr. Fiedler, es ist meine erste 
Rede. (Rufe bei der ÖVP: Gruber!) Gruber, ist ja  
wurscht. - Entschuldigung! (Lebhafte Heiter­
keit. - Ruf bei der SPO: Das ist kein Kompli­
mentf) _ Ich hoffe, daß es nicht ein Beleids-
. . .  (Abg. Dr. T u l l : Na, der Gruber ist schon 
besser als der Fiedler! Da muß ich ihn in Schutz 
nehmen! - Abg. Dr. G r u b e r :  Vom Tull will ich 
nicht in Schutz genommen werden! Das wertet 
mich wieder ab! - Abg. Dr. Fi s c h e r :  Sei ruhig, 
Herr Fiedler!) 

Aber ich wollte Ihnen sagen: Nach der 
Statistik hat Österreich mit 508 Personen auf 
einen Arzt einen Europarekord aufgestellt. In 
der Welt rangieren wir an vierter Stelle 
bezüglich der Ärztedichte. Wir sind also nach 
der Statistik relativ gut. 

Allerdings - und das ist auch hier in diesem 
Hohen Haus schon oft ausgeführt worden - ist 
die Strukturschwäche in einzelnen ländlichen 
Gebieten, aber auch in einzelnen städtischen 
Bereichen außerordentlich groß. Es gibt hier 
Unterschiede - das brauche ich Ihnen nicht zu 
sagen -, daß Sie zum Beispiel im ersten Bezirk 
eine Ärztedichte haben, wo 1 08 Leute auf einen 
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Arzt fallen, während es in den Randgebieten, 
zum Beispiel im 22. ,  im 1 1 .  und 10.  Bezirk 
äußerste Versorgungslücken gibt. Ich brauche 
nicht darauf hinzuweisen, daß es vor allem auch 
auf dem G ebiet der Kinderärzte, auf dem Gebiet 
der Zahnärzte verschiedene strukturelle Schwä­
chen gibt. Ich brauche nicht darauf hinzuweisen, 
daß ein großer Teil der praktischen Ärzte vor 
allem in Wien überaus überaltert ist. 84 ,5 
Prozent der Wien er praktischen Ärzte sind über 
50 Jahre alt. Das sind Probleme. Aber diese 
Probleme, wie Sie, Frau Abgeordnete Hubinek, 
das heute taten, der Frau Minister anlasten zu 
wollen, das ist doch einfach lächerlich! (Beifall 
bei der SPO.) 

Sei dürfen doch nicht vergessen, daß diese 
Ärzteschaft organisch oder, besser gesagt, 
unorganisch gewachsen ist. Wenn Sie heute 
diese Verteilungen der Ärzteschaft ansehen, 
müssen Sie zugeben, da ist doch irgend etwas 
nicht in Ordnung. Dieser Tatsache ist sich das 
Ministerium voll bewußt, und es sind Bedarfs­
analysen bereits aufgestellt worden. 

Aber Sie können und sollen in einer freien, 
demokratischen Ärztewelt nicht dirigistisch 
handeln. Und ich kann Ihnen nur eines sagen: 
Wenn die Frau Abgeordnete Hubinek in Zweifel 
stellt, was der Abgeordnete Sekanina über den 
staatlichen G esundheitsdienst gesagt hat, dann 
möchte ich Ihnen als Arzt, als sozialistischer Arzt 
antworten: Wir denken nicht an einen staatli­
chen Gesundheitsdienst. Daß über einen staatli­
chen Gesundheitsdienst geredet werden darf, 
das wollen Sie uns doch hoffentlich nicht 
verbieten, denn dieses Verbot müßte dann auch 
für Ihre Gesinnungsgenossen in Italien, für die 
Democristiani gelten, die diesen staatlichen 
Gesundheitsdienst einführen wollen. (Beifall bei 
der SPtJ.) 

Für diese Ärzteschaft gibt es natürlich 
verschiedene Barrieren, heute diese strukturel­
len Schwächen zu beseitigen. Wir wissen, daß 
wir zuviele Ärzte in den Spitälern haben, daß 
wir zuwenig Ärzte in der Praxis haben, daß wir 
vielleicht auch zuviel Fachärzte haben, daß wir 
vielleicht zuwenig Zahnbehandler haben. Aber 
es sind ja Aktivitäten gesetzt. Sie sagen, es ist in 
diesem Ministerium nichts geschehen: Es ist 
zum Beispiel in diesem Ministerium mit Frau 
Minister Firnberg durch Frau Minister Leodolter 
in Anwesenheit der Zahnärztevertreter der 
Ärztekammern, in Anwesenheit der klinischen 
Leiter der Universitätszahnkliniken ein Plan 
ausgearbeitet worden, der die vollständige 
zahnärztliche Sicherung des Nachwuchses bis 
zum Jahre 1 976 zum Ziele hat. 

Und ich kann Ihnen eines sagen : Wir haben 
bereits 1 67 Frequentanten für zahnärztliche 
Ausbildung und werden diese Zahl in Kürze auf 

200 steigern. Das ist eine Zahl, die an und für 
sich vollkommen ausreicht, um die zahnärztli­
che Versorgung zu sichern. 

Wir haben außerdem, das möchte ich betonen, 
das Bekenntnis zum Vollzahnarzt abgelegt. Wir 
glauben, daß es in einer Zeit, in der wir einen 
Überschuß an Ärzten zu erwarten haben, 
sinnvoll ist, eine Ableitungsmöglichkeit für 
diese zahlreichen Ärzte zu haben. Und es ist 
sinnvoll, das zu tätigen. 

Wir haben Aktionen gesetzt aus dem Ministe­
rium: Lehrpraxen, ein Institut für allgemeine 
Medizin wurde gegründet, um die psychologi­
schen Barrieren für den jungen Arzt, in die 
Praxis zu gehen, wegzuräumen. Die Barrieren 
sind nicht sosehr materieller Natur. Es gibt viele 
Gemeinden, die vorbildlich - zum Beispiel in 
Vorarlberg - in anderen Ländern für Institute, 
für Arztwohnungen sorgen. 

Aber es gibt Aktionen. Man muß dem Arzt 
einen Anstoß geben, aus der wohlbehüteten 
Praxis des Spitals hiqauszugehen. Dort hat er es 
ja gut. Sie dürfen nicht vergessen, er verdient 
gut, er hat einen geregelten Nachtdienst, er hat 
alles, was er braucht, und ist letzten Endes gar 
nicht geneigt, in die Praxis hinauszugehen. 

Wir haben in der Wiener Ärztekammer eine 
Aktion gesetzt, die in kürzester Zeit 60 Ärzte in 
die Praxis gebracht hat, indem wir aus den 
Mitteln des Versorgungsfonds, das heißt aus 
unserer Altersversorgung, Kredite zu einem 
verbilligten Zinsfuß zur Verfügung gestellt 
haben, und wir haben in kürzester Zeit 27 
praktische Ärzte in Wien hinausgebracht und 
ebensoviele Zahnärzte. Und wir mußten diese 
Zahl wieder um weitere 20 aufstocken, das heißt, 
die Versorgung wird sich in kürzester Zeit auch 
in Wien nachhaltig bessern. 

Solche Aktionen können überall von den 
StandesvertretUIigen gesetzt werden. Aber ich 
gebe zu, daß die Standesvertretungen an einer 
solchen Lenkung, an einer solchen Planung 
nicht sehr interessiert waren. 

Wir haben, und das möchte ich noch weiter 
betonen, hier Aktionen gesetzt, die vor allem im 
Wiener Bereich zum Tragen gekommen sind. 
Durch die Einrichtung eines Funkdienstes, der 
auch in den Nächten während der Woche wirksam 
ist, haben wir einen ökonomischen Einsatz für 
den Arzt gebracht. Wir haben eine Altersversor­
gung in Form einer Treuepension gebracht. Und 
hier ist es dem Abgeordneten Sekanina, dem 
Obmann der Wiener Gebietskrankenkasse, sehr 
zu danken, daß er diese Aktionen sehr unter­
stützt hat und letzten Endes auch eines erreicht 
hat : daß es im Wiener Kammerbereich eine 
echte Friedenssituation zwischen Ärzten und 
Standesvertretung beziehungsweise Kammer 
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gibt. (Abg. Helga Wi e s  e r :  Ist klar!) D as ist klar. 
Und warum ist das klar? 

Wenn der Präsident der österreichischen 
Ärztekammer Dr. Piaty heute glaubt, einen 
Ärztefunkdienst, die Altersversorgung der Ärzte 
als einen Weg in den staatlichen Gesundheits­
dienst bezeichnen zu müssen, so fasse ich das so 
als eine Art Maschinenstürmerei des 19 .  
Jahrhunderts auf. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist im "Kurier" heute ein Artikel erschie­
nen neben dem Artikel vom Dr. Wiesinger, der 
hier, scheint's,  über telepathische Fähigkeiten 
verfügt (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ), mit 
denen er der "Kurier"-Redaktion seine erst nach 
einer Stunde gehaltene Rede vermittelt hat, aber 
neben diesen telepathischen Fähigkeiten gibt es 
also auch noch sachlichere Themen, über die 
man sich unterhalten kann. Und eines ist zum 
Beispiel das Arbeitnehmerschutzgesetz 1973, 
das, wie Sie sich vielleicht erinnern können, 
zwingend die Einrichtung von betriebsärztli­
chen Ordinationen vorsieht, für Betriebe mit 
mehr als 750 Arbeitnehmern, wobei auch klei­
nere Betriebe zusammengefaßt werden können. 

Es gibt allerdings - und das ist ein Manko und 
die Frau Minister hat sich mit dieser Frage sehr 
befaßt - keine Ausbildungsvorschriften für den 
Betriebsarzt. Und das muß zweifellos in der 
nächsten Zeit beseitigt werden. 

Ich könnte mir also vorstellen, daß im Institut 
für Gesundheitswesen solche Ausbildungslehr­
gänge stattfinden. Ich könnte mir auch vorstel­
len , daß Diskussionen stattfinden könnten über 
die Unabhängigkeit des Betriebsarztes vorn 
Arbeitgeber. Das ist ja auch ein Problem. Die 
Sache ist wohl im Gesetz statuiert, aber doch 
sehr schwierig durchzuführen. Bedenken Sie , 
daß es hier doch vorwiegend um Interessen des 
Unternehmers, also keinesfalls immer um Inter­
essen des Arbeitnehmers geht. 

Ich möchte auf die Situation der Arbeitsin­
spektorate hinweisen. Wir haben zur Kontrolle 
im Rahmen des Arbeitnehmerschutzgesetzes 
Betriebsärzte, zur Kontrolle der 2,6 Millionen 
Arbeiter in diesem Lande haben wir Arbeitsin­
spektoratsärzte: 5 an der Zahl für ganz 
Österreich! Die Länder Tirol, Oberösterreich und 
Vorarlberg besitzen überhaupt keinen solchen 
Arzt. Das ist zweifellos ein Manko, das wir 
beseitigen müssen. 

Hier der Aufruf an alle Ärzte, an alle Ärzte, 
die sozialmedizinisches Interesse haben, sich für 
diesen Beruf zu interessieren. Es ist ein Beruf, 
der, dem Arbeiter nahestehend, ein Erlebnis 
vermittelt, das zweifellos auch eine echte 
Motivierung für einen Arzt sein kann. 

Noch ein ganz kurzes Wort zu einem 

Disziplinarverfahren, das in der letzten Zeit die 
Ärzteschaft und vielleicht auch die Bevölkerung 
beschäftigt hat, und zwar das Disziplinarverfah­
ren gegen Dr. Vogt. 

Grundsätzlich möchte ich sagen: Ich bin ein 
Gegner von Disziplinarverfahren im politischen 
Bereich. Ich kann mir vorstellen, daß ein solches 
Disziplinarverfahren im Rahmen der ärztlichen 
Standesvertretung - es hat nichts zu tun mit der 
Pragmatik bei Beamten - letzten Endes nur für 
das Arzt-Patienten-Verhältnis reserviert sein 
soll . Ich glaube, daß jeder Arzt im standespoliti­
schen Bereich sagen kann, was er will und was 
er glaubt sagen zu müssen. Für Äußerungen, die 
zuweit gehen, sind letzten Endes die ordentli­
chen Gerichte zuständig. Ich meine aber, daß in 
diesem Arzt-Patienten-Verhältnis der Patient 
zweifellos echt unterrepräsentiert ist. Man muß 
doch berücksichtigen, daß der Arzt eine zu 
starke Position dem Patienten gegenüber hat. Es 
läge im Sinne der Ärzteschaft, echte Klagen über 
viele Fälle, die es ja immer wieder gibt, einer 
Beschwerdeinstitution übermitteln zu können, 
die unter Umständen im Gesundheitsministe­
rium nach Art eines Ombudsmans - dieses Wort 
wird oft gebraucht; ich weiß es - installiert 
werden sollte. Das wäre vielleicht eine echte 
Möglichkeit für den Patienten, dort berechtigte 
Klagen oder auch unberechtigte Klagen über die 
Ärzteschaft anzubringen. 

Aber eines muß ich Kollegen Dr. Vogt sagen : 
Ich bin gegen den Ausdruck "asoziale Elite" für 
die Ärzteschaft. Das ist erstens ein Pauschalur­
teil und als solches immer falsch. 

Zweitens muß ich Ihnen sagen, . . .  (Abg. Dr. 
B a u  e r :  So etwas hat den Bundeskanzler 
unterstützt!) Herr Dr. Vogt hat den Bundeskanz­
ler nicht unterstützt. Das müßten Sie wissen, 
wenn Sie die vorletzte Nummer des "profils" 
gelesen haben. 

Der Begriff "asoziale Elite" ist ein Pauschalur­
teil und daher abzulehnen. Ich lehne es ab , daß 
ein Spitalsarzt, der noch niemals das Leben 
eines Kassenarztes kennengelernt hat, einen 
Kassenarzt so disqualifizieren kann. 

Man muß bedenken: Die derzeitige Gesund­
heitsversorgung der österreichischen Bevölke­
rung wird weitgehend von der freipraktizieren­
den Ärzteschaft aufrechterhalten. Ich glaube,  es 
wäre vielleicht auch einmal in diesem Hohen 
Haus an der Zeit, diesen Ärzten für ihren 
selbstlosen Einsatz zu danken. Das wäre 
wichtig. (Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. 
L e i  t n e  r :  Späte Erkenntnis der Sozialisten!) 

Meine Damen und Herren! Ich halte das 
Gesundheitswesen für jeden einzelnen Men­
schen dieses Landes für so wichtig, daß es ganz 
gleichgültig ist, ob es ein schwarzes oder rotes 
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Gesundheitswesen ist. Ich glaube, es müßte hier 
ein Boden gefunden werden, auf dem wir alle 
uns treffen können, unabhängig von der 
Weltanschauung. Ich bin der Ansicht, daß es 
sehr viele Bereiche gibt, in denen es heute keine 
sozialistische Macht über das Gesundheitswe­
sen gibt. Sie wissen doch, daß das Gesundheits­
wesen im wesentlichen Landessache ist, daß es 
in so viele Kompetenzbereiche aufgesplittert 
und aufgespalten ist, daß immer irgendwelche 
Leute etwas zu sagen haben, sei es in der 
Österreichischen Ärztekammer, in den Landes­
ärztekammern, in den Gesundheitsämtern der 
Städte, in den Sanitätsdirektionen der Länder. 
Daß diese nicht immer rot sind, wissen Sie ja 
selbst. 

Ich glaube, auf diesem Gebiete könnten wir 
uns wie in anderen neutralen Bereichen treffen, 
und möchte Sie aufrufen, gerade auf dem 
Gebiete des G esundheitswesens einen Konsens 
zu suchen, der im Interesse aller, vor allem im 
Interesse aller Menschen dieses Landes liegt. 
Danke. (Lebhafter langanhaltender Beifall bei 
der SPO. - Ruf bei der SpO: Da kann sich der 
Wiesinger eine Scheibe abschneiden!) 

Präsident Minkowltsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist Herr Dipl.-Ing. Hanreich. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich (FPÖ) :  Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Mein 
Vorredner hat kritisiert, daß sich mein Klubkol­
lege Scrinzi über den Mutter-Kind-Paß so lässig 
hinweggesetzt habe. Ich muß es seiner noch 
geringen parlamentarischen Erfahrung zugute 
halten, daß er einen solchen Vorwurf an die 
Opposition richtet. Was hätte seiner Ansicht 
nach die sozialistische Fraktion gemacht, wenn 
die Idee und Ausführung des Mutter-Kind-Pas­
ses in der bestehenden Form von den Freiheitli­
chen vorgeschlagen und durchgesetzt worden 
wäre? 

Es ist ja unsere Aufgabe als Opposition, die 
Mängel aufzuzeigen. Das ist umso wichtiger, als 
immer dann, wenn Schwierigkeiten in einem 
Ressort übertüncht werden sollen, der Ruf nach 
Konsenspolitik ertönt. Dann wird plötzlich - das 
hat ja auch mein Vorredner zum Abschluß seiner 
Rede getan - an die Zusammengehörigkeit und 
die gemeinsame Aufgabe der Problemlösung 
appelliert. Wir verstehen das durchaus. 

Wir sind ja bereit, uns ernsthaft mit der 
Aufgabenstellung auseinanderzusetzen. Wir 
sind ja auch bereit, die Überlegungen der 
Regierung sorgfältig zu prüfen, die Anregungen 
und Vorschläge der Regierungspartei genau 
unter die Lupe zu nehmen, sie aus dem 
Gesichtswinkel der Freiheitlichen Partei und 
ihrer Zielsetzung zu analysieren und dann 

unsere Zustimmung oder Ablehnung zu erteilen, 
je nachdem, wie das Verhältnis zu unseren 
Zielvorstellungen ist. Daß es da natürlich auch 
auf dem Gebiet von Gesundheit und Umwelt­
schutz Bereiche des Konsenses gibt, ist unbe­
stritten. Wir haben ja dieses Ministerium als 
Einrichtung für grundsätzlich richtig befunden, 
nur seine Ausstattung mit Kompetenzen ist uns 
stets als zu dürftig und unzureichend 
erschienen. 

So, glaube ich, ist es durchaus richtig, daß die 
Opposition die Fehler der Regierung kritisiert. 
Das ist ihre Aufgabe. Wir haben uns aber nie 
gescheut, die Dinge, die von unserer Warte als 
richtig bezeichnet werden müssen, als positiv 
anzuerkennen. 

Unsere konstruktive Oppositionspolitik hat 
sich auch an diesem Budget klar gezeigt: Wir 
haben es nicht pauschal abgelehnt, sondern wir 
haben eben die einzelnen Kapitel sehr wohl 
daraufhin untersucht, inwieweit sie den freiheit­
lichen Zielvorstellungen entsprechen und daher 
angenommen werden können oder nicht. 

Wenn Kollege Steyrer gemeint hat, daß es der 
Kammer Wien durch eine Initiative und mit 
Mitteln aus dem Versorgungsfonds der Ärzte­
schaft gelungen sei, praktische Ärzte zu gewin­
nen und dadurch eine bessere Versorgung 
Wiens mit praktischen Ärzten sicherzustellen, 
dann sehe ich darin eine sehr positive Aktivität 
der Kammer. Ich glaube nur, das ist eine 
Fleißaufgabe, denn dies ist sicher nicht die 
primäre Aufgabe der Kammer, sondern wäre 
eine ganz legitime Aufgabe des Ministeriums, 
wo grundsätzlich Möglichkeiten in ausreichen­
dem Maße vorhanden sind. Man muß sich hier 
nicht auf die Selbsthilfeeinrichtung der Ärzte 
stützen. Es ist ein Kneifen der Regierung, wenn 
sie eben diese Maßnahmen nicht aus eigenem 
setzt, sondern sich auf die Initiativen der 
Kammer verläßt. Eine solche Maßnahme der 
Kammer erscheint mir als eine Nachbarschafts­
hilfe am falschen Platz. 

Da diese Vorgangsweise schon eingerissen 
ist, fürchte ich auch, daß Kollege Steyrer auf die 
Idee kommen wird, die angekündigte Ausbil­
dung der Betriebsärzte durch die Ärzteschaft 
selbst in Eigenregie betreiben zu lassen, weil da 
sicher schneller ein Ergebnis herauskommt, als 
der Kompetenzwirrwarr zwischen Sozialministe­
rium einerseits, das ja für die Betriebsärzte 
kompetent ist, Ministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz andererseits, das an einer solchen 
Versorgung größtes Interesse haben müßte, und 
der Ausbildungsstelle, also Bundesministerium 
für Wissenschaft und Forschung, überwunden 
werden kann. 

Wir glauben, daß hier das Ministerium aktiv 
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werden muß. Wir würden es als falsch erachten, vorrangig punkteweise dort, wo besonderer 
wenn das Ministerium hier auf den Anstoß der Bedarf vorliegt, die Krankenhäuser in einern 
Kammer wartet und auf die Selbsthilfeaktionen � Zug ausgebaut und fertiggestellt hätte, sondern 
ausweicht. Die Durchführung ist eine andere man hat an allen Ecken und Enden mit kleineren 
Frage. und größeren Zubauten begonnen, in Städten, 

Es wäre ja auch sehr positiv, wenn das 
Ministerium seinen Zustand als Ankündigungs­
ministerium, den es jetzt glücklich zugunsten 
der Funktion eines Aufklärungsministeriums 
verlassen hat, zu einern Arbeitsministerium 
ändern würde, und endlich konkrete Aktivitäten 
setzte. 

In dem Zusammenhang, weil ich nämlich von 
der Aufklärungsarbeit, den Anfängen einer 
Aufklärungsarbeit des Ministeriums durchaus 
etwas halte, möchte ich bemerken, daß ich aus 
den Gesprächen mit meinen Kindern weiß, daß 
die Information über die Schädlichkeit des 
Rauchens in den Schulen eine starke Zunahme 
erfahren hat. Es ist also tatsächlich so, daß dort 
eine Bewußtseinsbildung eingesetzt hat. 

Daß sich allerdings der Finanzminister dann 
weigert, diese für eine wirklich effiziente 
Lösung des Raucherproblems notwendige Preis­
differenzierung vorzunehmen, das ist eine sehr 
betrübliche Sache, denn man hat ja die 
Zigarettenpreise jetzt über den durch die 
Mehrwertsteuer notwendigen Satz hinaus 
erhöht und paradoxerweise gerade auf eine 
Differenzierung, wie sie zugunsten von leichte­
ren Sorten notwendig gewesen wäre, verzichtet, 
mit der Begründung, daß die billigeren - derzeit 
billigeren - und gesundheitsschädlichen Ziga­
retten im Preisindex eine Rolle spielen. 

Diese Argumentation zeigt, wie wenig ernst 
es der Regierung als Gesamtheit mit den Fragen 
der Gesundheit ist, denn wenn man auf der 
einen Seite bereit ist, Tariferhöhungen überall 
dort durchzuführen, wo sie zur Sanierung der 
einzelnen Ressorts notwendig erscheinen, dann 
sollte man mit der Gesundheit der Staatsbürger 
nicht so leichtfertig umgehen und mit faden­
scheinigen Ausreden Indexkosmetik betreiben, 
weil die schädlichen, besonders nikotin- und 
te erreichen Zigaretten im Index enthalteri sind. 

Das Betrübliche an diesem gesamten Budget -
das muß ich eben sagen - ist neben der 
Tatsache, daß es sich insgesamt verringert hat, 
vor allem , daß es sich nicht wegen Rationalisie­
rungs- und Einsparungsmaßnahmen verringert 
hat, sondern daß hier einfach die Mittel 
beschnitten worden sind. Sie sind ja leider auch 
bisher nicht optimal eingesetzt worden, denn 
wie schon mit einern Hinweis vermerkt worden 
ist: Der Investitionsfonds des Bundes ist eben 
nicht wirklich zur Koordinierung der Kranken­
anstaltenbauten eingesetzt worden. Es ist eben 
nicht so , daß man schwerpunktmäßig und 

die meist einen sozialistischen Bürgermeister 
haben , der also durchaus innerhalb der Fraktion 
zu einer Koordination mit dem Ministerium 
anzuhalten wäre. Das hat man ganz eindeutig 
versäumt. Sich darauf auszureden, daß die 
Länder und die Bürgermeister solche Wünsche 
nach Ausbau von einzelnen Krankenanstalten 
vortragen, ist doch zu billig. Es ist eben die 
Aufgabe der Regierung, Prioritäten zu setzen, 
und das heißt, gelegentlich auch Parteifreunde 
vor den Kopf zu stoßen. Wenn nach objektiven 
Kriterien der Ausbau eines Krankenhauses nicht 
vorangetrieben werden kann, darf nicht gebaut 
werden, auch wenn das dem Bürgermeister 
verständlicherweise sehr dringend und notwen­
dig erscheint. 

Aber um diese Koordinierungsaufgabe, um 
dieses Setzen von Prioritäten hat sich das 
Ministerium immer wieder gedrückt und trägt 
daher - was die Neubautätigkeit anlangt - ein 
gerütteltes Maß an Schuld an dem Chaos und 
den unbefriedigenden Zuständen, die sich auf 
diesem Gebiet ergeben. 

Im übrigen wäre ja relativ leicht eine 
vollständige Bundeskompetenz bei den Spitä­
lern herzustellen. Man müßte eben von seiten 
des Ministeriums einmal die Frage prüfen, 
wieviele Spitalserhalter in der derzeitigen 
Situation bereit wären, ihr Spital dem Bund zu 
übertragen. Gratis zu übertragen. Ich kann mir 
vorstellen, daß das ein großer Teil der Spitalser­
halter ist. Damit wäre das Kompetenzproblem im 
Handumdrehen bereinigt, und es wäre dann 
sehr wohl möglich, eine vernünftige und nicht 
durch Kompetenzschwierigkeiten beeinträch­
tigte Politik der Rationalisierung in den Kran­
kenanstalten zu betreiben. Denn die Situation ist 
unbefriedigend, und Maßnahmen zur Verbesse­
rung dieser unbefriedigenden Situation müssen 
dringendst gesetzt werden. 

Zu einer Bemerkung des Kollegen Sekanina 
möchte ich doch noch Stellung beziehen, 
nämlich zu seiner Darlegung, wie sehr die 
Pharmazeutika in den letzten Jahren im Preis 
angestiegen sind. Er hat da die Zehn-Jahres-Di­
stanz vorn Jahr 1962 bis zum Jahr 1972 
angegeben und hat darauf hingewiesen, daß der 
Aufwand für die einzelnen Medikamente um 
insgesamt 235 Prozent angestiegen ist. Das ist 
eine sehr betrübliche Tatsache. Das ist sehr 
unerfreulich. Darüber besteht gar kein Zweifel. 

Wenn der Kollege Sekanina dann aber im 
selben Atemzug sagt: Es fehlt an der Information 
für den Patienten, welche ungeheuren Geld-
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mengen er mit einem überhöhten Medikamen­
tenkonsum in Bewegung setzt, es fehlt am 
Verständnis des Patienten für das, was er an 
Medikamenten verschrieben bekommt und wel­
che Belastungen er damit für die Gemeinschaft 
verursacht, dann kann ich nur auf die ständigen 
freiheitlichen Hinweise zurückkommen: Es ist 
eben notwendig, dem einzelnen durch eine 
Beteiligung an diesen Kosten klarzumachen, 
wieviel diese Dinge für ihn ausmachen, damit er 
sich auch darüber klar und bewußt wird, 
welchen Wert solche Medikamente darstellen, 
wie teuer sie sind und welche Belastungen er 
durch ein allzu reichliches Verbrauchen einer­
seits und ein oft sehr unsorgfältiges Verwenden 
und Aufbewahren dieser Medikamente anderer­
seits der Gemeinschaft aufbürdet. 

Diese Auswüchse, dieses rasche Wachstum 
der Aufwendungen für die Pharmazeutika sind 
eben ein Beweis dafür, daß durch die Struktur, 
die man für die Krankenversicherung und ihre 
Handhabung gewählt hat, der Regulator-Preis 
außer Kraft gesetzt worden ist. Es ist an der Zeit, 
das System zu überdenken und zu überprüfen, 
wieweit sich daraus eine Verbesserungsmäg­
lichkeit ergibt, daß der Einzelne an den Kosten 
beteiligt wird. Dabei sollte man allen Überle­
gungen Rechnung tragen, die darauf hinauslau­
fen, daß verhindert werden soll , daß der 
Einzelne aus finanziellen Überlegungen einen 
Arzt gar nicht mehr besucht oder auf ein 
notwendiges Medikament verzichtet. 

Aber für alle diese Probleme gibt es Lösungs­
möglichkeiten. Man muß nur ernsthaft bereit 
sein, diesen Informationsvorgang, den Sekanina 
für so notwendig erachtet, durch eine angemes­
sene Beteiligung an den Kosten in die Wege zu 
leiten. 

Nun möchte ich zuletzt noch zu dem 
Entschließungsantrag des Abgeordneten Dr. 
Wiesinger Stellung nehmen, der vorschlägt, die 
Vorsorgeuntersuchungen auch auf Männer im 
Alter bis zu 30 Jahren herab auszudehnen, also 
gegenüber der derzeitigen Altersuntergrenze 
von 45 Jahren auf 30 Jahre zurückzugehen. 

Das ist im Grundsatz eine durchaus plausible 
überlegung. Sie erscheint mir im Ganzen 
gesehen auch vernünftig. Ich glaube nur, daß 
der Zeitpunkt, den er sich für diesen Antrag 
ausgesucht hat, absolut verfrüht ist. Der Antrag 
ist zu diesem Zeitpunkt fast ein Hohn für jene, 
die als Anspruchsberechtigte in den Genuß 
dieser Vorsorgeuntersuchung kommen könnten. 
Das Chaos bei der Abwicklung, das nach wie vor 
besteht, führt ja dazu, daß selbst von den 
Anspruchsberechtigten nur ein ganz, ganz 
geringer Teil diese Möglichkeiten nutzt. Wir 
glauben, es wäre sinnvoller und zweckmäßiger, 
nun einmal vorweg sicherzustellen, daß diejeni-

gen, die heute schon anspruchsberechtigt sind, 
von diesem Anspruch auch intensiver Gebrauch 
machen, daß die Abwicklung verbessert wird, 
daß damit auch die Effizienz dieser Vorsorgeun­
tersuchungen steigen und daß dann erst darauf 
zurückgegriffen wird, die Vorsorgeuntersu­
chung auch bei den Männern bis zum 30. 
Lebensjahr herab sicherzustellen. Wir glauben, 
daß der Antrag im Augenblick deshalb unsere 
Unterstützung nicht finden kann. 

Er verfällt damit der Haltung, die wir leider 
auch gegenüber dem zurückgegangenen 
Budgetanteil des Budgetkapitels Gesundheit 
und Umweltschutz einnehmen müssen, denn so 
bedeutend und wichtig uns die Problematik von 
Gesundheit und Umweltschutz in Österreich 
erscheint, so unzureichend erscheint uns das 
Ergebnis dieses Budgets. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Steininger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Steininger (SPÖ) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Bevor ich zu 
meinen Ausführungen komme, möchte ich doch 
zu den Ausführungen des Herrn Dr. Scrinzi 
einige Worte sagen. 

Herr Dr. Scrinzi, Sie sagten hier, der Frau 
Bundesminister ist es nicht gelungen, die 
Gesundheitspolitik als tragendes Kapitel zu 
schaffen. 

Ich glaube, unser Kollege Steyrer hat Ihnen 
klar und deutlich gesagt, was auf dem Gebiete 
der Gesundheitspolitik schon alles geschaffen 
wurde. Lassen Sie mich noch einige Gesetze als 
Beispiele anführen: das Krankenpflegegesetz, 
die Novelle zum Studienförderungsgesetz, das 
Impfschadengesetz, die Apothekergesetzno­
velle, die Novelle zum Tuberkulosegesetz, das 
Krankenanstaltengesetz, die Ärztegesetznovelle 
und das Lebensmittelgesetz. 

Herr Dr. Scrinzi! Ich glaube, das sind Gesetze, 
die dringend notwendig waren und die auch im 
Ministerium behandelt und vom Hohen Hause 
beschlossen wurden. 

Es wurde also hier wirklich vieles geschaffen, 
und man kann hier wirklich nicht sagen, daß 
hier nichts geschehen sei .  (Abg. Kr a f t : Es ist so 
auffallend ruhig!) 

Herr Abgeordneter Kraft! Sie schreien halt 
überall, da herunten und oben auch. Das ist 
eben der Unterschied. (Beifall bei der SPO.) 

Herr Dr. Wiesinger hat hier auch gesagt, es 
gäbe bei diesem Ministerium sehr viele Mängel 
bei der Gesundenuntersuchung. (Zwischenrufe 
bei der Ö VP.) 
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Herr Kollege! Ihnen habe ich schon einmal 
gesagt: Zwischen uns besteht ein großer 
Unterschied: Sie sind sehr oft hier herunten 
gewesen und sind sehr abgewählt worden. Und 
bei mir ist es anders. Ich bin wieder mit großer 
Mehrheit gewählt worden. 

Ich darf Ihnen sagen, daß das Ministerium 
trachtet, daß die Gesundenuntersuchungen ab 1 .  
Jänner 1 976 besser klappen. 

Jawohl, meine Damen und Herren, das sagen 
wir: Von 1966 bis 1 970 haben Sie im Gesund­
heitsdienst fast nichts gemacht. Daher konnten 
Sie auch keine Fehler machen. Bei uns wurde 
sehr viel gemacht, und da ist auch manchmal ein 
Fehler unterlaufen. Da schämen wir uns gar 
nicht. Wir werden den Fehler ausbessern, zum 
Wohle aller Österreicher. (Zustimmung bei der 
SPö.) 

Nun, meine Damen und Herren, zu dem 
Kapitel, das ich hier besprechen möchte. Ich 
möchte zu den beiden Novellen zum Kranken­
pflegegesetz sprechen. 

Mit diesen Novellen sollten für die Bewerber 
und Bewerberinnen nicht nur in dieser Berufs­
sparte bessere Möglichkeiten der Ausbildung 
geschaffen werden, sondern es sollte auch die 
Möglichkeit geboten werden, nach der Schul­
ausbildung besser in die Berufsausbildung 
einsteigen zu können. 

Die Novelle 1 973, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, wurde ja von den Opposi­
tionsparteien sowohl im Ausschuß als auch im 
Plenum abgelehnt. Herr Dr. Scrinzi, Frau Dr. 
Hubinek und Herr Kollege Sandmeier waren 
diejenigen, die gesagt haben, mit dieser Novelle 
wird man nichts Neues bringen, durch sie werde 
nicht mehr Fachpersonal geschaffen. Frau Dr. 
Hubinek hat der Frau Minister Leodölter 
vorgeworfen, man würde hier eine Alibi-Novelle 
schaffen. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
zwei Jahre später, eine Zeitspanne, nach der wir 
schon beurteilen können, wie sich diese Novel­
len auswirken. 

Die Opposition hat gesagt, sie bringen nichts. 
Heute können wir feststellen, daß in fast allen 
Bundesländern ein wesentlicher Zuwachs an 
Krankenpflegeschülerinnen beziehungsweise 
-schülern zu verzeichnen ist. 1 972 gab es 
insgesamt 3803 Schüler, davon 1 04 männliche. 
1973 bereits 4 937 , davon 1 10 männliche Schüler. 
1 974 5301 Schüler, davon 158 Männer. (Zwi­
schenrufe bei der OVP.) 

Herr Hietl , Sie verstehen wirklich nur vom 
Wein was .  Sonst nichts ! (Zustimmung und 
Heiterkeit bei der SPO.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Würde die Aufnahmekapazität der Ausbildungs­
stätten größer sein, so könnten noch mehr 
Bewerber aufgenommen werden, die Bewerbun­
gen um Aufnahme in die Krankenpflegeschulen 
übersteigen bei weitem die Aufnahmekapazität 
dieser Schulen. (Zwischenruf.) 

Meine Damen und Herren! Es wäre besser 
gewesen, wenn Sie länger in die Schule 
gegangen wären! Jawohl , ganz richtig. 

Meine Damen und Herren! Es ist eine 
Selbstverständlichkeit, daß das Bundesministe­
rium für Gesundheit und Umweltschutz durch 
Investitionsförderung die Kapazität dieser Kran­
kenpflegeschulen zu vergrößern sucht. 

Im Jahre 1 973 zum Beispiel wurden vom 
Bundesministerium die Krankenpflegeschulen 
mit einem Betrag von mehr als 47 Millionen 
Schilling gefördert. Das Burgenland hat 6 
Millionen Schilling erhalten, Kärnten 2,25 
Millionen, Niederösterreich 9,68 Millionen, 
Oberösterreich 1 1 ,5 Millionen, Salzburg 5 
Millionen, Steiermark 7 Millionen, Tirol 3,68 
Millionen und Vorarlberg 2,30 Millionen Schil­
ling. (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s s i l . )  Herr 
Mussil ! Als Sie regiert haben, ist überhaupt 
nichts geschehen. Das ist der Unterschied. 
(Beifall bei der SPO.) 

Wenn sich die Zahl der Krankenpflegeschulen 
seit Dezember 1 973 auch nur um eine Schule 
vermehrt hat, so ist doch die Zahl der 
Ausbildungslehrgänge in diesen Schulen fast in 
allen Bundesländern wesentlkh gestiegen. 

Meine Damen und Herren! Da aber immer 
noch ein Mangel an ausgebildetem Personal 
vorhanden ist, wird das Bundesministerium 
natürlich auch in Zukunft den Ausbau bestehen­
der Krankenpflegeschulen und die Errichtung 
neuer Schulen durch Investitionen fördern. 
(Abg. Dr. M u s s i l : Warum hat Niederösterreich 
50 wenig bekommen ?) Wird auch etwas bekom­
men, wenn sie mehr Schulen haben. 

Bei der Beschlußfassung der Novelle im Jahre 
1 973 wurde von der Opposition behauptet, die 
Zahl der Schülerinnen und der Schüler, die das 
Ausbildungsziel nicht erreichen, würde sich 
vergrößern. Nun, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, auch hier ist die Behauptung der 
Opposition unrichtig. Es stellt sich jetzt heraus, 
daß die Vermutung eben unrichtig war, und die 
Zahl der Austritte aus den Ausbildungsstätten ist 
nicht größer geworden. Auch die Annahme, daß 
infolge der Herabsetzung des Aufnahmealters 
die jungen Menschen den Anforderungen der 
Ausbildung nicht mehr gewachsen sind, hat sich 
nicht bestätigt. Auch hier kann man heute 
feststellen, daß in fast allen Bundesländern ein 
Zuwachs an männlichen Krankenpflegern zu 
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verzeichnen ist. 1 972 haben wir 104 gehabt, 
1974 1 58. Es besteht sogar laut Mitteilung der 
Bundesländer ein großes Interesse von männli­
ehen Bewerbern für die Kinderkrankenpflege­
schulen. Die Novellen zum Krankenpflegege­
setz hatten das Ziel, die Krankenpflegerausbil­
dung zu reformieren. Weiters sollte durch die 
Novellen die Zahl des ausgebildeten Kranken­
pflegepersonals erhöht werden und drittens 
sollte der Ausbildungsstand weiter verbessert 
werden. 

Weiters war es Ziel der Novelle 1 973,  durch 
den Wegfall der bisherigen Mindestaltersgrenze 
von 17 Jahren Menschen nach der Erfüllung der 
allgemeinen Schulpflicht die Möglichkeit der 
Ausbildung zu geben. Von 1972 an - ich habe 
das bereits angeführt - konnte die Zahl der 
Schüler von 3803 auf 536 1 an den Krankenpfle­
geschulen und an den Kinderpflegeschulen von 
765 auf 1 065 erhöht werden. Das ist eine 
Steigerung der Schülerzahlen von durchschnitt­
lich 20 Prozent. (Zwischenruf der Abg. Dr. 
Marga Hu b i n e k . )  Bitte, Frau Kollegin. (Abg. 
Vr. Marga H u b i n e  k :  Sie halten jetzt eine 
Rede, die Sie damals nicht halten durften!) Doch, 
doch, wieso nicht? (Abg. Dr. M u s s i l ; Dann war 
das Ministerium zwei Jahre hindurch untätig, 
daß Sie diese Rede erst jetzt herausbringen 
konnten!) Sehen Sie, Herr Kollege Mussil : Ich 
habe gesagt, daß man erst nach zwei Jahren 
feststellen kann, wie sich die Novelle ausge­
wirkt hat. Sie schlafen allzu viel hier, daher 
kommen Sie nicht mit. (Heiterkeit und Beifall 
bei der SPO.) 

Aber auch die Zahl der Lehrgänge hat sich 
durch diese Novelle erhöht. Sie sind in den 
allgemeinen Krankenpflegeschulen von 103 auf 
144 und an den Kinderkrankenpflegeschulen 
von 30 auf 38 gestiegen. Es ist daher ersichtlich, 
daß die Novellen zum Krankenpflegegesetz sich 
- Herr Dr. Mussil - äußerst positiv ausgewirkt 
haben, obwohl Frau Dr. Hubinek gesagt hat, 
diese Novellen seien nur Alibinovellen. Heute 
müssen wir feststellen, sie haben sehr, sehr gute 
Auswirkungen. (Abg. Helga Wi e s e r :  Wollen 
Sie sich nicht mit diesem Budget beschäftigen ?) 
Das gehört auch zum Budget dazu . 

Hier möchte ich noch anführen, daß durch die 
Novellen 1 975 wiederum Verbesserungen 
durchgeführt wurden, die nun eine Entspannung 
des Personalmangels in den Krankenanstalten 
herbeigeführt haben. Ist doch die Zahl der 
diplomierten Krankenpflegepersonen in Öster­
reich noch nie so hoch gewesen wie zurzeit. Im 
Jahre 1 97 4 ,  meine Damen und Herren, arbeite­
ten allein 1 7 . 0 1 9  Personen des Krankenpflege­
dienstes in den Krankenanstalten. Natürlich ist 
der Mangel an diesem Personal noch nicht 
beseitigt, und ich bin der festen überzeugung, 

"' ) ... 
daß durch die Aktivität des Bundesministeriums 
für Gesundheit und Umweltschutz hier noch 
viel Positives geschaffen werden wird. Ich bin 
der überzeugung, daß auch hier die Zeit bald 
kommen wird, in der wir in den Krankenanstal­
ten genügend diplomiertes Fachpersonal besit­
zen. Danke. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Minkowilsch: Als nächste zum Wort 
gemeldet ist die Frau Abgeordnete Helga 
Wieser. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Helga Wieser (ÖVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Der Herr Abgeordnete 
Steininger hat sich genau so wie Herr Abgeord­
neter Sekanina schon im Ausschuß mit dem 
Budgetkapitel Gesundheit überhaupt nicht aus­
einandergesetzt. Entweder ist er so unzufrieden 
damit oder gibt es darüber wirklich nichts zu 
sagen. Das sind wir allerdings vom Herrn 
Abgeordneten Steininger als Zwischenrufer 
nicht gewohnt. (Abg. P ö l z : Was die Frauen 
gegen den Stein in ger haben! - Allgemeine 
Heiterkeit.) Darüber können wir uns vielleicht 
einmal in einer Privatstudie unterhalten. 

Herr Präsident! Hohes Haus ! So wie jedes Jahr 
und auf Grund der ständig gleich bleibenden 
Aktualität möchte ich mich auch heuer wieder 
beim Kapitel Gesundheit mit dem Landarztpro­
blem beschäftigen. Es ist sicherlich nicht 
angenehm, wenn man immer wieder in das 
gleiche Horn blasen muß, (Abg. Dr. Heinz 
Fi s c h e r ;  Müssen Sie denn?) aber es ist 
sicherlich notwendig, weil ich glaube, daß es 
vielleicht zu einer Besserung der Situation 
beitragen könnte . 

Frau Bundesminister! Sie haben uns ja schon 
oft genug wirksame Maßnahmen versprochen, 
es ist jetzt wirklich höchste Zeit, daß wir aus 
dieser Misere herauskommen. Leider ist auf 
diesem Sektor keine positive Veränderung oder 
erfreuliche Verbesserung zu sehen, und ich muß 
Ihnen sagen, es ist geradezu lebensnotwendig, 
dieses Problem zu lösen. Es wäre jetzt wichtig, 
nicht mehr davon zu reden, sondern endlich 
Taten zu setzen. Es ist vielleicht für manche 
Stadtbewohner unvorstellbar, daß es eine ärztli­
che Unterversorgung - und das gerade im 
ländlichen Raum - gibt, es wird hier sicherlich 
noch eine große Aufklärung notwendig sein, es 
der städtischen Bevölkerung klar und deutlich 
vor Augen zu führen. 

Ich kann hier nicht ganz der Meinung des 
Herrn Abgeordneten Steyrer sein. Ich würde ihn 
gerne einmal einladen, daß er sich vielleicht 
verschiedene Gebirgsbezirke ansieht oder bei 
verschiedenen Veranstaltungen im ländlichen 
Raum die Sorgen und Probleme der dort 
lebenden Bevölkerung anhört. Dann wird er 
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seine Meinung ändern, daß wir relativ gut 
ärztlich versorgt sind und daß wir kaum zu 
wenig Zahnärzte haben. Das ist überhaupt nicht 
der Fall .  

Darf ich vielleicht gleich ein paar Zahlen 
anführen. In Stadtbezirken kommen auf etwa 
einen praktischen Arzt zirka 17 22 Personen, 
1 205 Personen auf einen Facharzt und 2 1 25 
Personen auf einen Zahnarzt. In den Landbezir­
ken ist es wesentlich schlimmer. Dort kommen 
auf einen Arzt 1943 Personen, bei den Fachärz­
ten ist es geradezu katastrophal : auf einen 
kommen 4480 Patienten, und auf einen Zahnarzt 
3720 Patienten. Während weiters in den Stadtre­
gionen die Einwohnerzahlen je Facharzt zwi­
schen 5000 bis 1 0.000 schwanken, liegen sie in 
den ländlichen Regionen zwischen 30.000 und 
70.000. Das sind wirklich sehr alarmierende 
Zahlen, die uns doch zu denken geben sollten. 

Die Statistik beziehungsweise die Ergebnisse 
der Erhebungen über diese Unterversorgung 
sind wirklich besorgniserregend, und ich 
glaube, Frau Minister, daß hier wirklich einmal 
ernst darangegangen werden sollte, ein richti­
ges Konzept zu erarbeiten, denn man kennt ja 
die Gründe, auf die ich noch zu sprechen 
komme, warum es dieses Landarztproblem 
überhaupt gibt. 

Ich möchte hier vor allem anführen, daß es 
besonders schlimm für die entlegenen Gehöfte 
ist, ob in Berg- oder Talgegenden. Die leben dort 
ja durchwegs auch ohne Telefon, die Wege sind 
schlecht - es wurde unter anderem auch schon 
im Kapitel Landwirtschaft darauf hingewiesen -, 
es ist im Winter teilweise überhaupt nicht 
möglich, diese Gehöfte zu erreichen, und man 
kann das auch menschlich verstehen. Es ist kein 
Wunder, daß dort eine gewisse Verzagtheit 
herrscht, weil sich die dortigen Bewohner sagen : 
Wenn wir schon mit anderen Schwierigkeiten 
genügend eingedeckt sind, so sehen wir es doch 
überhaupt nicht ein (Abg. Li b a I: Wann kommen 
Sie einmal zum Budget?), Herr Kollege 
Libal, warum wir nicht einmal eine ärztliche 
Versorgung gesichert haben sollten. (BeifalJ bei 
der OVP.) 

Herr Kollege Libal ! Die dortigen Bewohner 
erwarten eine echte Hilfe und Unterstützung von 
Seite der Behörde. (Abg. L i  b a I :  Sie haben 
kritisiert, jetzt können Sie zum Budget reden! 
Wenn man andere kritisiert, . . . I) Sie sollten mir 
nicht immer dreinreden, ich komme ja noch 
darauf zu sprechen! (Beifall bei der OVP. -
Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. Dr. Sc h w i m  -
m e  r :  Zuhören!) 

Frau Bundesminister! Anfang Oktober fand 
eine Enquete über die ärztliche Versorgung der 
Bevölkerung statt. Es war mit Befremden zu 

vermerken, daß zum Beispiel Experten und 
Mitarbeiter der Präsidentenkonferenz nicht ein­
geladen und nicht informiert wurden. Ich 
glaube, daß man das Landarztproblem besser 
bewältigen könnte, wenn man mit einer Institu­
tion, die sich schon lange damit befaßt, 
zusammenarbeitet, und es sollte wirklich nicht 
von Zusammenarbeit nur gesprochen werden, 
wenn sie dann in keinster Weise praktiziert 
wird. 

Sehr wesentliche Gründe dafür, daß diese 
schlechte Versorgung des ländlichen Raumes 
gegeben ist, liegen vor allem darin, daß eine 
überalterung der Ärzte vorliegt. Junge Ärzte 
sind nur mehr sehr schwer und ungern bereit, im 
ländlichen Raum eine Praxis zu eröffnen. Es ist 
natürlich auch ein verstärkter Zuzug gerade in 
den Landgebieten zu verzeichnen und dadurch 
eine dichtere Besiedlung gegeben, es sind aber 
vor allem die großen Anforderungen, die an den 
Arzt gestellt werden. Er hat zuviele Patienten zu 
versorgen und deshalb natürlich keine geregelte 
Arbeitszeit; er muß viele Hausbesuche machen, 
die sicherlich infolge der langen Anfahrtswege 
wesentlich schwieriger und vor allem im Winter 
sehr schwer zu bewältigen sind. Ich habe schon 
darauf hingewiesen, daß verschiedene Gebiete 
mit einem Fahrzeug kaum zu erreichen sind, 
und wenn dort ein Patient zu Hause ist, muß er 
sich eben zu Fuß dorthin begeben. 

Ich glaube, man sollte - und das möchte ich 
noch einmal betonen - gerade diesen Leuten 
beistehen, denn wir wollen doch alle miteinan­
der nicht, daß in Zukunft eine Abwanderung aus 
diesen Berggebieten noch verstärkt eintritt. Wer 
sollte denn im Endeffekt unsere Kulturland­
schaft erhalten und pflegen, wenn sich dort oben 
die Bauern nicht mehr bereit finden, zu arbeiten, 
oben zu bleiben und dort zu leben. 

Neben den schwierigen Arbeitsbedingungen 
ist aber sicherlich auch noch ein sehr wesentli­
cher Grund der, daß sehr oft gerade im 
ländlichen Bereich keine richtige Aus- und 
Weiterbildungsmöglichkeit für Arztkinder gege­
ben ist und außerdem gesellschaftliche und 
kulturelle Einrichtungen fehlen. Ich möchte aber 
auch hier betonen, daß es nicht nur wegen der 
Arztkinder notwendig ist, daß derartige struktu­
relle Verbesserungen hier vorgenommen wer­
den. Vielmehr glaube ich, daß es überhaupt -
das möchte ich noch einmal feststellen - sehr 
notwendig ist, daß gerade für unsere ländliche 
Bevölkerung der Ausbau von Schulungs- und 
Kulturzentren in Zukunft gewährleistet wird. 
(Beifall bei der OVP.) 

Ein kleiner Hoffnungsschimmer ist in mir 
heute erwacht, als ich im Radio hörte, daß wir 
anscheinend einer Ärzteexplosion entgegenge­
hen. Vielleicht können wir doch damit rechnen, 
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daß in den nächsten Jahren mehr Landärzte zu 
bekommen sind. Das wäre jedenfalls begrüßens­
wert. 

Viel schlimmer noch ist die Versorgung mit 
Fachärzten. Gerade Gynäkologen sind im länd­
lichen Bereich sehr schwer zu finden. Zum 
Beispiel haben wir im Bezirk Lungau nicht einen 
Frauenarzt. Ich kann Ihnen sagen: Wenn sich 
dort Frauen oder sogar werdende Mütter 
untersuchen lassen wollen, müssen sie den 
ganzen Tag unterwegs sein, weil sie nach 
Salzburg fahren und dann wieder den weiten 
Weg zurück müssen. 

Gerade hinsichtlich der Untersuchungen, auf 
Grund derer man die erhöhte Geburtenbeihilfe 
in Anspruch nehmen kann, ist es verständlich, 
daß diese enorme Belastung manchmal den 
jungen Frauen nicht mehr ganz zumutbar ist. 
Außerdem muß man die Unabkömmlichkeit der 
Bäuerin im besonderen von ihrem Betrieb 
bedenken. Der so lange Anfahrtsweg und der 
Umstand, daß die Frau einen ganzen Tag 
benötigt, hat manchmal zu großen Schwierigkei­
ten geführt, und es waren schon öfter Interven­
tionen notwendig, weil einfach der Zeitraum 
nicht genau eingehalten werden konnte, der bei 
diesen Untersuchungen vorgeschrieben ist. 

Man soll sich bemühen, etwas flexibler zu 
sein. Ich bin überzeugt davon: Mit etwas gutem 
Willen wird es in Zukunft gelingen. 

Die Beteiligung an der Gesundenuntersu­
chung ist auch nicht sehr zufriedenstellend, vor 
allem nicht in den Landbezirken. Diese 
erschwerten Umstände, die ich schon angeführt 
habe, bringen immer wieder eine große Schwie­
rigkeit mit sich. Es liegt aber in unserem 
Interesse, daß gerade die Bevölkerung des 
ländlichen Raumes alle so notwendigen gesund­
heitlichen Maßnahmen in Anspruch nehmen 
kann. 

Es geht aber nicht nur um unsere einheimi­
sche Bevölkerung, es geht auch um unsere in­
und ausländischen Gäste. Wir wissen: Wir 
haben in Österreich einen weitverbreiteten 
Fremdenverkehr, der bis in das tiefste Tal hinein 
sehr positiv verzeichnet wird. Es ist sicherlich 
notwendig und es ist auch gut, daß hier 
zusätzliche Verdienstmöglichkeiten geschaffen 
werden, um eben auch dadurch einer Entsied­
lung entgegenzutreten. Die ärztliche Versor­
gung, die ja sehr oft durch den Kost- und 
Klimawechsel für unsere Gäste notwendig wird, 
ist aber nicht befriedigend gelöst. Und wenn der 
Gast diese ärztliche Versorgung nicht antrifft, 
dann ist es ganz klar, daß er sich das nächste Mal 
einen anderen Urlaubsort sucht, wo eben diese 
ärztliche Versorgung gewährleistet ist. Wir 
könnten uns alle miteinander einen Rückgang 

des Fremdenverkehrs aus solchen Gründen 
nicht vorstellen, und das ist wiederum Grund 
genug, daß man sich wirklich darüber Gedan­
ken macht und in Zukunft Vorkehrungen trifft. 

Frau Bundesminister! Ich muß Ihnen zugute 
halten, daß Sie sich immer wieder voll Interesse 
gezeigt haben, wenn es um das Landarztpro­
blem ging, aber ich meine, es ist wirklich noch 
zuwenig geschehen. Es sind immerhin schon 
mehrere Jahre vergangen, seit Sie Ihrem Ressort 
vorstehen, und es sollte wirklich an der Zeit sein, 
daß man Taten oder positive Maßnahmen 
wenigstens erkennen kann. 

Ich möchte Sie aber konkret fragen - wir 
haben das auch schon öfter mit einer Anfrage 
gemacht -: Konnten Sie überhaupt schon eine 
Verbesserung hinsichtlich des Landarztpro­
blems feststellen oder haben Sie schon konkrete 
Maßnahmen gesetzt, um gegen dieses Landarzt­
problem etwas unternehmen zu können? 

Wir haben schon von Förderungsmaßnahmen, 
von steuerlichen Erleichterungen gesprochen: 
Haben Sie schon mit dem Herrn Finanzminister 
darüber gesprochen, ob so etwas in Zukunft 
einvernehmlich möglich wäre? 

Und wie wollen Sie in Zukunft die Unterver­
sorgung gerade auf dem Fachärztesektor bewäl­
tigen? 

Frau Bundesminister! Ich hoffe, daß Sie diese 
Fragen beantworten. Mir ist jedenfalls im 
Budgetausschuß nicht zur Zufriedenheit geant­
wortet worden. Nicht nur ich, gerade die 
Bewohner de s ländlichen Raumes würden 
großen Wert darauf legen. 

Hohes Haus! Ein anderes Problem - ich 
möchte hier vorerst die positiven Dinge heraus­
streichen - sind die regelmäßigen Untersu­
chungen unserer Lehrlinge. Das ist sicherlich 
eine sehr wichtige Maßnahme, denn wir kennen 
ja die jungen Leute : Die gehen ja nicht zum 
Arzt, wenn ihnen nicht etwas weh tut, aber es 
liegt doch in unser aller Interesse, daß wir eine 
gesunde Jugend haben. 

Es ist notwendig, daß auch hier gesetzliche 
Maßnahmen vorgesehen sind, um die gesund­
heitliche Kontrolle unserer jungen Leute auch in 
Zukunft zu gewährleisten. Es ist nur unverständ­
lich - und darauf muß ich leider wieder 
hinweisen -, daß diese Einrichtung nur diejeni­
gen, die nach dem ASVG versichert sind, in 
Anspruch nehmen können. Es gibt doch auch 
viele Lehrlinge, zum Beispiel landwirtschaftli­
che Lehrlinge, die im elterlichen Betrieb ihre 
Lehrzeit absolvieren, und die können- leider 
diese Lehrlingsuntersuchungen nicht kostenlos 
in Anspruch nehmen. 

Es ist auch, glaube ich, weit verbreitet und 
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bekannt, daß gerade die bäuerliche Lehre keine 
leichte Lehre ist, und man sollte wirklich 
bemüht sein, auch den Gesundheitszustand 
unserer bäuerlichen Jugend zu gewährleisten 
oder zumindest Möglichkeiten zu schaffen, 
durch die eine dauernde Kontrolle gewährleistet 
ist. 

Wir kennen eine Statistik der Bauernkranken­
kasse, die darauf hinweist, daß der GesUJ�dheits­
zustand der bäuerlichen Jugend gar nicht sehr 
beruhigend ist. Wir kennen sehr viele Haltungs­
schäden, wir kennen Mangelkrankheiten durch 
eine einseitige Ernährung. Sicherlich wird auch 
hier noch sehr viel Aufklärung notwendig sein. 

Ja wir kennen sogar trotz, wie man meint, der 
guten Luft auf dem Lande relativ viele Tbc-Er­
krankungen. Das zeigt wiederum, daß Reihen­
untersuchungen wirklich begrüßenswert und 
notwendig wären. 

Frau Bundesminister ! Ich würde Sie daher 
ersuchen, daß Sie im Einvernehmen mit dem 
Herrn Sozialminister Häuser diese kostenlosen 
Untersuchungen in Zukunft auch der bäuerli­
chen Jugend, die in ihren elterlichen Betrieben 
ihre Lehrzeit absolviert, möglich machen. 

Hohes Haus! Ich möchte noch auf ein 
regionales Problem zu sprechen kommen, 

I nämlich auf die Tollwut, die sich gerade im 
letzten Jahr sehr wesentlich in Salz burg und in 
den angrenzenden Bundesländern verbreitet 
hat. 

Wenn ich vielleicht ganz kurz auf den Verlauf 
der Seuche zu sprechen kommen darf: Wir 
haben den ersten positiven Tollwutfall - es war 
ein Fuchs - am 14 .  Oktober 1 974 in der 
Gemeinde st. Martin bei Lofer festgestellt. Seit 
diesem Zeitpunkt hat sich leider in unerfreuli­
eher Weise die Seuche sehr wesentlich im 
ganzen Landesgebiet und in den angrenzenden 
Bundesländern verbreitet. Es wurden unter 
anderem schon 250 Tiere - Füchse, Dachse, Rehe 
und verschiedenes anderes Wild, unter anderem 
auch neun Rinder und ein Pferd - als 
tollwutpositiv festgestellt. 

Frau Bundesminister !  Sie wissen, daß das 
auch vom volksgesundheitlichen Standpunkt 
eine sehr gefährliche Seuche ist. Es besteht die 
Möglichkeit, daß auch schon durch den Speichel 
eines kranken Tieres ein Mensch angesteckt 
werden kann. Wenn er nicht sofort geimpft oder 
behandelt wird, tritt auf alle Fälle der Tod ein. 

Es hat sich das Land Salzburg schon sehr 
bemüht und hat Abschußprämien festgelegt. Das 
Land Salzburg hat innerhalb eines Jahres bereits 
über 4 10.000 S dafür ausbezahlt. Ich ersuche Sie,  
das Tierseuchengesetz zu novellieren und die 
vorgesehenen 30-Schilling -Abschußprämien 

doch den heutigen Gegebenheiten entspre­
chend anzupassen. Diese 30-Schilling-Abschuß­
prämien wurden damals im Jahre 1 949 festge­
legt. Ich glaube, daß diese Summe wirklich nicht 
mehr zeitentsprechend ist. 

Ich habe schon erwähnt, daß auch schon 
Großtiere - eben neun Rinder und ein Pferd - an 
der Tollwut erkrankt sind. Ich könnte mir 
vorstellen - es wäre das ein sehr dringender 
Wunsch gerade der Landwirtschaft; ich möchte 
hier besonders als Vertreterin von Salz burg 
sprechen -, daß man auch nach dem Tierseu­
chengesetz staatliche Entschädigungen bei von 
Tollwut befallenen Rindern beziehungsweise 
Pferden bezahlt, daß also das Tierseuchengesetz 
in dieser Hinsicht novelliert wird. (Beifall bei 
der ()VP.) 

Die Salzburger Landesregierung hat Sie in 
dieser Problematik schon aufgefordert. Sie 
wurden ja schon kontaktiert. Wir mußten leider 
feststellen, daß auf Ihrer Seite keine Bereitschaft 
besteht, Mittel zur Verfügung zu stellen. Ich 
kann mir das nicht vorstellen. Es müßte ja auch 
in Ihrem Interesse sein, daß sich diese Seuche, 
die sicher nicht ungefährlich ist, nicht weiter 
ausbreitet. 

Ich konnte diesbezüglich im Ausschuß keine 
Antwort von Ihnen erhalten. Ich hoffe sehr, daß 
Sie mir jetzt eine Antwort auf meine Frage 
betreffend Novellierung des Tierseuchengeset­
zes geben werden. (Beifall bei der ()VP.) 

Präsident Minkowitsch: Zum Wort gemeldet 
ist die Frau Bundesminister. Ich erteile es. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Ingrid leodolter: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Frau Abgeordnete Wieser hat für mich erfreu­
licherweise aufgezeigt, wie viele Ärzte eigent­
lich noch notwendig sind, um einen ausreichen­
den Stand an Ärzten in Österreich sicherzustel­
len. Weil heute sehr viel über die Ärzte­
schwemme geredet wurde, möchte ich Ihnen 
vielleicht doch die Situation auf dem Ärztesektor 
näherbringen. 

Wir haben eine Analyse gemacht und sie vor 
etwa einem Jahr der Öffentlichkeit vorgestellt. 
Sie endet mit Stichtag 1. Jänner 1974.  Zu diesem 
Zeitpunkt waren in der Ärzteliste 14.884 Ärzte 
eingetragen. Davon sind etwa 60 Prozent in 
freier Praxis. Österreich steht hinsichtlich der 
Arztdichte, also mit einem Arzt auf 538 
Einwohner, an fünfter Stelle in der Weltrang­
liste. 

Nicht so aber bei den niedergelassenen 
Ärzten: So versorgt ein niedergelassener Arzt 
schon 826 Einwohner. Betrachtet man aber nur 
die Versorgung mit praktischen Ärzten, so hat 
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ein niedergelassener praktischer Arzt 1750 
Einwohner zu betreuen. Auf einen Kassenarzt -
denn nicht jeder niedergelassene Arzt ist ein 
Kassenarzt; und das wird auch in Zukunft so 
sein, weil es manchmal Ausschließungsgründe 
gibt, daß er überhaupt die Kassen bekommt: 
etwa, weil er irgendwo fix angestellt ist, zum 
Beispiel sogar in einern Ambulatorium -, auf 
einen Kassenarzt also kommen durchschnittlich 
2200 Einwohner. 

Da ist ein unangenehmer Fehler passiert - ich 
weiß nicht, worauf das zurückzuführen ist -. In 
der Aussendung der APA steht, daß die 
Weltgesundheitsorganisation als Traumzahl 
annimmt, daß 17 .000 Einwohner nur einen Arzt 
haben. 

Bitte: Das gilt für Afrika und Asien, aber nicht 
für Westeuropa. In Westeuropa wären es 2000. 

Auf 2000 Einwohner ein Arzt. Das ist ja auch 
selbstverständlich, sonst könnte das ein Arzt 
überhaupt nie beWältigen. Ich weiß nicht, wo da 
überhaupt der Irrtum entstanden ist. 

Wir sind also gar nicht schlecht mit der 
Arztdichte. Aber es sind - wie heute schon 
gesagt wurde - die Ärzte nicht in der Praxis, und 
wenn sie in der Praxis sind, haben sie nicht 
immer die Kassa. Da ist eben die größte 
Schwierigkeit. 

Dazu kommt, daß 5 1 , 9  Prozent der praktischen 
Ärzte über 55 Jahre alt sind. Das heißt : Wir 
haben in den nächsten Jahren mit einern großen 
Schwund zu rechnen, wenn wir annehmen, daß 
jemand mit 60, aber jedenfalls mit 65 Jahren in 
Pension gehen kann; es ist ganz selbstverständ­
lich, daß wir jetzt in ein Arzt-Tief kommen. 

Es wurde hier auch schon gesagt: Es fehlt an 
der fachärztlichen Versorgung. Da fehlt es ganz 
kräftig. Es gibt zunächst drei Regionen mit 
mangelhafter Grundversorgung - dazu gehören 
die Innere Medizin, die Kinderheilkunde, die 
Gynäkologie und die Röntgenologie -: Das fehlt 
im Mühl- und Waldviertel, im südlichen 
Burgenland und in der Südost-Steiermark sowie 
im Ennstal und im Murtal. Darauf hat die Frau 
Abgeordnete Wieser auch schon hingewiesen. 
30 politische Bezirke sind überhaupt ohne 
pädiatrische Versorgung. 

Wie man da sagen kann: Wir haben zu viele 
Ärzte und man soll nur ja nicht Medizin 
studieren, denn wir brauchen die Ärzte nicht, ist 
mir unverständlich. Wir haben einen Mangel 
auch auf anderen medizinischen Gebieten. Ich 
denke an die Psychiater, ich denke an die 
Sozialmediziner, ich denke an die Arbeitsmedi­
ziner, ich denke auch an die Amtsärzte. Wir 
haben nämlich auch sehr viel freie amtsärztliche 
Stellen: wir bekommen dafür keine Ärzte. 

Es besteht die Tendenz der Ärzte, in einem 
Anstellungsverhältnis zu sein. Das hat unsere 
Studie auch ganz deutlich zu Tage gebracht. Die 
Ärzte bleiben gern im Spital. Sie wollen eine 
Altersversorgung haben. Es wurde schon darauf 
hingewiesen, daß dafür bereits erste Schritte 
unternommen wurden. Bis 1 985 wird sich also 
die Situation in der Versorgung mit praktischen 
Ärzten noch weiter verschärfen, wenn wir jetzt 
nicht einen massiven Schub von praktischen 
Ärzten bekommen. 

Deshalb bitte ich, nicht immer zu sagen: Wir 
haben genug Ärzte, man soll nicht Medizin 
studieren. Es fällt ohnehin ein großer Teil ab. 
Viele gehen in theoretische Institute. Wir 
brauchen sie dort auch. Wenn - laut Aussen­
dung - gesagt worden ist, daß in Wien und 
anderen Städten schon zu viel Ärzte in den 
Spitälern sind und es Wartelisten gibt: Wir 
haben außerhalb von Wien jede Menge Arzt­
stellen frei. Wir haben in Wiener Neustadt drei 
Arztposten zur Ausbildung frei. Das fängt 
übrigens schon in Stockerau an. Es ist also 
keineswegs so, daß wir derzeit zu viele Ärzte 
hätten. Wir müßten sie anders verteilen können. 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Aber zu wenig Studienplätze!) 
Nein, wir haben auch nicht zu wenig Studien­
plätze, sondern es werden - und da habe ich 
mich beim Dekan schon erkundigt - die 
Studierenden besser eingeteilt. Wir haben dann 
auch in den Spitälern genügend Platz; denn wir 
können Teaching hospitals machen: Wir haben 
dort viele graduierte Ärzte - doppelt graduierte, 
dreifach graduierte -, die so einer Aufgabe 
absolut gewachsen sind. Es ist also nicht so, wie 
hier immer wieder behauptet wird. 

Nun zur Frage des praktischen Arztes, Herr 
Abgeordneter Ing. Hanreich und Frau Abgeord­
nete Wies er. Die Apotheker und die Tierärzte 
haben sich sehr bemüht, daß genügend Apothe­
ker und genügend Tierärzte vorhanden sind. Die 
Ärzte haben sich bisher nicht so engagiert 
gezeigt. Die anderen hätten sich das gar nicht 
nehmen lassen. Im übrigen fällt ja die Versor­
gung mit den praktischen Ärzten oder mit den 
Ärzten überhaupt in die Kompetenz der 
Gemeinden. 

Ich will gern zugeben, daß dies die Kompe­
tenz der Gemeinden überfordert, ich habe 
deshalb auch 17 Millionen Schilling allein für 
den Ärztefunkdienst ausgegeben, damit die 
Tätigkeit des Arztes effektiver wird. Man darf 
daher nicht sagen, das Gesundheitsministerium 
hat auf diesem Sektor nichts getan. (Beifall bei 
der SPO.) 

Vielleicht ein Wort zu den Selbstmorden, weil 
auch dieses Thema heute hier erwähnt wurde. 
Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat sich 
darüber lustig gemacht, daß wir bei der 
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Selbstmordverhütung so weiter fortfahren wol­
len, wie wir es bisher getan haben; es war das in 
der Rede zur Regierungserklärung ange­
klungen. 

Ich möchte sehr wohl verweisen auf die 
Initiativen, die wir in den letzten Jahren gerade 
auf dem Sektor der Selbstmord verhütung gesetzt 
haben, auch mit vielen Millionen und - ich sage 
das gerne und immer wieder - auch mit 
Unterstützung der Caritasj sie hat eine solche 
Aktion vor Jahren ins Leben gerufen, wir haben 
uns hier eingeschaltet. Aber damit ist schließlich 
erreicht worden, daß in Wien nicht mehr 35 
Prozent aller Selbstmorde sind, sondern daß 
Wien mit 21 Prozent bereits an die dritte Stelle 
Österreichs gerückt ist. Ich wollte, wir hätten in 
den Bundesländern auch schon dieses System 
aufgebaut. Es ist in Österreich wie in allen 
anderen zivilisierten Staaten eine Zunahme der 
Selbstmordrate festzustellen; das hängt auch mit 
der überalterung zusammen, aber es ist ein 
deutlicher Rückgang auf diesem Gebiet durch 
die Initiative zur Selbstmordverhütung zu ver­
zeichnen. 

Der Herr Abgeordnete Scrinzi hat gesagt, die 
Maßnahmen, die die Chancengleichheit ver­
wirklichen, das sei so ein abgegriffener Begriff. 
Ich möchte dazu sagen: So abgegriffen ist er gar 
nicht. Die Frau Abgeordnete Wieser hat eben 
gesagt, daß die ländliche Bevölkerung in die 
Lehrlingsuntersuchung noch nicht eingeschaltet 
ist ; auch daß wir bei der Rehabilitation noch gar 
keine Gleichstellung haben, ist bekannt. Das 
sind alles Dinge, die wir vorbereiten müssen. 
Wohl haben wir jetzt die Gleichstellung beim 
Mutter-Kind-Paß , da habe ich mich sehr bemüht, 
Sie erinnern sich, wie groß die Anstrengungen 
waren - und wir haben sie bei den Vorsorgeun­
tersuchungen. 

Jetzt ein Wort zu den Vorsorgeuntersuchun­
gen. Es wurde hier zweimal moniert, daß sich 
5,21 oder 5,23 Prozent zur Vorsorgeuntersu­
chung angemeldet haben, aber nur soundso 
viele untersucht worden sind. Ja, warum ist denn 
das? Auch zum Teil, weil sich die Ärzte nur sehr 
langsam entschlossen haben, in die Vorsorgeun­
tersuchungen einzusteigen. Heute sind sie 
eingestiegen. Die Kassenambulatorien konnten 
anfangs den Andrang gar nicht bewältigen, es 
gab Wartezeiten, wie wir wissen, bis zu sechs 
Monaten. 

Aber ich möchte doch nicht glauben, daß alle 
die, die sich damals angemeldet haben, über­
haupt zu keiner Untersuchung gegangen sind. 
Sie sind dann mit ihrem Krankenschein zur 
Untersuchung gegangen, wenn sie es für nötig 
erachtet haben. Das waren wahrscheinlich zum 
Teil Menschen, die schon ein bißchen etwas 
gefühlt und sich gedacht haben, bei einer 

Vorsorgeuntersuchung wird das klargestellt, 
und darum melde ich mich an. 

Es ist natürlich verständlich, daß jemand nicht 
sechs Monate auf eine Vorsorgeuntersuchung 
warten will. Wenn er sich heute entschließt, 
dann möchte er in der nächsten Zeit drankom­
men, weil er zum Beispiel im Dezember dann 
keine Zeit hat. 

Ich glaube, daß mit dieser Organisation, die wir 
jetzt vorhaben, wo wir die Zettel bei den 
praktizierenden Ärzten aufliegen haben wer­
den, womit man die Papiere für die Vorsorgeun­
tersuchung bei seiner Kassa bestellen kann, -
das wird ein viel kürzerer Weg sein - schon sehr 
viel gemacht sein wird. 

Aber da darf ich Sie auch wieder auf etwas 
aufmerksam machen: Für dieses Projekt, das wir 
schon etwa vor zwei oder drei Monaten 
beschlossen haben, mit den Ärzten, mit der 
Sozialversicherung, fehlt noch immer die Unter­
schrift - oder bis vor kurzem hat sie gefehlt - von 
der Ärztekammer. Also ganz so, daß man immer 
nur der Sozialversicherung den schwarzen Peter 
zuspielen kann, ist das nicht. 

Der Herr Abgeordnete Scrinzi hat gesagt, 
Psychohygiene ist ein altes Wort. Ich habe mich 
nicht gerühmt, daß ich die Psychohygiene 
erfunden habe. Aber Stransky hat das Wort 
geprägt. Ich weiß das sehr wohl, ich saß auch in 
der Vorlesung, wie er darüber gesprochen hat. 
Aber es ist leider die Organisation in Österreich 
noch nicht aufgebaut. Das aufzubauen ist sehr 
mühsam, ist auch eine Frage der Personalsitua­
tion. Sie selber, Herr Abgeordneter, haben es ja 
gesagt. 

Sie fragen, Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi, was 
die erste Stufe der Krankenhausreform ist. Bitte 
schön, sie besteht nicht nur darin, daß man die 
dritte Klasse auf das Niveau der zweiten anhebt, 
sondern sie besteht darin, daß wir überhaupt 
festlegen, was ein Spital ist, daß es soundso viele 
Abteilungen haben muß, daß diesen Abteilun­
gen ein Primararzt vorstehen muß, der ein 
Facharzt ist, und, und, und. 

Daß das in den letzten zwei bis drei Jahren in 
Österreich Fuß gefaßt hat, ist sicher. Da schauen 
Sie sich ein bisserl in Österreich um, da werden 
Sie das schon sehen (Beifa.ll bei der SPG), daß 
wir heute Gynäkologen und Kinderärzte in die 
Spitäler kriegen. Wir können ja auch gar keine 
Fachärzte kriegen, wenn wir nicht die entspre­
chenden Fachabteilungen in den Spitälern 
haben. Daher war die Novelle zum Krankenan­
staltengesetz dringend notwendig, denn es fehlt, 
wie wir auch vorher festgestellt haben, sehr an 
Fachärzten. Es ist eine sehr wesentliche Folge 
der Novelle, daß wir dadurch auch die Ausbil­
dungsmöglichkeit auf dem Facharztgebiet 
haben werden. 
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Die zweite Stufe gilt der Versorgung der 
chronisch Kranken. Hier hat das Bundesinstitut 
für Gesundheitswesen im Verein mit meinem 
Ministerium einen sehr ausführlichen Plan 
entwickelt, genau wie den Krankenanstalten­
plan seinerzeit. 

Herr Abgeordneter, meine Damen und Her­
ren! Bis zur Gründung meines Ministeriums hat 
es den Begriff Planung im Gesundheitswesen 
überhaupt nicht gegeben. Der Begriff war 
tabuisiert, davon hat man überhaupt nicht 
sprechen dürfen. Jetzt ist es möglich, den ersten 
Plan schon zu realisieren, der zweite Plan wird 
mit den Bundesländern abgesprochen werden, 
und dann wird auch er stufenweise zu realisie­
ren sein. Da gehört hinein die psychiatrische 
Versorgung, da gehört auch die Alten-, Kran­
kenversorgung hinein, diese Vorlagen sind 
bereits erarbeitet. (Beifall bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter, wenn Sie fragen, was das 
integrierte Gesundheitssystem ist: Bitte, das 
steht erstens wirklich in der Literatur, und 
zweitens bedeutet es, daß wir den Patienten 
auch zu Hause versorgen, daß wir ihm zu Hause 
die Möglichkeit geben, daß ein praktischer Arzt 
ihn behandeln kann, indem wir ihm soziale 
Dienste zur Verfügung stellen. 

Ich erinnere an die mobilen Krankenschwe­
stern. Ich glaube, man sollte das nicht bagatelli­
sieren. Es hat zwar Heimpflegerinnen und 
Betreuerinnen von Patienten gegeben, aber die 
mobile Krankenschwester hat es bis vor zwei 
Jahren, bevor wir sie eingeführt haben, eben 
nicht gegeben. Man hätte sie ja vorher einführen 
können, wir haben niemanden daran gehindert. 
(Beifall bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter Scrinzi, warum Sie bei der 
humangenetischen Beratungsstelle das Gesund­
heitsministerium so geflissentlich und ver­
schämt verschwiegen haben, weiß ich nicht. Ich 
habe die erste genetische Beratungsstelle in 
Österreich vor zwei Jahren eingeführt, mit 
meinem Geld, ich habe sie initiiert. überdies : es 
gibt in Österreich ein humangenetisches Institut 
in Graz. Gott sei Dank, es gab es schon vor 
meiner Zeit. Es heißt: Humangenetisches Insti­
tut, Vorstand Professor Walter Rosenkranz. 
(Beifall bei der SPO.) Dieses Institut hat sehr 
gute Arbeit geleistet im letzten Jahr in seiner 
Beratungsstelle. Wir haben sehr gute Erfolge 
erzielt. Ich weiß, es gibt auch andere genetische 
Beratungsstellen auf den beiden Frauenklini­
ken. Es gibt eine bei Professor Rett, und alle vier 
arbeiten sehr gut zusammen und sind sich ganz 
bewußt, daß man gerade dieses so schwierige 
Gebiet nicht verzetteln sollte, sondern daß es 
besser ist, daß jeder einen Teil für die Genetik 
untersucht, weil die Apparaturen ja auch 
furchtbar teuer sind. Bitte, noch ein Wort: 

Eugenik und Genetik, das ist gar nicht dasselbe. 
Das möchte ich hier nur anmerken. 

Was die angeblich effektlose Kampagne 
gegen das Rauchen betrifft, so möchte ich halt 
doch sagen: Der Zigarettenkonsum ist um acht 
Prozent im vorigen Jahr zurückgegangen. 
(Beifall bei der SPO.) Wenn wir dazu noch 
berücksichtigen, daß der Konsum bisher j edes 
Jahr um vier Prozent gestiegen ist, dann kann 
man sagen, daß er sogar um zwölf Prozent 
zurückgegangen ist. Das ist ganz wahr, das ist 
nicht unwahr. 

Und Österrich wird das erste Land sein, das 
ab 1 .  Jänner 1976 den Aufdruck auf den 
Zigaretten hat, wieviel Teer und wieviel Nikotin 
in einer Zigarette enthalten ist. (Beifall bei der 
SPO.) Das ist ein sehr guter Erfolg, und das wird 
überall im Ausland, vor allem auch in Amerika, 
sehr anerkannt. (Abg. Dr. M u s s i l :  Der Herr 
Minister Androsch hat nicht mitgespielt bei den 
nikotinannen Zigaretten!) 

Das möchte ich nicht sagen, daß das nicht 
auch das Verdienst des Bundesministers ist. Das 
ist es sicher nicht, denn es geht immer der 
Zigaretten konsum nach einer Preissteigerung 
eine Spur zurück. Aber er geht gleich wieder auf 
den ursprünglichen Wert hinauf. Das konnte 
man in vielen Jahren immer wieder beobachten. 
Das ist also ein echter Erfolg, daß heute jeder 
weiß, daß die Zigarette gesundheitsschädlich ist, 
welche Krankheiten sie verursacht; da ist gar 
kein Zweifel. 

Wenn ich jetzt vielleicht noch allgemein zu 
der Krankensituation in Österreich Stellung 
nehmen soll und kann, ich glaube, das ist recht 
interessant. 

Es wurde hier gesagt: die Statistik. Österreich 
hat sehr viele Obduktionen, und daher ist die 
Krankheitsursache bei uns praktisch fast immer 
eindeutig. Wir haben also nicht diese Krankhei­
ten wie Altersschwäche und so weiter. Bei uns 
sterben eben sehr viele Leute in Spitälern, und 
dort werden 60 Prozent obduziert, sodaß wir 
sagen können, 40 Prozent der Gestorbenen 
werden obduziert. Daher ist unsere Statistik 
wahrscheinlich genauer als Statistiken anderer 
Länder. 

Aber wir haben einen Vergleich gemacht, wir 
haben geschaut, wie es sich zehn Jahre später 
mit der Sterblichkeit in Österreich verhält. 
Darum wundert es mich, Herr Abgeordneter 
Scrinzi, daß Sie auf eine Studie zurückgreifen, 
die aus dem Jahre 1 969 stammt, wo es doch eine 
viel neuere aus dem Jahre 1 975 gibt, die das 
Bundesinstitut für Gesundheitswesen vorgelegt 
hat. 

Es ergibt sich daraus ein deutliches Ost-West-
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Gefälle der Sterblichkeit. Die Sterblichkeit der 
Frauen fast in allen Altersstufen ist gesunken, 
bei den Männern ist sie vielfach gestiegen. Auch 
dieser Trend ist in den östlichen Bundesländern 
in Richtung eines geringeren Absinkens bei den 
Frauen und eines stärkeren Ansteigens bei den 
Männern deutlicher ausgeprägt als in den 
westlichen. 

Die Tuberkulose ist um 30 bis 40 Prozent 
zurückgegangen. Deutlicher Rückgang bei den 
Infektionskrankheiten um 60 Prozent, der Tod 
durch Magenkrebs ist jetzt weniger häufig als 
vor zehn Jahren. Der Krebs des Dickdarms, der 
Bauchspeicheldrüse hat zugenommen. Der Lun­
genkrebs ist bei den Männern überall, außer in 
Wien und Niederösterreich, noch leicht im 
Zunehmen, besonders aber im Burgenland und 
in Kärnten. 

Noch deutlicher ist die Zunahme bei den 
Frauen. Betrachtet man die einzelnen Alters­
gruppen gesondert, so kann man feststellen, daß 
bei 45- bis 65jährigen Männern die Lungen­
krebssterblichkeit abnimmt, aber im höheren 
Alter zunimmt. Das ist das ,  was wir immer 
gesagt haben: daß jetzt doch eine gewisse 
Verschiebung vor sich gegangen ist. Der Gebär­
mutterkrebs - das ist etwas sehr Erfreuliches -
ist vor allem in Vorarlberg und in Tirol sehr 
zurückgegangen; und das führen wir auf die 
Vorsorgeuntersuchung zurück. Da möchte ich 
sagen, das ist der Beweis dafür, daß sich die 
Vorsorgeuntersuchung rentiert. (Beifall bei der 
SPO.) Deshalb sind wir in Österreich für die 
Vorsorgeuntersuchung und haben auch das 
Gefühl, daß die Vorsorgeuntersuchung, jetzt, wo 
wir das System aufgebaut haben, noch mehr bei 
der Bevölkerung motiviert werden muß . Aber es 
hat keinen Sinn, etwas zu motivieren, wenn die 
Ärzteschaft nicht da ist, die diese Tätigkeit 
ausüben könnte. Und da muß ich halt sagen: Ein 
Arzt, der voll ausgelastet ist, entschließt sich 
eben nicht so , dazu eine weitere Tätigkeit zu 
übernehmen, noch dazu eine Tätigkeit, die ihm 
bis dahin nicht gar so geläufig war. 

Noch ein Wort zur Diabetessterblichkeit. Sie 
ist in Vorarlberg und Burgenland in den letzten 
zehn Jahren um 100 Prozent gestiegen und in 
Wien und Tirol um mehr als die Hälfte. (Abg. Dr. 
M u s  s i  1 : Und in NiedeIösterreich, wie schaut es 
da aus?) Das können Sie nachlesen, Herr 
Abgeordneter, und zwar in der Studie über die 
regionale Sterblichkeit; die ist hoch interessant 
und nicht gar so lustig. 

Darf ich aber doch noch ein Wort zur 
Zirrhosesterblichkeit sagen, die mir sehr interes-

' 

sant scheint. (Abg. DI. G r u b e r :  Die Weinge­
biete!) Jawohl, Herr Abgeordneter, das ist es, 
g.enau das. 

Wir haben in Österreich einen enormen 
Zuwachs an Zirrhose sterblichkeit, und zwar um 
90 bis 1 00 Prozent. Wir stehen an zweiter Stelle 
hinter Frankreich, und wir können genau 
verfolgen, wo die Weingebiete sind. Ich bitte das 
auch zu beachten, und ich bitte auch in diesem 
Sinne alle meine zukünftigen Aktivitäten auf 
diesem Gebiet zu betrachten. Es ist eine 
effektive Notwendigkeit, hier etwas zu machen. 
Es wird nicht leicht sein, ich habe mir ja mit den 
übrigen Kampfmaßnahmen gegen Tabak et 
ceteta auch nicht immer Freunde gemacht. Aber 
es ist für einen Gesundheitsminister notwendig, 
daß er diese Dinge ins rechte Licht stellt und daß 
er halt doch das Gesundheitsbewußtsein der 
Bevölkerung hebt. 

Frau Abgeordnete Dr. Hubinek, Sie haben mir 
Denkanstöße geben wollen, was wir forschen 
sollen. Ich danke vielmals ! Die Motivation zum 
Rauchen ist schon untersucht, und Sie können 
das in der Studie des Institutes für Gesundheits­
wesen "Rauchen und G esundheit in Österreich" 
aus dem Jahre 1 974 nachlesen. Das ist nämlich 
alles schon klar. (Beifall bei der SPO.) 

Bevölkerungsschlüssel und Schwerpunkte 
lassen sich einigermaßen auch auf dem Kran­
kenhaussektor kombinieren. Das ist in den 
letzten Jahren eigentlich ganz gut gegangen, 
und wenn Sie nachgeschaut und festgestellt 
haben, es war das nicht nach gesundheitspoliti­
schen Aspekten vergeben, dann weiß ich nicht, 
was Sie sich dazu gedacht haben. Wir haben 
jedenfalls die Anträge von den einzelnen 
Bundesländern und von den einzelnen Gemein­
den sehr genau geprüft und haben uns nach 
gesundheitspolitischen Gründen verhalten. 
Aber vielleicht haben Sie andere . . . (Abg. Dr. 
Marga H u b i n e  k : Sie haben geschrieben: nach 
dem Bevölkerungsschlüsself) Nein, nein, Frau 
Abgeordnete, daß es nach dem Bevölkerungs­
schlüssel geht, das haben mir die Finanzreferen­
ten angetan, das ist nicht meine Idee gewesen. 
Im Rahmen der zwei Drittel von den 250 
Millionen haben wir uns an den Bevölkerungs­
schlüssel gehalten für die Bundesländer, aber 
wir haben trotzdem medizinische, gesundheits­
politische Schwerpunkte verfolgt. Das ist doch 
auch selbstverständlich. (Beifall bei der SPO.) 

Es ist ja für einen Gesundheitsminister 
unbefriedigend, nur Geld zu verteilen, statt 
gesundheitspolitisch Schwerpunkte setzen zu 
können. Das ist ja auch der Grund, warum wir 
mit der Abgangsdeckung der Spitäler nicht ganz 
glücklich sind. Ich darf das ganz deutlich sagen. 
Und wenn heute hier gesagt worden ist, es 
waren ja alle einverstanden: Ja wer war denn 
einverstanden? - Der Gesundheitsausschuß war 
einverstanden, aber leider, die Verantwortlichen 
in den Ländern und vor allem die Finanzreferen-

63 
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ten, die waren eben nicht einverstanden, und 
mit denen muß ich mich halt auseinandersetzen, 
wenn ich eine andere Finanzierung für die 
Krankenanstalten vorhabe. (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben hier 
wiederholt gesagt, das Gesundheitsministerium 
hat weder Geld noch Kompetenzen. Um wie viel 
größer ist dann eigentlich der Erfolg zu werten! 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO.) 

Daß die Säuglingssterblichkeit in Österreich 
um 1 1  Prozent im letzten Jahr zurückgegangen 
ist: ja ist das alles ein Wunder? Das verdanken 
wir echt dem Mutter-Kind-Paß, das verdanken 
wir den Einrichtungen in den geburtshilflichen 
Abteilungen, in den Kinderabteilungen, den 
Intensivstationen. 

Über den Wert des Mutter-Kind-Passes ist 
schon gesprochen worden. Aber ich möchte hier 
noch einmal festhalten: Wir haben damit das 
Sterben vor der Zeit echt bekämpft, das ist gar 
keine Frage, denn wenn ein Kind im ersten 
Lebensjahr stirbt, so ist das das Sterben vor der 
Zeit. Und das haben wir auch gemeint, wie wir 
das erklärt haben. Unsere Tätigkeit wird 
natürlich weiter fortgeführt. 

Und jetzt kommt ja erst die zweite Hälfte des 
Mutter-Kind-Passes zum Tragen, wo wir das 
Kind im ersten Lebensjahr tünfmal untersuchen. 
Das wird seine Auswirkung haben. Da wird 
natürlich die Säuglingssterblichkeit noch wes­
entlich reduziert werden in Österreich. Wir 
werden uns dann auch im Ausland blicken 
lassen können. Bisher konnten wir das nicht. Es 
ist jetzt die Säuglingssterblichkeit wohl weitge­
hend zurückgegangen, wir haben aber noch 
immer - ich sage es deutlich - einen Nachholbe­
darf. (Der Prä. s i  d e n  t übernimm t den Vorsitz.) 

Und, meine Damen und Herren, die Ge­
sundenuntersuchungen sind nicht mehr wegzu­
denken. Die genetischen Beratungsstellen sind 
nicht wegzudenken. Die Alkoholentwöhnungs­
anstalten in allen Bundesländern, mit Ausnahme 
der Steiermark, möchte ich sagen, sind nicht 
wegzudenken. Das Selbstmordverhütungsinsti­
tut ist in seiner Organisation da, wenn wir auch 
das Haus noch nicht so weit adaptiert haben, daß 
man schon einziehen kann. Die Antiraucher­
kampagne hat ihre Wirkung gehabt. Der 
Aufdruck auf den Zigarettenpackungen wird im 
Jahr 1 976 verwirklicht sein. Und die Reform des 
Krankenanstaltenwesens ist da, das ist gar kein 
Zweifel. Es sind andere Weichen gestellt worden 
auf dem Krankenhaussektor. Jeder, der mit 
offenen Augen durch das Land fährt, sieht das. 
Da gibt es nichts darüber zu sagen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Wir werden sehr wohl auf dem eingeschlage­
nen Weg weitergehen, und das wird in 

Österreich sehr nützlich für die Gesundheit der 
Bevölkerung sein. (Starker anhaltender Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Vetter. 

Abgeordneter Vetter (ÖVP) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Meine 
Fraktionskollegen haben sich mit Recht sehr 
kritisch mit dem vorliegenden Budget, und das 
steht ja auf der heutigen Tagesordnung, und im 
Grundsätzlichen mit der Gesundheitspolitik der 
Frau Bundesminister und der sozialistischen 
Alleinregierung auseinandergesetzt. Die Spre­
cher der Regierungspartei haben dagegen 
versucht, alles in sehr freundlichen Tönen zu 
schildern. Ich möchte im konkreten auf meine 
Vorredner eingehen. 

Ich möchte es dem Kollegen Sekanina hoch 
anrechnen, daß er für manche Regionen die 
ärztliche Versorgung für sehr gefährdet betrach­
tet hat, das zugegeben hat. Er hatte aber nur 
neue Versprechungen für dieses Gebiet, für 
dieses Thema übrig, einen Appell an die 
Ärztekammer, und er hat neue Aktivitäten zur 
Lösung dieser Frage versprochen. 

Im übrigen hatte ich den Eindruck bei der 
Rede des Herrn Sekanina, es wäre der Bericht 
eines sehr hohen Funktionärs der Sozialversi­
cherung, während ich bei Kollegen Dr. Steyrer 
den Eindruck gewinnen mußte, daß der Bericht 
eines Standesvertreters hier im Parlament zum 
Vortrag kam. (Abg. Pö l z :  Sind Sie heute der 
Schulmeister?) Das war mein Eindruck, Herr 
Kollege Pölz, und den lasse ich mir einfach nicht 
nehmen! (Beifall bei der OVP.) Sie haben 
vielleicht zu wenig aufgepaßt. 

Der Kollege Steininger war der dritte Redner 
der sozialistischen Fraktion und hat sich mit 
keiner Silbe mit dem vorliegenden Budget 
beschäftigt. (Abg. S t e  i n in g e r :  Aber mit der 
Gesundheitspolitik, so wie Sie !) Herr Kollege 
Steininger, das ist auch sehr dürftig zur 
Tagesordnung, die immerhin heute zur Debatte 
steht. (Abg. Dr. Fi s eh e r :  Und die Abgeordnete 
Wieser? - Abg. Dr. G r u b e  r :  Freilich, die hat 
sich sehr wohl mit dem Budget beschäftigt!) 

Und dann Sie, Frau Bundesminister. Sie 
haben auch zugegeben, daß es an praktischen 
Ärzten in unserem Lande mangelt und daß 
manche Gebiete in unserem Bundesgebiet ganz 
besonders gefährdet sind. Aber Sie haben 
ansonsten keine konkreten Vorschläge übrig, 
sondern haben festgestellt, daß sich die Ärzte 
zuwenig um den Nachwuchs gekümmert hätten, 
und haben dann gleichzeitig im zweiten Satz 
zugegeben, daß es eigentlich die Kompetenz der 
Gemeinden wäre, aber die sind ja an und für 
sich überfordert. 
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Frau Bundesminister! Das ist auch nur eine 
Wiederholung von alten Argumenten, die wir 
schon viele Male von Ihnen gehört haben. 

Zu den Vorsorgeuntersuchungen, Frau Bun­
desminister, habe ich den Eindruck, daß Sie mit 
einer perzentuellen Beteiligung von 1 ,42 Pro­
zent anscheinend zufrieden sind. Frau Bundes­
minister! Dagegen müssen wir schärfstens 
unsere Kritik erheben. Auch wir sind natürlich 
positiv zur Gesundenuntersuchung eingestellt, 
doch wir glauben, daß eine Beteiligung von so 
niedrigem Ausmaß einfach zuwenig ist, daß hier 
viel mehr Aufklärungsarbeit geleistet werden 
müßte, daß aber nicht nur davon . gesprochen, 
nicht nur darüber diskutiert werden müßte, 
sondern daß man von einer Frau Bundesminister 
in dieser Debatte eigentlich konkrete, sachliche 
Vorschläge hören müßte. 

Sie haben über die erste Stufe der Krankenan­
staltenreform gesprochen, Frau Minister, und 
haben hier wortwörtlich - wortwörtlich -
erwähnt, warum Sie diese erste Reform, diesen 
ersten Schritt für notwendig erachtet haben. Ich 
habe mitgeschrieben. Sie haben gesagt: . . .  daß 
wir sagen, was ein Krankenhaus überhaupt 
eigentlich ist, und so weiter, und so weiter, und 
daher wäre diese Novelle umgehend notwendig 
gewesen. 

Frau Bundesminister! Das ist eine sehr 
dürftige Auskunft für die zuständige Ressortlei­
terin. Sie haben kein Wort von den Normkosten 
gesprochen, kein Wort von der Finanzierung, 
sondern im Gegenteil, Sie haben die zweite 
Stufe angekündigt, nämlich jene, die sich mit 
den chronisch Kranken beschäftigen wird, also 
neue Kostenerfordernisse notwendig macht. 
Frau Bundesminister! Wenn schon die Finanzie­
rung der ersten Stufe nicht gesichert ist auf 
weitere, fernere Sicht, ist doch die Rederei von 
einer zweiten Stufe, die noch mehr Geld kostet, 
nicht mehr zielführend und völlig unmöglich. 

Sie haben sich mit der Finanzierung der 
Krankenanstalten überhaupt nicht beschäftigt. 
Sie haben nur einmal ganz kurz erwähnt, daß 
Sie mit der derzeitig gültigen Abgangsdeckung 
nicht glücklich wären, aber eben wenig Ver­
ständnis mit Ihren Vorschlägen anderswo, bei 
den anderen beteiligten kompetenten Stellen, 
gefunden haben. 

Sie haben kein Wort zum vorliegenden 
Budget gesagt. Sie haben nur sehr viel 
Statistikmaterial vorgelesen, das sich aber jeder 
Abgeordneter selbstverständlich besorgen kann 
und zum Teil schon gelesen hat. 

Frau Bundesminister! Hohes Haus ! Und nun 
einige Worte zum vorliegenden Budget. 

In der Beilage zur Budgetrede des Herrn 

Finanzministers finde ich folgende Formulie­
rung: "Damit" - und damit meint er die 2,8 
Milliarden Schilling - "ist sichergestellt, daß die 
eingeleiteten gesundheitspolitischen Maßnah­
men weitergeführt, verbessert und intensiviert 
werden können." 

Frau Bundesminister! Das ist eine Wunschvor­
stellung. Weiterführen, verbessern, intensivie­
ren können Sie mit diesem vorliegenden Budget 
Ihre gesundheitspolitischen Zielvorstellungen 
nicht mehr. Die Realität ist ganz anders. Für das 
Kapitel Gesundheit ist im Grundbudget um 150 

Millionen Schilling weniger vorgesehen als im 
Jahr zuvor. Das Konjunkturausgleichspro­
gramm, das im heurigen Jahr noch 277 
Millionen Schilling umfaßte, ist auf fast eine 
Million zusammengeschrumpft. Das gibt trotz 
einer Kostenexplosion gerade in diesem Bereich 
der Gesundheitspolitik einen nominellen Rück­
gang um mehr als 400 Millionen Schilling. Die 
Zweckzuschüsse zu den Krankenhausbauten 
sind um 185 Millionen Schilling gekürzt 
worden. 

Der Anteil des Gesundheitsbudgets an den 
Gesamtausgaben ist von 0,92 Prozent noch im 
Jahre 1 97 3  auf 0,78 Prozent im Jahre 1 976 
zurückgegangen. 

Damit, Frau Bundesminister, mit diesen 
verringerten Ansätzen, mit diesen Beträgen, die 
um rund 400 Millionen Schilling kleiner sind 
als im Jahre 1 975,  wollen Sie die Maßnahmen 
weiterführen, verbessern und intensivieren? 

Frau Bundesminister! Diese Frage kann doch 
wohl niemand Ernstzunehmender mit ja beant­
worten, denn auch Sie können mit weniger Geld 
nicht mehr Leistungen erbringen. Das ist einfach 
unmöglich, und Sie haben es ja im Finanz- und 
Budgetausschuß am 27.  November selbst zuge­
geben. Sie haben gesagt, die Budgetansätze 
dieses Kapitels sind nicht gerade explodierend, 
sie sind auch nicht ganz zufriedenstellend, aber 
es stellt einen Haushaltsvoranschlag dar, mit 
dem der Bundesminister seine Maßnahmen 
durchführen kann. 

Sie sind also nicht zufrieden, Frau Bundesmi­
nister, Sie halten die Ansätze für zu gering. 
(Abg. Ha a s :  Aber gut!) Diese Ehrlichkeit ist 
Ihnen anzurechnen, Frau Bundesminister. Aber 
warum bleiben Sie nicht bei dieser Ihrer 
überzeugung, die der Realität entspricht? 
Warum behaupten Sie hier im Hohen Haus, im 
Plenum, wieder ganz etwas anderes als vor 
einigen Wochen in der Sitzung des Finanz- und 
Budgetausschusses? 

Sie können einfach nicht zufrieden sein, oder 
Sie haben sich die Latte für das Jahr 1976 sehr 
niedrig aufgelegt, Sie sind mit Ihren Zielvorstel­
lungen gegenüber allen Ihren Versprechungen 
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in schriftlicher oder mündlicher Art wesentlich, 
sehr bedeutend zurückgegangen. 

Diese Frage kann nicht ich beantworten, die 
liegt bei Ihnen als verantwortliche Ressortleite­
rin. Tragisch ist nur, daß die Folgen dieser 
Vorgangsweise , dieser heute schon festzustel­
lenden Fehlentwicklung nicht Sie, nicht die 
Regierung, sondern in irgendeiner Form die 
gesamte österreichische Bevölkerung zu spüren 
bekommen wird. Und dafür tragen Sie die 
alleinige Verantwortung. 

Ich möchte mich nun mit zwei konkreten 
Themen beschäftigen, Frau Bundesminister, die 
in Ihrer Wortmeldung und in den Wortmeldun­
gen Ihrer Fraktionskollegen zu kurz gekommen 
sind: mit der Krankenanstaltenfinanzierung und 
noch einmal mit dem Problem der ärztlichen 
Versorgung. 

Wir haben im Mai 1 974 die 2. Novelle zum 
Krankenanstaltengesetz beschlossen, die eine 
auf zwei Jahre bedingte, doch bessere Regelung 
der Zweckzuschüsse brachte . Damals wurde 
ausdrückliehst betont, dies sei 'nur eine Über­
gangslösung, ab 1. Jänner 1976 werde eine 
Neuregelung kommen. 

Und Sie haben in einer sündteuren Propa­
gandakampagne, Frau Bundesminister, dem 
ganzen österreichischen Volke erklären wollen, 
wie gut diese Novelle zum Krankenanstaltenge­
setz sei . Es hat einige hunderttausend Schilling 
gekostet. Wir haben damals schon darauf 
hingewiesen, daß diese Propaganda nicht der 
Wahrheit entspricht, denn die Finanzierungs­
frage ist ja doch nur ganz kurzfristig gelöst 
worden. 

Und wie schauen die Ansätze für 1 976 aus? 
Sie sind um 185 Millionen Schilling geringer als 
1975.  Das sind nur um 42 Millionen Schilling 
mehr als in der Rechnung 1974 ausgewiesen ist, 
Frau Bundesminister. Also wertmäßig wesent­
lich weniger, als im Jahre 1974 bereits 
angefallen ist. Und das wollen Sie als Erfolg, als 
Fortschritt verkaufen? 

Ich möchte Ihnen ganz kurz in Erinnerung 
rufen, was Sie - denn Sie scheinen sehr 
vergeßlich zu sein - in aU den Jahren und in all 
den Monaten seither immer wieder zu dieser 
Finanzierungsfrage gesagt haben. 

Am 1 1 .  Jänner 1 974 haben Sie in einer 
Aussendung der "Sozialistischen Korrespon­
denz" festgestellt: "Finanzierungskriterien für 
die Krankenanstalten sollen der Bundeskran­
kenanstaltenplan, die Krankenanstaltengesetz­
Novelle sowie ein einheitliches Rechnungswe­
sen sein. "  

Das ist sachlich richtig, Frau Bundesminister. 
Sie haben sich dazu noch mehrmals geäußert. 

Zum Beispiel am 3. Mai 1974 haben Sie bei der 
Debatte über die Novelle festgestellt: "Diese 
Finanzierung ist auf zwei Jahre vorgesehen. Es 
hat auf diesem Gebiet viele Verhandlungen 
gegeben. Nach diesen zwei Jahren soll eine 
neue Finanzierung gefunden werden. Ich ver­
nahm hier mit Freude, daß die Oppositionspar­
teien den Normkostenzuschüssen positiv gegen­
überstehen. Wir werden Gelegenheit haben, 
über diese Frage miteinander zu diskutieren. " 

Frau Bundesminister ! Wann wurde über die 
Frage der Normkostenzuschüsse mit den Oppo­
sitionsparteien diskutiert? Wann wUlde über­
haupt mit uns darüber gesprochen? Ich glaube, 
daß Sie nicht behaupten können, diese Zusage 
gehalten zu haben. 

Sie haben dann fortgesetzt: "Wir werden uns 
für die Zeit nach 1975 zu einer ausgewogenen 
Neufinanzierung entschließen. Diese zwei Jahre 
sind ordentlich geregelt, und wir werden unter 
diesen Gesichtspunkten über die künftige 
Novelle im Parlament verhandeln. "  

Frau Bundesminister! Ein Versprechen, das 
nie und nimmer gehalten werden konnte. 

In den Budgetberatungen im Ausschuß am 18 .  
November 1974 haben Sie festgestellt, daß die 
Neuregelung der Finanzierung im besonderen 
mit einem neuen Buchführungssystem in 
Zusammenhang steht. Die Erarbeitung sei noch 
im Gange. 

In einem ORF-Interview am 22. April dieses 
Jahres haben Sie zur Frage der Normkosten 
festgestellt, daß es sehr schwierig sei, weil eben 
die Interessen sehr verschieden sind. " Wir 
haben wiederholt Sitzungen gehabt, sehr viele 
Sitzungen", heißt es hier wortwörtlich, "wir 
haben die Vorarbeiten geleistet, aber der 
Konsens dazu fehlt." Und auf die Frage des 
Journalisten, wie lange es noch dauern wird, bis 
man zu einem System der Normkosten kommt: 
"Das ist schwer zu sagen. Aber vielleicht können 
wir im nächsten Jahr ein anderes System 
haben." Das war am 22. April, Frau Bundesmini­
ster. 

Sechs Tage später, in der Dringlichen Anfrage 
der Österreichischen Volkspartei, haben Sie 
eine wesentlich positivere Antwort gegeben. Sie 
haben nämlich festgestellt: "Die Arbeiten dieses 
Komitees sind weit fortgeschritten,  aber noch 
nicht abgeschlossen. Die Vereinheitlichungen 
der Normen des Rechnungswesens scheinen mir 
aber in diesem Zusammenhang eine unabding­
bare Voraussetzung zur Lösung der Kosten- und 
damit der Finanzierungsprobleme der Kranken­
anstalten zu sein."  

Also die Arbeiten dieses Komitees sind weit 
fortgeschritten. Frau Bundesminister, am 2 2 .  
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April haben Sie festgestellt, es dauert noch 
mindest ein Jahr, am 28. April haben Sie gesagt, 
die Verhandlungen sind weit fortgeschritten. Sie 
haben also den Eindruck erweckt, diese Ver­
handlungen stünden kurz vor der Vollendung. 

Wenn schon zwischen 22. und 28. April, also 
in lediglich sechs Tagen, ein solcher Fortschritt 
in den Verhandlungen erzielt werden konnte, 
Frau Bundesminister, dann muß ich die Frage 
aufwerfen, warum in den vielen Monaten seither 
überhaupt nichts mehr erreicht werden konnte? 
Oder eine der beiden Antworten, wahrschein­
lich die am 28. April, die Sie hier im Parlament 
gegeben haben, hat nicht der Wahrheit entspro­
chen! 

Im Budgetausschuß am 27 . November dieses 
Jahres haben Sie dann zugegeben, daß es in 
zwei Jahren nicht gelungen sei, mit den Ländern 
auf einen Nenner zu kommen. Die Länder waren 
kaum bereit, sich in das Spitalswesen hinein­
schauen zu lassen. 

Frau Bundesminister! Das ist ein Eingeständ­
nis eines persönlichen Mißerfolges, denn Sie 
wollten ja zu einer neuen Reform gelangen, und 
Sie haben mit diesen Worten zugegeben, Sie 
haben es nicht erreicht. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Sie schieben aber die Schuld dieses Nichtge­
lingens immer wieder auf andere: auf die 
Länder, auf die Spitalserhalter, und ziehen sich 
in den nicht kompetenten Raum zurück. Das ist 
eine alte Vorgangsweise, die wir hunderte Male 
von Ihnen hören können. 

Aber es steht die Frage im Raum, welchen 
Anteil Sie persönlich und das Ministerium am 
Nichtzustandekommen einer Neuregelung zu 
verantworten haben. 

Ich habe eine Äußerung aus der Budgetde­
batte 1975 gefunden, die es mir zumindest 
erklärbar erscheinen läßt, warum man mit Ihnen 
persönlich über eine Neuregelung der Zweckzu­
schüsse, über eine Neuregelung der Finanzie­
rung der Krankenanstalten, über eine Neurege­
lung der Berechnung der Verpflegskosten nur 
sehr schwer zu einer Einigung kommen kann. 

Sie haben damals meiner Kollegin Dr. 
Hubinek mit folgenden Worten geantwortet: 
"Weiters reden Sie von Zuschüssen für die 
Spitäler. Auch da sind Sie völlig unorientiert. Es 
ist ein alter Irrtum, zu glauben, daß jemand, der 
länger im Spital liegt, teurer kommt. Es kommt 
nämlich der teurer, der kürzer im Spital liegt. 
Die lange Aufenthaltsdauer verkürzt eben dann 
die Kosten. (Heiterkeit bei der OVP.)" Na net. 

Und dann geht es wortwörtlich weiter, Frau 
Bundesminister: "Es ist so, daß der Patient die 
ersten Tage im Spital sehr viel kostet. Nur wenn 

er lange bleibt, kostet er nichts mehr. " Frau 
Bundesminister, ich wiederhole : "Nur wenn er 
lange bleibt, kostet er nichts mehr." 

Ich glaube, so einfach, Frau Bundesminister, 
kann man sich das nicht machen. Es ist schon 
etwas Wahres dran an dem System, daß die 
späteren Verpflegskostensätze eigentlich niedri­
ger sein müßten. Das hat auch die Österreichi­
sche Volkspartei im Krankenanstaltenplan vor­
geschlagen, aber so wie Sie es hier sagen, daß 
der Patient, der länger bleibt, überhaupt nichts 
mehr kostet, das ist eine Utopie, und ich kann 
mir also vorstellen: Wenn eine Ressortleiterin 
mit dieser Einstellung, die aus diesen Worten zu 
erkennen ist, in Verhandlungen geht, darf es 
einen nicht wundern, wenn der Erfolg ausbleibt, 
ja ausbleiben muß . Hier ist einfach ein Versagen 
festzustellen. Hier tritt neuerlich die geringe ' 
Durchschlagskraft der Frau Bundesminister 
zutage, die wir immer nur schärfstens kritisieren 
können. (Beifall bei der OVP.) 

Dann haben Sie noch um 200 Millionen 
weniger Investitionsmittel heuer im Budget vom 
Herrn Finanzminister bewilligt bekommen. Frau 
Bundesminister! Das ist ein Tiefschlag gegen die 
gesamte Gesundheitspolitik. Ein schlechteres 
Budget hätten Sie ja überhaupt nicht machen 
können, hätte ja überhaupt nicht gelingen 
können. So schlechte Budgetansätze hätten Sie 
einfach nicht akzeptieren dürfen, Frau Bundes­
minister. Sie hätten sich wehren müssen. Sie 
lassen sich einfach alles gefallen. Hätten Sie 
wenigstens mit dem Rücktritt gedroht, um den 
Herrn Finanzminister härter anzufassen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Ich gebe zu, daß jetzt auf Sie, vielleicht etwas 
zu Unrecht, die ganze Schuld fällt. Aber, Frau 
Bundesminister, wir wissen schon: Auf der einen 
Seite, bei manchen Themen und Problemkrei­
sen, haben Sie zuwenig Kompetenzen. Das 
·stimmt. Das haben wir aber schon bei der 
Gründung des Ministeriums gesagt. Das ist auch 
ein Fehler der sozialistischen Regierung und der 
ganzen Einteilung des Ressorts. (Zustimm ung 
bei der OVP.) Einerseits die fehlenden Kompeten­
zen, anderseits kommt jetzt noch dazu, daß die 
finanziellen Mittel fehlen. Der Herr Finanz­
minister hat Sie im Stich gelassen. Das ist sicher­
lich eine sehr bedauernswerte Situation, in der 
Sie sich befinden, aber im Interesse der Gesund­
heit müssen wir von Ihnen mehr Durchschlags­
kraft verlangen, Frau Bundesminister. 

Dieses Finanzierungswesen und dieses Pro­
blem treibt schön langsam einer Katastrophe zu. 
Bei rückläufigen Einnahmen sind nämlich die 
Bundesländer kaum mehr in der Lage, sind sie 
nicht mehr imstande, die notwendigen Mittel 
aufzubringen, die explosionsartig steigenden 
Kosten zu decken. 
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Die spitalserhaltenden Gemeinden stehen 
auch vor einer Zerreißprobe,  sie stehen an der 
Grenze der Finanzierbarkeit, weil es sich eben 
keine Gemeinde leisten kann, die leichtsinnige 
und verantwortungslose Schuldenpolitik des 
Finanzministers Androsch einfach zu kopieren. 

Der erste Schritt zur Krankenhausreform ist 
also noch lange nicht vollendet. Es bleibt 
solange eine Scheinreform, bis eben das 
Finanzierungsproblem gelöst ist. Und die in der 
Regierungserklärung und der auch von Ihnen 
heute angekündigte zweite Schritt der Kranken­
anstaltenreform muß solange als unvorstellbar 
gelten, als unlösbar, als Utopie, als ein 
Versprechen, das genauso wenig gehalten 
werden kann wie viele andere von Ihnen. 

Nun zu meinem zweiten konkreten Problem. 
Unter jenen Ländern Europas , in denen die 
Landflucht der Ärzte bereits bedrohliche Formen 
anzunehmen beginnt, ist Österreich an vorder­
ster Stelle zu finden. Immer mehr Ordinationen -
das wurde heute schon betont - auf dem Lande 
verwaisen. 

Zur gleichen Zeit steigen die Zahlen der 
Absolventen der medizinischen Fakultäten. 
Betrachtet man nun diese Statistik oberflächlich 
- Frau Bundesminister, Sie tun es nicht, ich bin 
da mit Ihrer Meinung eins, die Sie vorhin 
geäußert haben -, könnte man zu dem Fehl­
schluß kommen, daß einem um die ärztliche 
Versorgung zwischen Bodensee und Neusiedler 
See nicht bange zu sein braucht. Aber die 
Realität ist anders. 

Im Jahre 1961 gab es in Österreich 16 Bezirke, 
in denen ein praktischer Arzt mehr als 2000 
Einwohner zu betreuen hatte. Die Entwicklung 
bis 1 974 hat sich derart gestaltet, daß es 46 
Bezirke in Österreich, 38 Prozent aller Bezirke 
einschließlich der Wiener Gemeindebezirke, 
waren, wo ein Arzt mehr als 2000 Einwohner zu 
betreuen hatte. Das verteilt sich auf einzelne 
Bundesländer ganz unterschiedlich. In Niederö­
sterreich war es im Jahre 1 96 1  ein Bezirk, im 
Jahre 1 974 waren es sechs Bezirke, in Oberöster­
reich ist eine Zunahme von zwei auf acht 
Bezirke erfolgt, in der Steiermark von einem auf 
fünf, in Tirol von einem auf sieben. 

In meinem Heimatbezirk, im Grenzbezirk 
Gmünd, kommen auf einen praktischen Arzt 
2460 Einwohner und in meiner Heimatstadt 
selbst derzeit mehr als 3000 Einwohner auf 
einen praktischen Arzt. 

Frau Bundesminister! Da verweise ich auf 
eine Formulierung in der Regierungserklärung. 
Hier steht: "Für die Gesundheitspolitik wird es 
notwendig sein, durch eine Reihe von Maßnah­
men die Chancengleichheit in diesem so 
wichtigen Bereich unserer Gesellschaft zu 
verwirklichen. ' . 

Diese Ungleichheit der Chancen der ärztli­
chen Betreuung ist einfach besorgniserregend, 
Frau Bundesminister! Diese Entwicklung ist seit 
Jahren bekannt. Das Ziffernmaterial beweist es. 
Aber Ihre Maßnahmen auf diesem Gebiet waren 
unzureichend, haben die Entwicklung über­
haupt nicht beeinflußt. Ja im Gegenteil. Für die 
Zukunft ist noch viel Ärgeres aus zwei Gründen 
zu befürchten: Erstens, weil der Trend der 
herangebildeten Ärzte zum Angestelltenverhält­
nis in den Krankenanstalten, in der pharmazeu­
tischen Industrie, bei den Behörden, parallel mit 
der Vorliebe, sich als Facharzt niederzulassen, 
läuft, und zweitens, weil die überalterung der 
praktischen Ärzte besorgniserregende Formen 
annimmt. Im Jahre 1 965 waren noch 27,6 Prozent 
über 55 Jahre alt, im Jahre 1 974 sind es bereits 
über 50 Prozent. 

Frau Bundesminister! Diese Fakten und die 
Verantwortung um die ausreichende Versor­
gung der Bevölkerung müßten Sie eigentlich 
aufschrecken und zu andauernden Initiativen 
veranlassen. Hier kann einfach die Ausrede 
betreffend mangelnder Kompetenzen nicht gel­
tend gemacht werden. Die Bevölkerung verlangt 
von Ihnen als Ministerin für Gesundheit einfach, 
daß Sie dieses Problem angehen, daß Sie 
konkrete Vorschläge bringen, daß Sie mit allen 
anderen beteiligten Stellen versuchen, dieses 
Problem zu lösen. 

Können Sie sich vorstellen, welches Gefühl 
Patienten haben, die stundenlang in Wartezim­
mern sitzen müssen, die Familien haben, die 
Eltern haben, die an Sonn- und Feiertagen 
stundenlang um einen Arzt telephonieren und 
keinen bekommen? Oder können Sie sich das 
Gefühl vorstellen, krank im Bett zu liegen und 
auch keinen Arzt zur Hand zu haben, weil eben 
die vorhandenen überlastet sind, weil sie 
überfordert sind oder weil keiner vorhanden ist. 

Die von dieser Chancenungleichheit Betroffe­
nen, vornehmlich des ländlichen Raumes, die 
unter diesen Notzuständen leidende Bevölke­
rung, Frau Bundesminister, sind es , die mit 
Recht verlangen, daß Sie alles unternehmen, 
sicherlich nicht in Alleinverantwortung, aber 
daß Sie federführend mit allen kompetenten 
Stellen darüber verhandeln. 

Sie haben uns im Budgetausschuß berichtet, 
was Sie auf diesem Gebiet bereits geleistet 
haben. Sie haben uns mitgeteilt, daß Sie 
verschiedene Aktionen gestartet hätten, eine 
Ärztebedarfsstudie sei erstellt worden, der 
Ausbau des Ärztefunkes sei erfolgt, die Grün­
dung mehrerer Institute, die über die Tätigkeit 
des praktischen Arztes informieren und sich mit 
dem Ärzteproblem auseinandersetzen, Sie 
haben dann diese beiden Institute, eines in 
Klagenfurt und eines in Brunn an der Wild, 
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erwähnt, und weiters berichteten Sie uns, daß an 
den Universitäten Vorträge über diese Bereiche 
stattgefunden hätten. 

Frau Bundesminister! Es hat Ende des Jahres 
1974 eine Enquete zur Lage der allgemeinmedi­
zinischen Versorgung in Österreich stattgefun­
den. Damals wurden Vorschläge gemacht, die 
vielleicht helfen könnten, dieses Problem zu 
lösen. Ich kann es mir ersparen, sie vorzulesen. 
Sie sind in einer Anfragebeantwortung mitge­
teilt worden. 

Aber ich frage Sie,  dazu haben Sie noch keine 
Stellungnahme abgegeben: Haben Sie diese 
Vorschläge durch Kontaktaufnahme mit den 
zuständigen Stellen diskutiert, weiter verfolgt? 
Welches Ergebnis ist herausgekommen in den 
Verhandlungen mit dem Finanzministerium? 
Gibt es eine Bereitschaft, auf diese Vorschläge 
überhaupt einzugehen? Nur versprechen, nur 
diskutieren, nur darüber reden ist halt einfach zu 
wenig. 

Und zu den Instituten für Allgemeinmedizin 
auch ein Wort. Sie haben im Budgetausschuß 
wortwörtlich gesagt: Wir haben in Brunn an der 
Wild ein Institut errichtet. Ich habe sehr genau 
aufgepaßt, ich fahre dort täglich vorbei, Frau 
Minister: Das Institut heißt Niederösterreichi­
sches Institut für Allgemeinmedizin. Es ist - und 
das möchte ich hier feststellen - auf Initiative 
der Gemeinde und des dort praktizierenden 
Arztes Dr. Braun entstanden, mit Unterstützung 
der Sozialversicherung im wesentlichen. Hier ist 
große Unterstützung geleistet worden. Ebenso 
auch vom Land Niederösterreich. Der Beitrag 
Ihres Bundesministeriums beträgt genau 
1 ,090.000 S, wofür die Gemeinde sicherlich sehr 
dankbar ist, und das ist auch anzuerkennen, 
aber von einer Initiative des Ministeriums, Frau 
Bundesminister, oder von Ihnen selbst - Sie 
haben gesagt: Wir haben errichtet! ,  das klingt so 
nach Initiative von llmen selbst und Ihres 
Ministeriums - kann nicht die Rede sein, die 
Initiative ist dort aus einer kleinen Gemeinde -
1400 Einwohner - selbst gekommen, weil man 
eben dort das Problem wirklich hat und auch 
spürt. 

Trotzdem, Frau Bundesminister, Maßnahmen 
zur finanziellen Besserstellung des Landarztes, 
wie vielleicht eine Änderung auf dem Honorar­
sektor oder steuerliche Begünstigungen, Maß­
nahmen zur Entlastung des Landarztes, wie die 
Errichtung von Gruppenpraxen, die Einführung 
des Funknotdienstes, den Sie immer wieder 
erwähnen, oder der Einsatz mobiler Einrichtun­
gen, werden nicht zielführend sein, wenn nicht 
der Nachwuchs an praktischen Ärzten, wenn 
nicht die Neigung zur Berufsergreifung des 
praktischen Arztes gefördert wird, unQ. das kann 
nur gelingen, wenn der Beruf des praktischen 

Arztes attraktiver gestaltet wird und dieser Beruf 
auch fester in der Ausbildung verankert ist. Es 
gibt Fachleute, die behaupten, daß eine Einbe­
ziehung der Allgemeinmedizin in Forschung 
und Lehre einfach unbedingt notwendig wäre . 
Mit Vorträgen an den Universitäten über 
allgemeine Medizin allein, wie Sie erwähnt 
haben, Frau Bundesminister, wird man keinen 
Schritt weiterkommen. Nur im Zusammenwir­
ken von verschiedenen Maßnahmen kann die 
Lösung liegen. Bessere Vorbereitung auf den 
Beruf einerseits und zweitens die allgemeine 
Förderung des praktischen Arztes selbst, das 
muß die Grundlage sein. 

Nochmals gesagt: Auf mangelnde Kompetenz 
sich auszureden, halte ich nicht für zielführend. 
Sie müssen einfach initiativ werden, Sie müssen 
alle kompetenten Stellen auf einen gemeinsa­
men Nenner zu bringen versuchen, das erwartet 
mit Recht die betroffene Bevölkerung von Ihnen. 
Bis heute gibt es hier keine Erfolgsmeldung, 
immer wieder nur Ausreden über die mangelnde 
Kompetenz. Das ist eindeutig zu wenig für eine 
Ministerin, die in unserem Staate für Gesundheit 
zuständig ist. (Beifall bei der 0 VP.) 

Und nun, Frau Bundesminister, zum 
Abschluß : Nur mehr 0,78 Prozent Anteil der 
Gesamtausgaben für Gesundheitszwecke, um 
185 Millionen weniger an Zweckzuschüssen. 
Man kann das gar nicht oft genug wiederholen: 
185 Millionen Schilling weniger an Zweckzu­
schüssen für die Krankenanstalten und 200 
Millionen weniger für Investitionen. Viele 
ungelöste Probleme, für die auch in diesem 
Budget keine ausreichenden Ansätze und im 
Grundsätzlichen keine ausgereiften Vorschläge 
vorhanden sind. 

Im Budget-Lotto - sozusagen - des Jahres 
1976, im großen Glücksspiel, in dem jeder 
Minister auf ein Wunder wartet, das nie 
eintreten wird, in diesem Lotteriespiel das 
Kapitel Gesundheit als Haupttreffer hinzustel­
len, Frau Minister, anpreisen zu wollen, ist 
einfach unsachlich und unmöglich. Sie selbst -
und das haben Sie im Ausschuß gesagt - sind 
mit dem Budgetkapitel nicht zufrieden, Frau 
Bundesminister, weil es kein explodierendes ist. 
Sie vertreten aber trotzdem die Meinung, es 
reiche aus, Ihre gesundheitspolitischen Zielset­
zungen zu verfolgen. Wir, die Österreichische 
Volkspartei, können Ihnen in dieser irrigen 
Meinung nicht folgen, daher lehnen wir dieses 
Kapitel ab. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Reinhart. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Gestatten Sie mir, daß ich in Anbetracht der 
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fortgeschrittenen Zeit in aller Kürze nur einige 
wenige Punkte zitiere, die vielleicht in der 
heutigen Debatte noch nicht herangezogen 
worden sind beziehungsweise vielleicht nicht 
der entsprechenden Würdigung unterzogen 
worden sind. 

Ich darf in erster Linie auf ein Problem zu 
sprechen kommen, aus dem man ersieht, daß 
eine Koordinierung gesundheitspolitischer Maß­
nahmen nicht allein von budgetären Vorausset­
zungen abhängt. Es wäre daran zu erinnern, daß 
das sogenannte Verursacherprinzip im weiteren 
Sinn bei der Bekämpfung heutiger Volkskrank­
heiten beziehungsweise bei der Bekämpfung 
gewisser Krankheiten, deren Entstehungsge­
schichte man noch nicht genau untersuchen 
konnte, ernst genommen werden muß. 

Es wäre hier nur ein Beispiel anzuführen, 
nämlich die Bekämpfung von Krankheitsursa­
chen, die mit der betrieblichen Tätigkeit in 
Verbindung stehen. Es ist nun einmal heute 
leider so, daß es noch Betriebe gibt, die 
finanzielle Prämien aussetzen, und zwar unter 
der Voraussetzung, daß die Beschäftigten auf die 
Inanspruchnahme eines Krankenstandes ver­
zichten. Die Attraktivierung gesundheitsschädi­
gender Arbeiten durch finanzielle Begünstigun­
gen mag wohl geeignet sein, den materiellen 
Produktionsausstoß zu steigern, der Volksge­
sundheit ist damit jedoch nicht gedient, und 
überdies verschärft dies in indirektem Maße auf 
j eden Fall einen Kostenanstieg im öffentlichen 
Gesundheitswesen. 

Ein zweiter Punkt. Es wurde heute sehr viel 
von der medizinischen Betreuung gesprochen, 
auch von der medizinischen Betreuung im 
Krankenhaus. Eine weitere Schwerpunktverla­
gerung dieser medizinischen Betreuung hin zu 
einem kostenaufwendigen, immobilen und 
inflexiblen Krankenhaus ist meiner Meinung 
nach nicht weiterhin tragbar. Es wird im 
Gegenteil etwas anderes mehr in Augenmerk 
genommen werden, nämlich, wir bräuchten 
Betreuungsformen im Krankenhaus mit einem 
fließenden Übergang hin zur halbstationären 
und ambulanten Betreuung bei gleichzeitiger 
groß angelegter Ausweitung und Aufw�rtung 
des ambulanten Sektors. Allerdings darf dies 
nicht nur in der alten Form der Einzelpraxis 
gesehen werden. Die Betreuung könnte auch 
dort erfolgen, wo sich die Menschen die meiste 
Zeit aufhalten oder zumindest leicht erreichbar 
sind; sei es eine erhöhte Verlagerung der 
ärztlichen Betreuung in die Betriebe, Schulen, 
aber sei es auch eine erhöhte Betreuung in den 
Wohnbereichen. Es müßte also das Prinzip der 
sogenannten "Kontextnähe" mehr in Betracht 
gesundheitspolitischer Maßnahmen gezogen 
werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Ruf "Kampf dem Krebs! " ist leider in der letzten 
Zeit etwas verklungen, obwohl in Fachkreisen 
bekannt ist, daß gerade diese fürchterliche 
Krankheit zunimmt. Es dürfte vielleicht nicht 
allgemein bekannt sein, daß es in Österreich 
Gebiete gibt, die in bezug auf Krebserkrankun­
gen in europäischer Sicht an der Spitze liegen. 

Es ist sehr löblich, daß sich verschiedene 
Gesellschaften in Österreich mit dieser sc;:hwe­
ren Krankheit befassen. Es ist dies das Boltz­
mann-Institut für Onkologie in Lainz, das 
Boltzmann-Institut für Leukämieforschung im 
Hanuschkrankenhaus und auch der Arbeitskreis 
für Geschwulstbekämpfung im Allgemeinen 
Krankenhaus. Es sei aber an dieser Stelle nur 
kurz angeführt, es wäre vielleicht erstrebens­
wert, daß gerade unter der Leitung des 
Gesundheitsministeriums unter Beiziehung des 
Gesundhei tsinstituts eine Koordinierungsstelle 
dieser so wichtigen Forschungsarbeiten einge­
richtet wird, eine Koordinierungsstelle, die uns 
vielleicht auch in der Krebsforschung und in der 
Bekämpfung dieser Krankheit weiterbringt. 

Zum Schluß noch eine kurze Bemerkung zu 
dem, was hier in anderer Weise über die 
Ärztekammer gesagt worden ist. Wir haben den 
Eindruck, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, daß die Ärztekammern etwas zu viel an 
Standespolitik betreiben und daß sie sich sehr 
viel - zu viel - mit Disziplinarangelegenheiten 
befassen. Es wäre vielleicht wünschenswert und 
auch wieder der Koordinierung gesundheitspoli­
tischer Maßnahmen dienlich, wenn man sich 
endlich einmal auch von dieser Seite aus zu 
einer umfassenden und nicht aus wenigen 
Einzelaktionen bestehenden Gesundheitspolitik 
nach einer modemen, wissenschaftlichen 
Ansicht entschließen könnte. Es könnte damit 
endlich auch einmal ein Punkt in die Betrach­
tungsweise von dieser Seite hereingezogen 
werden, nämlich die Entlohnung der medizini­
schen Arbeit insofern, als die Entlohnung der 
medizinischen Arbeit nicht dann den größten 
Erfolg garantiert, wenn sie pauschaliert wird. 

Es wird also von dieser Stelle aus auch 
notwendig sein, vorzuschlagen, daß die Entloh­
nungsformen bei der Behandlungsqualität eine 
entsprechende Berücksichtigung erfahren und 
daß hier keine Nivellierung eintreten soll . 

Diese kurzen Bemerkungen seien mir in 
Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit gestattet, 
von dieser Stelle aus vorzutragen. Danke schön. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächste zum Wort kommt die 
Frau Abgeordnete Dr. Beatrix Eypeltauer. Bitte . 
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Abgeordnete Dr. Beatrix Eypeltauer (SPÖ) : 
Herr Präsident! Frau Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Es ist eine undankbare 
Aufgabe,  wenn man zum erstenmal in diesem 
Hohen Hause spricht und das nach mehr als 1 2  
anstrengenden Stunden tun muß. Ich darf Sie 
also sehr um Ihre Nachsicht bitten, verspreche 
aber meinerseits, daß ich mich so kurz wie 
möglich fassen werde. (Abg. Dr. G r u b e  r: Wir 
versprechen alles! - Heiterkeit.) Es ist von einem 
Gebiet heute hier - und deshalb habe ich mich 
trotz der späten Stunde doch noch zu Wort 
gemeldet - überhaupt nicht die Rede gewesen -
das hat mich überrascht -, von einem Gebiet, das 
ich für sehr wichtig und in die Zukunft weisend 
halte, nämlich vorn . , . (Abg. Dr. G r u  b e  r : 
Vom Um weltschutz!) - Sie haben es erraten, 
Herr Dr. Gruber, Sie haben ja auch mit mir 
studiert, ich weiß, Sie wissen vieles - vom 
Umweltschutz. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Die Sozialdemokratie hat in ihrer Politik stets 
den Menschen in den Mittelpunkt gestellt, und 
wenn demokratischer Sozialismus Fortschritt 
bedeutet, dann im Sinne einer humanitären 
Aufwärtsentwicklung, eines Wandels der 
Gesellschaft im positiven Sinn, das heißt -
zeitgemäß formuliert - mit dem Ziel höherer 
Qualität des Lebens. (Beifall bei der SPÖ.) 

Schon in unserem Humanprogramm des 
Jahres 1 969 nimmt das Kapitel Umwelthygiene 
einen breiten Raum ein. Die Regierungserklä­
rungen der Jahre 1 970 und 197 1  anerkennen die 
Priorität der Aufgaben des Umweltschutzes. 

In der Regierungserklärung vom 5. November 
dieses Jahres schließlich heißt es zu dem Thema 
unter anderem - ich zitiere ganz kurz -: 
"Österreich gehört zu den wenigen Ländern, 
deren Umwelt noch einigermaßen im Gleichge­
wicht ist. Doch auch wir nähern uns jenem 
kritischen Punkt, an dem nicht wiedergutzuma­
chende Schäden eintreten können." Soweit das 
Zitat. 

Noch ist also die Ausgangslage in unserem 
Lande günstig, teils aus geographischen Grün­
den, teils deshalb, weil auf verschiedenen 
Gebieten in den vergangenen Jahren anerken­
nenswerte Erfolge erzielt wurden. So ist bei­
spielsweise viel zur Reinhaltung der Gewässer 
geschehen. Ich erinnere an die gezielte Förde­
rung der Papierindustrie ,  an die Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wasserqualität unserer Seen, 
die für den Fremdenverkehr so große Bedeutung 
haben. Auf der Grundlage eines modernen, 
brauchbaren Wasserrechtsgesetzes konnten hier 
bedeutende, für uns alle erfreuliche Erfolge 
erzielt werden. 

Anders verhält es sich leider auf den Gebieten 
des Lärmschutzes sowie der Reinhaltung der 

Luft, weil hier keine klaren, einheitlichen 
Kompetenzen für die Gesetzgebung bestehen. 

Die schon erwähnte Regierungserklärung 
vorn 5. 1 1 .  dieses Jahres kündigte einen 
Gesetzentwurf an, der das Bundesministerium 
für Gesundheit und Umweltschutz in die Lage 
versetzen soll, seine Aufgaben in verstärktem 
Maße wahrzunehmen. Das ist begrüßenswert. 

In den Augen der Bevölkerung ist nun einmal 
dieses Bundesministerium, in dessen Namen 
sich das Wort "Umweltschutz" befindet, verant­
wortlich dafür, was auf diesem weiten Gebiet 
geschieht oder - aus welchen Gründen immer, 
danach wird nicht gefragt - nicht geschieht. 
Wird ein Bewohner unseres Landes durch das 
Zusammentreffen von Lärm aus den verschie­
densten Quellen in seinem Wohlbefinden emp­
findlich beeinträchtigt, interessiert es ihn nicht, 
ob es sich etwa um Baulärm handelt, der in die 
Kompetenz des Landes, oder um Verkehrslärm, 
der in die Kompetenz des Bundes, oder um Lärm 
aus einer Nachbarwohnung infolge schlechter 
Isolierung, der wieder in die Kompetenz des 
Landes, oder etwa um Fabrikslärm, der wieder 
in die Kompetenz des Bundes fällt. (Abg. Dr. 
M u s  s i 1 :  Und der Parlamentslärm ?) Kaum 
einern spitzfindigen Verfassungsjuristen gelingt 
es, diesen Dschungel an Kompetenzen zu 
durchforsten. Der Bürger verlangt Abhilfe, und 
das mit Recht. 

Ganz ähnlich, meine Damen und Herren, 
verhält es sich im Bereich der Luftverschmut­
zung. Aber der Herr Kollege Mussil ist schon 
ungeduldig, und ich will ihn daher nicht mit der 
Aufzählung von Kompetenzen langweilen. 
(Abg. Dr. Mu s s i l :  Ich höre das sehr gern, Frau 
Kollegin! - Abg. P ö 1 z :  Bleiben Sie Kavalier! 
Das ist ein alter Bra uch, Herr Mussi1!) 

Demgegenüber hat sich mit einer Geduld, die 
man bewundern muß , das Bundesministerium 
tür Gesundheit und Umweltschutz seit Jahren 
bemüht, durch die Einholung von Fachgutach­
ten, die Tätigkeit von Kommissionen, Bespre­
chungen mit den Vertretern der Bundesländer 
usw. eine gemeinsame Basis für eine brauch­
bare, einvernehmliche Lösung zu finden. 

Nun will ich hier vorausschicken, daß ich stets 
ein Vertreter des wohlverstandenen Föderalis­
mus war und bin. Es ist aber, meine Damen und 
Herren, fast grotesk, wie auf diesem Gebiet ein 
falsch verstandener Föderalismus einer bundes­
einheitlichen Regelung im Wege steht, wo doch 
gerade auf diesem Gebiet sogar einheitliche 
internationale Regelungen angestrebt werden. 

Sowohl die Schweiz als auch die Bundesrepu­
blik haben - und das wissen Sie ja - bei ähnlich 
föderalistischem Aufbau, wie wir ihn in Öster­
reich haben, vor einigen Jahren entsprechende 
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nötige Verfassungsänderungen d�rchgeführt 
und die Kompetenz an den Gesamtstaat abgege­
ben. Und wer könnte der Schweiz etwa 
mangelnden föderativen Geist vorwerfen? 

Auch in den Vereinigten Staaten sorgen 
überaus strenge gesamtstaatliche Regelungen 
für einen rigoros gehandhabten Umweltschutz. 
Die Grenzwerte über die Luftverunreinigungen 
besitzen dort Gesetzeskraft, und es konnten 
bereits deutliche Erfolge in der Reduzierung der 
Schwefeldioxid- und Kohlenmonoxidwerte 
erreicht werden. 

Und noch ein Beispiel, das Sie vielleicht, 
soweit Sie Wiener sind, interessieren wird: Der 
mittlere Staubpegel von Wien entsprach in den 
Jahren 1965/66 etwa dem Münchens. In Wien 
setzte sich die steigende Tendenz fort; in 
München weist er jedoch seither eine fallende 
Tendenz auf, dies infolge seither erlassener 
klarer, einheitlicher, eindeutiger Rechtsvor­
schriften. In Österreich kann das Bundesministe­
rium für Gesundheit und Umweltschutz nur 
unverbindliche Empfehlungen geben. (Abg. Dr. 
Marga H u  b i n  e k :  Die gibt es a uch nicht!) 

Etwas ist erfreulich: Die Bäume in Österreich 
haben kürzlich wirksamen Schutz gegen forst­
schädliehe Luftverunreinigungen erhalten. Das 
neue Forstgesetz stellt eine gesetzliche Grund­
lage für Immissions- und Emissionsbegrenzung 
dar. Den Menschen ist dies noch verwehrt, weil 
hier die Verfassungslage unklar, unübersicht­
lich und zersplittert ist. 

Längst weiß man, meine Damen und Herren, 
daß Umweltschutz Gesundheitsschutz bedeutet 
und daß die Erhaltung der Volksgesundheit 
immer mehr von einem rein medizinischen zu 
einem ökologischen Problem wird. Dennoch 
reicht - so meinen Experten - der Artikel 10 
unseres Bundesverfassungsgesetzes mit seinem 
Kompetenztatbestand " Gesundheitswesen" für 
ein umfassendes Bundes-Umweltschutzgesetz 
nicht aus. Dies einerseits deshalb, weil im Jahr 
1925,  als die Kompetenzartikel entstanden, der 
Begriff "Umweltschutz" noch nicht bekannt war 
- Versteinerungstheorie -, andererseits aber 
auch deshalb, weil die Experten der Meinung 
sind, es handle sich beim Begriff "Umwelt­
schutz" so ähnlich wie bei dem Begriff 
"Raumordnung" um keinen selbständigen Tat­
bestand, sondern um einen sogenannten "kom­
plexen Begriff",  der ein Anhängsel, einen Annex 
zur jeweiligen Sachmaterie bilde.  

Und damit bin ich am Schluß hinsichtlich 
dieser verworrenen Verfassungsrechtslage, über 
die man ja stundenlang diskutieren könnte. Es 
sind hunderte von Seiten darüber geschrieben 
worden. 

Der Vollständigkeit halber sei nur noch 

vermerkt, daß auch Gemeinden auf dem Gebiet 
des Umweltschutz generelle selbständige Nor­
men erlassen können. 

Ich bin nun, meine Damen und Herren, der 
Ansicht, daß wir es den Menschen unseres 
Landes schuldig sind, diesem Kompetenzen­
durcheinander, diesem Wirrwarr ein Ende zu 
setzen, daß wir endlich etwas tun sollten, was 
uns in die Lage versetzt, Gesetze zu erlassen, die 
für das ganze Bundesgebiet Geltung haben. 
(Beifall bei der SPO.) 

Etwa 80 Prozent der Kompetenzen liegen -
darüber besteht ausnahmsweise Einigkeit bei 
den Experten - schon jetzt beim Bund. Die 
Länder haben hinsichtlich der restlichen 20 
Prozent bereits etwa 500 oder an die 500 
verschiedene Landesgesetze - man soll es nicht 
glauben - erlassen, und es werden ständig mehr, 
weil jeweils nur winzig kleine Teilbereiche 
geregelt werden können. 

Nun haben wir noch die Geschichte mit dem 
kooperativen Bundesstaat, ich wollte vielmehr 
sagen: Unter dem Motto "kooperativer Bundes­
staat" haben Sie, meine Damen und Herren, im 
Vorjahr Artikel 1 5  a unserer Bundesverfassung 
neu eingeführt, wodurch die Möglichkeit gege­
ben ist, daß Bund und Länder auch auf dem 
Gebiet der Gesetzgebung Vereinbarungen 
schließen. Diese bedürfen jeweils zu ihrem 
Wirksamwerden der Beschlußfassung durch den 
Nationalrat und der Beschlußfassung durch die 
neun Landtage. Wie mühsam nicht nur der 
Abschluß, sondern jede Änderung wäre, kann 
man sich also ungefähr vorstellen, zumal hier 
die Grundsätze des völkerrechtlichen Vertrags­
rechtes gelten sollen. 

Als nun mit den Bundesländern im Jahre 1974 
verhandelt wurde und diese Verhandlungen 
kein positives Ergebnis versprachen, ließ das 
Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz einen Entwurf für ein Bundesum­
weltschutzgesetz ausarbeiten, der im Frühjahr 
dieses Jahres versendet wurde. Leider haben die 
Bundesländer den Abschluß einer Vereinbarung 
nach Artikel 15 a Bundes-Verfassungsgesetz 
verlangt und diesen Entwurf einhellig abge­
lehnt. 

Wenn man auch zugeben muß, daß der 
Gesetzentwurf nicht frei von Schönheitsfehlern 
ist, wäre doch zu erwarten, daß sich diese in 
gewissenhaften Beratungen beheben ließen. Ich 
bin wirklich der Überzeugung, daß auch wir in 
Österreich - ich sagte es schon - ein 
bundeseinheitliches Umweltschutzgesetz brau­
chen, wie es in vielen Ländern der Welt schon 
vorliegt. 

Es ist leider eine bittere Erfahrungstatsache, 
daß notwendige Dinge sehr oft erst dann 
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geschehen, wenn schon eine Katastrophe in 
irgendeiner Form eingetreten ist. 

Der Grad der Luftverschmutzung in den 
österreichischen Industriezentren Leoben-Do­
nawitz und Linz ist zeitweise bereits so arg, daß 
im Falle besonders widriger Witterungsverhält­
nisse die Fachleute für nichts mehr garantieren 
können. 

Ich möchte in diesem Haus wirklich nicht in 
den Ruf einer echten Kassandra geraten. (Ruf bei 
der Dvp: Haben wir schon! - Heiterkeit.) 
Kassandra war bekanntlich eine Frau, Herr Dr. 
Koren (Abg. Dr. Kare n : Ein hübsches Mäd­
chen!), und außerdem hat sie ja mit ihren 
Prophezeiungen recht gehabt. (Heiterkeit und 
demonstrativer Beifall bei der OVP.) 

Ich möchte Sie, meine Damen und Herren -
das ist wieder gar nicht lustig -, an die 
Smogkatastrophe von London im Jahre 1 952 
erinnern, die ich selbst an Ort und Stelle 
miterlebt habe und bei der es nicht weniger als 
4000 Tote gegeben hat. 

Erst nachher war es möglich, durch rigorose 
Gesetze die Luftverunreinigung dieser Riesen­
stadt so in den Griff zu bekommen, daß es seit 
einigen Jahren in London erfreulicherweise 
überhaupt keinen Smog mehr gibt. 

Lassen Sie mich hiemit ernsthaft an die 
Bundesländer appellieren, gesamtstaatlichen 
Überlegungen den Vorrang zu geben und 
wenigstens quasi als Sofortprogramm einem 
Bundesluftreinhaltegesetz zuzustimmen. Hi�zu 
wären nur ganz geringe Kompetenzverschie­
bungen nötig. 

Ich kenne die Vertreter der Bundesländer aus 
jahrzehntelanger eigener Berufserfahrung. Sie 
sind mutige Verfechter des Föderalismus. Die 
Wissenschafter wissen, daß wir eine bundesein­
heitliche Regelung brauchen, und zwar bald; sie 
sagen es nur etwas zu leise . 

Trotzdem kann ich nicht glauben, daß Erich 
Kästner recht hat, wenn er sagt: 

"Erst wenn die Mutigen klug und die Klugen 
mutig geworden sind, wird es einen echten 
Fortschritt für die Menschen geben." (Lebhafter 
Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Dr. Pelikan. 

Abgeordneter Dr. Pelikan (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich kann der Frau Kollegin Dr. Eypeltauer die 
erfreuliche Mitteilung machen, daß ich in 
weiten Teilen ihrer Rede mit ihr übereinstimme. 
Dort, wo ich nicht mit ihr übereinstimme, werde 
ich aber nicht replizieren, weil ich glaube, daß 

sie als neue Kollegin die Gesamtzusammen­
hänge und die Aktivitäten des Bundesministe­
riums für Gesundheit und Umweltschutz viel­
leicht doch nicht ganz genau kennt. Ich werde 
meine Kritik vielmehr direkt an die zuständige 
Frau Minister Leodolter richten. 

Doch zuvor ein paar allgemeine und grund­
sätzliche Bemerkungen zum Budget 1976. 

In Wirklichkeit wird mit dem Budget 1976 -
Herr Finanzminister, Sie schmunzeln; das 
wundert mich - nichts anderes prolongiert als 
der Finanzierungsnotstand des Bundes. Das 
Budget weist das höchste Defizit und den 
höchsten Schuldenstand auf, und es ist kein 
G eld zur Bewältigung vordringlicher Probleme -
dazu gehören auch die Probleme der Gesundheit 
und des Umweltschutzes - vorhanden. 

Der frische Wind, den die Sozialistische Partei 
im Wahlkampf 197 1 verheißen hat, weht dem 
österreichischen Volk jetzt in Form von Steuer­
und Tariferhöhungen eiskalt ins Gesicht. Das 
nach fünf jähriger sozialistischer Regierungstä­
tigkeit! 

Das Budget 1976 ist mit einem Zahlenge­
bäude, ähnlich einem Kartenhaus, vergleichbar: 
wohin man greift, bricht es auf jeden Fall 
auseinander. 

Es weist darüber hinaus sehr starke struktu­
relle Mängel auf. Auf diese Probleme ist von 
Kollegen meiner Fraktion heute schon hinge­
wiesen worden. Ein wesentlicher Strukturrnan­
gel ist der, daß das Budget für das Ressort 
Gesundheit und Umweltschutz zu gering dotiert 
ist und als einziges Budget sogar einen 
Rückgang von 9,5 Prozent zu verzeichnen hat. 
Das steht vollkommen im Widerspruch zur 
Regierungserklärung 1 97 1 ,  zur gesamten Wahl­
propaganda, wo es immer wieder geheißen hat, 
daß die Bedeutung des Gesundheitswesens für 
die Sozialistische Partei vorrangig ist. So sieht 
der Kampf gegen das "Sterben vor der Zeit" in 
lliren Augen aus! 

Es ist heute auch schon sehr viel von der 
Spitalsmisere die Rede gewesen. Ich darf nur 
darauf verweisen, daß das Land Steiermark im 
Jahr 1 976 688 Millionen für die Spitäler 
dazuschießen wird müssen. Wenn Sie, Frau 
Bundesminister, sagen, daß Sie sich bezüglich 
dieses Problems mit den Finanzreferenten der 
Länder zusammensetzen und mit ihnen diskutie­
ren müssen, darf ich Ihnen sagen: Mit unserem 
Finanzreferenten werden Sie sich wohl leicht 
tun; er gehört schließlich llirer Partei an. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
muß aus aB dem schließen, daß sich die Frau 
Minister nicht " emiinzipiert" hat, daß sie sich in 
der Regierung nicht durchsetzen kann. Ich kann 
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mir schon vorstellen, daß sie höhere Zuschüsse, 
höhere Dotierungen für ihr Budget verlangt hat. 

Was den Umweltschutz jetzt im konkreten 
anlangt, stelle ich fest, daß im Jahre 1915 50 
Millionen für Umweltschutz, für reinen Umwelt­
schutz und dessen Investitionen, vorhanden 
waren. Das sind nur 3 Prozent des Gesamtbud­
gets für Gesundheit und Umweltschutz. Es 
wundert einen dann, wenn der Herr Bundes­
kanzler davon spricht - es war vor etwa zwei 
Jahren -, daß in rund sieben Jahren alle Seen 
und Flüsse rein sein werden. Das wundert 
einen, wenn man weiß, daß Experten errechnet 
haben, daß bis Mitte der achtziger Jahre für die 
Seen- und Flußreinigung, für die Abwässerreini­
gung 85 Milliarden Schilling notwendig wären. 
Ich kann mir das nur so erklären, daß der Herr 
Bundeskanzler da etwas hingeworfen hat, genau 
so wie er gesagt hat, er kenne sich im Budget 
nicht aus, und das ist offenbar auch ein Ausfluß 
dieser Tatsache, daß er sich im Budget nicht 
auskennt. überall dort, wo sich der Herr 
Bundeskanzler nicht auskennt, schafft er leider 
Gottes Verwirrung, und die Verwirrung wird 
allenthalben immer stärker. 

Nicht Worte lösen das Problem, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, sondern Taten, 
Aktivitäten! In bezug auf Umweltschutz gehört 
dazu Geld, und dieses Geld ist nicht iI?­
ausreichendem Maße zur Verfügung gestellt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Frau Bundesminister hat in den letzten Jahren 
sehr viel gelernt; das muß man sagen. Wir haben 
das im Ausschuß feststellen können. Sie hat 
nämlich gelernt, mit vielen Worten fast noch 
weniger zu sagen als der Herr Bundeskanzler. 
Auf unsere Fragen im Budgetausschuß hat sie 
immer wieder geantwortet und uns recht 
gegeben, daß das Problem ein Problem ist, daß 
man es prüfen wird und daß es sicherlich ein 
Anliegen auch ihres Ressorts ist. Zum Beispiel 
der Umweltschutzbericht. Auf meine konkrete 
Frage antwortete die Frau Bundesminister, daß 
das sicher ein Anliegen ihres Ressorts ist, einen 
Umweltschutzbericht dem Hohen Hause vorzu­
legen. 

Warum legen Sie keinen Bericht vor, Frau 
Bundesminister? Wäre er zu dürftig? Ich bitte 
Sie, legen Sie dem Hohen Hause einen 
Umweltschutzbericht vor, damit wir über die 
Gesamtproblematik - und ich glaube, vielen 
unter Ihnen, meine Damen und Herren der 
Sozialistischen Partei, geht es so, daß Sie die 
Größe des Problems nicht erkennen -, damit wir 
über den Problemkreis Umweltschutz hier 
ausführlich diskutieren können. 

Das einzige, was auf dem Gebiet sichtbar 
herausgekommen ist, ist eine sehr aufwendig 

gestaltete Broschüre - ich habe noch nie so 
schwer getragen auf dem Weg zum Rednerpult 
wie heute - über Beiträge zum Umweltschutz 
1972/74 . Das ist sehr interessant. Es ist nur die 
Frage, bitte sehr, ob man nicht mit einem 
Umweltschutzbericht, der Gegenstand einer 
Debatte hier im Hause sein könnte, ausreichen­
der und vor allem wesentlich billiger wäre, denn 
dieser Bericht kostet pro Stück 250 S, eine 
Auflage von 4000 1 Million Schilling. 

Frau Bundesminister! Ich fordere Sie daher 
noch einmal auf: Bringen Sie hier im Hause 
einen Umweltschutzbericht ein. 

Was den Entwurf eines Umweltschutzgesetzes 
anbelangt, muß ich schon sagen, daß sich 
spätestens im Laufe des Begutachtungsverfah­
rens gezeigt hat, daß dieser Entwurf eine 
Totgeburt war. Ich erkläre hier und fordere Sie 
auf, Frau Bundesminister: Bringen Sie einen 
neuen Entwurf, über den man diskutieren kann, 
und keine Totgeburt. 

Zusammenfassend stelle ich fest: Gesundheit 
und Umweltschutz ist immer noch Stiefkind im 
Budget dieser sozialistischen Regierung. Was 
den Umweltschutz im besonderen anbelangt, 
Frau Bundesminister, so haben Sie bisher 
lediglich an der Oberfläche des Problems 
gekratzt. Wir warten darauf, daß nach vier 
Jahren endlich etwas Brauchbares heraus­
kommt. Ich fürchte nur, daß das nicht viel sein 
wird, weil das Geld dazu fehlt. Jedenfalls, Frau 
Bundesminister, tun Sie etwas, denn es könnte 
sein, daß einmal jemand zu Ihnen kommt und 
sagt: Treten Sie zurück, Frau Bundesminister, 
denn das wäre die einzige wirkliche Aktivität 
von Ihnen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. -
Wünscht der Herr Spezial berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i m  m u n g 
über die Beratungsgruppe XV des Bundesvoran­
schlages 1976. 

Diese umfaßt das Kapitel 17 samt dem 
dazugehörenden Teil des Konjunkturausgleich­
Voranschlages und das Kapitel 72 in 2 der 
Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist mit M e h r h e i t  a n g e­
n o m m e n. 

Gemäß § 55 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
schlage ich vor, die Abstimmung über den bei 
der Verhandlung des Kapitels 11 , Gesundheit 
und Umweltschutz, des Bundesfinanzgesetzent­
wurfes eingebrachten Entschließungsantrag 

11. Sitzung NR XIV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)128 von 129

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIV. GP - 1 1 .  Sitzung - 1 1 . Dezember 1975 913 

Präsident 

sogleich vorzunehmen. Erhebt sich dagegen ein 
Einwand? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Wiesinger und Genossen betreffend Herabset­
zung der Altersgrenze bei den Gesundenunter­
suchungen für Männer. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Die Tagesordnung ist e r  s c  h ö P f t .  

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sitzung 
die Anträge 9/A und 1 0/A eingebracht worden 
sind. Ferner sind die Anfragen 33/ J bis 42/ J 
sowie die Anfragebeantwortung 2/ AB einge­
langt. 

Es liegt mir der Antrag vor, die Verhandlung 
über das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1 976 

samt Anlagen (2 und Zu 2 der Beilagen) gemäß § 
53 Abs. 7 der Geschäftsordnung zu vertagen, um 
eine Sitzung zur Verhandlung anderer Vorlagen 
einzuschieben. 

Ich lasse darüber abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die diesem Antrag ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist e i n s t i m m i g  a n g e ­
n o m m e n .  

Die Verhandlung über das Bundesfinanzge­
setz für das Jahr 1 976 samt Anlagen ist somit 
vertagt. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für morgen, 
Freitag, den 12 .  Dezember, 9 Uhr ein. 

Die Tagesordnung dieser Sitzung ist der im 
Saal verteilten schriftlichen Mitteilung zu 
entnehmen. 

Die Sitzung ist g e  s c h i  0 s s e n .  

Schluß der Sitzung: 2 2  Uhr 1 0  Minuten 

Druckfehlerberichtigung 

Im Protokoll der 7 .  Sitzung hat auf ,Seite 492 
linke Spalte 5 .  Absatz die 5 .  Zeile wie folgt zu 
lauten: 

gungsrates sehen, das ich nicht bin, daher kann 
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